
1590 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Nachdruck vom 31. 5. 1994 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz über Sicherheit und Ge­
sundheitsschutz bei der Arb,eit (Arbeitnehmer­
Innenschutzgesetz - A.SchG) und mit dem 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das 
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, das 
Arbeitsverfassungsgesetz und das Berggesetz 

1975 geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz - ASchG 
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1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

Geltungsbereich 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für die 
Beschäftigung von Arbeitnehmern. 
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(2) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für die 
Beschäftigung von 

1. Arbeitnehmern der Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände, die nicht in Betrieben 
beschäftigt sind; 

2. Arbeitnehmern des Bundes in Dienststellen, 
auf die das Bundesbediensteten-Schutzgesetz, 
BGBI. Nr. 164/1977, anzuwenden ist; 

3. Arbeitnehmern in land- und forstwirtschaft­
lichen Betrieben im Sinne des Landarbeits­
gesetzes 1984, BGBI. Nr. 287; 

4. Hausgehilfen und Hausangestellten in priva­
ten Haushalten; 

5. Heimarbeitern im Sinne des Heimarbeits­
gesetzes 1960, BGBI. Nr. 105/1961. 

(3) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für folgende 
unter das Berggesetz 1975, BGBI. Nr. 259, fallende 
Tätigkeiten: 

1. das Aufsuchen und Gewinnen der bergfreien, 
bundeseigenen und grundeigenen minerali­
schen Rohstoffe; 

2. das Aufsuchen und Gewinnen der sonstigen 
mineralischen Rohstoffe unter Tag sowie das 
Gewinnen sonstiger mineralischer Rohstoffe 
ober Tag, wenn der Abbau untertägig und 
obertägig erfolgt und eine wechselseitige 
Beeinflussung gegeben ist; 

3. das Aufbereiten der in Z 1 und 2 angeführten 
mineralischen Rohstoffe, sofern es durch den 
Bergbauberechtigten in betrieblichem, bei 
sonstigen mineralischen Rohstoffen auch in 
räumlichem Zusammenhang mit dem Aufsu­
chen oder Gewinnen erfolgt; 

4. das Suchen und Erforschen geologischer 
Strukturen, die zum Speichern flüssiger oder 
gasförmiger Kohlenwasserstoffe verwendet 
werden sollen; 

5. das unterirdische behälterlose Speichern 
flüssiger oder gasförmiger Kohlenwasserstof­
fe sowie das Aufbereiten der gespeicherten 
Kohlenwasserstoffe, .soweit es vom Speicher­
berechtigten in betrieblichem Zusammenhang 
mit dem Speichern vorgenommen wird; 

6. das Herstellen, Betreiben und Verwenden von 
Bergbauanlagen durch den Bergbauberechtig­
ten für eigene Bergbauzwecke zur Ausübung 
der in Z 1 bis 5 angeführten Tätigkeiten; 

7. das Herstellen, Betreiben und Verwenden von 
Betriebsfahrzeugen, Tagbaugeräten, Betriebs­
einrichtungen u. dgl. durch den Bergbau­
berechtigten für eigene Bergbauzwecke zur 
Ausübung der in Z 1 bis 5 genannten 
Tätigkeiten; erfolgt das Herstellen jedoch in 
betrieblichem und räumlichem Zusammen­
hang mit Weiterverarbeitungstätigkeiten 
gemäß § 132 Abs. 1 erster Satz des Berg­
gesetzes 1975, so fällt es unter dieses 
Bundesgesetz; 

8. das Benützen von Grubenbauen zu anderen 
Zwecken als dem Gewinnen mineralischer 
Rohstoffe durch den Bergbauberechtigten 

sowie das Einbringen von Stoffen unter 
Benützung von Bergbauanlagen in geologi­
sche Strukturen und das Lagern in diesen 
durch den Bergbauberechtigten; 

9. die bergbautechnischen Aspekte des Suchens 
und Erforschens von Vorkommen geothermi­
scher Energie sowie des Gewinnens der 
Erdwärme, soweit hiezu Stollen, Schächte 
oder mehr als 100 m tiefe Bohrlöcher benützt 
werden, des Untersuchens des Untergrundes 
auf Eignung zum Lagern von Materialien in 
unterirdischen Hohlräumen, bei deren Her­
stellung und Benützung, des Suchens von 
geologischen Strukturen, die sich zur Auf­
nahme von einzubringenden Stoffen eignen, 
des Erforschens von in Betracht kommenden 
Strukturen, des Einbringens der Stoffe in die 
geologischen Strukturen und des Lagerns in 
diesen sowie der Benützung von Gruben­
bauen eines stillgelegten Bergwerks zu 
anderen Zwecken als dem Gewinnen mine­
ralischer Rohstoffe. 

Begriffsbestimmungen 

§ 2. (1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Bundes­
gesetzes sind alle Personen, die im Rahmen eines 
Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhältnisses tätig 
sind. Geistliche Amtsträger gesetzlich anerkannter 
Kirchen und Religionsgesellschaften sind keine 
Arbeitnehmer im Sinne dieses Bundesgesetzes. 

(2) Belegschaftsorgane im Sinne dieses Bundes­
gesetzes sind die nach dem Arbeitsverfassungs­
gesetz, BGBI. Nr. 22/1974, errichteten Organe der 
Arbeitnehmerschaft sowie die nach bundes- oder 
landesgesetzlichen Vorschriften oder nach sonsti­
gen Vorschriften errichteten Organe der Personal­
vertretung. 

(3) Arbeitsstätten im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind Arbeitsstätten in Gebäuden und Arbeitsstätten 
im Freien. Baustellen im Sinne dieses Bundes­
gesetzes sind zeitlich begrenzte oder ortsveränder­
liche Baustellen, an denen Hoch- und Tiefbau­
arbeiten durchgeführt werden. Dazu zählen 
insbesondere folgende Arbeiten: Aushub, Erdarbei­
ten, Bauarbeiten im engeren Sinne, Errichtung und 
Abbau von Fertigbauelementen, Einrichtung oder 
Ausstattung, Umbau, Renovierung; Reparatur, 
Abbauarbeiten, Abbrucharbeiten, Wartung, 
Instandhaltungs-, Maler- und Reinigungsarbeiten, 
Sanierung. Auswärtige Arbeitsstellen im Sinne 
dieses Bundesgesetzes sind alle Orte außerhalb 
von Arbeitsstätten, an denen andere Arbeiten als 
Bauarbeiten durchgeführt werden. 

(4) Arbeitsplatz im Sinne dieses Bundesgesetzes 
ist der räumliche Bereich, in dem sich Arbeit­
nehmer bei der von ihnen auszuübenden Tätigkeit 
aufhalten. 
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(5) Arbeitsmittel im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind alle Maschinen, Apparate, Werkzeuge, Geräte 
und Anlagen, die zur Benutzung durch Arbeit­
nehmer vorgesehen sind. Zu den Arbeitsmitteln 
gehören insbesondere auch Beförderungsmittel zur 
Beförderung von Personen oder Gütern, Aufzüge, 
Leitern, Gerüste, Dampfkessel, Druckbehälter, 
Feuerungsanlagen, Behälter, Silos, Förderleitun­
gen, kraftbetriebene Türen und Tore sowie Hub-, 
Kipp- und Rolltore. 

(6) Arbeitsstoffe im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind alle Stoffe, Zubereitungen und biologischen 
Agenzien, die bei der Arbeit verwendet werden. Als 
"Verwenden" gilt auch das Gewinnen, Erzeugen, 
Anfallen, Entstehen, Gebrauchen, Verbrauchen, 
Bearbeiten, Verarbeiten, Abfüllen, Umfüllen, 
Mischen, Beseitigen, Lagern, Aufbewahren, Bereit­
halten zur Verwendung und das innerbetriebliche 
Befördern. 

(7) Unter Gefahrenverhütung im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind sämtliche Regelungen und 
Maßnahmen zu verstehen, die zur Vermeidung 
oder Verringerung arbeitsbedingter Gefahren 
vorgesehen sind. 

(8) Stand der Technik im Sinne dieses Bundes­
gesetzes ist der auf einschlägigen wissenschaftli­
chen Erkenntnissen beruhende Entwicklungsstand 
fortschrittlicher technologischer Verfahren, Ein­
richtungen und Betriebsweisen, deren Funktions­
tüchtigkeit erprobt oder erwiesen ist. Bei der 
Bestimmung des Standes der Technik sind 
insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtun­
gen und Betriebsweisen heranzuziehen. 

(9) Bei den in diesem Bundesgesetz verwendeten 
personenbezogenen Bezeichnungen (zB Arbeitge­
ber, Arbeitnehmer, Arbeitsmediziner, Arzt, 
Beschäftiger) gilt die gewählte Form für beide 
Geschlechter. . 

Allgemeine Pflichten der Arbeitgeber 

§ 3. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, für 
Sicherheit und Gesundheitsschutz der Arbeitneh­
mer in Bezug auf alle Aspekte, die die Arbeit 
betreffen, zu sorgen. Die Kosten dafür dürfen auf 
keinen Fall zu Lasten der Arbeitnehmer gehen. 
Arbeitgeber haben die zum Schutz des Lebens, der 
Gesundheit und der Sittlichkeit erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, einschließlich der Maß­
nahmen zur Verhütung arbeitsbedingter Gefahren, 
zur Information und zur Unterweisung sowie der 
Bereitstellung einer geeigneten Organisation und 
der erforderlichen Mittel. 

(2) Arbeitgeber haben sich unter Berücksichti­
gung der bestehenden Gefahren über den neuesten 
Stand der Technik und der Erkenntnisse auf dem 
Gebiet der Arbeitsgestaltung entsprechend zu 
informieren. 

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, durch geeignete 
Maßnahmen und Anweisungen zu ermöglichen, 
daß die Arbeitnehmer bei ernster, unmittelbarer 
und nicht vermeidbarer Gefahr 

1. ihre Tätigkeit einstellen, 
2. sich durch sofortiges Verlassen des Arbeits­

platzes in Sicherheit bringen und 
3. außer in begründeten Ausnahmefällen ihre 

Arbeit nicht wieder aufnehmen, solange eine 
ernste und unmittelbare Gefahr besteht. 

(4) Arbeitgeber haben durch Anweisungen und 
sonstige geeignete Maßnahmen dafür zu sorgen, 
daß Arbeitnehmer bei ernster und unmittelbarer 
Gefahr für die eigene Sicherheit oder für die 
Sicherheit anderer Personen in der Lage sind, selbst 
die erforderlichen Maßnahmen zur Verringerung 
oder Beseitigung der Gefahr zu treffen, wenn sie 
die zuständigen Vorgesetzten oder die sonst 
zuständigen Personen nicht erreichen. Bei diesen 
Vorkehrungen sind die Kenntnisse der Arbeit­
nehmer und die ihnen zur Verfügung stehenden 
technischen Mittel zu berücksichtigen. 

(5) Arbeitgeber, die selbst eine Tätigkeit in 
Arbeitsstätten oder auf Baustellen oder auf 
auswärtigen Arbeitsstellen ausüben, haben sich so 
zu verhalten, daß sie die dort beschäftigten 
Arbeitnehmer nicht gefährden. 

(6) Für eme Arbeitsstätte, Baustelle oder 
auswärtige Arbeitsstelle, in/auf der der Arbeit­
geber nicht im notwendigen Umfang selbst anwe­
send ist, ist eine geeignete Person zu beauftragen, 
die auf die Durchführung und Einhaltung der 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu achten hat. 

(7) Arbeitgeber haben für eine geeignete Sicher­
heits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung zu 
sorgen, wenn Gefahren für Sicherheit oder 
Gesundheit der Arbeitnehmer nicht durch sonstige 
technische und organisatorische Maßnahmen "Ver­
mieden oder ausreichend begrenzt werden können. 

Ermittlung und Beurteilung der Gefahren 
Festlegung von Maßnahmen 

§ 4. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, die für die 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer 
bestehenden Gefahren zu ermitteln und zu 
beurteilen. Dabei sind insbesondere zu berück­
sichtigen: 

1. die Gestaltung und die Einrichtung der 
Arbeitsstätte, 

2. die Gestaltung und der Einsatz von Arbeits-
mitteln, 

3. die Verwendung von Arbeitsstoffen, 
4. die Gestaltung der Arbeitsplätze, 
5. die Gestaltung der Arbeitsverfahren und 

Arbeitsvorgänge und deren Zusammenwir­
ken und 

6. der Stand der Ausbildung und Unterweisung 
der Arbeitnehmer. 
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(2) Bei der Ermittlung und Beurteilung der 
Gefahren sind auch besonders gefährdete oder 
schutzbedürftige Arbeitnehmer zu berücksichtigen. 
Insbesondere ist zu ermitteln und zu beurteilen, 
inwieweit sich an bestimmten Arbeitsplätzen oder 
bei bestimmten Arbeitsvorgängen spezifische 
Gefahren für Arbeitnehmer ergeben können, für 
die ein besonderer Personenschutz besteht. 

(3) Auf Grundlage der Ermittlung und Beurtei­
lung der Gefahren gemäß Abs. 1 und 2 sind die 
durchzuführenden Maßnahmen zur Gefahrenver­
hütung festzulegen. Dabei sind auch Vorkehrungen 
für absehbare Betriebsstörungen und für Not- und 
Rettungsmaßnahmen zu treffen. Diese Maßnah­
men müssen in alle Tätigkeiten und auf allen 
Führungsebenen einbezogen werden. Schutzmaß­
nahmen müssen soweit wie möglich auch bei 
menschlichem Fehlverhalten wirksam sein. 

(4) Die Ermittlung und Beurteilung der 
Gefahren ist erforderlichenfalls zu überprüfen und 
sich ändernden Gegebenheiten anzupassen. Die 
festgelegten Maßnahmen sind auf ihre Wirksam­
keit zu überprüfen und erforderlichenfalls anzu­
passen, dabei ist eine Verbesserung der Arbeits­
bedingungen anzustreben. 

(5) Eine Überprüfung und erforderlichenfalls 
eine Anpassung im Sinne des Abs. 4 hat insbe­
sondere zu erfolgen: 

1. nach Unfällen, 
2. bei Auftreten von Erkrankungen, wenn der 

begründete Verdacht besteht, daß sie arbeits­
bedingt sind, 

3. bei sonstigen Umständen oder Ereignissen, 
die auf eine Gefahr für Sicherheit oder 
Gesundheit der Arbeitnehmer schließen 
lassen, 

4. bei Einführung neuer Arbeitsmittel, Arbeits­
stoffe oder Arbeitsverfahren, 

5. bei neuen Erkenntnissen im Sinne des § 3 
Abs. 2 und 

6. auf begründetes Verlangen des Arbeitsinspek­
torates. 

(6) Bei der Ermittlung und Beurteilung der 
Gefahren und der Festlegung der Maßnahmen sind 
erforderlichenfalls geeignete Fachleute heranzuzie­
hen. Mit der Ermittlung und Beurteilung der 
Gefahren können auch die Sicherheitsfachkräfte 
und Arbeitsmediziner beauftragt werden. 

Sicberbeits- und Gesundbeitsscbutzdokumente 

§ 5. Arbeitgeber sind verpflichtet, in einer der 
. Anzahl der Beschäftigten und den Gefahren 
entsprechenden Weise die Ergebnisse der Ermitt­
lung und Beurteilung der Gefahren sowie die 
durchzuführenden Maßnahmen zur Gefahrenver­
hütung schriftlich festzuhalten (Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzdokumente). Soweit dies aus 

Gründen der Gefahrenverhütung erforderlich ist, 
ist diese Dokumentation arbeitsplatzbezogen vor-· 
zunehmen. 

Einsatz der Arbeitnehmer 

§ 6. (1) Arbeitgeber haben bei der Übertragung 
von Aufgaben an Arbeitnehmer deren Eignung in 
Bezug auf Sicherheit und Gesundheit zu berück­
sichtigen. Dabei ist insbesondere auf Konstitution 
und Körperkräfte, Alter und Qualifikation Rück­
sicht zu nehmen. 

(2) Arbeitgeber haben durch geeignete Maß­
nahmen dafür zu sorgen, daß nur jene Arbeit­
nehmer Zugang zu Bereichen mit erheblichen oder 
spezifischen Gefahren haben, die zuvor ausrei­
chende Anweisungen erhalten haben. 

(3) Arbeitnehmer, von denen dem Arbeitgeber 
bekannt ist, daß sie an körperlichen Schwächen 
oder an Gebrechen in einem Maße leiden, daß sie 
dadurch bei bestimmten Arbeiten einer besonderen 
Gefahr ausgesetzt wären oder andere Arbeit­
nehmer gefährden könnten, dürfen mit Arbeiten 
dieser Art nicht beschäftigt werden. Dies gilt 
insbesondere für Anfallsleiden, Krämpfe, zeitwei­
lige Bewußtseinstrübungen, Beeinträchtigungen des 
Seh- oder Hörvermögens und schwere Depres­
sionszustände. 

(4) Arbeitnehmerinnen dürfen mit Arbeiten, die 
infolge ihrer Art für Frauen eine spezifische Gefahr 
bewirken können, nicht oder nur unter Bedingun­
gen oder Einschränkungen beschäftigt werden, die 
geeignet sind, diese besondere Gefahr zu vermei­
den. 

(5) Bei Beschäftigung von behinderten Arbeit­
nehmern ist auf deren körperlichen und geistigen 
Zustand jede mögliche Rücksicht zu nehmen. Das 
Arbeitsinspektorat hat ihre Beschäftigung mit 
Arbeiten, die für sie auf Grund ihres körperlichen 
oder geistigen Zustandes eine Gefahr bewirken 
können, durch Bescheid zu untersagen oder von 
bestimmten Bedingungen abhängig zu machen. 

Grundsätze der Gefahrenverhütung 

§ 7. Arbeitgeber haben bei der Gestaltung der 
Arbeitsstätten, Arbeitsplätze und Arbeitsvorgänge, 
bei der Auswahl und Verwendung von Arbeitsmit­
teln und Arbeitsstoffen, beim Einsatz der Arbeit­
nehmer sowie bei allen Maßnahmen zum Schutz 
der Arbeitnehmer folgende allgemeine. Grundsätze 
der Gefahrenverhütung umzusetzen: 

1. Vermeidung von Risiken; 
2. Abschätzung nicht vermeidbarer Risiken; 
3. Gefahrenbekämpfung an der Quelle; 
4. Berücksichtigung des Faktors "Mensch" bei 

der Arbeit, insbesondere bei der Gestaltung 
von Arbeitsplätzen sowie bei der Auswahl von 
Arbeitsmitteln und Arbeits- und Fertigungs­
verfahren, vor allem im Hinblick auf eine 
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Erleichterung bei eintöniger Arbeit und bei 
maschinenbestimmtem Arbeitsrhythmus sowie 
auf eine Abschwächung ihrer gesundheits­
schädigenden Auswirkungen; 

5. Berücksichtigung des Standes der Technik; 
6. Ausschaltung oder Verringerung von Gefah­

renmomenten ; 
7. Planung der Gefahrenverhütung mit dem Ziel 

einer kohärenten Verknüpfung von Technik, 
Arbeitsorganisation, Arbeitsbedingungen, 
sozialen Beziehungen und Einfluß der 
Umwelt auf den Arbeitsplatz; 

8 . Vorrang des kollektiven Gefahrenschutzes 
vor individuellem Gefahrenschutz; 

9. Erteilung geeigneter Anweisungen an die 
Arbeitnehmer. 

Koordination 

§ 8. (1) Werden in einer Arbeitsstätte, auf einer 
Baustelle oder einer auswärtigen Arbeitsstelle 
Arbeitnehmer mehrerer Arbeitgeber beschäftigt, so 
haben die betroffenen Arbeitgeber bei der Durch­
führung der Sicherheits- und Gesundheitsschutzbe­
stimmungen zusammenzuarbeiten. Sie haben insbe­
sondere 

1. ihre Tätigkeiten auf dem Gebiet der Gefah­
renverhütung zu koordinieren und 

2. einander sowie ihre Arbeitnehmer und die 
zuständigen Belegschaftsorgane über die 

, Gefahren zu informieren. 

(2) Werden in einer Arbeitsstätte Arbeitnehmer 
beschäftigt, die nicht in einem Arbeitsverhältnis zu 
den für diese Arbeitsstätte verantwortlichen Arbeit­
gebern stehen, (betriebsfremde Arbeitnehmer), so 
sind die für diese Arbeitsstätte verantwortlichen 
Arbeitgeber verpflichtet, . 

1. sich zu vergewissern, daß die betriebsfremden 
Arbeitnehmer entsprechend informiert und 
unterwiesen wurden, und erforderlichenfalls 
für eine entsprechende Information und 
Unterweisung zu sorgen, 

2. deren Arbeitgebern im erforderlichen Ausmaß 
Zugang zu den Sicherheits- und Gesundheits­
schutzdokumenten zu gewähren, 

3. die für die betriebsfremden Arbeitnehmer 
erforderlichen Schutzmaßnahmen im Einver­
nehmen mit deren Arbeitgebern festzulegen 
und 

4. für die Durchführung der zu ihrem Schutz in 
der Arbeitsstätte erforderlichen Maßnahmen 
zu sorgen. 

(3) Werden auf einer Baustelle gleichzeitig oder 
aufeinanderfolgend Arbeitnehmer mehrerer Arbeit­
geber beschäftigt, so haben diese durch eine 
entsprechende . Koordination der Arbeiten dafür 
zu sorgen, daß Gefahren für Sicherheit oder 
Gesundheit der auf der Baustelle beschäftigten 
Arbeitnehmer vermieden werden. 

(4) Sind für eine solche Baustelle Personen mit 
Koordinationsaufgaben auf dem Gebiet des Arbeit­
nehmerschutzes beauftragt, so haben die 'Arbeit­
geber bei der Umsetzung der Grundsätze der 
Gefahrenverhütung die Anordnungen und Hin­
weise dieser Personen zu berücksichtigen. Soweit 
dies zur Vermeidung von Gefahren für Sicherheit 
oder Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist, 
ist bei der Koordination, der Information und der 
Durchführung der Sicherheits- und Gesundheits­
schutzbestimmungen auch auf jene auf einer 
Baustelle tätigen Personen Bedacht zu nehmen, 
die keine Arbeitnehmer sind. 

(5) Durch Abs. 2 bis 4 wird die Verantwortlich­
keit der einzelnen Arbeitgeber für die Einhaltung 
der Arbeitnehmerschutzvorschriften hinsichtlich 
ihrer Arbeitnehmer nicht eingeschränkt. 

(6) Abs. 1 bis 5 gelten nicht bei einer Über­
lassung im Sinne des § 9. 

Überlassung 

§ 9. (1) Eine Überlassung im Sinne dieses 
Bundesgesetzes liegt vor, we'nn Arbeitnehmer 
Dritten zur Verfügung gestellt werden, um für sie 
und unter deren Kontrolle zu arbeiten. Überlasser 
ist, wer als Arbeitgeber Arbeitnehmer zur Arbeits­
leistung an Dritte verpflichtet. Beschäftiger ist, wer 
diese Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung einsetzt. 

(2) Für die Dauer der Überlassung gelten die 
Beschäftiger als Arbeitgeber im Sinne dieses 
Bundesgesetzes. 

(3) Beschäftiger sind verpflichtet, vor der 
Überlassung 

1. die Überlasser über die für die Tätigkeit 
erforderliche Eignung und die erforderlichen 
Fachkenntnisse sowie über die besonderen 
Merkmale des zu besetzenden Arbeitsplatzes 
zu informieren, 

2. sie über die für den zu besetzenden Arbeits­
platz oder die vorgesehene Tätigkeit erfor­
derliche gesundheitliche Eignung zu infor­
mieren, 

3. ihnen im erforderlichen Ausmaß Zugang zu 
den Sicherheits- und Gesundheitsschutzdoku­
menten zu gewähren. 

(4) Überlasser sind verpflichtet, die Arbeit­
nehmer vor einer Überlassung über die Gefahren, 
denen sie auf dem zu besetzenden Arbeitsplatz 
ausgesetzt sein können, über die für den Arbeits­
platz oder die Tätigkeit erforderliche Eignung oder 
die erforderlichen Fachkenntnisse sowie über die 
Notwendigkeit von Eignungs- und Folgeunter­
suchungen zu informieren. 

(5) Eine Überlassung zu Tätigkeiten, für die 
Eignungs- und Folgeuntersuchungen vorgeschrie­
ben sind, darf nur erfolgen, wenn diese Unter­
suchungen durchgeführt wurden und keine 
bescheidmäßige Feststellung der gesundheitlichen 
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Nichteignung erfolgt ist. Die Beschäftiger sind 
verpflichtet, sich nachweislich davon zu über­
zeugen, daß die Untersuchungen durchgeführt 
wurden und keine bescheidmäßige Feststellung 
der Nichteignung erfolgt ist. Die Pflichten nach 
§ 58 Abs. 4 bis 7 sind von den überlassern zu 
erfüllen, die Beschäftiger haben ihnen die erforder­
lichen Informationen und Unterlagen zur Verfü­
gung zu stellen. 

Bestellung vonSicherheitsvertrauenspersonen 

§ 10. (1) Arbeitgeber haben nach Maßgabe der. 
Abs. 2 bis 6 Sicherheitsvertrauenspersonen in 
ausreichender Anzahl zu bestellen. Die Mindestan­
zahl der Sicherheitsvertrauenspersonen ist unter 
Berücksichtigung der Anzahl der Arbeitnehmer 
und der bestehenden Sicherheits- und Gesundheits­
gefahren und Belastungen festzulegen. 

(2) Für Betriebe im Sinne des § 34 des 
Arbeitsverfassungsgesetzes sowie gleichgestellte 
Arbeitsstätten im Sinne des § 35 des Arbeits­
verfassungsgesetzes, für die Belegschaftsorgane 
bestehen, gilt folgendes: 

1. Sicherheitsvertrauenspersonen sind zu bestel­
len, wenn in einem Betrieb regelmäßig mehr 
als 10 Arbeitnehmer beschäftigt werden. 

2. In Betrieben, in denen regelmäßig nicht mehr 
als 50 Arbeitnehme'r beschäftigt werden, kann 
ein Betriebsratsmitglied die Aufgaben- einer 
Sicherheitsvertrauensperson übernehmen. 

3. Die Bestellung der Sicherheitsvertrauensper­
sonen bedarf der Zustimmung der zustän­
digen Belegschaftsorgane. Dies gilt auch für 
die übernahme der Aufgaben durch ein. 
Betriebsratsmitglied gemäß Z 2. 

4. Für einzelne zum Betrieb gehörende Arbeits­
stätten, Baustellen und auswärtige Arbeits­
stellen ist eine gesonderte Bestellung von 
Sicherheitsvertrauenspersonen zulässig, wenn 
dies auf Grund der betrieblichen Verhältnisse 
zweckmäßig ist. Für jene Arbeitsstätten des 
Betriebes, in denen regelmäßig mehr als 50 
Arbeitnehmer beschäftigt werden, muß eine 
gesonderte Bestellung von Sicherheitsvertrau­
enspersonen erfolgen. 

(3) Abs. 2 gilt sinngemäß für jene nicht unter 
den 11. Teil des Arbeitsverfassungsgesetzes fallen­
den Betriebe, in denen Organe der Personalvertre­
tung nach bundes- oder landesgesetzlichen V or­
schriften bestehen. 

(4) Für Arbeitsstätten, Baustellen und auswärtige 
Arbeitsstellen, für die keine Belegschaftsorgane im 
Sinne des Abs. 2 und 3 bestehen, gilt folgendes: 

L Für Arbeitsstätten, in denen regelmäßig mehr 
als 10 Arbeitnehmer beschäftigt werden, sind 
Sicherheitsvertrauenspersonen zu bestellen. 
Die auf Baustellen und auswärtigen Arbeits­
stellen beschäftigten Arbeitnehmer sind ein­
zurechnen. 

2. über die beabsichtigte Bestellung sind alle 
Arbeitnehmer schriftlich zu informieren. 
Wenn mindestens ein Drittel der Arbeit­
nehmer binnen vier Wochen gegen die 
beabsichtigte Bestellung schriftlich Einwände 
erhebt, muß eine andere Person bestellt 
werden. 

3. Die gesonderte Bestellung von Sicherheitsver­
trauenspersonen für einzelne Baustellen und 
auswärtige Arbeitsstellen ist zulässig. 

(5) Die Bestellung von Sicherheitsvertrauens­
personen hat auf die Dauer von vier Jahren zu 
erfolgen. Eine vorzeitige Abberufung von Sicher­
heitsvertrauenspersonen hat bei Betrieben im Sinne 
der Abs. 2 und 3 auf Verlangen der zuständigen 
Belegschaftsorgane, im Fall des Abs. 4 auf' 
Verlangen von mindestens einem Drittel der 
Arbeitnehmer zu erfolgen. 

(6) Als SicherheitsvertrauensPersonen dürfen nur 
Arbeitnehmer bestellt werden, die die für ihre 
Aufgaben notwendigen persönlichen und fach­
lichen Voraussetzungen erfüllen. Arbeitgeber 
haben den Sicherheitsvertrauenspel'sonen unter 
Bedachtnahme auf die betrieblichen Belange 
Gelegenheit zu geben, die für ihre Tätigkeit 
erforderlichen näheren Fachkenntnisse zu erwer­
ben und zu erweitern. 

(7) Arbeitgeber haben sicherzustellen, daß den 
Sicherheitsvertrauenspersonen die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderliche Zeit unter Anrech­
nung auf ihre Arbeitszeit zur Verfügung steht. Den 
Sicherheitsvertrauenspersonen sind die für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Behelfe 
und Mittel zur Verfügung zu stellen. Die Sicher­
heitsvertrauenspersonen sind angemessen zu unter­
weIsen. 

(8) Arbeitgeber sind verpflichtet, die Namen der 
Sicherheitsvertrauenspersonen dem Arbeitsinspekto­
rat schriftlich mitzuteilen. Das Arbeitsinspektorat 
hat diese Mitteilungen den zuständigen gesetz­
lichen Interessenvertretungen der Arbeitnehmer zur 
Kenntnis zu bringen. 

(9) Die Bestellung von Sicherheitsvertrauens­
personen berührt nicht die Verantwortlichkeit des 
Arbeitgebers für die Einhaltung der Arbeitnehmer­
schutzvorschriften. Den Sicherheitsvertrauensperso­
nen kann die Verantwortlichkeit für die Einhaltung 
von Arbeitnehmerschutzvorschriften nicht rechts­
wirksam übertragen werden. §§ 15 und 130 Abs. 4 
gelten auch für Sicherheitsvertrauenspersonen. 

Aufgaben und Beteiligung der Sicherheitsvertrau­
enspersonen 

§ 11. (1) Die Sicherheitsvertrauenspersonen 
haben in allen Fragen der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes 

1. die Arbeitnehmer zu informieren, zu beraten 
und zu unterstützen, 
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2. die Belegschaftsorgane zu informieren, zu 
beraten und zu unterstützen und mit ihnen 
zusammenzuarbeiten, 

3. in Abstimmung mit den Belegschaftsorganen 
die Interessen der Arbeitnehmer gegenüber 
den Arbeitgebern, den zuständigen Behörden 
und sonstigen Stellen zu vertreten, 

4. die Arbeitgeber bei der Durchführung des 
Arbeitnehmerschutzes zu beraten, 

5. auf das Vorhandensein der entsprechenden 
Einrichtungen und Vorkehrungen zu achten 
und die Arbeitgeber über bestehende Mängel 
zu informieren, 

6. auf die Anwendung der gebotenen Schutz­
maßnahmen zu achten, 

7. mit den Sicherheitsfachkräften und den 
Arbeitsmedizinern zusammenzuarbeiten. 

(2) Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind bei 
Ausübung ihrer in diesem Bundesgesetz geregelten 
Aufgaben an keinerlei Weisungen gebunden. 

(3) Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind 
berechtigt, in allen Fragen der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes bei den Arbeitgebern sowie 
bei den dafür zuständigen Stellen die notwendigen 
Maßnahmen zu verlangen, Vorschläge für die 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen zu erstatten 
und die Beseitigung von Mängeln zu verlangen. 

(4) Arbeitgeber sind verpflichtet, die Sicherheits­
vertrauenspersonen in allen Angelegenheiten der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes anzuhören. 

(5) Die Sicherheitsverirauenspersonen sind vor 
der Bestellung und Abberufung von Sicherheits­
fachkräften, von Arbeitsmedizinern sowie von für 
die Erste Hilfe, die Brandbekämpfung und 
Evakuierung zuständigen Personen zu informie­
ren. Die beabsichtigte Bestellung' oder Abberufung 
ist mit den Sicherheitsvertrauenspersonen zu 
beraten, außer wenn Belegschaftsorgane errichtet 
sind oder wenn die Bestellung oder Abberufung im 
Arbeitsschutzausschuß behandelt wird. 

(6) Wenn keine Belegschaftsorgane errichtet 
sind, sind die Arbeitgeber verpflichtet, 

1. die Sicherheitsvertrauenspersonen bei der 
Planung und Einführung neuer Technolo­
gien zu den Auswirkungen zu hören, die die 
Auswahl der Arbeitsmittel oder Arbeitsstoffe, 
die Gestaltung der Arbeitsbedingungen und 
die Einwirkung der UIhwelt auf den Arbeits­
platz für die Sicherheit und Gesundheit der 
Arbeitnehmer haben, 

2. die ~Sicherheitsvertrauenspersonen bei der 
Auswahl der persönlichen Schutzausrüstung 
zu beteiligen und 

3. die Sicherheitsvertrauenspersonen bei der 
Ermittlung und Beurteilung der Gefahren 
und der Festlegung der Maßnahmen sowie 
bei der Planung und Organisation der 
Unterweisung zu beteiligen. 

(7) Arbeitgeber sind verpflichtet, 
1. den Sicherheitsvertrauenspersonen Zugang zu 

den Sicherheitsc und Gesundheitsschutzdoku­
menten sowie zu den Aufzeichnungen und 
Berichten über Arbeitsunfälle zu gewähren; 

2. den Sicherheitsvertrauenspersonen folgende 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen: 
a) die Unterlagen betreffend die Erkennt­

nisse gemäß § 3 Abs. 2, 
b) die Ergebnisse von Messungen betreffend 

gefährliche Arbeitsstoffe und Lärm sowie 
sonstiger Messungen und Untersuchun­
gen, die mit dem Arbeitnehmerschutz im 
Zusammenhang stehen, und 

c) die Aufzeichnungen betreffend Arbeits­
stoffe und Lärm; 

3. die Sicherheitsvertrauenspersonen über 
Grenzwertüberschreitungen sowie deren 
Ursachen und über die getroffenen Maß­
nahmen unverzüglich zu informieren und 

4. die Sicherheitsvertrauenspersonen über Auf­
lagen, Vorschreibungen und Bewilligungen 
auf dem Gebiet des Arbeitnehmerschutzes zu 
informieren. 

(8) Werden auf Baustellen Arbeitnehmermeh­
rerer Arbeitgeber beschäftigt, hat bei der Anhörung 
und Beteiligung der Sicherheitsvertrauenspersonen 
eine angemessene Abstimmung zwischen diesen 
Arbeitgebern zu erfolgen, wenn dies angesichts des 
Ausmaßes des Risikos und des Umfanges der 
Baustelle erforderlich erscheint. 

Information 

§ 12. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, für eine 
. ausreichende Information der Arbeitnehmer über 
die Gefahren für Sicherheit und Gesundheit sowie 
über die Maßnahmen zur Gefahrenverhütung zu 
sorgen. Diese Information muß die Arbeitnehmer 
in die Lage versetzen, durch eine angemessene 
Mitwirkung zu überprüfen, ob die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen getroffen wurden. Diese Infor­
mation muß während der Arbeitszeit erfolgen. 

(2) Die Information muß vor Aufnahme der 
Tätigkeit erfolgen. Sie muß regelmäßig wiederholt 
werden, insbesondere wenn dies auf Grund sich 
ändernder betrieblicher Gegebenheiten erforderlich 
ist, weiters bei Änderung der maßgeblichen 
Arbeitnehmerschutzvorschriften und bei neuen 
Erkenntnissen auf dem Gebiet der Sicherheit und 
des Gesundheitsschutzes. 

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, alle Arbeit­
nehmer, die einer unmittelbaren erheblichen 
Gefahr ausgesetzt sein können, unverzüglich über 
diese Gefahr und die getroffenen oder zu 
treffenden Schutzmaßnahmen zu informieren. 

(4) Die Information muß in verständlicher Form 
erfolgen. Bei Arbeitnehmern, die der deutschen 
Sprache nicht ausreichend mächtig sind, hat die 
Information in ihrer Muttersprache oder in einer 
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sonstigen für sie verständlichen Sprache zu 
erfolgen. Arbeitgeber haben sich zu vergewissern, 
daß die Arbeitnehmer die Informationen verstan­
den haben. 

(5) Den Arbeitnehmern sind erforderlichenfalls 
zur Information geeignete Unterlagen zur Verfü­
gung zu stellen. Abs. 4 zweiter und dritter Satz gilt 
auch für diese Unterlagen. Bedienungsanleitungen 
betreffend Arbeitsmittel sowie Beipacktexte, 
Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsdatenblät­
ter betreffend Arbeitsstoffe sind den betroffenen 
Arbeitnehmern jedenfalls zur Verfügung zu stellen. 
Diese Unterlagen sind erforderlichenfalls am 
Arbeitsplatz auszuhängen. 

(6) Die Information der einzelnen Arbeitnehmer 
gemäß Abs. 1, 2, 4 und 5 kann entfallen, wenn 
Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt oder Beleg­
schaftsorgane errichtet sind, diese entsprechend 
informiert wurden und eine Information dieser 
Personen zur wirksamen Gefahrenverhütung aus­
reicht. Dabei sind Inhalt und Zweck der Informa­
tion sowie die bestehenden Gefahren und betrieb­
lichen Gegebenheiten zu berücksichtigen. 

(7) Wenn weder Sicherheitsvertrauenspersonen 
bestellt noch Belegschaftsorgane errichtet sind, sind 
alle Arbeitnehmer in allen in § 11 Abs. 7 
angeführten Angelegenheiten zu informieren. und 
sind ihnen die angeführten Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen. 

Anhörung und Beteiligung 

§ 13. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, die 
Arbeitnehmer in allen Fragen betreffend die 
Sicherheit und die Gesundheit am Arbeitsplatz 
anzuhören. 

(2) Wenn weder Sicherheitsvertrauenspersonen 
bestellt noch Belegschaftsorgane errichtet sind, sind 
alle Arbeitnehmer in allen in § 11 Abs. 5 und 6 
angeführten Angelegenheiten anzuhören und zu 
beteiligen. 

(3) Werden auf einer Baustelle gleichzeitig oder 
aufeinanderfolgend Arbeitnehmer mehrerer Arbeit­
geber beschäftigt, so hat bei der Anhörung und 
Beteiligung eine angemessene Abstimmung zwi­
schen diesen Arbeitgebern zu erfolgen, wenn dies 
angesichts des Ausmaßes des Risikos und des 
Umfanges der Baustelle erforderlich erscheint. 

Unterweisung 

§ 14. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, für eine 
ausreichende Unterweisung der Arbeitnehmer über 
Sicherheit und Gesundheitsschutz zu sorgen. Die 
Unterweisung muß während der Arbeitszeit 
erfolgen. Die Unterweisung muß nachweislich 
erfolgen. Für die Unterweisung sind erforderlichen­
falls geeignete Fachleute heranzuziehen. 

(2) Die Unterweisung muß 
Abständen, mindestens aber 
erfolgen. Eine' Unterweisung 
erfolgen 

in regelmäßigen 
einmal- jährlich, 
muß jedenfalls 

1. vor Aufnahme der Tätigkeit, 
2. bei einer Versetzung oder Veränderung des 

Aufgabenbereiches, 
3. bei Einführung oder Anderung von Arbeits­

mitteln, 
4. bei Einführung neuer Arbeitsstoffe, 
5. bei Einführung oder Änderung von Arbeits­

verfahren und 
6. nach Unfällen oder Ereignissen, die beinahe 

zu einem Unfall geführt hätten, sofern dies 
zur Verhütung weiterer Unfälle nützlich 
erscheint. 

(3) Die Unterweisung muß auf den Arbeitsplatz 
und den Aufgagenbereich des Arbeitnehmers 
ausgerichtet sein. Sie muß an die Entwicklung der 
Gefahrenmomente und an die Entstehung neuer 
Gefahren angepaßt sein. Die Unterweisung muß 
auch die bei absehbaren Betriebsstörungen zu 
treffenden Maßnahmen umfassen. 

(4) Die Unterweisung muß dem Erfahrungsstand 
der Arbeitnehmer angepaßt sein und in verständ­
licher Form erfolgen. Bei Arbeitnehmern, die der 
deutschen Sprache nicht ausreichend mächtig sind, 
hat die Unterweisung in ihrer Muttersprache oder 
in einer sonstigen für sie verständlichen Sprache zu 
erfolgen. Arbeitgeber haben sich zu vergewissern, 
daß die Arbeitnehmer die Unterweisung verstanden 
haben. 

(5) Die Unterweisung kann auch schriftlich 
erfolgen. Erforderlichenfalls sind den Arbeitneh­
mern schriftliche Betriebsanweisungen und sonstige 
Anweisungen zur Verfügung zu stellen. Diese 
Anweisungen sind erforderlichenfalls am Arbeits­
platz auszuhängen. Abs. 4· zweiter und dritter Satz 
gilt auch für schriftliche Anweisungen. 

Pflichten der Arbeitnehmer 

§ 15. (1) Arbeitnehmer haben die zum Schutz 
des Lebens, der Gesundheit und der Sittlichkeit 
nach diesem Bundesgesetz, den dazu erlassenen 
Verordnungen sowie behördlichen V orschreibun­
gen gebotenen Schutzmaßnahmen anzuwenden, 
und zwar gemäß ihrer Unterweisung und den 
Anweisungen des Arbeitgebers. Sie haben sich so 
zu verhalten, daß eine Gefährdung soweit als 
möglich vermieden wird. 

(2) Arbeitnehmer sind verpflichtet, gemäß ihrer 
Unterweisung und den Anweisungen des Arbeit­
gebers die Arbeitsmittel ordnungsgemäß zu 
benutzen und die ihnen zur Verfügung gestellte, 
diesem Bundesgesetz entsprechende persönliche 
Schutzausrüstung zweckentsprechend zu benutzen. 
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(3) Arbeitnehmer dürfen Schutzvorrichtungen 
nicht entfernen, außer Betrieb setzen, willkürlich 
verändern oder umstellen, soweit dies nicht aus 
arbeitstechnischen Gründen, insbesondere zur 
Durchführung von Einstellungs-, Reparatur- oder 
Wartungsarbeiten, unbedingt notwendig ist. Sie 
sind verpflichtet, gemäß ihrer Unterweisung und 
den Anweisungen des Arbeitgebers die Schutzvor­
richtungen ordnungsgemäß zu benutzen. 

(4) Arbeitnehmer dürfen sich nicht durch 
Alkohol, Arzneimittel oder Suchtgift in einen 
Zustand versetzen, in dem sie sich oder andere 
Personen gefährden können. 

(5) Arbeitnehmer haben jeden Arbeitsunfall, 
jedes Ereignis, das beinahe zu einem Unfall 
geführt hätte, und jede von ihnen festgestellte 
ernste und unmittelbare Gefahr für Sicherheit oder 
Gesundheit sowie jeden an den Schutz systemen 
festgestellten Defekt unverzüglich den zuständigen 
Vorgesetzten oder den sonst dafür zuständigen 
Personen zu melden. 

(6) Wenn sie bei unmittelbarer erheblicher 
Gefahr die zuständigen Vorgesetzten oder die 
sonst zuständigen Personen nicht erreichen kön­
nen, sind Arbeitnehmer verpflichtet, nach Maßgabe 
der Festlegungen in den Sicherheits- und Gesund­
heitsschutzdokumenten, ihrer Information und 
Unterweisung sowie der zur Verfügung stehenden 
technischen Mittel selbst die ihnen zumutbaren 
unbedingt notwendigen Maßnahmen zu treffen, 
um die anderen Arbeitnehmer zu warnen und 
Nachteile für Leben oder Gesundheit abzuwenden. 

(7) Arbeitnehmer haben gemeinsam mit dem 
Arbeitgeber, den Sicherheitsvertrauenspersonen 
und den Präventivdiensten darauf hinzuwirken, 
daß die zum Schutz der Arbeitnehmer vorgese­
henen Maßnahmen eingehalten werden und daß 
die Arbeitgeber gewährleisten, daß das Arbeits­
umfeld und die Arbeitsbedingungen sicher sind und 
keine Gefahren für Sicherheit oder Gesundheit 
aufweisen. 

(8) Die Pflichten der Arbeitnehmer in Fragen 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 
berühren nicht die Verantwortlichkeit des Arbeit­
gebers für die Einhalturig der Arbeitnehmerschutz-
vorschriften. . 

Aufzeichnungen und Berichte über Arbeitsunfälle 

§ 16. (1) Arbeitgeber haben Aufzeichnungen zu 
führen 

1. über alle tödlichen Arbeitsunfälle, 
2. über alle Arbeitsunfälle, die eine Verletzung 

eines Arbeitnehmers mit einem Arbeitsausfall 
von mehr als drei Kalendertagen zur Folge 
haben, und 

3. über alle Ereignisse, die beinahe zu einem 
tödlichen oder schweren Arbeitsunfall geführt 
hätten und die gemäß § 15 Abs. 5 gemeldet 
wurden. 

(2) Die Aufzeichnungen gemäß Abs. 1 sind 
mindestens fünf Jahre aufzubewahren. 

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, auf Verlangen 
des Arbeitsinspektorates Berichte über bestimmte 
Arbeitsunfälle zu erstellen und dem Arbeitsinspek­
torat zu übermitteln. 

Instandhaltung, Reinigung, Prüfung 

§ 17. (1) Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß 
die Arbeitsstätten einschließlich der Sanitär- und 
Sozialeinrichtungen, die elektrischen Anlagen, 
Arbeitsmittel und Gegenstände der persönlichen 
Schutzausrüstung sowie die Einrichtungen zur 
Brandrneldung oder -bekämpfung, zur Erste­
Hilfe-Leistung und zur Rettung aus Gefahr 
ordnungsgemäß instand gehalten und gereinigt 
werden. 

(2) Arbeitgeber haben unbeschadet der in den 
folgenden Abschnitten dieses Bundesgesetzes vor­
gesehenen besonderen Prüfpflichten dafür zu 
sorgen, daß elektrische Anlagen, Arbeitsmittel, 
Gegenstände der persönlichen Schutzausrüstung 
sowie Einrichtungen zur Brandmeldung oder 
-bekämpfung und zur Rettung aus Gefahr in 
regelmäßigen Abständen auf ihren ordnungsgemä­
ßen Zustand überprüft werden und festgestellte 
Mängel unverzüglich beseitigt werden. 

Verordnungen 

§ 18. Der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales hat in Durchführung des 1. Abschnittes 
durch Verordnung näher zu regeln: 

1. die Sicherheits- und Gesundheitsschutzdoku­
mente, wobei die Art der Tätigkeiten und die 
Größe des Unternehmens bzw. der Arbeits­
stätte, Baustelle oder auswärtigen Arbeitsstelle 
zu berücksichtigen sind, 

2. Arbeiten, mit denen Arbeitnehmerinnen nicht 
oder nur unter Bedingungen oder Einschrän­
kungen beschäftigt werden dürfen, 

3. die Mindestanzahl der Sicherheitsvertrauens­
personen. 

2. Abschnitt 

Arbeitsstätten und Baustellen 

Anwendungsbereich 

§ 19. (1) Arbeitsstätten sind 
1. alle Gebäude und sonstigen baulichen Anla­

gen sowie Teile von Gebäuden oder sonstigen 
baulichen Anlagen, in denen Arbeitsplätze 
eingerichtet sind oder eingerichtet werden 
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sollen oder zu denen Arbeitnehmer im 
Rahmen ihrer Arbeit Zugang haben (Arbeits­
stätten in Gebäuden), sowie 

2. alle Orte auf einem Betriebsgelände, zu denen 
Arbeitnehmer im Rahmen ihrer Arbeit 
Zugang haben (Arbeitsstätten im Freien). 

(2) Als Arbeitsstätten im Sinne des Abs. 1 Z 
gelten auch Wohnwagen, Container und sonstige 
ähnliche Einrichtungen, sowie Tragluftbauten, die 
zur Nutzung für Arbeitsplätze vorgesehen sind. 

(3) Die §§ 20 bis.28 gelten nicht für 
1. Gebäude und sonstige bauliche Anlagen, die 

dem Gottesdienst gesetzlich anerkannter 
Kirchen und Religionsgesellschaften gewid­
met sind, 

2. Felder, Wälder und sonstige Flächen, die zu 
einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 
gehören und außerhalb seiner verbauten 
Fläche liegen. 

Allgemeine Bestimmungen über Arbeitsstätten und 
Baustellen 

§ 20. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, Arbeits­
stätten und Baustellen entsprechend den V orschrif­
ten dieses Bundesgesetzes sowie den dazu 
erlassenen Verordnungen und entsprechend den 
für sie geltenden behördlichen Vorschreibungen 
einzurichten und zu betreiben. 

(2) Befinden sich in einer Arbeitsstätte oder auf 
einer Baustelle Gefahrenbei-eiche, in denen 
Absturzgefahr für die Arbeitnehmer oder die 
Gefahr des Herabfallens von Gegenständen 
besteht, so müssen diese Bereiche nach Möglich­
keit mit Vorrichtungen ausgestattet sein, die 
unbefugte Arbeitnehmer am Betreten dieser 
Bereiche hindern. Dies -gilt auch für sonstige 
Bereiche, in denen besondere Gefahren bestehen, 
insbesondere durch elektrische Spannung, radio­
aktive Stoffe, ionisierende oder nichtionisierende 
Strahlung oder durch Lärm oder sonstige physi­
kalische Einwirkungen. Gefahrenbereiche müssen 
gut sichtbar und dauerhaft gekennzeichnet sein. 

(3) Elektrische Anlagen müssen so geplant und 
installiert sein, daß von ihnen keine Brand- oder 
Explosionsgefahr ausgeht und daß Arbeitnehmer 
bei direktem oder indirektem Kontakt angemessen 
vor Unfallgefahren geschützt sind. 

(4) Der Verkehr innerhalb der Arbeitsstätten 
und auf den Baustellen ist so abzuwickeln, daß 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer nicht 
gefährdet werden. Die der Verkehrssicherheit 
dienenden Vorschriften der Straßenverkehrsord­
nung 1960, BGBI. Nr. 159, sind sinngemäß 
anzuwenden, soweit nicht betriebliche Notwendig­
keiten eine Abweichung erfordern. Solche Abwei­
chungen sind in der Arbeitsstätte oder auf der 
Baustelle entsprechend bekanntzumachen. 

(5) Lagerungen sind in einer Weise vorzuneh­
men, daß Gefahren für Sicherheit oder G~sundheit 
der Arbeitnehmer nach Möglichkeit vermieden 
werden, wobei insbesondere die Beschaffenheit 
und die allfällige besondere Gefährlichkeit der 
gelagerten Gegenstände zu berücksichtigen sind_ 

(6) Arbeitsstätten und Baustellen, in/auf denen 
Arbeitnehmer bei Ausfall der künstlichen Beleuch­

. tung in besonderem Maß Gefahren ausgesetzt sind, 
müssen mit einer ausreichenden Sicherheitsbeleuch­
tung ausgestattet sein. 

Arbeitsstätten in Gebäuden 

§ 21. (1) Arbeitsstätten in Gebäuden müssen eine 
der Nutzungsart entsprechende Konstruktion und 
Festigkeit aufweisen. 

- (2) Arbeitsstätten in Gebäuden müssen . möglichst 
ausreichend Tageslicht erhalten und mit Einrich­
tungen für eine der Sicherheit und dem Gesund­
heitsschutz der Arbeitnehmer angemessene künst­
liche Beleuchtung ausgestattet sein. 

(3) Ausgänge und Verkehrswege müssen so 
angelegt und beschaffen sein, daß sie je nach ihrem 
Bestimmungszweck leicht und sicher begangen 
oder befahren werden können. Anzahl, Anord­
nung, Abmessungen und Beschaffenheit der Aus­
gänge, der Verkehrswege, der Türen und der Tore 
müssen der Art, der Nutzung und der Lage der 
Räume entsprechen. Ausgänge, Verkehrswege, 
Türen und Tore müssen so angelegt sein, daß in 
der Nähe beschäftigte Arbeitnehmer nicht gefähr­
det werden können. 

(4) Es muß dafür vorgesorgt werden, daß alle 
Arbeitsplätze bei Gefahr von den Arbeitnehmern 
schnell und sicher verlassen werden können. 
Anzahl, Anordnung, Abmessungen und Beschaf­
fenheit der Fluchtwege und der Notausgänge 
müssen der höchstmöglichen Anzahl der darauf 
angewiesenen Personen sowie der Nutzung; der 
Einrichtung und den. Abmessungen der Arbeits­
stätte angemessen sein. Die Verkehrswege zu 
Fluchtwegen und Notausgängen sowie die flucht­
wege und Notausgänge selbst müssen freigehalten 
werden, damit sie jederzeit benutzt werden 
können. Fluchtwege und Notausgänge müssen gut 
sichtbar und dauerhaft gekennzeichnet sein. 

(5) Arbeitsstätten in Gebäuden sind gegebenen­
falls behindertengerecht zu gestalten. Dies gilt 
insbesondere für Ausgänge, Verkehrswege, Türen 
und Tore und sanitäre Vorkehrungen, die von 
behinderten Arbeitnehmern benutzt werden. 

(6) Wird ein Gebäude nur zum Teil für 
Arbeitsstätten genutzt, gilt Abs. 3 nur für jene 
Ausgänge, Verkehrswege, Türen und Tore, die von 
den Arbeitnehmern benützt werden. 
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Arbeitsräume 

§ 22. (1) Arbeitsräume sind jene Räume, in 
denen mindestens em ständiger Arbeitsplatz 
eingerichtet ist. 

(2) Arbeitsräume müssen für den Aufenthalt von 
Menschen geeignet sein und unter Berücksichti­
gung der Arbeitsvorgänge und Arbeitsbedingungen 
den Erfordernissen des Schutzes des Lebens und . 
der Gesundheit der Arbeitnehmer entsprechen. 

(3) In Arbeitsräumen muß unter Berücksichti­
gung der Arbeitsvorgänge und der körperlichen 
Belastung der Arbeitnehmer ausreichend gesund­
heitlich zuträgliche Atemluft vorhanden sein und 
müssen raumklimatische Verhältnisse herrschen, 
die dem menschlichen Organismus angemessen 
sind. 

(4) Bei der Konstruktion und Einrichtung der 
Arbeitsräume ist dafür zu sorgen, daß Lärm, 
elektrostatische Aufladung, üble Gerüche, Erschüt­
terungen, schädliche Strahlungen, Nässe und 
Feuchtigkeit nach Möglichkeit vermieden werden. 

(5) Arbeitsräume müssen eine ausreichende 
Grundfläche und Höhe sowie einen ausreichenden 
Luftraum aufweisen, sodaß die Arbeitnehmer ohne 
Beeinträchtigung ihrer Sicherheit, ihrer Gesundheit 
und ihres Wohlbefindens ihre Arbeit verrichten 
können. 

(6) Soweit die Zweckbestimmung der Räume 
und die Art der Arbeitsvorgänge dies zulassen, 
müssen Arbeitsräume ausreichend natürlich belich­
tet sein und eine Sichtverbindung mit dem Freien 
aufweisen. Bei der Anordnung der Arbeitsplätze ist 
auf die Lage der Belichtungsflächen und der 
Sichtverbindung Bedacht zu nehmen. 

(7) Arbeitsräume müssen erforderlichenfalls 
während der Arbeitszeit unter Berücksichtigung 
der Arbeitsvorgänge entsprechend künstlich 
beleuchtet sein. 

(8) Die Fußböden der Arbeitsräume dürfen keine 
Unebenheiten, Löcher oder gefährlichen Neigun­
gen aufWeisen. Sie müssen befestigt, trittsicher und 
rutschfest sein. Sie müssen im Bereich der 
ortsgebundenen Arbeitsplätze eine ausreichende 
Wärmeisolierung aufweisen, sofern dies nicht aus 
arbeitstechnischen Gründen ausgeschlossen ist. 

Sonstige Betriehsriume 

§ 23. (1) Sonstige Betriebsräume sind jene 
Räume, in denen zwar kein ständiger Arbeitsplatz 
eingerichtet ist, aber vorübergehend Arbeiten 
verrichtet werden. 

(2) Sonstige Betriebsräume müssen für den 
Aufenthalt von Menschen geeignet sein und unter 
Berücksichtigung der Arbeitsvorgänge und Arbeits-

bedingungen den Erfordernissen des Schutzes des 
Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer 
entsprechen. 

(3) Soweit dies die Nutzung und die Zweckbe­
stimmung der Räume zulassen, muß in sonstigen 
Betriebsräumen unter Berücksichtigung der Arbeits­
vorgänge und der körperlichen Belastung der 
Arbeitnehmer ausreichend gesundheitlich zuträg­
liche Atemluft vorhanden sein und müssen raum­
klimatische Verhältnisse herrschen, die dem 
menschlichen Organismus angemessen sind. 

(4) Sonstige Betriebsräume müssen erforderli­
chenfalls während der Zeit, in der Arbeiten 
durchgeführt werden, unter Berücksichtigung der 
Arbeitsvorgänge entsprechend künstlich beleuchtet 
sem. 

(5) Die Fußböden der sonstigen Betriebsräume 
dürfen keine Unebenheiten, Löcher oder gefähr­
lichen Neigungen aufweisen. Soweit dies die 
Nutzung und Zweckbestimmung der Räume 
zulassen, müssen die Fußböden befestigt, tritt­
sicher und rutschfest sein. 

Arbeitsstätten im Freien und Baustellen 

§ 24. (1) Arbeitsstätten im Freien und Baustellen 
müssen während der Arbeitszeit ausreichend 
künstlich beleuchtet werden, wenn das Tageslicht 
nicht ausreicht. 

(2) Auf Arbeitsstätten im Freien und auf 
Baustellen sind geeignete Maßnahmen zu treffen, 
damit die Arbeitnehmer bei Gefahr rasch ihren 
Arbeitsplatz verlassen können und ihnen rasch 
Hilfe geleistet werden kann. 

(3) Verkehrswege und sonstige Stellen oder 
Einrichtungen im Freien, die von den Arbeit­
nehmern im Rahmen ihrer Tätigkeit benutzt oder 
betreten werden müssen, sind so zu gestalten und 
zu erhalten, daß sie je nach ihrem Bestimmungs­
zweck sicher begangen oder befahren werden 
können und daß in der Nähe beschäftigte 
Arbeitnehmer nicht gefährdet werden. 

(4) Für Gebäude auf Baustellen, m denen 
Arbeitsplätze eingerichtet sind, gilt § 21 Abs. 1 bis 
5. Für Räume auf Baustellen, in denen ständige 
Arbeitsplätze eingerichtet sind, wie Büros und 
Werkstätten, gilt § 22 Abs. 2 bis 7 und Abs. 8 
erster und zweiter Satz. Für Räume auf Baustellen, 
in denen zwar keine ständigen Arbeitsplätze 
eingerichtet sind, in denen aber vorübergehend 
Arbeiten verrichtet werden, gilt § 23 Abs. 1 bis 5. 

Brandschutz und Explosionsschutz 

§ 25. (1) Arbeitgeber müssen geeignete Vorkeh­
rungen treffen, um das Entstehen eines Brandes 
und im Falle eines Brandes eine Gefährdung des 
Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer zu 
vermeiden. 
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(2) Arbeitgeber müssen geeignete Maßnahmen 
treffen, die zur Brandbekämpfung und Evakuie­
rung der Arbeitnehmer erforderlich sind. 

(3) Es müssen ausreichende und geeignete 
Feuerlöscheinrichtungen und erforderlichenfalls 
Brandmelder und Alarmanlagen vorhanden sein. 
Die Feuerlöscheinrichtungen müssen gut sichtbar 
und dauerhaft gekennzeichnet sein. 

(4) Arbeitgeber haben erforderlichenfalls Perso­
nen zu bestellen, die für die Brandbekämpfung und 
Evakuierung der Arbeitnehmer zuständig sind. 
Eine ausreichende Anzahl von Arbeitnehmern 
muß mit der Handhabung der Feuerlöschein­
richtungen vertraut sein. In regelmäßigen Zeit­
abständen sind Einsatzübungen durchzuführen. 
über diese Einsatzübungen sind Vormerke zu 
führen. 

(5) Wenn es wegen der besonderen Verhältnisse 
für einen wirksamen Schutz der Arbeitnehmer 
erforderlich ist, hat die zuständige Behörde die 
Aufstellung einer besonders ausgebildeten und 
entsprechend" ausgerüsteten Brandschutzgruppe 
vorzuschreiben. Dies gilt nicht, wenn der Arbeit­
geber auf Grund landesgesetzlicher Vorschriften 
eine Betriebsfeuerwehr eingerichtet hat. 

(6) Arbeitgeber müssen geeignete Vorkehrungen 
treffen, um Explosionen zu verhindern und die 
Folgen einer Explosion zu begrenzen. 

(7) Arbeitsstätten müssen erforderlichenfalls mit 
Blitzschutzanlagen versehen sein." 

(8) Bei Vorkehrungen und Maßnahmen gemäß 
Abs. 1 bis 7 sind die Art der Arbeitsvorgänge und 
Arbeitsverfahren, die Art und Menge der vor­
handenen Arbeitsstoffe, die vorhandenen Einrich­
tungen und Arbeitsmittel, die Lage, Abmessungen 
und Nutzung der Arbeitsstätte sowie die höchst­
mögliche Anzahl der anwesenden Personen zu 
berücksichtigen. 

(9) Für Baustellen gelten Abs. 1 bis 4, 6 und 8 
mit der Maßgabe, daß auch die Lage und die 
räumliche Ausdehnung der Baustelle sowie allfäl­
lige Unterkünfte und Behelfsbauten besonders zu 
berücksichtigen sind. 

Erste Hilfe 

§ 26. (1) Arbeitgeber müssen geeignete Vorkeh­
rungen treffen, damit Arbeitnehmern bei Verlet­
zungen oder plötzlichen Erkrankungen Erste Hilfe 
geleistet werden kann. 

(2) Es müssen ausreichende und geeignete Mittel 
und Einrichtungen für die Erste Hilfe samt 
Anleitungen vorhanden sein. Die Aufbewahrungs­
stellen der für die Erste" Hilfe notwendigen Mittel 
und Einrichtungen müssen gut erreichbar "sein 
sowie gut sichtbar und dauerhaft gekennzeichnet 
sem. 

(3) Werden m emer Arbeitsstätte von einem 
Arbeitgeber regelmäßig mindestens fünf Arbeit­
nehmer beschäftigt, sind in ausreichender Anzahl 
Personen zu bestellen, die für die Erste Hilfe 
zuständig sind. Diese Personen müssen über eine 
ausreichende Ausbildung für die Erste Hilfe 
verfügen. Es ist dafür zu sorgen, daß während 
der Betriebszeit entsprechend der Anzahl der in der 
Arbeitsstätte anwesenden Arbeitnehmer für die 
Erste Hilfe zuständige Personen in ausreichender 
Anzahl anwesend sind. 

(4) Für die Erste Hilfe müssen Sanitäts räume 
vorgesehen sein, wenn in einer Arbeitsstätte 
regelmäßig mehr als 250 Arbeitnehmer beschäftigt 
werden oder wenn es wegen der besonderen 
Verhältnisse für eine rasche und wirksame Erste 
Hilfe erforderlich ist. Sanitätsräume müssen mit 
den erforderlichen Einrichtungen und Mitteln 
ausgestattet und leicht zugänglich sein. Sie müssen 
gut sichtbar und dauerhaft gekennzeichnet sein. 

(5) Bei Vorkehrungen und Maßnahmen gemäß 
Abs. 1 bis 4 sind die Art der Arbeitsvorgänge und 
Arbeitsverfahren, die Art und Menge der vor­
handenen Arbeitsstoffe, die vorhandenen Einrich­
tungen und Arbeitsmittel, das Unfallrisiko, die 
Lage, Abmessungen und Nutzung der Arbeitsstätte 
sowie die Anzahl der in der Arbeitsstätte 
beschäftigten Arbeitnehmer zu berücksichtigen. 

(6) Für Baustellen gelten Abs. 1, 2 und 5 mit der 
Maßgabe, daß auch die Lage und die räumliche 
Ausdehnung der Baustelle besonders zu berück­
sichtigen sind, sowie Abs. 3. Sanitätsräume oder 
vergleichbare Einrichtungen sind vorzusehen, wenn 
dies auf Grund der Lage der Baustelle und der 
Anzahl der auf der Baustelle beschäftigten Arbeit­
nehmer notwendig ist. Für diese Sanitätseinrich­
tungen gilt Abs. 4 zweiter und dritter Satz. 

Sanitäre Vorkehrungen in Arbeitsstätten 

§ 27. (1) Den Arbeitnehmern sind in -aus­
reichender Anzahl geeignete Waschgelegenheiten 
mit hygienisch einwandfreiem, fließendem und 
nach Möglichkeit warmem Wasser, Reinigungsmit­
tel sowie geeignete Mittel zum Abtrocknen zur 
Verfügung zu stellen. Waschräume sind zur 
Verfügung zu stellen, wenn 

1. von einem Arbeitgeber in einer Arbeitsstätte 
regelmäßig mehr als zwölf Arbeitnehmer 
beschäftigt werden, oder 

2. die Art der Arbeitsvorgänge, hygienische oder 
gesundheitliche Gründe dies erfordern. 

(2) Sind nach Abs. 1 Waschräume einzurichten, 
" so hat eine Trennung nach Geschlecht zu erfolgen, 
wenn jedem Geschlecht mindestens fünf Arbeit­
nehmer angehören. Sind gemeinsame Waschgele­
genheiten und Waschräume für Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen eingerichtet, ist eine nach 
Geschlecht getrennte Benutzung sicherzustellen. 
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(3) Den Arbeitnehmern sind in der Nähe der 
Arbeitsplätze, der Aufenthaltsräume, der Umklei­
deräume und der Waschgelegenheiten oder 
Waschräume in ausreichender Anzahl geeignete 
Toiletten zur Verfügung zu stellen. In Vorräumen 
von Toiletten muß eine Waschgelegenheit vor­
handen sein, sofern sich nicht in unmittelbarer 
Nähe der Toiletten eine Waschgelegenheit befin­
det. Werden in einer Arbeitsstätte regelmäßig 
mindestens fünf Arbeitnehmer und· mindestens 
fünf Arbeitnehmerinnen . beschäftigt, . so hat bei 
den Toiletten eine Trennung nach Geschlecht zu 
erfolgen. 

(4) Jedem Arbeitnehmer ist ein versperrbarer 
Kleiderkasten oder eine sonstige geeignete ver­
sperrbare Einrichtung zur Aufbewahrung der 
Privatkleidung und Arbeitskleidung sowie sonsti­
ger Gegenstände, die üblicherweise zur Arbeits­
stätte mitgenommen werden, zur Verfügung zu 
stellen. Erforderlichenfalls ist dafür vorzusorgen, 
daß die Straßenkleidung von der Arbeits- und 
Schutzkleidung getrennt verwahrt werden kann. 
Den Arbeitnehmern sind geeignete Umkleideräume 
zur Verfügung zu sielIen, wenn 

1. in einer Arbeitsstätte regelmäßig mehr als 
zwölf Arbeitnehmer beschäftigt werden, die 
bei ihrer Tätigkeit besondere Arbeitskleidung 
oder Schutzkleidung tragen, oder 

2. aus hygienischen, gesundheitlichen oder 
sittlichen Gründen gesonderte Umkleide­
räume erforderlich sind. 

(5) Sind nach Abs. 4 Umkleideräume einzurich­
ten, so hat eine Trennung nach Geschlecht zu 
erfolgen, wenn jedem Geschlecht mindestens fünf 
Arbeitnehmer angehören. Sind gemeinsame 
Umkleideräume für Arbeitnehmer und Arbeitneh­
merinnen eingerichtet, ist eine nach Geschlecht 
getrennte Benutzung sicherzustellen. 

(6) Waschräume müssen in der Nähe der 
Arbeitsplätze gelegen sein, soweit nicht gesonderte 
Waschgelegenheiten in der Nähe der Arbeitsplätze 
zur Verfügung stehen. Waschräume und Umklei­
deräume müssen untereinander leicht erreichbar 
sem. 

(7) Waschräume, Toiletten und Umkleideräume 
müssen entsprechend ihrer Zweckbestimmung und 
der Anzahl· der Arbeitnehmer bemessen und 
ausgestattet sein, den hygienischen Anforderungen 
entsprechen, eine angemessene Raumtemperatur 
aufweisen sowie ausreichend be- und entlüftet, 
belichtet oder beleuchtet sein. 

(8) Der Verpflichtung zur Einrichtung von 
Waschräumen, Toiletten und Umkleideräumen 
kann auch in der Weise entsprochen werden, daß 
mehrere Arbeitgeber gemeinsam für ihre Arbeit­
nehmer Waschräume, Toiletten und Umkleide­
räume zur Verfügung stellen. In diesem Fall 
müssen die Waschräume, Toiletten und Umklei­
deräume hinsichtlich ihrer Lage, ihrer Anzahl, ihrer 

Bemessung und ihrer Ausstattung den Anforderun­
gen nach Abs. 1 bis 7 unter Zugrundelegung der 
Gesamtzahl aller Arbeitnehmer entsprechen. 

(9) Den Arbeitnehmern ist Trinkwasser oder ein 
anderes gesundheitlich einwandfreies, alkoholfreies 
Getränk zur Verfügung zu stellen. 

Sozialeinrichtungen in Arbeitsstätten 

§ 28. (1) Den Arbeitnehmern sind für den 
Aufenthalt während der Arbeitspausen geeignete 
Aufenthaltsräume zur Verfügung zu stellen, wenn 

1. Sicherheits- oder Gesundheitsgründe dies 
erfordern, insbesondere wegen der Art der 
ausgeübten Tätigkeit, der Verwendung 
gefährlicher Arbeitsstoffe, der Lärmeinwir-
kung, Erschütterungen oder sonstigen 
gesundheitsgefährdenden Einwirkungen 
SOWle bei längerdauernden Arbeiten im 
Freien, oder 

2. ein Arbeitgeber in einer Arbeitsstätte regel­
mäßig mehr als zwölf Arbeitnehmer beschäf­
tigt. 

(2) Den Arbeitnehmern sind in den Aufenthalts­
räumen, wenn solche nicht bestehen, an sonstigen 
geeigneten Plätzen, Sitzgelegenheiten mit' Rük­
kenlehne und Tische in ausreichender Anzahl zur 
Einnahme der Mahlzeiten sowie Einrichtungen 
zum Wärmen von mitgebrachten Speisen und 
Getränken zur Verfügung zu stellen. 

(3) Für jene Arbeitnehmer, in deren Arbeitszeit 
regelmäßig und in erheblichem Umfang Zeiten der 
Arbeitsbereitschaft fallen, sind geeignete Bereit­
schaftsräume zur Verfügung zu stellen, wenn 

1. sie sich während der Zeiten der Arbeitsbereit­
schaft nicht. in Aufenthaltsräumen oder 
anderen geeigneten Räumen aufhalten dür­
fen und 

2. Gesundheits- oder Sicherheitsgründe die 
Einrichtung von Bereitschaftsräumen erfor­
dern. 

(4 j Aufenthaltsräume und Bereitschaftsräume 
müssen leicht erreichbar sein. 

(5) Aufenthaltsräume und Bereitschaftsräume 
müssen entsprechend ihrer Zweckbestimmung und 
der Anzahl der Arbeitnehmer bemessen und 
ausgestattet sein, den hygienischen Anforderungen 
entsprechen, angemessene raumklimatische Ver­
hältnisse aufweisen, ausreichend be- und .entlüftet, 
belichtet oder beleuchtet und gegen Lärm, 
Erschütterungen und sonstige gesundheitsgefähr­
dende Einwirkungen geschützt sein. 

(6) Der Verpflichtung, Aufenthaltsräume zur 
Verfügung zu stellen, kann auch in der Weise 
entsprochen werden, daß mehrere Arbeitgeber 
gemeinsam für ihre Arbeitnehmer Aufenthalts­
räume zur Verfügung stellen. In diesem Fall 
müssen die Aufenthaltsräume hinsichtlich ihrer 
Lage, ihrer Anzahl, ihrer Bemessung und ihrer 
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Ausstattung den Anforderungen nach Abs. 1, 2, 4 
und 5 unter Zugrundelegung der Gesamtzahl aller 
Arbeitnehmer entsprechen. 

(7) Räume, die den Arbeitnehmern vom Arbeit­
geber zu Wohn zwecken oder zur Nächtigung zur 
Verfügung gestellt werden, müssen entsprechend 
ihrer Zweckbestimmung bemessen und ausgestattet 
sein, den hygienischen Anforderungen entsprechen, 
angemessene raumklimatische Verhältnisse aufwei­
sen, ausreichend be- und entlüftet, belichtet und 
beleuchtbar sein. Den Arbeitnehmern müssen 
geeignete Duschen, Wasch gelegenheiten und 
Toiletten zur' Verfügung stehen. 

(8) Abs. 7 gilt nicht für Werks- und Dienst­
wohnungen. 

Sanitäre Vorkehrungen und Sozialeinrichtungen auf 
Baustellen 

§ 29. (1) Den Arbeitnehmern ist Trinkwasser 
oder ein anderes gesundheitlich einwandfreies, 
alkoholfreies Getränk zur Verfügung zu stellen. 

(2) Den Arbeitnehmern müssen im gebotenen 
Umfang entsprechende Wasch gelegenheiten oder 
Waschräume, Toiletten, Aufenthaltsräume, Klei­
derkästen oder sonstige geeignete Einrichtungen, 
Umkleidemöglichkeiten und Unterkünfte zur Ver­
fügung stehen, soweit dies unter Berücksichtigung 
der Lage der Baustelle, der örtlichen Gegeben­
heiten, der Art und Dauer der Tätigkeiten und der 
Anzahl der Arbeitnehmer erforderlich ist. 

(3) Der Verpflichtung zur Einrichtung von 
Waschräumen, Toiletten, Aufenthaltsräumen und 
Unterkünften kann auch in der Weise entsprochen 
werden, daß mehrere Arbeitgeber gemeinsam für 
ihre Arbeitnehmer solche Einrichtungen zur 
Verfügung stellen. In diesem Fall müssen diese 
Einrichtungen hinsichtlich ihrer Lage, ihrer Anzahl, 
ihrer Bemessung und .ihrer Ausstattung der 
Gesamtzahl aller Arbeitnehmer entsprechen. 

Nichtraucherschutz 

§ 30. (1) Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß 
Nichtraucher vor den Einwirkungen von Tabak­
rauch am Arbeitsplatz geschützt sind, soweit dies 
nach der Art des Betrieb~s möglich ist. 

(2) Wenn aus betrieblichen Gründen Raucher 
und Nichtraucher gemeinsam in einem Büroraum 
oder einem vergleichbaren Raum arbeiten müssen, 
der nur durch Betriebsangehörige genutzt wird, ist 
das Rauchen am Arbeitsplatz verboten, sofern die 
Nichtraucher nicht durch eine verstärkte Be- und 
Entlüftung des Raumes vor der Einwirkung von 
Tabakrauch ausreichend geschützt werden können. 

(3) Durch geeignete technische oder organisato­
rische Maßnahmen ist dafür zu sorgen, daß in den 
Aufenthaltsräumen und Bereitschaftsräumen Nicht­
raucher vor den Einwirkungen von Tabakrauch 
geschützt sind. 

(4) In Sanitätsräumen und Umkleideräumen 1st 
das Rauchen verboten. 

Schwimmkörper, schwimmende Anlagen und 
Geräte, Verkehrsmittel 

§ 31. (1) Einrichtungen auf Schwimmkörpern, 
schwimmenden Anlagen und Geräten im Sinne des 
§ 2 des Schiffahrtsgesetzes 1990, BGBL Nr. 87/ 
1989, die zur Nutzung für Arbeitsplätze vorge­
sehen sind, und den Arbeitsstätten im Sinne des 
§ 19 Abs. 1 vergleichbar sind, sind den §§ 20 bis 24 
entsprechend einzurichten und zu betreiben, soweit 
dies nach der Art und Zweckbestimmung dieser 
Einrichtungen möglich und zum Schutz der 
Arbeitnehmer erforderlich ist. In diesen Einrich­
tungen sind die erforderlichen Vorkehrungen zum 
Brandschutz und Explosionsschutz, für die Erste 
Hilfe sowie für das rasche und sichere Verlassen 
dieser Einrichtungen im Notfall zu treffen und_die 
erforderlichen Mittel bereitzustellen. Dabei sind die 
Art, Größe und Zweckbestimmung der Einrich­
tung, die Ausstattung, die Art und Menge der 
vorhandenen Arbeitsstoffe oder der transportierten 
Güter und Stoffe, die Arbeitsmittel sowie die 
größtmögliche Anzahl der anwesenden Personen 
zu berücksichtigen. 

(2) Abs. 1 gilt auch für Einrichtungen in 
Verkehrsmitteln zum Transport auf dem Luftweg, -
dem Wasserweg, im Straßenbahn- oder Eisenbahn­
verkehr. 

(3) In Einrichtungen gemäß Abs. 1 und 2, falls 
dies nicht möglich ist, in deren Nähe oder an 
sonstigen geeigneten Plätzen, sind den Arbeit­
nehmern geeignete Waschgelegenheiten oder 
Waschräume, Toiletten, Kleiderkästen und Umklei­
deräume sowie für den Aufenthalt während der 
Arbeitspausen, der Bereitschaftszeiten und gegebe­
nenfalls auch der Ruhezeiten Sozialeinrichtungen 
zur Verfügung zu stellen. Auf diese Einrichtungen 
sind §§ 27 und 28 sinngemäß mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß die Anzahl der Arbeitnehmer, 
die Art und Dauer der Arbeitsvorgänge, die 
Arbeitsbedingungen sowie Art und Zweckbestim­
mung der Einrichtung zu berücksichtigen sind. 
Den Arbeitnehmern ist Trinkwasser oder ein 
anderes gesundheitlich einwandfreies, alkohol­
freies Getränk zur Verfügung zu stellen. 

(4) In Einrichtungen gemäß Abs. 1 und 2 ist für 
den Schutz der Nichtraucher vor den Einwirkun­
gen von Tabakrauch zu sorgen. 
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(5) Einrichtungen nach Abs. 1 und 2 sind 
gegebenenfalls behindertengerecht zu gestalten, 
soweit die Art und Zweckbestimmung der Ein­
richtung dem nicht entgegenstehen. 

Verordnungen über Arbeitsstätten und Baustellen 

§ 32. (1) Der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales hat in Durchführung des 2. Abschnittes 
durch Verordnung näher zu regeln: 

1. die behindertengerechte Gestaltung von 
Arbeitsstätten in Gebäuden, 

2. die Bestellung von für Brandbekämpfung und 
Evakuierung zuständigen Personen sowie die 
Brandschutzgruppe und 

3. die Bereitschaftsräume. 

(2) Für die . unter den Geltungsbereich des 
Bundesgesetzes über die Verkehrs-Arbeitsinspek­
tion, BGBI. Nr. 100/1988, fallenden Einrichtungen 
hat der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr durch Verordnung nähere Durch­
führungsbestimmungen zu § 31 zu erlassen. 

3. Abschnitt 

Arbeitsmittel 

Allgemeine Bestimmungen über Arbeitsmittel 

§ 33. (1) Die Benutzung von Arbeitsmitteln sind 
alle ein Arbeitsmittel betreffenden Tätigkeiten wie 
In- und Außerbetriebnahme, Gebrauch, Transport, 
Instandsetzung, Umbau, Instandhaltung, Wartung 
und Reinigung. 

(2) Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß 
Arbeitsmittel . entsprechend den Bestimmungen 
dieses Abschnittes und den gemäß § 40 erlassenen 
Verordnungen beschaffen sind, aufgestellt, erhalten 
und benutzt werden. 

(3) Arbeitgeber dürfen nur solche Arbeitsmittel 
zur Verfügung stellen, die 

1. für die jeweilige Arbeit in Bezug auf 
Sicherheit und Gesundheitsschutz geeignet 
sind oder zweckentsprechend angepaßt wer­
den und 

2. hinsichtlich Konstruktion, Bau und weiterer 
Schutzmaßnahmen den für sie geltenden 
Rechtsvorschriften über Sicherheits- oder 
Gesundheitsanforderungen entsprechen. 

(4) Werden von Arbeitgebern Arbeitsmittel 
erworben, die nach den für sie geltenden Rechts­
vorschriften gekennzeichnet sind, können Arbeit­
geber, die über keine anderen Erkenntnisse 
verfügen, davon ausgehen, daß diese Arbeitsmittel 
hinsichtlich Konstruktion, Bau und weiterer 
Schutzmaßnahmen den für sie im Zeitpunkt des 
Inverkehrbringens geltenden Rechtsvorschriften 
über Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen 
entsprechen. 

(5) Arbeitgeber haben bei der Auswahl der 
einzusetzenden Arbeitsmittel die besonderen Bedin­
gungen und Eigenschaften der Arbeit sowie die am 
Arbeitsplatz bestehenden Gefahren für die Sicher­
heit und Gesundheit der Arbeitnehmer und die 
Gefahren, die aus der Benutzung erwachsen 
können, zu berücksichtigen. Es dürfen nur 
Arbeitsmittel eingesetzt werden, die nach dem 
Stand der Technik die Sicherheit und Gesundheit 
der Arbeitnehmer so gering als möglich gefährden. 

(6) Sofern es nicht möglich ist, die Sicherheit 
und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer bei 
der Benutzung eines Arbeitsmittels in vollem 
Umfang zu gewährleisten, haben Arbeitgeber 
geeignete Maßnahmen zu treffen, um die Gefah­
ren weitestgehend zu verringern sowie erforderli­
chenfalls Not- und Rettungsmaßnahmen festzule­
gen. Insbesondere haben Arbeitgeber auch dafür 
Sorge zu tragen, daß Arbeitnehmer die Zeit und 
Möglichkeit haben, sich den mit der In- und 
Außerbetriebnahme des Arbeitsmittels verbundenen 
Gefahren rasch zu entziehen. 

Aufstellung von Arbeitsmitteln 

§ 34. (1) Als »Aufstellung" im Sinne dieser 
Bestimmung gilt das Montieren, Installieren, 
Aufbauen und Anordnen von Arbeitsmitteln. 

(2) Arbeitgeber haben bei der Aufstellung von 
Arbeitsmitteln die besonderen Bedingungen und 
Eigenschaften der Arbeitsmittel und der Arbeit 
sowie die am Arbeitsplatz bestehenden Gefahren 
für Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer 
und die Gefahren, die aus der Benutzung der 
Arbeitsmittel erwachsen können,. zu berücksichti­
gen. Bei der Aufstellung von Arbeitsmitteln ist 
insbesondere darauf zu achten, daß 

1. ausreichend Raum zwischen ihren mobilen 
Bauteilen und festen oder mobilen Bauteilen 
in ihrer Umgebung vorhanden ist, 

2. alle verwendeten oder erzeugten Energien 
und Stoffe sicher zugeführt und entfernt 
werden können, 

3. Arbeitnehmern ausreichend Platz für die 
sichere Benutzung der Arbeitsmittel zur 
Verfügung steht und 

4. Arbeitsmittel nur dann aufgestellt werden, 
wenn die zulässige Beanspruchung tragender 
Bauteile nicht überschritten ist. 

(3) Im Freien aufgestellte Arbeitsmittel sind 
erforderlichenfalls durch Vorrichtungen oder 
andere entsprechende Maßnahmen gegen Blitz­
schlag und Witterungseinflüsse zu schützen. 

(4) Werden Arbeitsmittel unter oder in der Nähe 
von elektrischen Freileitungen aufgestellt oder 
benutzt, sind geeignete Maßnahmen zu treffen, 
um jegliches gefahrbringendes Annähern der 
Arbeitnehmer und der Arbeitsmittel an diese 
Leitungen sowie Stromschlag durch diese Leitun­
gen zu verhindern. 
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(5) Arbeitsmittel und ihre Teile müssen durch 
Befestigung oder durch andere Maßnahmen 
stabilisiert werden, sofern dies für die Sicherheit 
und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer 
erforderlich ist. 

(6) Arbeitgeber haben geeignete Maßnahmen zu 
treffen, damit Kleidung oder Körperteile der die 
Arbeitsmittel benutzenden Arbeitnehmer nicht 
erfaßt werden. 

(7) Die Arbeits- und Wartungsbereiche der 
Arbeitsmittel müssen entsprechend der Benutzung 
ausreichend belichtet oder beleuchtet sein. 

Benutzung von Arbeitsmitteln 

§ 35. (1) Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß 
bei der Benutzung von Arbeitsmitteln folgende 
Grundsätze eingehalten werden: 

1. Arbeitsmittel dürfen nur für Arbeitsvorgänge 
und unter Bedingupgen benutzt werden, für 
die sie geeignet sind und für die sie nach den 
Angaben der Hersteller oder Inverkehrbringer 
vorgesehen sind. 

2. Bei der Benutzung von Arbeitsmitteln sind die 
für sie geltenden Bedienungsanleitungen der 
Hersteller oder Inverkehrbringer sowie die 
für sie geltenden elektrotechnischen V or­
schriften einzuhalten. 

3. Arbeitsmittel dürfen nur mit den für die 
verschiedenen Verwendungszwecke vorgese­
henen Schutz- und Sicherheitsvorrichtungen 
benutzt werden. 

4. Die Schutz- und Sicherheitsvorrichtungen 
sind bestimmungsgemäß zu verwenden. 

5. Arbeitsmittel dürfen nicht benutzt werden, 
wenn Beschädigungen festzustellen sind, die 
die Sicherheit beeinträchtigen können, oder 
die Sicherheits- und Schutzvorrichtungen 
nicht funktionsfähig sind. 

(2) Die Benutzung von Arbeitsmitteln, die oder 
deren Einsatzbedingungen in einem größeren 
Umfang verändert wurden, als dies von den 
Herstellern oder Inverkehrbringern vorgesehen ist, 
ist nur zulässig, wenn eine Risikoanalyse durch­
geführt wurde und die erforderlichen Maßnahmen 
getroffen sind. 

(3) Arbeitgeber haben durch entsprechende 
Informationen, Anweisungen und sonstige geeig­
nete Maßnahmen dafür zu sorgen, daß 

1. Arbeitnehmer vor Benutzung der Arbeitsmit­
tel prüfen, ob diese offenkundige Mängel 
aufweisen, 

2. Arbeitnehmer sich bei Inbetriebnahme der 
Arbeitsmittel vergewissern, daß sie sich selbst 
und andere Arbeitnehmer nicht in Gefahr 
bringen und 

3. Arbeitnehmer, die sich bei der Benutzung 
eines Arbeitsmittels ablösen, festgestellte 
Unregelmäßigkeiten bei der Ablösung ver­
ständlich bekanntgeben. 

(4) Eine kombinierte Benutzung vQn Arbeitsmit­
teln, die nicht von den Herstellern oder Inver­
kehrbringern vorgesehen ist, ist nur zulässig, wenn 

1. die Verträglichkeit <l~r Arbeitsmittel gewähr­
leistet ist, 

2. eine Risikoanalyse durchgeführt. wurde und 
3. sie auf den in der Risikoanalyse festgelegten 

Bereich beschränkt wird und erforderlichen­
falls zusätzliche Einschränkungen und Maß­
nahmen auf Grund der Risikoanalyse getrof­
fen sind. 

(5) Außer Betrieb g~nommene Arbeitsmittel 
müssen mit den für sie vorgesehenen Schutz- und 
Sicherheitsvorrichtungen versehen sein. Andernfalls 
sind diese Arbeitsmittel zu demontieren, unzugäng­
lich oder durch Abnahme und Entfernung 
wesentlicher Bauelemente oder durch sonstige 
geeignete Maßnahmen funktionsunfähig zu 
machen. Erforderlichenfalls sind zusätzliche 
Schutzmaßnahmen zu treffen. 

Gefährliche Arbeitsmittel 

§ 36. (1) Gefährliche Arbeitsmittel sind Arbeits­
mittel, deren Benutzung mit einer möglichen 
spezifischen Gefährdung der Arbeitnehmer ver­
bunden ist oder deren Benutzung auf Grund ihres 
Konzeptes besondere Gefahren mit sich bringt. 

(2) Arbeitgeber haben geeignete Maßnahmen zu 
treffen, damit 

1. die Benutzung gefährlicher Arbeitsmittel nur 
durch eigens hiezu beauftragte Arbeitnehmer 
erfolgt und 

2. Instandsetzungs-, Umbau-, Instandhaltungs-,' 
Reinigungs- und Wartungsarbeiten nur von 
eigens hiezu befugten, speziell unterwiesenen 
Personen durchgeführt werden. 

Prüfung von Arbeitsmitteln 

§ 37. (1) Wenn es auf Grund der Art oder der 
Einsatzbedingungen für die Gewährleistung der 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer 
erforderlich ist, müssen Arbeitsmittel vor der 
erstmaligen Inbetriebnahme, nach dem Aufbau an 
jedem neuen Einsatzort sowie nach größeren 
Instandsetzungen und wesentlichen Anderungen 
auf ihren ordnungsgemäßen Zustand, ihre korrekte 
Montage und ihre Stabilität überprüft werden 
(Abnahmeprüfungen). 'Dies gilt insbesondere für 
Krane, Aufzüge, Hebebühnen sowie bestimmte 
Zentrifugen und Hub- und Kipptore. 

(2) Arbeitsmittel, bei denen Abnahmeprüfungen 
durchzuführen sind, sind. darüber hinaus in 
regelmäßigen Abständen auf ihren ordnungsgemä-

. ßen Zustand besonders zu überprüfen (wieder­
kehrende Prüfungen). Wiederkehrende Prüfungen 
sind weiters durchzuführen bei Arbeitsmitteln, die 
Belastungen und Einwirkungen ausgesetzt sind, 
durch die sie derart geschädigt werden können, 
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daß dadurch entstehende Mängel des Arbeitsmittels 
zu gefährlichen Situationen für die Arbeitnehmer 
führen können. 

(3) Arbeitsmittel, bei denen wiederkehrende 
Prüfungen durchzuführen sind, sind außerdem 
nach außergewöhnlichen Ereignissen, die schädi­
gende Auswirkungen auf die Sicherheit des 
Arbeitsmittels haben können, auf ihren ordnungs­
gemäßen Zustand zu prüfen. 

(4) Abnahmeprüfungen, wiederkehrende Prüfun­
gen 'und Prüfungen nach außergewöhnlichen 
Ereignissen dürfen nur durch geeignete fach­
kundige Personen durchgeführt werden. 

(5) Für Arbeitsmittel, bei denen Abnahmeprü­
fungen oder wiederkehrende Prüfungen durch­
zuführen sind, ist durch eine geeignete fachkundige 
Person auf der Grundlage einer Risikoanalyse und 
nach Maßgabe der vorgesehenen Einsatzbedingun­
gen ein Plan für die Prüfung des Arbeitsmittels zu 
erstellen. Der Prüfplan hat zu enthalten: . 

1. die Art, die Methode und die Häufigkeit der 
Prüfung, 

2. Kriterien zur Bewertung der Prüfung und die 
daraus zu ziehenden Schlußfolgerungen, 

3. Ereignisse, die eine außerordentliche Prüfung 
erforderlich machen und 

4. die Geltungsdauer des Prüfplans im Zusam­
menhang mit den Einsatzbedingungen des 
ArbeitsmitteIs. 

(6) Die Ergebnisse der Prüfung sind von der 
Person, die die Prüfung durchgeführt hat, schrift" 
lich festzuhalten. Diese Aufzeichnungen sind von 
den Arbeitgebern bis zum Ausscheiden des 
Arbeitsmittels aufzubewahren. Am Einsatzort des 
Arbeitsmittels müssen Aufzeichnungen oder Kopien 
über die letzte Abnahmeprüfung und über die 
wiederkehrenden Prüfungen vorhanden sein. 

(7) Arbeitsmittel dürfen nur benutzt werden, 
wenn die für sie erforderlichen Abnahmeprüfun­
gen, wiederkehrenden Prüfungen und Prüfungen 
nach außergewöhnlichen Ereignissen durchgeführt 
wurden. Werden bei der Prüfung Mängel des 
Arbeitsmittels festgestellt, darf das Arbeitsmittel 
erst nach der Mängelbehebung benutzt werden. 

(8) Werden bei einer wiederkehrenden Prüfung 
Mängel des Arbeitsmittels festgestellt, darf das 
Arbeitsmittel abweichend von Abs. 7. auch vor 
Mängelbehebung wieder benutzt werden, wenn 

1. die Person, die die Prüfung durchgeführt hat, 
im Prüfbefund schriftlich festhält, daß das 
Arbeitsmittel bereits vor Mängelbehebung 
wieder benutzt werden darf und 

2. die betroffenen Arbeitnehmer über die 
Mängel des Arbeitsmittels informiert Wurden. 

Wartung von Arbeitsmitteln 

§ 38. (1) Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß 
Arbeitsmittel während der gesamten Dauer der 
Benutzung durch entsprechende Wartung in einem 
Zustand gehalten werden, der den für sie geltenden 
Rechtsvorschriften entspricht. Bei der Wartung 
sind die Anleitungen der Hersteller oder Inver­
kehrbringer zu berücksichtigen. 

(2) Bei Arbeitsmitteln mit Wartungsbuch sind die 
Eintragungen . stets auf dem neuesten Stand zu 
halten. 

Verordnungen über Arbeitsmittel 

§ 39. (1) Der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales hat in Durchführung des 3. Abschnittes 
durch Verordnung näher zu regeln: 

1. Sicherheits~ und Gesundheitsanforderungen 
für Arbeitsmittel sowie die erforderlichen 
übergangsregelungen für bereits in Verwen­
dung stehende Arbeitsmittel, 

2. eine Liste der gefährlichen Arbeitsmittel, 
3. die Prüfung von Arbeitsmitteln. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
kann unter Berücksichtigung der Gefahren für die 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer und 
unter Bedachtnahme auf Rechtsvorschriften über 
das Inverkehrbringen sowie auf internationale 
übereinkommen durch Verordnung Arbeitsmittel 
bezeichnen, für die ein Wartungsbuch zu führen 
ist .. 

(3) Für Arbeitsmittel, die in Betrieben verwendet 
werden, die dem Bundesgesetz über die Verkehrs­
Arbeitsinspektion unterliegen und auf die die 
Gewerbeordnung 1994, BGBL Nr. 194, nicht 
anzuwenden ist, kann der Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr durch Verord­
nung die grundlegenden Sicherheitsanforderungen 
hinsichtlich Konstruktion, Bau und weiterer 
Schutzmaßnahmen einschließlich der Erstellung 
von Beschreibungen und Bedienungsanleitungen 
festlegen. In diesen Verordnungen können auch 
besondere Regelungen über die Prüfung, übereiri­
stimmungserklärung und über eine Zulassung 
durch Bescheid des Bundesministers für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr getroffen werden. 

4. Abschnitt 

Arbeitsstoffe 

Gefährliche Arbeitsstoffe 

§ 40. (1) Gefährliche Arbeitsstoffe sind explo­
sionsgefährliche, brandgefährliche und gesundheits­
gefährdende Arbeitsstoffe sowie biologische 
Arbeitsstoffe, sofern nicht die Ermittlung und 
Beurteilung gemäß § 41 ergeben hat, daß. es sich 

1590 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)18 von 136

www.parlament.gv.at



1590 der Beilagen 19 

um einen biologischen Arbeitsstoff der Gruppe 1 
ohne erkennbares Gesundheitsrisiko für die Arbeit­
nehmer handelt. 

(2) Brandgefährliche Arbeitsstoffe sind Arbeits­
stoffe, die brandfördernde, hochentzündliche, 
leicht entzündliche oder entzündliche Eigenschaf­
ten aufweisen. 

(3) Gesundheitsgefährdende Arbeitsstoffe sind 
Arbeitsstoffe, die 

1. sehr giftige, giftige, mindergiftige, ätzende, 
reizende, krebserzeugende, erbgutverändern­
de oder chronisch schädigende oder 

2. fortpflanzungsgefährdende, sensibilisierende, 
fibrogene, radioaktive, infektiöse oder bio­
logisch inerte Eigenschaften aufweisen. 

(4) Biologische Arbeitsstoffe sind Mikroorganis­
men, einschließlich genetisch veränderter Mikro­
organismen, Zellkulturen und Humanendoparasi­
ten, die Infektionen, Allergien oder toxische 
Wirkungen hervorrufen könnten. Entsprechend 
den von ihnen ausgehenden Risiken gilt folgende 
Unterteilung in vier Risikogruppen: 

1. Biologische Arbeitsstoffeder Gruppe 1 sind 
Stoffe, bei denen es unwahrscheinlich ist, daß 
sie beim Menschen eine Krankheit verur­
sachen. 

2. Biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 2 sind 
Stoffe, die eine Krankheit beim Menschen 
hervorrufen können und eine Gefahr für 
Arbeitnehmer darstellen könnten. Eine Ver­
breitung des Stoffes in der Bevölkerung ist 
unwahrscheinlich, eine wirksame Vorbeugung 
oder Behandlung ist normalerweise möglich. 

3. Biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 3 sind 
Stoffe, die eine schwere Krankheit beim 
Menschen hervorrufen und eine ernste 
Gefahr für die Arbeitnehmer darstellen 
können. Die Gefahr einer Verbreitung in 
der Bevölkerung kann bestehen, doch ist 
normalerweise eine wirksame Vorbeugung 
oder Behandlung möglich .. 

4. Biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 4 sind 
Stoffe, die eine schwere Krankheit beim 
Menschen hervorrufen und eine ernste 
Gefahr für Arbeitnehmer darstellen. Die 
Gefahr einer Verbreitung in der Bevölkerung 
ist unter Umständen groß, normalerweise ist 
eine wirksame Vorbeugung oder Behandlung 
nicht möglich. 

(5) Für die in Abs. 2 und Abs. 3 Z 1 genannten 
Eigenschaften sowie für die Eigenschaft "explo­
sionsgefährlich" gelten die entsprechenden Begriffs­
bestimmungen des Chemikaliengesetzes in der 
Fassung BGBI. Nr. 326/1987. 

(6) Für die in Abs. 3 Z 2 genannten Eigen­
schaften gelten folgende Begriffsbestimmungen: 
Arbeitsstoffe gelten als 

1. "fortpflanzungsgefährdend", wenn sie durch 
Einatmung, Einnahme oder Aufnahme durch 
die Haut nicht vererbbare Schäden der 
Nachkommenschaft hervorrufen oder deren 
Häufigkeit erhöhen oder eine. Beeinträchti­
gung der männlichen oder weiblichen Fort­
pflanzungsfunktionen oder Fortpflanzungsfä­
higkeit zur Folge haben können; 

2. "sensibilisierend", wenn sie durch Einatmung 
oder durch Aufnahme durch die Haut eine 
Oberempflindlichkeitsreaktion hervorrufen 
können, sodaß bei künftiger Exposition 
gegenüber dem Arbeitsstoff charakteristische 
Störungen auftreten; 

3. "fibrogen", wenn sie als Schwebstoffe durch 
Einatmen mit Bindegewebsbildung einherge­
hende Erkrankungen der Lunge verursachen 
können; 

4. "radioaktiv", wenn sie zufolge spontaner 
Kernprozesse ionisierende Strahlen aussen­
den' 

5. "inf~ktiö~", wenn sie mit Krankheitserregern 
behaftet sind, die beim Menschen Krank­
heiten hervorrufen können; 

6. "biologisch inert", wenn sie als Stäube weder 
giftig noch fibrogen wirken und keine 
spezifischen Krankheitserscheinungen hervor­
rufen, jedoch eine Beeinträchtigung von 
Funktionen der Atmungsorgane verursachen 
können. 

Ermittlung und Beurteilung von Arbeitsstoffen 

§ 41. (1) Arbeitgeber müssen sich im Rahmen 
der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren 
hinsichtlich aller Arbeitsstoffe vergewissern, ob es 
sich um gefährliche Arbeitsstoffe handelt. 

(2) Arbeitgeber müssen die Eigenschaften der 
Arbeitsstoffe ermitteln und gefährliche Arbeitsstoffe 
nach ihren Eigenschaften gemäß § 40 einstufen. 

(3) Arbeitgeber müssen die Gefahren beurteilen, 
die mit dem Vorhandensein der Arbeitsstoffe 
verbunden sein könnten. Sie müssen dazu ·insbe­
sondere die Angaben der Hersteller oder Impor­
teure, praktische Erfahrungen, Prüfergebnisse und 
wissenschaftliche Erkenntnisse heranziehen. Im 
Zweifel müssen sie Auskünfte der Hersteller oder 
Importeure einholen. 

(4) Werden Arbeitsstoffe von Arbeitgebern 
erworben, gilt für die Ermittlung und Einstufung 
gemäß Abs. 2 folgendes: . 

1. Sofern ein erworbener Arbeitsstoff nach den 
Bestimmungen des Chemikaliengesetzes oder 
des Pflanzenschutzmittelgesetzes, BGBI. 
Nr. 476/1990, gekennzeichnet ist, können 
Arbeitgeber, die über keine anderen Erkennt­
nisse verfügen, davon ausgehen, daß die 
Angaben dieser Kennzeichnung hinsichtlich 
der im Chemikaliengesetz bzw. im Pflanzen-

1590 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 19 von 136

www.parlament.gv.at



20 1590 der Beilagen 

schutzmittelgesetz angeführten gefährlichen 
Eigenschaften zutreffend und vollständig 
sind. 

2. Sofern ein erworbener Arbeitsstoff nicht nach 
den Bestimmungen des Chemikaliengesetzes 
oder . des Pflanzenschutzmittelgesetzes 
gekennzeichnet ist, können Arbeitgeber, die 
über keine anderen Erkenntnisse verfügen, 
davon ausgehen, daß der Arbeitsstoff der 
Kennzeichnungspflicht nach den Bestimmun­
gen des Chemikaliengesetzes und des Pflan­
zenschutzmittelgesetzes nicht unterliegt. 

(5) Arbeitgeber müssen in regelmäßigen Zeit­
abständen Art, Ausmaß und Dauer der Einwirkung 
von gesundheitsgefährdenden Arbeitsstoffen und 
von biologischen Arbeitsstoffen im Sinne des § 40 
Abs. 1 auf die Arbeitnehmer ermitteln, wobei 
gegebenenfalls die Gesamtwirkung von mehreren 
gefährlichen Arbeitsstoffen sowie sonstige risikoer­
höhende Bedingungen am Arbeitsplatz zu berück­
sichtigen sind. Diese Ermittlung ist zusätzlich auch 
bei Anderung der Bedingungen· und bei Auftreten 
von Gesundheitsbeschwerden, die arbeitsbedingt 
sein können, vorzunehinen. 

(6) Arbeitgeber müssen in regelmäßigen Zeit­
abständen ermitteln, ob explosions gefährliche oder 
brandgefährliche Arbeitsstoffe in einer für die 
Sicherheit der Arbeitnehmer gefährlichen Konzen­
tration vorliegen, wobei gegebenenfalls die Gesamt­
wirkung von mehreren gefährlichen Arbeitsstoffen 
sowie sonstige risikoerhöhende Bedingungen am 
Arbeitsplatz zu berücksichtigen sind. Diese Ermitt­
lung ist zusätzlich auch bei Anderung der 
Bedingungen vorzunehmen. 

Ersatz und Verbot von gefährlichen Arbeitsstoffen 

§ 42. (1) Krebserzeugende, erbgutverändernde, 
fortpflanzungsgefährdende und biologische Arbeits­
stoffe der Gruppe ·2, 3 oder 4 dürfen nicht 
verwendet werden, wenn ein gleichwertiges 
Arbeitsergebnis erreicht werden kann 

1. mit nicht gefährlichen Arbeitsstoffen oder, 
sofern dies nicht möglich ist, 

2. mit Arbeitsstoffen, die weniger gefährliche 
Eigenschaften aufweisen. 

(2) Mit besonderen Gefahren verbundene 
Verfahren bei der Verwendung von in Abs. 1 
genannten Arbeitsstoffen dürfen nicht angewendet 
werden, wenn durch Anwendung eines anderen 

. Verfahrens, bei dem die von der Verwendung des 
Arbeitsstoffes ausgehenden Gefahren verringert 
werden können, ein gleichwertiges Arbeitsergebnis 
erzielt werden kann. 

(3) . Abs. 1 und 2 gelten auch für die in Abs. 1 
und 2 nicht genannten gefährlichen Arbeitsstoffe, 
sofern der damit verbundene Aufwand vertretbar 
ist. 

(4) Im Zweifelsfall entscheidet die zuständige 
Behörde auf Antrag des Arbeitsinspektorates oder 
des Arbeitgebers, ob die Verwendung eines 
bestimmten Arbeitsstoffes oder die Anwendung 
eines bestimmten Arbeitsverfahrens nach Abs. 1 
oder 2 zulässig ist, wobei der jeweilige Stand der 
Technik und die jeweils aktuellen wissenschaftli­
chen Erkenntnisse zu berücksichtigen sind. 

0;) Die beabsichtigte Verwendung von krebs­
erzeugenden, erbgutverändernden oder fortpflan­
zungsgefährdenden Arbeitsstoffen ist dem Arbeits­
inspektorat schriftlich zu melden: 

(6) Die erstmalige Verwendung biologischer 
Arbeitsstoffe der Gruppe 2, 3 oder 4 ist dem 
Arbeitsinspektorat mindestens 30 Tage vor dem 
Beginn der Arbeiten schriftlich zu melden. Nach 
Ablauf dieser Frist können Arbeitgeber davon 
ausgehen, daß die Verwendung zulässig ist, 
solange sie über keine anderen Erkenntnisse 
verfügen. Wenn an den Arbeitsprozessen oder 
Arbeitsverfahren wesentliche Anderungen vorge­
nommen werden, die für die Sicherheit oder 
Gesundheit am Arbeitsplatz von Bedeutung sind 
und auf Grund deren die Meldung überholt ist, hat 
eine neue Meldung zu erfolgen. 

(7) Auf Verlangen des Arbeitsinspektorates 
haben Arbeitgeber schriftlich darzulegen, aus 
welchen Gründen ein in Abs. 1 angeführter 
Arbeitsstoff verwendet wird und unter Vorlage 
von Unterlagen über die Ergebnisse ihrer Unter­
suchungen zu begründen, warum ein Ersatz im 
Sinne der Abs. 1 oder 2 nicht möglich ist. Wird 
diese Begründung nicht erbracht, hat die Behörde 
auf Antrag des Arbeitsinspektorates die Beschäfti­
gung von Arbeitnehmern an Arbeitsplätzen, an 
denen der gefährliche Arbeitsstoff verwendet wird, 
zu untersagen. 

Maßnahmen zur Gefahrenverhütung 

§ 43. (1) Krebserzeugende, erbgutverändernde, 
fortpflanzungs gefährdende und biologische Arbeits­
stoffe der Gruppe 2, 3 oder 4 dürfen, wenn es nach 
der Art der Arbeit und dem Stand der Technik 
möglich ist, nur In geschlossenen Systemen 
verwendet werden. 

(2) Stehen gefährliche Arbeitsstoffe in Verwen­
dung, haben Arbeitgeber Maßnahmen zur Gefah­
renverhütung in folgender Rangordnung zu 
treffen: 

1. Die Menge der vorhandenen gefährlichen 
Arbeitsstoffe ist auf das nach der Art der 
Arbeit unbedingt erforderliche Ausmaß· zu 
beschränken. 

2. Die Anzahl der Arbeitnehmer, die der 
Einwirkung von gefährlichen Arbeitsstoffen 
ausgesetzt sind oder ausgesetzt sein könnten, 
ist auf das unbedingt erforderliche Ausmaß· 
zu beschränken. 
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3. Die Dauer und die Intensität der möglichen 
Einwirkung von gefährlichen Arbeitsstoffen 
auf Arbeitnehmer sind auf das unbedingt 
erforderliche Ausmaß zu beschränken. 

4. Die Arbeitsverfahren und Arbeitsvorgänge. 
sind, soweit dies technisch möglich ist, so zu 
gestalten, daß die Arbeitnehmer nicht mit den 
gefährlichen Arbeitsstoffen in Kontakt kom­
men können und gefährliche Gase, Dämpfe 
oder Schwebstoffe nicht frei werden können. 

5. Kann durch diese Maßnahmen nicht verhin­
dert werden, daß gefährliche Gase, Dämpfe 
oder Schwebstoffe frei werden, so sind diese 
an ihrer Austritts- oder Entstehungsstelle 
vollständig zu erfassen und anschließend 
ohne Gefahr für die Arbeitnehmer zu 
beseitigen, soweit dies nach dem Stand der 
Technik möglich ist. 

6. Ist eine solche vollständige Erfassung nicht 
möglich, sind zusätzlich zu den Maßnahmen 
gemäß Z 5 die dem Stand der Technik 
entsprechenden Lüftungsmaßnahmen zu tref­
fen. 

7. Kann trotz Vornahme der Maßnahmen 
gemäß Z 1 bis 6 kein ausreichender Schutz 
der Arbeitnehmer erreicht werden, haben 
Arbeitgeber dafür zu sorgen, daß erforderli­
chenfalls entsprechende persönliche Schutz­
ausrüstungen verwendet werden. 

(3) Bei bestimmten Tätigkeiten wie zB War­
tungs- oder Reinigungsarbeiten, bei denen die 
Möglichkeit einer beträchtlichen. Erhöhung der 
Exposition der Arbeitnehmer Qder eine über­
schreitung' eines Grenzwertes im Sinne des § 45 
Abs. 1 oder 2 vorherzusehen ist, müssen Arbeit­
geber 

1. jede Möglichkeit weiterer technischer V or­
beugungsmaßnahmen zur Begrenzung der 
Exposition ausschöpfen, 

2. Maßnahmen festlegen, die erforderlich sind, 
um die Dauer der Exposition der Arbeit­
nehmer auf das unbedingt notwendige 
Mindestmaß zu verkürzen, 

3. dafür sorgen, daß die Arbeitnehmer während 
dieser Tätigkeiten die entsprechenden persön­
lichen Schutz aus rüstungen verwenden, und 

4. dafür sorgen, daß mit diesen Arbeiten nur die 
dafür unbedingt notwendige Anzahl von 
Arbeitnehmer beschäftigt wird. 

(4) Bei der Verwendung biologischer Arbeits­
stoffe müssen Arbeitgeber die dem jeweiligen 
Gesundheitsrisiko entsprechenden Sicherheitsvor­
kehrungen treffen. . Erforderlichenfalls sind den 
Arbeitnehmern wirksame Impfstoffe zur Verfügung 
stellen. 

Kennzeichnung, Verpackung und Lagerung' 

§ 44. (1) Soweit die Art des Arbeitsstoffes oder 
die Art des Arbeitsvorganges dem nicht entgegen­
stehen, müssen Arbeitgeber dafür sorgen, daß 

gefährliche Arbeitsstoffe so verpackt' sind, daß bei 
bestimmungsgemäßer oder vorhersehbarer Verwen­
dung keine Gefahr für Leben oder Gesundheit der 
Arbeitnehmer herbeigeführt werden kann. 

(2) Arbeitgeber müssen . dafür sorgen, daß 
gefährliche Arbeitsstoffe entsprechend ihren Eigen­
schaften mit Angaben über die möglichen 
Gefahren, die mit ihrer Einwirkung verbunden 
sind, sowie über notwendige Sicherheitsrnaßnah­
men gut sichtbar gekennzeichnet sind, soweit die 
Art des Arbeitsstoffes oder die Art des Arbeitsvor­
ganges dem nicht entgegenstehen. Diese Kenn­
zeichnung ist nach Möglichkeit auf der Verpak­
kung anzubringen, ansonsten in Form eines 
Beipacktextes beizugeben. 

(3) Bei der Lagerung von gefährlichen Arbeits­
stoffen müssen Arbeitgeber dafür sorgen, daß alle 
auf Grund. der jeweiligen gefährlichen Eigen­
schaften dieser Stoffe gebotenen' Schutzmaßnah­
men getroffen werden und vorhersehbare Gefahren 
für die Arbeitnehmer vermieden werden. 

(4) Arbeitgeber müssen dafür sorgen, daß 
unbefugte Arbeitnehmer zu Bereichen, in denen 
krebserzeugende, erbgutverändernde, fortpflan­
zungsgefährdende oder biologische Arbeitsstoffe 
der Gruppe 2, 3 oder 4 in Verwendung stehen, 
keinen Zugang haben. Diese Bereiche sind nach 
Möglichkeit mit' Vorrichtungen auszustatten, die 
unbefugte Arbeitnehmer am Betreten dieser 
Bereiche hindern und müssen gut sichtbar gekenn­
zeichnet sein. 

(5) Gefährliche Arbeitsstoffe, die nicht gemäß 
Abs. 2 gekennzeichnet sind, dürten nicht verwen­
det werden. 

Grenzwerte 

§ 45. (1) Der MAK-Wert (Maximale Arbeits­
platz-Konzentration) ist der Mittelwert in einem 
bestimmten Beurteilungszeitraum, der die höchst­
zulässige Konzentration eines Arbeitsstoffes als 
Gas, Dampf oder Schwebstoff in der Luft am 
Arbeitsplatz angibt, die nach dem jeweiligen Stand 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse auch bei 
wiederholter und langfristiger Exposition im 
allgemeinen die Gesundheit von Arbeitnehmern 
nicht beeinträchtigt und diese nicht unangemessen 
belästigt. 

(2) Der TRK-Wert (Technische Richtkonzentra­
tion) ist der Mittelwert in einem bestimmten 
Beurteilungszeitraum, der jene Konzentration 
eines gefährlichen Arbeitsstoffes als Gas, Dampf 
oder Schwebstoff in der Luft am Arbeitsplatz 
angibt, die nach dem Stand der Technik erreicht 
werden kann und die als Anhalt für die zu 
treffenden Schutzmaßnahmen und die melhechni­
sche überwachung am Arbeitsplatz heranzuziehen 
ist. TRK-Werte sind nur für solche gefährlichen 
Arbeitsstoffe festzusetzen, für die nach dem 
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jeweiligen Stand der Wissenschaft keine toxikolo­
gisch-arbeitsmedizinisch begründeten MAK-Werte 
aufgestellt werden können. 

(3) Steht ein Arbeitsstoff, für den ein MAK-Wert 
festgelegt ist, in Verwendung, müssen Arbeitgeber 
dafür sorgen, daß dieser Wert nicht überschritten 
wird. Arbeitgeber haben anzustreben, daß dieser 
Wert stets möglichst weit unterschritten wird. 

(4) Steht ein Arbeitsstoff, für den ein TRK-Wert 
festgelegt ist, in Verwendung, müssen Arbeitgeber 
dafür sorgen, daß dieser Wert stets möglichst weit 
unterschritten wird. 

(5) Stehen gesundheitsgefährdende Arbeitsstoffe, 
für die ein MAK-Wert oder TRK-Wert festgelegt 
ist, in Verwendung, müssen die Arbeitgeber 
Maßnahmen festlegen, die im Falle von Grenz­
wertüberschreitungen infolge von Zwischenfällen 
zu treffen sind. 

(6) Bei Grenzwertüberschreitungen auf Grund 
von Zwischenfällen müssen die Arbeitgeber weiters 
dafür sorgen, daß, solange die Grenzwertüber­
schreitung nicht beseitigt ist, 

1. nur die für Reparaturen und sonstige 
notwendige Arbeiten benötigten Arbeitneh­
mer beschäftigt werden, 

2. die Dauer der Exposition für diese Arbeit­
nehmer auf das unbedingt notwendige Aus­
maß beschränkt ist und 

3. diese Arbeitnehmer während ihrer Tätigkeit " 
die entsprechenden persönlichen Schutzaus­
rüstungen verwenden. 

(7) Steht ein gesundheitsgefährdender Arbeits­
stoff in Verwendung, für den kein MAK-Wert 
oder TRK-Wert festgelegt ist, müssen Arbeitgeber 
dafür sorgen, daß die Konzentration dieses 
Arbeitsstoffes als Gas, Dampf oder Schwebstoff in 
der Luft am Arbeitsplatz stets so gering wie 
möglich ist. 

Messungen 

§ 46. (1) Steht ein Arbeitsstoff, für den ein 
MAK-Wert oder ein TRK-Wert festgelegt ist, in 
Verwendung oder ist das Auftreten eines solchen 
Arbeitsstoffes nicht sicher auszuschließen,müssen 
Arbeitgeber in regelmäßigen Zeitabständen Mes­
sungen durchführen oder durchführen lassen. 

(2) Steht ein explosionsgefährlicher oder brand­
gefährlicher Arbeitsstoff in Verwendung und kann 
auf Grund der Ermittlung und Beurteilung der 
Gefahren nicht ausgeschlossen werden, daß eine 
für die Sicherheit der Arbeitnehmer gefährliche 
Konzentration solcher Arbeitsstoffe vorliegt, sind 
Messungen durchzuführen oder durchführen zu 
lassen. 

(3) Messungen dürfen nur von Personen durch­
geführt werden, die über die notwendige Fach­
kunde und die notwendigen Einrichtungen ver­
fügen. 

(4) Bei Messungen gemäß Abs. 1 muß das 
Meßverfahren dem zu messenden Arbeitsstoff, 
dessen Grenzwert und der Atmosphäre am 
Arbeitsplatz angepaßt sein. Das Meßverfahren 
muß zu einem für die Exposition der" Arbeit­
nehmer repräsentativen Meßergebnis führen, das 
die Konzentration des zu messenden Arbeitsstoffes 
eindeutig in der Einheit und der Größenordnung 
des Grenzwertes wiedergibt. 

(5) Bei Messungen gemäß Abs. 2 muß das 
Meßverfahren dem zu messenden Arbeitsstoff, der 
zu erwartenden für die Sicherheit der Arbeit­
nehmer gefährlichen Konzentration und der 
Atmosphäre im Gefahrenbereich angepaßt sein 
und zu einem für die Konzentration repräsen­
tativen Meßergebnis führen. 

(6) Ergibt eine Messung gemäß Abs. 1, daß der 
Grenzwert eines Arbeitsstoffes nicht überschritten 
wird, so ist die Messung in angemessenen 
Zeitabständen zu wiederholen. Je näher die 
gemessene Konzentration am Grenzwert liegt, 
umso kürzer haben diese Zeitabstände zu sein. 
Ergeben wiederholte Messungen die langfristige 
Einhaltung des Grenzwertes, können die Messun­
gen in längeren Zeitabständen vorgenommen 
werden, sofern keine Änderung der -Arbeitsbedin­
gungen eingetreten ist, die zu einer höheren 
Exposition der Arbeitnehmer führen könnte. 

(7) Ergibt eine Messung gemäß Abs. 1 die 
überschreitung eines Grenzwertes, hat der Arbeit­
geber unverzüglich die Ursachen festzustellen und 
Abhilfemaßnahmen zu treffen. Sodann ist eine 
neuerliche Messung vorzunehmen. 

(8) Ergibt eine Messung gemäß Abs. 2, daß eine 
für die Sicherheit der Arbeitnehmer gefährliche 
Konzentration eines explosionsgefährlichen oder 
brandgefährlichen Arbeitsstoffes vorliegt, hat der 
Arbeitgeber unverzüglich die Ursachen festzu­
stellen und Abhilfemaßnahmen zu treffen. 

Verzeichnis der Arbeitnehmer 

§ 47. (1) Stehen krebserzeugende, erbgutverän­
dernde, fortpflanzungsgefährdende oder biologi­
sche Arbeitsstoffe der Gruppe 3 oder 4 in 
Verwendung, müssen die Arbeitgeber ein Ver­
zeichnis jener Arbeitnehmer führen, die der 
Einwirkung dieser Arbeitsstoffe ausgesetzt sind. 

(2) Dieses Verzeichnis muß für jeden betroffe­
nen Arbeitnehmer insbesondere folgende Angaben 
enthalten: 

1. Name, Geburtsdatum, Geschlecht, 
2. Bezeichnung der Arbeitsstoffe, 
3. Art der Gefährdung, 
4. Art und Dauer der Tätigkeit, 
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5. Datum und Ergebnis von Messungen 1m 
Arbeitsbereich, soweit vorhanden, 

6. Angaben zur Exposition, und 
7. Unfälle und Zwischenfälle im Zusammenhang 

mit diesen Arbeitsstoffen. 

(3) Die Verzeichnisse sind stets auf dem 
aktuellen Stand zu halten und jedenfalls bis zum 
Ende der Exposition aufzubewahren. Nach Ende 
der Exposition sind sie dem zuständigen Träger 
der Unfallversicherung zu übermitteln. Dieser hat 
diese Verzeichnisse mindestens 40 Jahre aufzube­
wahren. 

(4) Arbeitgeber müssen unbeschadet der §§ 12 
und 13 jedem Arbeitnehmer zu den ihn persönlich 
betreffenden Angaben des Verzeichnisses Zugang 
gewähren. 

Verordnungen über Arbeitsstoffe 

§ 48. (1) Der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales hat in Durchführung des 4. Abschnittes 
durch Verordnung näher zu regeln: 

1. die Meldung biologischer Arbeitsstoffe, 
2. die Kennzeichnung von gefährlichen Arbeits­

stoffen, 
3. die Grenzwerte, 
4. nähere Bestimmungen über 

a) Anforderungen an Fachkunde und Ein­
richtungen jener Personen, die Messungen 

. durchführen dürfen, 
b) Meßverfahren, Verfahren der Probe­

nahme, Auswahl der Meßorte; Auswer­
tung der Messungen und Bewertung der 
Meßergebnisse, 

c) Zeitabstände der Messungen. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
kann mit Verordnung anordnen, daß die Bestim­
mungen des § 42 Abs. 1 und 2 (Verbot von Stoffen 
oder Verfahren), Abs. 5 (Meldung der Verwen­
dung an das Arbeitsinspektorat), Abs. 7 (Begrün­
dung für die Verwendung), § 43 Abs. 1 (Verwen­
dung im geschlossenen System), § 44 Abs. 4 
(Zugang zu Gefahrenbereichen) und § 47 (Ver­
zeichnis der Arbeitnehmer) auch für gesundheits­
gefährdende Arbeitsstoffe anzuwenden sind,die 
andere gefährliche Eigenschaften als die in der 

. jeweiligen Bestimmung genannten aufweisen, wenn 
dies unter Bedachtnahme auf arbeitsmedizinische 
Erkenntnisse, auf den jeweiligen Stand der Technik 
oder auf internationale Abkommen erforderlich ist. 

5. Abschnitt 

Gesundheitsüberwachung 

Eignungs- und Folgeuntersuchungen 

§ 49. (1) Mit Tätigkeiten, bei denen die Gefahr 
einer Berufskrankheit besteht, und bei denen einer 
arbeitsmedizinischen Untersuchung im Hinblick 
auf die spezifische mit dieser Tätigkeit verbundene 

Gesundheitsgefährdung prophylaktische Bedeutung 
zukommt, dürfen Arbeitnehmer· nur beschäftigt 
werden, wenn 

1. vor Aufnahme der Tätigkeit eine 
Untersuchung durchgeführt wurde 
nungsuntersuchung) und 

solche 
(Eig-

2. bei Fortdauer der Tätigkeit solche Unter­
suchungen in regelmäßigen Zeitabständen 
durchgeführt werden (Folgeuntersuchungen) . 

(2) Abs. 1 gilt weiters für Tätigkeiten, bei denen 
häufiger und länger andauernd Atemschutzgeräte 
(Filter- oder Behältergeräte) getragen werden 
müssen, für Tätigkeiten im Rahmen von Gas­
rettungsdiensten und für Tätigkeiten unter Ein­
wirkung von den Organismus besonders belasten­
der Hitze. 

(3) Das Arbeitsinspektorat hat im Einzelfall mit 
Bescheid für eine Tätigkeit, die nicht in einer 
Durchführungsverordnung zu Abs. 1 angeführt ist, 
Eignungs- und Folgeuntersuchungen vorzuschrei­
ben, sofern 

1. es sich um eine Tätigkeit handelt, die nach 
arbeitsmedizinischen Erfahrungen die 
Gesundheit zu schädigen. vermag, und 

2. im Hinblick auf die spezifische mit dieser 
Tätigkeit verbundene Gesundheitsgefährdung 
einer arbeitsmedizinischen Untersuchung pro­
phylaktische Bedeutung zUKommt. 

(4) Für Untersuchungen gemäß Abs. 3 gelten die 
Bestimmungen über Eignungs- und Folgeunter­
suchungen mit Ausnahme der Bestimmung, daß die 
Untersuchungen nach einheitlichen Richtlinien 
durchzuführen und zu beurteilen sind. 

(5) In Bescheiden gemäß Abs. 3 sind Art, 
Umfang und Zeitabstände der Untersuchungen 
festzulegen. Weiters ist festzulegen, welche V or­
aussetzungen die Ärzte für die Untersuchungen 
erfüllen müssen. 

(6) Bescheide gemäß Abs. 3 sind auf Antrag des 
Arbeitgebers oder von amtswegen aufzuheben, 
wenn die Voraussetzungen für die Vorschreibung 
nicht mehr vorliegen. 

Untersuchungen bei Lärtneinwirkung 

§ 50. (1) Mit Tätigkeiten, die mit gesundheits­
gefährd~nder Lärmeinwirkung verbunden sind, 
dürfen Arbeitnehmer nur beschäftigt werden, 
wenn vor Aufnahme der Tätigkeit eine arbeits­
medizinische Untersuchung der Hörfähigkeit 
durchgeführt wurde. Für diese Untersuchung 
gelten die Bestimmungen über Eignungsunter­
suchungen. 

(2) Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß 
Arbeitnehmer, die einer gesundheitsgefährdenden 
Lärmeinwirkung ausgesetzt sind, sich in regel· 
mäßigen Abständen einer arbeitsmedizinischen 
Untersuchung der Hörfähigkeit unterziehen. 
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Sonstige besondere Untersuchungen Überprüfung der Beurteilung 

§ 51. (1) Wenn im Hinblick auf die spezifische 
mit einer Tätigkeit verbundene Gesundheitsgefähr­
dung nach arbeitsmedizinischen Erkenntnissen 
oder nach dem jeweiligen Stand der Technik 
besondere ärztliche Untersuchungen geboten 
erscheinen, müssen Arbeitgeber dafür sorgen, daß 
Arbeitnehmer, die eine solche Tätigkeit ausüben 
oder ausüben sollen, sich auf eigenen Wunsch vor 
Aufnahme dieser Tätigkeit sowie bei Fortdauer der 
Tätigkeit in regelmäßigen Zeitabständen einer 
solchen besonderen Untersuchung unterziehen 
können. 

(2) Tätigkeiten im Sinne des Abs. 1 sind solche, 
bei denen Arbeitnehmer 

1. besonderen physikalischen Einwirkungen aus­
gesetzt sind oder 

2. den Einwirkungen g«fährlicher Arbeitsstoffe 
ausgesetzt sind oder 

3 .. besonders belastenden· Arbeitsbedingungen 
ausgesetzt sind oder 

4. bei deren Ausübung durch gesundheitlich 
nicht geeignete Arbeitnehmer eine besondere 
Gefahr für diese selbst oder für andere 
Personen entstehen kann. 

(3) Gelangt dem Arbeitsinspektorat zur Kennt­
nis, daß bei einem Arbeitnehmer eine Erkrankung 
aufgetreten ist, die auf eine Tätigkeit im Sinne des 
Abs. 2 zurückzuführen sein könnte, so kann es die 
Vornahme von besonderen Untersuchungen auch 
hinsichtlich anderer Arbeitnehmer empfehlen, die 
mit derartigen Tätigkeiten beschäftigt werden. 

Durchführung von Eignungs- und Folgeunter­
suchungen 

§ 52. 'Die untersuchenden Ärzte haben bei 
Durchführung von Eignungs- und Folgeunter­
suchungen nach folgenden Grundsätzen vorzu­
gehen: 

1. Die Untersuchungen sind nach einheitlichen 
Richtlinien durchzuführen und zu beurteilen. 

2. Die Ergebnisse der Untersuchungen sind in 
einem Befund festzuhalten. 

3. Es hat eine Beurteilung zu erfolgen 
("geeignet", "nicht geeignet"). 

4. Wenn die Beurteilung auf "geeignet" lautet, 
aber eine Verkürzung des Zeitabstandes bis 
zur Folgeuntersuchung geboten erscheint, ist 
in die Beurteilung der Zeitabstand bis zur 
vorzeitigen Folgeuntersuchung aufzunehmen. 

5. Der Befund samt Beurteilung ist unverzüglich 
·dem ärztlichen Dienst des zuständigen 
Arbeitsinspektorates zü übermitteln. 

6. Der Befund ist dem Arbeitnehmer auf 
Verlangen zu übermitteln· und zu erläutern. 

7. Wenn die Beurteilung auf "geeignet" lautet, 
ist diese Beurteilung dem Arbeitgeber sowie 
dem Arbeitnehmer schriftlich mitzuteilen. 

§ 53. (1) Die Ärzte der Arbeitsinspektion haben 
bei Eignungs- und Folge untersuchungen von 
amtswegen die übermittelten Befunde und Beurtei­
lungen unter Berücksichtigung der Arbeitsbedin­
gungen zu überprüfen. 

(2) Die Ärzte der Arbeitsinspektion sind 
verpflichtet, dem Arbeitnehmer auf Verlangen den 
Befund zu erläutern. 

(3) über die gesundheitliche Eignung entscheidet 
das Arbeitsinspektorat mit Bescheid. Im Verfahren 
haben der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber 
ParteisteIlung. Tatsachen, die der ärztlichen 
Verschwiegenheitspflicht unterliegen, sind vom 
Arbeitsinspektorat dem Arbeitgeber jedoch nur 
mit Zustimmung des Arbeitnehmers zur Kenntnis 
zu bringen. 

(4) Führt die überprüfung durch das Arbeits­
inspektorat zu einem von der Beurteilung des 
untersuchenden Arztes abweichenden Rrgebnis, so 
ist diesem Arzt eine Abschrift des Bescheides zu 
übermitteln. Führt die überprüfung einer auf 
"nicht geeignet" lautenden ärztlichen Beurteilung 
durch das Arbeitsinspektorat zu einem abweichen­
den Ergebnis, ist dieser Arzt .außerdem vor 
Bescheiderlassung anzuhören. 

(5) Ein Bescheid über die gesundheitliche 
Eignung kann entfallen, wenn 

1. die Beurteilung auf "geeignet" lautet, 
2. die überprüfung ergibt, daß der Arbeit­

nehmer für die betreffende Tätigkeit geeig­
net ist und keine zusätzlichen Maßnahmen 
zur Verminderung der Gesundheitsgefähr­
dung notwendig sind, und 

3. weder der Arbeitgeber noch der Arbeit­
nehmer einen Antrag auf Erlassung eines 
Bescheides stellen. 

(6) Wenn in der Beurteilung keine Verkürzung 
des Zeitabstandes bis zur Folgeuntersuchung 
vorgesehen ist, eine Verkürzung aber auf Grund 
der überprüfung geboten erscheint, ist von 
amtswegen oder auf Antrag mit Bescheid der 
Zeitabstand zu verkürzen. 

(7) Ist in der Beurteilung eine Verkürzung des 
Zeitabstandes bis zur Folgeuntersuchung vorge­
sehen und ergibt die überprüfung, daß eine solche 
Verkürzung nicht erforderlich ist, so hat das 
Arbeitsinspektorat dies dem Arbeitgeber, dem 
Arbeitnehmer sowie dem Arzt, der die Unter­
suchung durchgeführt hat, mitzuteilen. 

(8) Einer Berufung gegen Bescheide über die 
gesundheitliche Eignung und über die Verkürzung 
des Zeitabstandes bis zur Folgeuntersuchung 
kommt keine aufschiebende Wirkung zu. 
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Bescheide über die gesundheitliche Eignung 

§ 54. (1) Die bescheidmäßige Feststellung der 
gesundheitlichen Eignung auf Grund einer Eig­
nungsuntersuchung oder Folgeuntersuchung kann 
erfolgen 

1. unter Verkürzung des Zeitabstandes bis zur 
Folgeuntersuchung, 

2. unter der Bedingung, daß der Arbeitgeber 
bestimmte im Bescheid festzulegende geeig­
nete Maßnahmen trifft, die die Gesundheits­
gefährdung vermindern. 

(2) Bei bescheidmäßiger Feststellung der gesund­
heitlichen Nichteignung darf der Arbeitnehmer mit 
den im Bescheid angefühnen Tätigkeiten nicht 
mehr beschäftigt werden. Dies gilt im Fall des 
Abs. 4 bis zu einer Folgeuntersuchung, sonst bis 
zur Aufhebung durch Bescheid des Arbeitsinspek­
torates gemäß Abs. 5. 

(3) Das Arbeitsinspektorat kann im Bescheid 
aussprechen, daß das Beschäftigungsverbot erst 
nach Ablauf einer bestimmten Frist wirksam wird, 
wenn dies aus arbeitsmedizinischen Gründen unter 
Berücksichtigung der A~beitsbedingungen vertret­
bar ist. 

(4) Ist anzunehmen, daß die gesundheitliche 
Eignung in absehbarer Zeit wieder gegeben ist, so 
ist im Bescheid festzulegen, zu welchem Zeitpunkt 
eine neuerliche Untersuchung frühestens erfolgen 
soll. In diesem Fall darf der Arbeitnehmer mit den 
im Bescheid angefühnen Tätigkeiten wieder 
beschäftigt werden, wenn eine Folgeuntersuchung 
die Beuneilung »geeignet" ergeben hat. 

(5) Die Aufhebung des Beschäftigungsverbotes 
hat auf Antrag des Arbeitgebers oder des Arbeit­
nehmers oder von amtswegen zu erfolgen, wenn 
auf Grund einer Folgeuntersuchung festgestellt 
wird, daß die gesundheitliche Eignung für die 
betreffende Tätigkeit wieder gegeben ist. 

Durchführung von sonstigen besonderen Unter­
suchungen 

§ 55. (1) Die untersuchenden Ärzte haben bei 
der Durchführung von wiederkehrenden Unter­
suchungen der Hörfähigkeit und bei sonstigen 
besonderen Untersuchungen wie folgt vorzugehen: 

1. Sofern für die Durchführung von solchen 
Untersuchungen einheitliche Richtlinien erlas­
sen wurden, sind die Untersuchungen nach 
diesen Richtlinien durchzuführen. 

2. Die Ergebnisse der Untersuchungen sind in . 
einem Befund festzuhalten. 

3. Der Befund ist dem Arbeitnehmer auf 
Verlangen zu übermitteln und zu erläutern. 

(2) Die Ärzte der Arbeitsinspektion sind 
verpflichtet, dem Arbeitnehmer auf Verlangen den 
Befund zu erläutern. 

Ermächtigung der Ärzte 

§ 56. (1) Eignungs- und Folgeuntersuchungen 
sind von hiezu ermächtigten Ärzten durchzuführen 
und zu beuneilen. 

(2) Die Ermächtigung ist vom Bundesminister 
für Arbeit und Soziales zu erteilen, wenn der ArZt 
die Bestätigung erbringt, daß er eine der jeweiligen 
Untersuchung entsprechende Ausbildung absolvien 
hat und nachweist, daß er 

1. die persönliche Qualifikation sowIe die 
sachlichen Voraussetzungen für die Durch­
führung der jeweiligen Untersuchung zur 
Gänze selbst erfüllt oder 

2. zu Teilbereichen der jeweiligen Untersuchung 
andere Ärzte oder geeignete Labors her­
anzieht, die .diese Voraussetzungen erfüllen. 

(3) Die Ermächtigung kann unter der Auflage 
eneilt werden, daß der Arzt die Untersuchungen 
einer regelmäßigen Qualitätssicherung unterziehen 
läßt, sofern dies zur Gewährleistung ordnungsge­
mäßer Untersuchungen und Beuneilungen erfor­
derlich ist. 

(4) . Vor Eneilung einer Ermächtigung zur 
Durchführung von Untersuchungen, die zur Fest­
stellung der gesundheitlichen Eignung" für die 
Ausübung von Tätigkeiten dienen, die eine Berufs­
krankheit verursachen können, ist die Allgemeine 
Unfallversitherungsanstalt zu hören. 

(5) Die Ermächtigung ist vom Bundesminister 
für Arbeit und Soziales zu widerrufen, wenn 

1. die Untersuchung oder die Auswenung der 
Ergebnisse mangelhaft vorgenommen wurde, 
insbesondere gegen die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes über die Durchführung von 
Eignungs- und Folgeuntersuchungen versto­
ßen wurde, oder 

2. innerhalb der letzten fünf Jahre trotz rechts­
kräftig eneilter Ermächtigung keine entspre­
chenden Untersuchungen vorgenommen wur­
den oder 

3. die Voraussetzungen für die Erteilung der 
Ermächtigung nicht mehr vorliegen oder 
Auflagen, unter denen die Ermächtigung 
eneilt wurde, nicht eingehalten werden. 

(6) Abs.l bis 5 gilt auch für wiederkehrende 
Untersuchungen der Hörfähigkeit und für sonstige 
besondere Untersuchungen, sofern nach der An 
der Untersuchung für deren Durchführung eine 
besondere persönliche Qualifikation oder besonde­
re sachliche Voraussetzungen erforderlich sind. 

(7) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
hat jährlich eine Liste der ermächtigten Ärzte zu 
erstellen und den gesetzlichen Interessenvenretun­
gen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie auf 
Anfrage auch sonstigen Personen zu übermitteln. 
Diese Liste hat zu enthalten: Namen, Anschrift und 
Telefonnummer der Ärzte sowie die An der 
Untersuchung, für die eine Ermächtigung vorliegt. 
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Kosten der Untersuchungen 

§ 57. (1) Die Kosten von Eignungs- und 
Folgeuntersuchungen sind vom Arbeitgeber zu 
tragen. 

(2) Die Kosten von sonstigen besonderen 
Untersuchungen hat der Arbeitgeber zu tragen, 
soweit sie nicht auf Kosten eines Versicherungs­
trägers erfolgen. 

(3) Wenn Eignungs- und Folgeuntersuchungen 
oder sonstige besondere Untersuchungen im 
Zusammenhang mit Tätigkeiten, die eine Berufs­
krankheit verursachen können, durchgeführt wer­
den, hat der Arbeitgeber gegenüber dem zustän­
digen Träger der Unfallversicherung Anspruch auf 
Ersatz der Kosten. Dies gilt auch für Eignungs­
untersuchungen, die unmittelbar vor Aufnahme 
einer Tätigkeit durchgeführt werden, die die 
Unfallversicherungspflicht auslöst. Der Kostener­
satz wird höchstens< nach den bei der Versiche­
rungsanstalt öffentlich Bediensteter jeweils gelten­
den Honorarsätzen geleistet. 

(4) Der zuständige Träger der Unfallversiche­
rung ist berechtigt, mit ermächtigten ATZten die 
direkte Verrechnung der Kosten von Untersuchun­
gen nach' Abs. 3 zu vereinbaren. 

(5) Abs. 1, 3 und 4 gilt auch für wiederkehrende 
Untersuchungen der Hörfähigkeit. 

Pflichten der Arbeitgeber 

§ 58. (1) Arbeitgeber müssen den untersuchen­
den ATZten Zugang zu den Arbeitsplätzen der zu 
untersuchenden Arbeitnehmer sowie zu allen für 
die Durchführung oder Beurteilung notwendigen 
Informationen, wie zum Beispiel zu Meßergebnis-
sen, gewähren. ' 

(2) Werden Eignungs- und Folgeuntersuchun­
gen, wiederkehrende Untersuchungen der Hörfä­
higkeit sowie sonstige besondere Untersuchungen 
während der betrieblichen Arbeitszeit durchge­
führt, müssen Arbeitgeber den Arbeitnehmern die 
erforderliche Freizeit unter Fortzahlung des 
Entgelts gewähren. 

(3) In den Sicherheits- und Gesundheitsschutz­
dokumenten sind jene Bereiche anzuführen, in 
denen Arbeitnehmer mit Tätigkeiten beschäftigt 
werden, die Eignungs- und Folgeuntersuchungen 
erforderlich machen. 

(4) Arbeitgeber müssen über jeden Arbeitneh­
mer, für den Eignungs- oder Folgeuntersuchungen 
erforderlich sind, Aufzeichnungen führen, die 
folgendes zu enthalten haben: 

1. V or- und Zuname, Geburtsdatum und 
Anschrift, 

2. Art der Tätigkeit, die die Untersuchungs­
pflicht begründet, 

3. Datum der Aufnahme dieser Tätigkeit, 
4. Datum der Beendigung dieser Tätigkeit, 

5 . Name und Anschrift des untersuchenden 
Arztes, 

6. Datum jeder Untersuchung. 

(5) Den Aufzeichnungen sind alle Beurteilungen 
der untersuchenden Arzte über die gesundheitliche 
Eignung sowie allfällige Bescheide des Arbeits­
inspektorates anzuschließen. 

(6) Die Unterlagen gemäß Abs. 4 und 5 sind 
aufzubewahren, bis der Arbeitnehmer aus dem 
Betrieb ausscheidet. So dann sind sie dem zustän­
digen Träger der Unfallversicherung zu übermit­
teln. Dieser hat die Unterlagen mindestens 40 Jahre 
aufzubewahren. 

(7) Arbeitgeber müssen unbeschadet der §§ 12 
und 13 jedem Arbeitnehmer zu den ihn persönlich 
betreffenden Aufzeichnungen und Unterlagen 
Zugang gewähren. 

Verordnungen über die Gesundheitsüberwachung 

§ 59. Der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales hat in Durchführung des 5. Abschnittes 
durch Verordnung näher zu regeln: 

1. die Tätigkeiten, die Eignungs- und Folge­
untersuchungen erforderlich machen, sowie 
die Tätigkeiten, bei denen sonstige besondere 
Untersuchungen geboten sind,' 

2. die Zeitabstände, in' denen Folgeuntersuchun­
gen, wiederkehrende Untersuchungen der 
Hörfähigkeit sowie sonstige besondere Unter­
suchungen durchzuführen sind, 

3. Richtlinien über die Durchführung von 
Untersuchungen, wobei insbesondere fest­
zulegen ist, welche speziellen Untersuchun­
gen und Untersuchungsverfahren nach dem 
jeweiligen Stand der Arbeitsmedizin zur 
Feststellung der gesundheitlichen Eignung 
von Arbeitnehmern für bestimmte Tätigkei­
ten in Betracht kom!1len, nach welchen 
arbeitsmedizinischen Kriterien die Untersu­
chungsergebnisse zu beurteilen sowie welche 
biologischen Grenzwerte gegebenenfalls zu 
beachten sind. 

6. Abschnitt 

Arbeitsvorgänge und Arbeitsplätze 

Allgemeine Bestimmungen über Arbeitsvorgänge 

§ 60. (1) Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß 
Arbeitsvorgänge so vorbereitet, gestaltet und 
durchgeführt werden, daß ein wirksamer Schutz 
des Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer 
erreicht wird. 

(2) Arbeitsvorgänge sind so zu gestalten, daß 
Belastungen durch Monotonie, einseitige Belastung 
sowie Belastungen durch taktgebundene Arbeiten 
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und Zeitdruck möglichst gering gehalten und ihre 
gesundheitsschädigehden Auswirkungen abge­
schwächt werden. 

(3) Arbeitsvorgänge sind so zu gestalten, daß die 
Arbeit nach Möglichkeit ganz oder teilweise im 
Sitzen verrichtet werden kann. 

Arbeitsplätze 

§ 61. (1) Arbeitsplätze müssen so eingerichtet 
und beschaffen sein und so erhalten werden, daß 
die Arbeitnehmer möglichst ohne Gefahr für ihre 
Sicherheit und Gesundheit ihre Arbeit verrichteri 
können. 

(2) Arbeitsplätze müssen so beschaffen sein, daß 
sie nicht einstürzen, umkippen, einsinken, abrut­
schen oder ihre Lage auf andere Weise ungewollt 
verändern. 

(3) Arbeitsplätze und Zugänge zu den Arbeits­
plätzen müssen erforderlichenfalls mit Einrichtun­
gen zum Schutz gegen Absturz oder herabfallende 
Gegenstände versehen sein. 

(4) Die freie unverstellte Fläche am Arbeitsplatz 
muß so bemessen sein, daß sich die Arbeitnehmer 
bei ihrer Tätigkeit ungehindert bewegen können. 
Ist dies aus arbeitsplatz technischen Gründen nicht 
möglich, so muß den Arbeitnehmern erforderli­
chenfalls in der Nähe des Arbeitsplatzes eine 
andere ausreichend große Bewegungsfläche zur 
Verfügung stehen. 

(5) Kann die Arbeit ganz oder teilweise im 
Sitzen verrichtet werden, sind den Arbeitnehmern 
geeignete Sitzgelegenheiten zur Verfügung zu 
stellen. Den Arbeitnehmern sind geeignete Arbeits­
tische, Werkbänke oder sonstige Einrichtungen zur 
Verfügung zu stellen, soweit deren Verwendung 
nach der Art der Tätigkeit möglich ist. 

(6) An Arbeitsplätzen mit erhöhter Unfallgefahr 
sowie an besonders abgelegenen Arbeitsplätzen 
darf ein Arbeitnehmer nur allein beschäftigt 
werd~n, wenn eme wirksame überwachung 
sichergestellt ist. 

(7) Im Freien und in nicht allseits umschlossenen 
Räumen dürfen ständige Arbeitsplätze nur einge­
richtet werden, wenn dies wegen der Art der 
Tätigkeiten oder aus sonstigen wichtigen betrieb­
lichen Gründen erforderlich ist. Bei Arbeitsplätzen 
in nicht allseits umschlossenen Räumen sowie bei 
ortsgebundenen Arbeitsplätzen im Freien ist dafür 
zu sorgen, daß die Arbeitnehmer durch geeignete 
Einrichtungen gegen Witterungseinflüsse soweit als 
möglich geschützt sind. Bei Arbeitsplätzen im 
Freien ist dafür zu sorgen, daß die Arbeitnehmer 
nicht ausgleiten oder abstürzen können. 

(8) Für Verkaufs stände im Freien gilt abwei­
chend von Abs. 7 folgendes: 

1. An Verkaufs ständen im Freien dürfen Arbeit­
nehmer nur beschäftigt werden, wenn sie 
gegen Witterungseinflüsse, schädliche Zug-­
luft, Einwirkungen durch Lärm, Erschütte­
rungen und Abgase von Kraftfahrzeugen 
ausreichend geschützt sind. 

2. An Verkaufsständen im Freien, die organisa­
torisch und räumlich im Zusammenhang mit 
Verkaufsläden oder sonstigen Betriebsgebäu­
den stehen, düften Arbeitnehmer außerdem 
nur beschäftigt werden, wenn die Außen­
temperatur am Verkaufsstand mehr als 
+ 16°C beträgt. 

Fachkenntnisse und besondere Aufsicht 

§ 62. (1) Zu Arbeiten, die mit einer besonderen 
Gefahr für die damit beschäftigten oder für andere 
Arbeitnehmer verbunden sind, dürfen nur Arbeit­
nehmer herangezogen werden, die 

1. hiefür geistig und körperlich geeignet sind, 
2. über einen Nachweis der erforderlichen 

Fachkenntnisse verfügen und 
3. über die erforderli~he Berufserfahrung ver­

fügen. 

(2) Abs. 1 gilt für die Durchführung von 
Taucherarbeiten, das Führen von bestimmten 
Kranen und Staplern, die Beschäftigung im 
Rahmen eines Gasrettungsdienstes, die Durch­
führung von Sprengarbeiten sowie sonstige Arbei­
ten mit vergleichbarem Risiko. 

(3) Mit der Durchführung von Sprengarbeiten 
dürfen darüber hinaus nur Arbeitnehmer beschäf­
tigt werden, die verläßlich sind. 

( 4 ) Wenn es für eine sichere Durchführung der 
Arbeiten erforderlich ist, hat die Organisation und 
Vorbereitung durch Personen zu erfolgen, die 
hiefür geeignet sind und die erforderlichen Fach­
kenntnisse nachweisen. Dies gilt für Vorbereitungs­
und Organisationsarbeiten betreffend besonders 
gefährliche Arbeiten unter Spannung, bühnentech­
nische und beleuchtungstechnische Arbeiten sowie 
sonstige Arbeiten, für die hinsichtlich der V orbe­
reitung und Organisation vergleichbare Anforde­
rungen bestehen. 

(5) Wenn es mit Rücksicht auf die mit der Arbeit 
verbundenen Gefahren oder die spezifischen 
Arbeitsbedingungen erforderlich ist, dürfen Arbei­
ten nur unter Aufsicht einer geeigneten Person 
durchgeführt werden. Taucherarbeiten, Arbeiten in 
Druckluft, bestimmte Bauarbeiten sowie sonstige 
Arbeiten, die hinsichtlich der Gefahren oder der 
Arbeitsbedingungen vergleichbar sind, dürfen nur 
unter Aufsicht von Personen durchgeführt werden, 
die hiefür geeignet sind und die erforderlichen 
Fachkenntnisse nachweisen. 

(6) Abs. 5 gilt nicht für Tätigkeiten, für die die 
Regelungen des Berggesetzes 1975 über verant­
wortliche Personen anzuwenden sind. 
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(7) Abs. 2 bis 5 gelten auch für den Arbeitgeber, 
soweit dies zur Vermeidung einer Gefahr für die 
Sicherheit oder die Gesundheit der Arbeitnehmer 
erforderlich ist. 

(8) Arbeitgeber haben ein Verzeichnis jener 
Arbeitnehmer zu führen, die Tätigkeiten im Sinne 
des Abs. 2 bis 5 durchführen. Dieses Verzeichnis 
muß auch Angaben über den Nachweis der 
Fachkenntnisse enthalten. Das Verzeichnis ist stets 
auf dem aktuellen Stand zu halten. 

Nachweis der Fachkenntnisse 

§ 63. (1) Der Nachweis der Fachkenntnisse 
gemäß § 62 ist durch ein Zeugnis einer hiefür in 
Betracht kommenden Unterrichtsanstalt oder durch 
ein Zeugnis einer anderen Einrichtung zu er­
bringen, die hiezu vom Bundesminister für Arbeit 
und Soziales ertnächtigt wurde. 

(2) Die Ermächtigung ist zu erteilen, wenn die 
Gewähr dafür gegeben ist, daß die notwendigen 
Fachkenntnisse in entsprechender Weise vermittelt 
werden. Die Ermächtigung ist unter Auflagen zu 
erteilen, wenn dies zur Gewährleistung einer 
ordnungsgemäßen Vermittlung der Fachkenntnisse 
erforderlich ist. Die Ermächtigung ist zu wider­
rufen, wenn gegen die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes oder der dazu erlassenen Verord­
pungen über die Vermittlung der Fachkenntnisse 
verstoßen wurde, die Auflagen nicht eingehalten 
werden, oder wenn die Voraussetzungen für die 
Ermächtigung nicht mehr vorliegen. 

(3) Zur Vermittlung der Fachkenntnisse zur 
Durchführung von Sprengarbeiten sind von der 
Unterrichtsanstalt oder ermächtigten Einrichtung 
nur Personen zuzulassen, die eine Bescheinigung 
der Bundespolizeidirektion oder, außerhalb des 
örtlichen Wirkungsbereiches der Bundespolizeidi­
rektionen, der Bezirksverwaltungsbehörde über 
ihre Verläßlichkeit beibringen. Zur Beurteilung 
der Verläßlichkeit nach diesem Bundesgesetz ist 
sinngemäß § 6 des Waffengesetzes 1986, BGBI. 
Nr. 443, heranzuziehen, wobei auch entsprechend 
schwerwiegende Verwaltungsübertretungen zu 
berücksichtigen sind. 

(4) Der Nachweis der Fachkenntnisse ist von der 
zuständigen Behörde zu entziehen, wenn die 
betreffende Person zur Durchführung der betref­
fenden Arbeiten geistig oder körperlich nicht mehr 
geeignet ist. Gleiches gilt, wenn auf Grund 
besonderer Vorkommnisse, zB eines Fehlverhal­
tens, das zu einem Unfall geführt hat, eine sichere 
Durchführung der Arbeiten durch die betreffende 
Person nicht mehr gewährleistet ist. Der Entzug 
des Nachweises ist dem Arbeitgeber, dem zustän­
digen Arbeitsinspektorat sowie jener Unterrichts" 
anstalt oder Einrichtung, die den Nachweis 
ausgestellt hat, bekanntzugeben. 

(5) Die Arbeitsinspektorate haben Umstände, die 
zur Entziehung des Nachweises der Fachkenntnisse 
führen könnten, der zuständigen Behörde zur 
Kenntnis zu bringen. Werden dem Arbeitgeber 
Umstände bekannt, die zum Entzug des Nach­
weises der Fachkenntnisse führen· könnten, hat er 
dies dem zuständigen Arbeitsinspektorat zu 
melden. 

(6) Die Sicherheitsbehörden haben Umstände, 
die zur Entziehung des Nachweises der Fach­
kenntnisse betreffend die Durchführung von 
Sprengarbeiten führen könnten, der zuständigen 
Behörde zur Kenntnis zu bringen. 

Handhabung von Lasten 

§ 64. (1) Als manuelle Handhabung im Sinne 
dieser Bestimmung gilt jede Beförderung oder das 
Abstützen einer Last durch Arbeitnehmer, insbe­
sondere das Heben, Absetzen, Schieben, Ziehen, 
Tragen und Bewegen einer Last, wenn dies auf 
Grund der Merkmale der Last oder ungünstiger 
ergonomischer Bedingungen für die Arbeitnehmer 
eine Gefährdung, insbesondere des Bewegungs­
und Stützapparates, mit sich bringt. 

(2) Arbeitgeber haben geeignete organisatorische 
Maßnahmen zu treffen oder geeigll€te Mittel 
einzusetzen, um zu vermeiden, daß Arbeitnehmer 
Lasten manuell handhaben müssen. 

(3) Läßt es sich nicht vermeiden, daß Arbeit­
nehmer Lasten manuell handhaben müssen, so 
haben die Arbeitgeber im Rahmen der Ermittlung 
und Beurteilung der Gefahren insbesondere die 
Merkmale der Last, den erforderlichen körper­
lichen Kraftaufwand, die Merkmale der Arbeits­
umgebung und die Erfordernisse der Aufgabe zu 
berücksichtigen. Die Arbeitgeber haben dafür zu 
sorgen, daß es bei den Arbeitnehmern nicht zu 
einer Gefährdung des Bewegungs- und StütZ­
apparates kommt oder daß solche Gefährdungen 
gering gehalten werden, indem sie unter Berück­
sichtigung der Merkmale der Arbeitsumgebung und 
der Erfordernisse der Aufgabe geeignete Maß­
nahmen treffen. 

(4) Arbeitnehmer dürfen mit der manuellen 
Handhabung von Lasten nur beschäftigt werden, 
wenn sie dafür körperlich geeignet sind und über 
ausreichende Kenntnisse und eine ausreichende 
Unterweisung verfügen. 

(5) Arbeitnehmer, die mit der manuellen Hand­
habung von Lasten beschäftigt werden, müssen 
Angaben über die damit verbundene Gefährdung 
des Bewegungs- und Stützapparates sowie nach 
Möglichkeit auch genaue Angaben über das 
Gewicht und die sonstigen Merkmale der Lasten 
erhalten. Die Arbeitnehmer müssen genaue Anwei­
sungen über die. sachgemäße Handhabung von 
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Lasten und Angaben über die bestehenden 
Gefahren bei unsachgemäßer Handhabung erhal­
ten. 

Lärm 

§ 65. (1) Arbeitgeber haben unter Berücksichti­
gung des Standes der Technik die Arbeitsvorgänge 
und die Arbeitsplätze entsprechend zu gestalten 
und alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, damit 
die Lärmeinwirkung auf das niedrigste in der 
Praxis vertretbare Niveau gesenkt wird. Unter 
Berücksichtigung des technischen Fortschrittes und 
der verfügbaren Maßnahmen ist auf eine Verrin­
gerung des Lärms, möglichst direkt an der 
Entstehungsquelle, hinzuwirken. 

(2) Im Rahmen der Ermittlung und Beurteilung 
der Gefahren ist auch zu ermitteln, ob die 
Arbeitnehmer einer Lärmgefährdung ausgesetzt 
sein könnten. Wenn eine solche Gefährdung nicht 
ausgeschlossen werden kann, ist der Lärm zu 
messen, Bei der Messung ist gegebenenfalls auch 
Impulslärm zu berücksichtigen. Diese Ermittlung 
und Messung ist in regelmäßigen Zeitabständen 
sowie bei Änderung der Arbeitsbedingungen zu 
wiederholen. 

(3) Die Ermittlung und Messung ist UIiter der 
Verantwortung der Arbeitgeber fachkundig zu 
planen und durchzuführen. Das Meßverfahren 
muß zu einem für die Exposition der Arbeit­
nehmer repräsentativen Ergebnis führen. 

( 4) Je nach Ausmaß der Lärmeinwirkung sind 
die erforderlichen Maßnahmen zur Verringerung 
und Beseitigung der Gefahren zu treffen. Zu diesen 
Maßnahmen zählen insbesondere: 

1. Die Arbeitnehmer sind über die möglichen 
Gefahren der Lärmeinwirkung und die zur 
Verringerung dieser Gefahren getroffenen 
Maßnahmen zu informieren und zu unter­
weIsen. 

2. Den Arbeitnehmerri sind geeignete Gehör­
schutzmittel zur Verfügung zu stellen. 

3. Die Arbeitnehmer haben die Gehörschutzmit­
tel zu benutzen. 

4. Die Lärmbereiche sind zu kennzeichnen und 
abzugrenzen. Der Zugang zu diesen Berei­
chen ist zu beschränken. 

5. Die Gründe für die Lärmeinwirkung sind zu 
ermitteln. Es ist ein Programm technischer 
Maßnahmen und Maßnahmen der Arbeits­
gestaltung zur Herabsetzung der Lä~meinwir­
kung festzulegen und durchzuführen. 

6. Es ist ein Verzeichnis jener Arbeitnehmer zu 
führen, die der Lärmeinwirkung ausgesetzt 
sind. Dieses Verzeichnis ist stets auf dem 
aktuellen Stand zu halten und jedep.falls bis 
zum Ende der Exposition aufzubewahren. 
Nach Ende der Exposition ist es dem 
zuständigen Träger der Unfallversicherung 
zu übermitteln. Arbeitgeber müssen jedem 

Arbeitnehmer zu den ihn persönlich betref­
fenden Angaben des Yerzeichnisses Zugang 
gewähren. 

Sonstige Einwirkungen und Belastungen 

§ 66. (1) Arbeitgeber haben unter Berücksichti­
gung des Standes der Technik die Arbeitsvorgänge 
und Arbeitsplätze· so zu gestalten und alle 
geeigneten Maßnahmen zu treffen, daß das 
Ausmaß von Erschütterungen, die auf den mensch­
lichen Körper übertragen werden, möglichst gering 
gehalten wird. Gleiches gilt auch für andere 
physikalische Einwirkungen. 

(2) Arbeitgeber haben die Arbeitsvorgänge und 
Arbeitsplätze entsprechend zu gestalten und alle 
geeigneten Maßnahmen zu treffen, damit die 
Arbeitnehmer keinen erheblichen Beeinträchtigun­
gen durch blendendes Licht, Wärmestrahlung, 
Zugluft, üblen Geruch, Hitze, Kälte, Nässe, 
Feuchtigkeit oder vergleichbare Einwirkungen 
ausgesetzt sind oder diese Einwirkungen möglichst 
gering gehalten werden. 

(3) Lassen sich gesundheitsgefährdende Erschüt­
terungen oder sonstige besondere Belastungen 
nicht durch andere Maßnahmen vermeiden oder 
auf ein vertretbares Ausmaß verringern, so sind zur 
Verringerung der Belastungen oder zum Ausgleich 
geeignete organisatorische Maßnahmen zu treffen, 
wie eine Beschränkung der Beschäftigungsdauer, 
Arbeitsunterbrechungen oder die Einhaltung von 
Erholzeiten. Dies gilt für Druckluft- und Taucher­
arbeiten, für Arbeiten, die mit besonderen physi-

. sehen Belastungen verbunden sind sowie für 
Arbeiten unter vergleichbaren Belastungen, wie 
besonde~s b~lastel\den klimatischen Bedingungen, 
zB ArbeIten In Kühlräumen. 

Bildschirmarbeitsplätze 

§ 67. (1) Bildschirmgerät im Sinne dieser 
Bestimmung ist eine Baueinheit mit einem Bild­
schirm zur Darstellung alphanumerischer Zeichen 
oder zur Grafikdarstellung, ungeachtet des Dar­
stellungsverfahrens. Bildschirmarbeitsplätze im 
Sinne dieser Bestimmung sind Arbeitsplätze, bei 
denen das Bildschirmgerät und die Dateneingabe­
tastatur oder sonstige Steuerungseinheit sowie 
gegebenenfalls ein Informationsträger eine funk­
tionale Einheit bilden. 

(2) Arbeitgeber sind verpflichtet, Bildschirmar­
beitsplätze ergonomisch zu gestalten. Es dürfen nur 
Bildschirmgeräte, Eingabe- oder Datenerfassungs­
vorrichtungen sowie Zusatzgeräte verwendet wer­
den, die dem Stand der Technik und den 
ergonomischen Anforderungen entsprechen. Es 
sind geeignete Arbeitstische bzw. Arbeitsflächen 
und Sitzgelegenheiten zur Verfügung zu stellen. 
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(3) Bildschirmarbeitsplätze sind so zu bemessen 
und einzurichten, daß, ausreichend Platz vorhanden 
ist, um wechselnde Arbeitshaltungen und -bewe­
gungen zu ermöglichen. Es ist für eine geeignete 
Beleuchtung und dafür zu sorgen, daß eine 
Reflexion und eine Blendung vermieden werden. 

(4) Auf tragbare Datenverarbeitungsgeräte ist 
Abs. 2 und 3 anzuwenden, wenn sie regelmäßig am 
Arbeitsplatz eingesetzt werden. . 

(5) Bei den nachstehend al)geführten Einrich-
, tungen bzw. Geräten sind die nach der Art oder 

Zweckbestimmung der Einrichtung oder der Art 
der Arbeitsvorgänge erforderlichen Abweichungen 
von Abs. 2 und 3 zulässig: 

1. Fahrer- und Bedienungsstände von Fahrzeu­
gen und Maschinen, 

2. Datenverarbeitungsanlagen an Bord eines 
Verkehrsmittels, 

3. Datenverarbeitungsanlagen, die hauptsächlich 
zur Benutzung durch die Öffentlichkeit 
bestimmt sind, 

4. Rechenmaschinen, Registrierkassen und 
Geräte mit einer kleinen· Daten- oder Meß­
wertanzeigevorrichtung, die zur direkten 
Benutzung des Gerätes erforderlich sind, und 

5. Display-Schreibmaschinen. 

Besondere Maßnahmen bei Bildschirmarbeit 

§ 68. (1) Im Rahmen der Ermittlung und 
Beurteilung der Gefahren· ist auch auf die 
mögliche Beeinträchtigung des Sehvermögens 
sowie auf physische und psychische Belastungen 
besonders Bedacht zu nehmen. Auf Grundlage 
dieser Ermittlung und Beurteilung sind zweckdien­
liche 'Maßnahmen zur Ausschaltung der festge­
stellten Gefahren zu treffen, wobei das allfällige 
Zusammenwirken der festgestellten Gefahren zu 
berücksichtigen ist. 

(2) Bei der Konzipierung, Auswahl, Einführung 
und Änderung der Software sowie bei der 
Gestaltung von Tätigkeiten, bei denen Bildschirm­
geräte zum Einsatz kommen, haben die Arbeit­
geber folgende Faktoren zu berücksichtigen: 

1. Die Software muß der auszuführenden 
Tätigkeit angepaßt sein. 

2. Die Software muß benutzerfreundlich sein 
und gegebenenfalls dem Kenntnis- und 
Erfahrungsstand der Benutzer angepaßt 
werden können. 

3. Die Systeme müssen den Arbeitnehmern 
Angaben über die jeweiligen Abläufe bieten. 

4. Die Systeme müssen die Information in einem 
Format und in einem Tempo anzeigen, das 
den Benutzern angepaßt ist. 

5. Die Grundsätze der Ergonomie sind insbe­
sondere auf die Verarbeitung von Infor­
mationen durch den Menschen anzuwenden. 

(3) Bei Beschäftigung von Arbeitnehmern, die 
bei einem nicht unwesentlichen Teil ihrer normalen 
Arbeit ein Bildschirmgerät benutzen, gilt folgendes: 

1. Die Arbeitgeber haben die Tätigkeit so zu 
organisieren, daß die tägliche Arbeit an 
Bildschirmgeräten . regelmäßig durch Pausen 
oder durch andere Tätigkeiten unterbrochen 
wird, die die Belastung durch Bildschirm­
arbeit verringern. 

2. Die Arbeitnehmer haben das Recht auf eine 
Untersuchung der Augen und des Sehvermö­
gens, und zwar vor Aufnahme der Tätigkeit, 
sowie anschließend in regelmäßigen Abstän­
den und weiters bei Auftreten von Seh­
beschwerden, die auf die Bildschirmarbeit 
zurückgeführt werden können. 

3. Die Arbeitnehmer haben das Recht auf eine 
augenärztliche· Untersuchung, wenn sich dies 
auf Grund der Ergebnisse der Untersuchung 
nach Z 2 als erforderlich erweist. 

4. Den Arbeitnehmern sind spezielle Sehhilfen 
zur Verfügung zu stellen, wenn die Ergeb­
nisse der Untersuchungen nach Z 2 und 3 
ergeben, daß diese notwendig sind. 

(4) Maßnahmen nach Abs. 3 Z 2 bis 4 dürfen in 
keinem Fall zu einer finanziellen Mehrbelastung 
der Arlieitnehmer führen. 

(5) Auf tragbare Datenverarbeitungsgeräte, die 
nicht regelmäßig am Arbeitsplatz eingesetzt 
werden, ist Abs. 2 nicht anzuwenden. 

(6) Auf die in § 67 Abs. 5 angeführten Ein­
richtungen bzw. Geräte ist Abs. 2 nur anzuwenden, 
soweit die Art oder Zweckbestimmung der 
Einrichtung oder die Art der Arbeitsvorgänge 
dem nicht entgegenstehen. 

Persönliche Schutzausrüstung 

§ 69. (1) Als persönliche Schutzausrüstung gilt 
jede Ausrüstung, die dazu bestimmt ist, von den 
Arbeitnehmern benutzt oder getragen zu werden, 
um sich gegen eine Gefahr für ihre Sicherheit oder 
Gesundheit bei der Arbeit zu schützen, sowie jede 
mit demselben Ziel verwendete Zusatzausrüstung. 

(2) Persönliche Schutzausrüstungen sind von den 
Arbeitgebern auf ihre Kosten zur Verfügung zu 
stellen, wenn Gefahren nicht durch kollektive 
technische Schutzmaßnahmen oder durch arbeits­
organisatorische Maßnahmen vermieden oder 
ausreichend begrenzt werden können. 

(3) Arbeitnehmer sind verpflichtet, die persönli­
chen Schutzausrüstungen zu benutzen. Arbeitgeber 
dürfen ein dem widersprechendes Verhalten der 
Arbeitnehmer nicht dulden. 

(4) Persönliche Schutzausrüstungen dürfen, 
außer in besonderen Ausnahmefällen, nur für jene 
Zwecke und unter jenen Bedingungen eingesetzt 
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werden, für die sie nach den Angaben des 
Herstellers oder des Inverkehrbringers bestimmt 
sind. 

(5) Persönliche Schutzausrüstungen müssen für 
den persönlichen Gebrauch durch einen Arbeit­
nehmer bestimmt sein. Erfordern die Umstände 
eine Benutzung durch verschiedene Personen, so 
sind entsprechende Maßnahmen zu treffen, damit 
sich dadurch für die verschiedenen Benutzer keine 
Gesundheits- und Hygieneprobleme ergeben. 

(6) Arbeitgeber haben durch geeignete Lagerung 
und ausreichende Reinigungs-, Wartungs-, Repara­
tur- und Ersatzmaßnahmen ein gutes Funktionieren 
der persönlichen Schutzausrüstung und einwand­
freie hygienische Bedingungen zu gewährleisten. 
Dabei sind insbesondere die Verwenderinformatio­
nen der Hersteller und Inverkehrbringer zu 
berücksichtigen. 

Auswahl der persönlichen Schutzausrüstung 

§ 70. (1) Arbeitgeber dürfen nur solche 
persönliche Schutzausrüstungen zur Verfügung 
stellen, die 

1. hinsichtlich ihrer Konzeption und Konstruk­
tion den für das Inverkehrbringen geltenden 
Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen 
entsprechen, 

2. Schutz gegenüber den zu 
Gefahren bieten, ohne selbst 
Gefahr mit sich zu bringen, 

verhütenden 
eine größere 

3. für die am Arbeitsplatz gegebenen Bedingun­
gen geeignet sind, 

4. den ergonomischen Anforderungen und den 
gesundheitlichen Erfordernissen des Arbeit­
nehmers Rechnung tragen sowie 

5. dem Träger, allenfalls nach erforderlicher 
Anpassung, passen. 

(2) Zu den Bedingungen im Sinne des Abs. 1 Z 3 
zählen die Dauer ihres Einsatzes, das Risiko, die 
Häufigkeit der Exposition gegenüber diesem 
Risiko, die spezifischen Merkmale des Arbeits­
platzes der einzelnen Arbeitnehmer und die 
Leistungswerte der persönlichen Schutzausrüstung. 

(3) Werden von Arbeitgebern persönliche 
Schutz ausrüstungen erworben, die nach den für 
sie geltenden Rechtsvorschriften gekennzeichnet 
sind, können Arbeitgeber, die über keine anderen 
Erkenntnisse verfügen, davon ausgehen, daß diese 
persönlichen Schutzausrüstungen hinsichtlich Kon­
struktion, Bau und weiterer Schutzmaßnahmen den 
für sie im Zeitpu'nkt des . Inverkehrbringens 
geltenden Rechtsvorschriften über Sicherheits­
und Gesundheitsanforderungen entsprechen. 

( 4) Machen verschiedene Gefahren den gleich­
zeitigen Einsatz mehrerer persönlicher Schutzaus­
rüstungen notwendig, so müssen diese Ausrüstun-

gen aufeinander abgestimmt und muß ihre Schutz­
wirkung gegenüber den betreffenden Gefahren 
gewährleistet sein. 

(5) Vor der Auswahl der persönlichen Schutz­
ausrüstung müssen die Arbeitgeber eine Bewertung 
der von ihnen vorgesehenen persönlichen Schutz­
ausrüstung vornehmen, um festzustellen, ob sie den 
in Abs. 1, 2 und 4 genannten Anforderungen 
entspricht. Die Bewertung hat zu umfassen: 

1. die Untersuchung und Abwägung derjenigen 
Gefahren, die anderweitig nicht vermieden 
oder ausreichend begrenzt werden können, 

2. die Definition der Eigenschaften, die persön­
liche Schutzausrüstungen aufweisen müssen, 
damit sie einen Schutz gegenüber diesen 
Gefahren bieten, wobei eventuelle Gefahren­
quellen, die die persönliche Schutzausrüstung 
selbst darstellen oder bewirken kann, zu 
berücksichtigen sind, und 

3. die Bewertung der Eigenschaften der ent­
sprechenden verfügbaren persönlichen 
Schutzausrüstungen im Vergleich mit den 
unter Z 2 genannten Eigenschaften. 

(6) Die Bewertung ist bei Änderung der für die 
Bewertung maßgeblichen Kriterien zu wiederholen. 
Arbeitgeber sind verpflichtet, diese Bewertung 
sowie die Grundlagen für die Bewertung dem 
Arbeitsinspektorat auf Verlangen zur Verfügung 
zu stellen. 

Arbeitskleidung 

§ 71. (1) Die Arbeitskleidung muß den Erfor­
dernissen der Tätigkeit entsprechen und so 
beschaffen sein, daß durch die Kleidung keine 
Gefährdung der Sicherheit und Gesundheit bewirkt 
wird. 

(2) Wenn die Art der Tätigkeit zum Schutz der 
Arbeitnehmer eine bestimmte Arbeitskleidung 
erfordert oder wenn die Arbeitskleidung durch 
gesundheitsgefährdende oder ekelerregende 
Arbeitsstoffe verunreinigt wird, sind die Arbeit­
geber verpflichtet, auf ihre Kosten den Arbeit­
nehmern geeignete Arbeitskleidung zur Verfügung 
zu stellen und für eine ausreichende Reinigung 
dieser Arbeitskleidung zu sorgen. 

Verordnungen über Arbeitsvorgänge und Arbeits­
plätze 

§ 72. (1) Der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales hat in Durchführung des 6. Abschnittes 
durch Verordnung näher zu regeln: 

1. jene Tätigkeiten, für die ein Nachweis der 
Fachkenntnisse erforderlich ist, die Ermächti­
gung nach § 63 sowie die Anerkennung 
ausländischer Zeugnisse über den Nachweis 
der Fachkenntnisse, 
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2. Grenzwerte für die Handhabung von Lasten, 
sobald gesicherte wissenschaftliche Erkennt­
nisse oder Normen für die Festlegung solcher 
Grenzwerte vorliegen, 

3. die Ermittlungen und Messungen betreffend 
Lärm sowie die Grenzwerte (Auslöseschwel­
len) für die Schutzmaßnahmen nach § 65 
Abs.4, 

4. für sonstige physikalische Einwirkungen 
Grenzwerte (Auslöseschwellen), sobald gesi': 
cherte wissenschaftliche Erkenntnisse oder 
Normen für die Festlegung solcher Werte' 
vorliegen, auf das Ausmaß dieser Einwirkun­
gen abgestimmte geeignete Maßnahmen zur 
Verringerung oder Beseitigung der Gefahren 
sowie die Ermittlungen und Messungen 
b~treffe~d diese physikalischen Einwirkungen, 

5. dIe Tätigkeiten und Bedingungen, bei denen 
bestimmte persönliche Schutz ausrüstungen 
zur Verfügung zu stellen sind, sowie die 
Benutzung von persönlichen Schutzausrüstun­
gen, 

6. die Tätigkeiten und Bedingungen, bei denen 
Arbeitskleidung zur Verfügung gestellt wer­
den muß. 

(2! Für. persönliche Schutzausrüstungen, die in 
BetrIeben verwendet werden, die dem Bundes­
!:!esetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion unter­
lIegen und auf die die Gewerbeordnung 1994, 
BGBL Nr. 194, nicht anzuwenden ist, kann der 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und v: erkehr. durch Verordnung die grundlegenden 
SIcherheIts anforderungen hinsichtlich Konstrukti­
on, Bau und weiterer Schutzmaßnahmen ein­
schließlich der Erstellung von Beschreibungen und 
Bedienungsanleitungen festlegen. In diesen Ver­
ordnu~gen könne~. auch besondere Regelungen 
über dIe Prüfung, Ubereinstimmungserkläruno- und 
über eine Zulassung durch Bescheid des B:ndes­
ministers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
getroffen werden. 

7. Abschnitt 

Präventivdienste 

Bestellung von Sicherheitsfachkräften 

§ 73. (1) Arbeitgeber haben Sicherheitsfachkräfte 
zu bestellen. Diese Verpflichtung kann erfüllt 
werden: 

1. durch Beschäftigung .von Sicherheitsfachkräf­
ten im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses 
(betriebseigene Sicherheitsfachkräfte) oder 

2. durch Inanspruchnahme externer Sicherheits­
fachkräfte oder 

3. durch Inanspruchnahme eines sicherheitstech­
nischen Zentrums. 

(2) Als Sicherheitsfachkräfte dürfen nur Perso­
nen bestellt werden, die die erforderlichen Fach­
kenntnisse gemäß § 74 nachweisen. 

(3) Sicherheitsfachkräfte sind bei Anwendung 
ihrer Fachkunde weisungsfrei. 

(4) Arbeitg,eber sind verpflichtet, den Sicher­
heitsfachkräften das für die Durchführung ihrer 
Aufgaben notwendige Hilfspersonal sowie die 
erforderlichen Räume, Ausstattung und Mittel zur 
Verfügung zu stellen. 

(5) Bei Inanspruchnahme eines sicherheitstechni­
schen Zentrums, das über eine aufrechte Fest­
stellung gemäß § 75 Abs. 2 verfügt, entfällt die 
V ~rpf1ichtung der Arbeitgeber zur Beistellung des 
HIlfspersonals, der Ausstattung und Mittel. Bei 
Inanspruchnahme externer Sicherheitsfachkräfte 
oder eines sicherheitstechnischen Zentrums, das 
über keine Feststellung gemäß § 75 Abs. 2 verfügt, 
entfällt diese Verpflichtung der Arbeitgeber inso­
weit, als die externen Sicherheitsfachkräfte oder 
das Zentrum nachweislich das erforderliche Hilfs-· 
personal, die erforderliche Ausstattung und die 
erforderlichen Mittel beistellen. 

Fachkenntnisse der Sicherheitsfachkräfte 

§ 74. (1) Die erforderlichen Fachkenntnisse sind 
durch ein Zeugnis über den erfolgreichen Abschluß 
einer vom Bundesminister für Arbeit und Soziales 
anerkannten Fachausbildung nachzuweisen. . 

(2) Eine Fachausbildung ist auf Antrag anzuer­
kennen, wenn 

1. nach dem vorgelegten Ausbildungsplan davon 
auszugehen ist, daß sie die Auszubildenden in 
die Lage versetzt, die Aufgaben einer Sicher­
heitsfachkraft zu erfüllen und das dafür 
notwendige Wissen auf dem Gebiet der 
Arbeitssicherheit und Kenntnisse über die 
maßgeblichen Arbeitnehmerschutzvorschriften 
vermittelt und . 

2. die Ausbildungseinrichtung über die zur 
Erreichung des Ausbildungszieles erforderli­
che Ausstattung, Lehrmittel und Lehrkräfte 
verfügt. 

(3) Die Anerkennung ist unter Vorschreibung 
von Auflagen zu erteilen, wenn dies zur Gewähr­
lei.stu~g einer ordnungsgemäßen Ausbildung im 
HmblIck auf Abs, 2 Z 2 und Abs. 4 erforderlich ist. 
Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn die 
ordnungsgemäße Ausbildung nicht mehr gewähr­
leistet ist. 

(4) Zur Fachausbildung sind nur Personen 
zuzulassen, die über ausreichende Grundkennt­
nisse auf technischem Gebiet und ausreichende 

. betriebliche Erfahrungen verfügen. Personen, die 
diese Grundkenntnisse nicht durch den erfolgrei­
ch~n Abschluß einer geeigneten Ausbildung nach­
~eIsen, dürfen erst nach erfolgreicher Ablegung 
emer Aufnahmeprüfung zur Fachausbildung zuge­
lassen werden. 
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Sicherheits technische Zentren 

§ 75. (1) Ein sicherheitstechnisches Zentrum im 
Sinne dieses Bundesgesetzes liegt vor" wenn im 

,Zentrum 
1. mindestens zwei vollzeitbeschäftigte Sicher­

heitsfachkräfte beschäftigt werden, die die 
erforderlichen Fachkenntnisse nachweisen, 

2. das erforderliche Fach- und Hilfspersonal 
beschäftigt wird und 

'3. die für eine ordnungsgemäße sicherheitstech­
nische Betreuung erforderlichen Einrichtun­
gen, Geräte und Mittel vorhanden sind, 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
hat auf Antrag des Betreibers eines Zentrums 
festzustellen, ob die Voraussetzungen gemäß 
Abs. 1 vorliegen. Bei Wegfall der V oraussetzun­
gen ist diese Feststellung zu widerrufen. Der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales hat jährlich 
eine Liste jener sicherheitstechnischen Zentren zu 
erstellen, die über eine aufrechte Feststellung nach 
dem ersten Satz verfügen, und diese den gesetz­
lichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer sowie auf Anfrage auch' sonstigen 
Personen zu übermitteln. Diese Liste hat zu 
enthalten: Bezeichnung des Zentrums, Anschrift, 
Telefonnummer, Name des Leiters, 

Aufgaben, Information und Beiziehung der Sicher­
heitsfachkräfte 

§ 76. (1) Sicherheitsfachkräfte haben die Auf­
gabe, die Arbeitgeber, die Arbeitnehmer, die 
Sicherheitsvertrauenspersonen und die Beleg­
schaftsorgane auf dem Gebiet der Arbeitssicherheit 
und der menschengerechten Arbeitsgestaltung zu 
beraten und die Arbeitgeber bei der Erfüllung ihrer 
Pflichten auf diesen Gebieten zu unterstützen, 

(2) Arbeitgeber haben den Sicherheitsfachkräften 
alle zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen, insbesondere betreffend die Sicherheits­
und Gesundheitsschutzdokumente, Aufzeichnun­
gen und Berichte über Arbeitsunfälle, die Ergeb­
nisse von Messungen betreffend gefährliche 
Arbeitsstoffe und Lärm sowie von sonstigen für 
die Sicherheit und den Gesundheitsschutz maß­
geblichen Messungen und Untersuchungen, Die 
Sicherheitsfachkräfte sind gesondert zu informie­
ren, wenn Arbeitnehmer aufgenommen werden 
oder wenn Arbeitnehmer auf Grund einer über­
lassung gemäß § 9 beschäftigt werden, soweit dies 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist-

(3) Arbeitgeber haben die Sicherheitsfachkräfte 
und erforderlichenfalls weitere geeignete Fachleute 
hinzuzuziehen: 

1, in allen Fragen der Arbeitssicherheit em­
schließlich der Unfallverhütung, 

2. bei der Planung von Arbeitsstätten, 
3. bei der Beschaffung oder Änderung von 

Arbeitsmitteln, 

4. bei der Einführung oder Änderung von 
Arbeitsverfahren und bei der Einführung 
von Arbeitsstoffen, 

5. bei der Erprobung und Auswahl von 
persönlichen Schutzausrüstungen, 

6. in arbeitsphysiologischen, arbeitspsychologi­
schen und sonstigen ergonomischen sowie 
arbeitshygienischen Fragen, insbesondere der 
Gestaltung der Arbeitsplätze und des 
Arbeitsablaufes, 

7, bei der Organisation des Brandschutzes und 
von Maßnahmen zur Evakuierung, 

8. bei der Ermittlung und Beurteilung der 
Gefahren, 

9. bei der Festlegung von Maßnahmen zur 
Gefahrenverhütung, 

10. bei der Organisation der Unterweisung und 
bei der Erstellung von Betriebsanweisungen 
und 

11. bei Verwaltungsverfahren im Sinne des 
8. Abschnittes. 

(4) Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß die 
Sicherheits fachkräfte 

1. den Arbeitnehmern, den Sicherheitsvertrau­
enspersonen und den Belegschaftsorganen auf 
Verlangen die erforderlichen Auskünfte 
erteilen, 

2. die Arbeitnehmer und die Sicherheitsvertrau­
enspersonen beraten, und 

3. die Belegschaftsorgane auf Verlangen bera­
ten. 

Mindesteinsatzzeit der Sicherheitsfachkräfte 

§ 77. (1) Sicherheitsfachkräfte sind in dem zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Ausmaß, 
mindestens aber im Ausmaß der Mindesteinsatz­
zeit, zu beschäftigen. 

(2) Die Mindesteinsatzzeit richtet sich nach der 
Anzahl der Arbeitnehmer, die, in einer Arbeitsstätte 
von einem Arbeitgeber beschäftigt werden. Die. auf 
Baustellen und auswärtigen Arbeitsstellen beschäf­
tigten Arbeitnehmer sind einzurechnen. Dies gilt 
nicht für Arbeitnehmer auf Baustellen, für die eine 
gesonderte, diesem Bundesgesetz entsprechende 
sicherheitstechnische Betreuung eingerichtet ist. 

(3) Die Mindesteinsatzzeit beträgt je nach der 
Anzahl der Arbeitnehmer pro Kalenderjahr: 

Anzahl der Arbeitnehmer: Stunden: 

11 bis 
16 bis 
21 bis 
26 bis 
31 bis 
41 bis 
51 bis 
61 bis 
71 bis 
81 bis 

15 ........................................................ . 
20 .............. : ........................................ .. 
25 ........................................................ . 
30 ........................................................ . 
40 ....................................... , ............... .. 
50 ........................................................ . 
60 ........................................................ . 
70 .................................................... -.... . 
80 ....................................................... .. 
90 ........................................................ . 

13 
18 
23 
28 
36 
46 
56 
66 
76 
86 

3 
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Anzahl der Arbeitnehmer: Stunden: 

91 bis 100......................................................... 96 
101 bis 150 ......................................................... 126 

(4) Diese Mindesteinsatzzeit erhöht sich bei 
151 bis 1 000 Arbeitnehmern für je weitere 

, SO Arbeitnehmer jeweils um SO Stunden pro 
Kalenderjahr. Bei einer Arbeitnehmeranzahl von 
1 001 bis 1 100 beträgt die Mindesteinsatzzeit 
1 048 Stunden pro Kalenderjahr, Diese Mindest­
einsatzzeit erhöht sich für je weitere 100 Arbeit­
nehmer jeweils um 72 Stunden pro Kalenderjahr. 

(5) Die jährliche Mindesteinsatzzeit ist unter 
Berücksichtigung der betrieblichen Verhältnisse 
aufzuteilen, wobei jeder Teil mindestens vier 
Stunden betragen muß. Bei Arbeitsstätten mit 
weniger als 51 Arbeitnehmern hat die Auf teilung 
so zu erfolgen, daß auf jedes Kalenderhalbjahr 
mindestens ein Viertel der jährlichen Mindestein­
satzzeit entfällt, bei den übrigen Arbeitsstätten in 
der Weise, daß auf jedes Kalendervierteljahr 
mindestens ein Achtel der jährlichen Mindestein­
satzzeit entfällt. 

(6) In die Mindesteinsatzzeit darf nur die für 
folgende Tätigkeiten aufgewendete Zeit eingerech-' 
net werden: 

1. die Beratung und Unterstützung des Arbeit­
gebers in Angelegenheiten gemäß § 76 Abs. 3, 

2. die Beratung der Arbeitnehmer, der Sicher­
heitsvertrauenspersonen und der Belegschafts­
organe in Angelegenheiten der Arbeitssicher­
heit und der menschengerechten Arbeitsge­
staltung, 

3. die Besichtigung der Arbeitsstätten, Baustellen 
und auswärtigen Arbeitsstellen sowie die 
Teilnahme an Besichtigungen durch das 
Arbeitsinspektorat, 

4. die Ermittlung und Untersuchung der Ursa­
chen von Arbeitsunfällen und arbeitsbeding­
te'n Erkrankungen sowie die Auswertung 
dieser Ermittlungen und Untersuchungen, 

5. die Weiterbildung bis zum Höchstausmaß 
von 15% der Mindesteinsatzzeit pro Kalen­
derjahr, 

6. die Tätigkeit im Rahmen des Arbeitsschutz­
ausschusses, 

7. die Dokumentation der Tätigkeit und der 
Ergebnisse von Untersuchungen sowie die 
Erstellung von Berichten und Programmen 
auf dem Gebiet der Arbeitssicherheit und der 
Arbeitsgestaltung und 

8. die Koordination der Tätigkeit mehrerer 
Sicherheitsfachkräfte. 

Sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Be­
treuung von Kleinbetrieben 

§ 78. (1) Arbeitgeber können selbst einen Teil 
der Aufgabe? der Sicherheitsfachkräfte wahrneh­
men, wenn sie 

1. regelmäßig weniger als 25 Arbeitnehmer 
beschäftigen, 

2. ausreichende Kenntnisse auf dem Gebiet der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes nach­
weisen und 

3. eine externe Sicherheitsfachkraft 'oder ein 
sicherheitstechnisches Zentrum im Ausmaß 
von mindestens der halben Mindesteinsatzzeit 
nach § 77 Abs. 3 in Anspruch nehmen. 

(2) Arbeitgeber können selbst zur Gänze die 
Aufgaben der Sicherheitsfachkräfte wahrnehmen, 
wenn 

1. sie regelmäßig weniger als 25 Arbeitnehmer 
beschäftigen, ' 

2. sie die erforderlichen Fachkenntnisse gemäß 
§ 74 nachweisen, und 

3. dies im Hinblick auf die Art det Tätigkeit 
und die bestehenden Gefahren vertretbar ist. 

(3) Werden in einer Arbeitsstätte regelmäßig 
sechs bis zehn Arbeitnehmer beschäftigt, so muß 
nachweislich mindestens zweimal im Kalenderjahr 
eine gemeinsame Begehung durch eine Sicherheits­
fachkraft und einen Arbeitsmediziner erfolgen. 
Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß bei dieser 
Begehung alle Arbeitnehmer anwesend sind, sow:eit 
sie nicht durch Urlaub, Krankenstand oder sonstige 
wichtige persönliche Gründe oder zwingende 
betriebliche Gründe verhindert sind. 

(4) Für Arbeitsstätten, in denen regelmäßig bis 
zu fünf Arbeitnehmer beschäftigt werden, haben 
externe Sicherheitsfachkräfte und Arbeitsmediziner 
eine gemeinsame Begehung zur Ermittlung und 
Beurteilung im Sinne des § 4 vorzunehmen und 
dann unter Berücksichtigung der festgestellten 
Gefahren festzulegen, in welchen Zeitabständen 
künftig gemeinsame Begehungen erforderlich sind. 
Diese Zeitabstände sind in die Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzdokumente aufzunehmen. So­
bald sich die der Ermittlung und Beurteilung 
zugrundeliegenden Gegebenheiten ändern, hat aber 
jedenfalls eine neuerliche gemeinsame Begehung zu 
erfolgen. 

Bestellung von Arbeitsmedizinem 

§ 79. (1) Arbeitgeber haben Arbeitsmediziner zu 
bestellen. Diese Verpflichtung kann erfüllt werden: 

1. durch Beschäftigung von geeigneten Ärzten 
im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses 
(betriebseigene Arbeitsmediziner) oder 

2. durch Inanspruchnahme externer Arbeitsme­
diziner oder 

3. durch Inanspruchnahme eines bewilligten 
arbeitsmedizinischen Zentrums. 

(2) Als Arbeitsmediziner dürfen nur Personen 
bestellt werden, die zur selbständigen Ausübung 
des ärztlichen Berufes im Sinne des Arztegesetzes 
1984, BGBI. Nr. 373, berechtigt sind und eine vom 
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Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsu­
mentenschutz anerkannte arbeitsmedizinische Aus­
bildung absolviert haben. 

(3) Die Bestimmungen des Ärztegesetzes bleiben 
unberührt. 

(4) Arbeitgeber sind verpflichtet, das für die 
arbeitsmedizinische Betreuung notwendige 'Fach­
und Hilfspersonal zu beschäftigen. 

(5) Arbeitgeber sind verpflichtet, für die not­
wendige Fortbildung des von ihnen beschäftigten 
Fachpersonals während der Arbeitszeit zu sorgen. 

(6) Arbeitgeber sind verpflichtet, die für die" 
arbeitsmedizinische Betreuung notwendigen 
Räume, Ausstattung und Mittel zur Verfügung zu 
stellen. 

(7) Bei Inanspruchnahme eines arbeitsmedizini­
schen Zentrums entfällt die Verpflichtung der 
Arbeitgeber zur Beschäftigung von Fach- und 
Hilfspersonal und zur Bereitstellung der not­
wendigen Ausstattung und Mittel. Bei Inanspruch­
nahme externer Arbeitsmediziner entfällt diese 
Verpflichtung der Arbeitgeber insoweit, als diese 
Arbeitsmediziner nachweislich das notwendige 
Fach- und Hilfspersonal und die notwendige 
Austattung und die notwendigen Mittel beistellen. 

Arbeitsmedizinische Zentren 

§ 80. (1) Der Betrieb eines arbeitsmedizinischen 
Zentrums bedarf einer Bewilligung durch den 
Bundesminister für Arbeit und Soziales. Vor 
Erteilung der Bewilligung sind der Bundesminister 
für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz, die 
gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer und die Österreichische Ärzte­
kammer anzuhören. 

(2) Die Bewilligung ist auf Antrag des Betreibers 
zu erteilen, wenn 

1. die ärztliche Leitung einem Arzt übertragen 
ist, der über die erforderliche Ausbildung 
verfügt und die arbeitsmedizinische Betreu­
ung im Ausmaß der wöchentlichen Normalar­
beitszeit ausübt, 

2. im Zentrum weitere Ärzte beschäftigt werden, 
die über die erforderliche Ausbildung ver­
fügen, sodaß gewährleistet ist, daß das 
Zentrum regelmäßig eine arbeitsmedizinische 
Betreuung im Ausmaß von mindestens 
70 Stunden wöchentlich ausüben kann, 
wobei auf dieses Ausmaß nur die Einsatzzeit 
von Ärzten anzurechnen ist, die regelmäßig 
mindestens acht Stunden wöchentlich 
beschäftigt werden, 

3. im Zentrum das erforderliche Fach- und 
Hilfspersonal beschäftigt wird und 

4. im Zentrum die für eine ordnungsgemäße 
arbeitsmedizinische Betreuung erforderlichen 
Einrichtungen, Geräte und Mittel vorhanden 
sind. 

(3) Die Bewilligung kann unter Auflagen und 
Bedingungen erteilt werden, wenn dies zur Sicher­
steIlung einer ordnungsgemäßen arbeitsmedizini­
schen Betreuung erforderlich ist. Die Bewilligung 
kann auf die arbeitsmedizinische Betreuung von 
Arbeitsstätten bestimmter Art eingeschränkt wer­
den, wenn. dies auf Grund der vorhandenen 
Personal ausstattung, Einrichtungen, Geräte und 
Mittel geboten erscheint. 

(4) Die Bewilligung ist zu befristen, wenn im 
Zeitpunkt der Bewilligung noch nicht ausreichend 
beurteilt werden kann, ob zusätzliche Auflagen 
und Bedingungen zur Sicherstellung einer ord­
nungsgemäßen arbeitsmedizinischen Betreuung 
erforderlich sind (befristeter Probebetrieb ). Wird 
vor Ablauf der Befristung ein Antrag auf 
unbefristete Bewilligung gestellt, ist eine neuerliche 
Befristung dieser Bewilligung nicht zulässig. 

(5) Die Bewilligung ist zu widerrufen, wenn die 
Voraussetzungen nach Abs. 2 nicht mehr vorliegen 
oder die vorgeschriebenen Auflagen nicht einge­
halten werden. 

(6) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
hat jährlich eine Liste der arbeitsmedizinischen 
Zentren mit aufrechter Bewilligung zu erstellen 
und den gesetzlichen Interessenvertretungen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie auf Anfrage 
auch sonstigen Personen zu übermitteln. Diese 
Liste hat zu enthalten: Bezeichnung des Zentrums, 
Anschrift, Telefonnummer, Name des Leiters. 

Aufgaben, Information und Beiziehung der 
Arbeitsmediziner 

§ 81. (1) Arbeitsmediziner haben die Aufgabe, 
die Arbeitgeber, die Arbeitnehmer, die Sicherheits­
vertrauenspersonen und die Belegschaftsorgane auf 
dem Gebiet des Gesundheitsschutzes, der auf die 
Arbeitsbedingungen bezogenen Gesundheitsförde­
rung und der menschengerechten Arbeitsgestaltung 
zu beraten und die Arbeitgeber bei der Erfüllung 
ihrer Pflichten auf diesen Gebieten zu unterstützen. 

(2) Arbeitgeber haben den Arbeitsmedizinern 
alle zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen, insbesondere betreffend die Sicherheits­
und Gesundheitsschutzdokumente, Aufzeichnun­
gen urid Berichte über Arbeitsunfälle, die Ergeb­
nisse . von Messungen betreffend gefährliche 
Arbeitsstoffe und Lärm sowie von sonstigen für 
die Sicherheit und den Gesundheitsschutz maß­
geblichen Messungen und Untersuchungen. 
Arbeitsmediziner sind gesondert zu informieren, 
wenn Arbeitnehmer aufgenommen werden, oder 
wenn Arbeitnehmer auf Grund einer überlassung 
gemäß § 9 beschäftigt werden, soweit dies zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 
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(3) Arbeitgeber haben die Arbeitsmediziner und 
erforderlichenfalls weitere geeignete Fachleute 
hinzuzuziehen: 

1. in allen Fragen der Erhaltung und Förde­
rung der Gesundheit am Arbeitsplatz, 

2. bei der Planung von Arbeitsstätten, 
3. bei der Beschaffung oder Änderung von 

Arbeitsmitteln, 
4. bei der Einführung oder Änderung von 

Arbeitsverfahren und der Einführung von 
Arbeitsstoffen, 

5. bei der Erprobung und Auswahl von 
persönlichen Schutzausrüstungen, 

6. in arbeitsphysiologischen, arbeitspsychologi­
schen und sonstigen ergonomischen sowie 
arbeitshygienischen Fragen, insbesondere des 
Arbeitsrhythmus, der Arbeitszeit- und Pau-. 
senregelung, der Gestaltung der Arbeits­
plätze und des Arbeitsablaufes, 

7. bei der Organisation der Ersten Hilfe, 
8. in Fragen des Arbeitsplatzwechsels sowie der 

Eingliederung und Wiedereingliederung 
Behinderter in den Arbeitsprozeß, 

9. bei der Ermittlung und Beurteilung der 
Gefahren, 

10. bei der Festlegung von Maßnahmen zur 
Gefahrenverhütung, 

11. bei der Organisation der Unterweisung und 
bei der Erstellung von Betriebsanweisungen 
und 

12. bei Verwaltungsverfahren im Sinne des 
8. Abschnittes. 

(4) Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß die 
Arbeitsmediziner 

1. den Arbeitnehmern, den Sicherheitsvertrau­
enspersonen und den Belegschaftsorganen auf 
Verlangen die erforderlichen Auskünfte 
erteilen, soweit dem nicht die ärztliche 
Verschwiegenheitspflicht entgegensteht, 

2. die Arbeitnehmer und die Sicherheitsvertrau­
enspersonen beraten, und 

3. die Belegschaftsorgane auf Verlangen bera­
ten. 

(5) Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß alle 
Arbeitnehmer sich auf Wunsch einer regelmäßigen 
geeigneten überwachung der Gesundheit je nach 
den Gefahren für ihre Sicherheit und Gesundheit 
am Arbeitsplatz durch die Arbeitsmediziner unter­
ziehen können. Die Regelungen über besondere 
Eignungs- und Folgeuntersuchungen bleiben unbe­
rührt. 

Mindesteinsatzzeit der Arbeitsmediziner 

§ 82. (1) Arbeitsmediziner sind in dem zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Ausmaß, 
mindestens aber im Ausmaß der Mindesteinsatz­
zeit, zu beschäftigen. 

(2) Die Mindesteinsatzzeit richtet sich nach der 
Anzahl der Arbeitnehmer, die von einem Arbeit­
geber in einer Arbeitsstätte beschäftigt werden. Die 
auf Baustellen und auswärtigen Arbeitsstellen 
beschäftigten Arbeitnehmer sind einzurechnen. 
Dies gilt nicht für Arbeitnehmer auf Baustellen, 
für die eine gesonderte diesem Bundesgesetz 
entsprechende arbeitsmedizinische Betreuung ein­
gerichtet ist, 

(3) Die Mindesteinsatzzeit beträgt je nach der 
Anzahl der Arbeitnehmer pro Kalenderjahr: 

Anzahl der Arbeitnehmer: Stunden: 

11 bis 15 ............................. :........................... 9 
16 bis 20......................................................... 12 
21 bis 25......................................................... 15 
26 bis 30......................................................... 19 
31 bis 40 .......................................................... 24 
41 bis 50......................................................... 30 
51 bis 60......................................................... 37 
61 bis 70......................................................... 44 
71 bis 80......................................................... 50 
81 bis 90......................................................... 57 
91 bis 100......................................................... 64 

101 bis 150......................................................... 84 

(4) Diese Mindesteinsatzzeit erhöht sich bei 
151 bis 1 000 Arbeitnehmern für je weitere 
50 Arbeitnehmer jeweils um 33 Stunden pro 
Kalenderjahr. Bei einer Arbeitnehmeranzahl von 
1 001 bis 1 100 beträgt die Mindesteinsatzzeit 
711 Stunden pro Kalenderjahr. Diese Mindestein­
satzzeit erhöht sich für je weitere 100 Arbeit­
nehmer jeweils um 66 Stunden pro Kalenderjahr. 

(5) Die jährliche Mindesteinsatzzeit ist unter 
Berücksichtigung der betrieblichen Verhältnisse 
aufzuteilen, wobei jeder Teil mindestens drei 
Stunden betragen muß. Bei Arbeitsstätten mit 
weniger als 51 Arbeitnehmern hat die Auf teilung 
so zu erfolgen, daß auf jedes Kalenderhalbjahr 

. mindestens ein Viertel der jährlichen Mindestein­
satzzeit entfällt, bei den übrigen Arbeitsstätten in 
der Weise, daß auf jedes Kalendervierteljahr 
mindestens ein Achtel der jährlichen Mindestein­
satzzeit entfällt. 

(6) In die Mindesteinsatzzeit darf nur die für 
folgende Tätigkeiten aufgewendete Zeit eingerech­
net werden: 

1. die Beratung und Unterstützung des Arbeit­
gebers in den Angelegenheiten gemäß § 81 
Abs.3, 

2. die Beratung der Arbeitnehmer, der Sicher­
heitsvertrauenspersonen und der Beleg­
schaftsorgane in Angelegenheiten des 
Gesundheitsschutzes, der auf die Arbeits­
bedingungen bezogenen Gesundheitsförde­
rung und der menschengerechten Arbeits­
gestaltung, 

1590 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)36 von 136

www.parlament.gv.at



1590 der Beilagen 37 

3. die Besichtigung der Arbeitsstätten, Bau­
stellen und auswärtigen Arbeitsstellen sowie 
die Teilnahme an Besichtigungen durch das 
Arbeitsinspektorat, 

4. die Ermittlung und Untersuchung der 
Ursachen von arbeitsbedingten Erkrankun­
gen und Gesundheitsgefahren sowie die 
Auswertung dieser Ermittlungen und Unter­
suchungen, 

5. die arbeitsmedizinische Untersuchung von· 
Arbeitnehmern bis zum Höchstausmaß von 
20% der Mindesteinsatzzeit, 

6. die Durchführung von Schutzimpfungen, die 
mit der Tätigkeit der Arbeitnehmer im 
Zusammenhang stehen, 

7. die Weiterbildung bis zum Höchstausmaß 
von 15% der Mindesteinsatzzeit pro Kalen­
derjahr, 

8. die Tätigkeit im Rahmen des Arbeitsschutz­
ausschusses, 

9. die Dokumentation der Tätigkeit und der 
Ergebnisse von Untersuchungen sowie die 
Erstellung von Berichten und Programmen 
auf dem Gebiet des Gesundheitsschutzes 
und der Gesundheitsförderung und 

10. die Koordination der Tätigkeit mehrerer 
Arbeitsmediziner. 

Gemeinsame Bestimmungen 

§ 83. (1) Die nachstehenden Bestimmungen 
gelten für Sicherheitsfachkräfte und Arbeitsmedi­
ziner gleichermaßen. Sicherheitsfachkräfte und 
Arbeitsmediziner werden im folgenden als Präven­
tivfachkräfte bezeichnet. 

(2) Wenn ein Arbeitsschutzausschuß besteht, ist 
er vor der Bestellung von Präventivfachkräften 
anzuhören. 

(3) Arbeitgeber haben dem zuständigen Arbeits­
inspektorat Namen und Einsatzzeit der Präventiv­
fachkräfte mitzuteilen. 

(4) Die Bestellung von Präventivfachkräften. hat 
jeweils für eine Arbeitsstätte samt allen dazuge­
hörigen Baustellen und auswärtigen Arbeitsstellen 
zu erfolgen. übersteigt die Mindesteinsatzzeit die 
betriebliche Normalarbeitszeit, sind weitere Prä­
ventivfachkräfte in der zur Erfüllung der Mindest­
einsatzzeit erforderlichen Anzahl zu bestellen. 
Wenn die Einsatzzeit die betriebliche Normalar­
beitszeit nicht übersteigt, darf sie auf. mehrere 
Präventivfachkräfte aufgeteilt werden, wenn dies 
aus organisatorischen oder fachlichen Gründen 
zweckmäßig ist. 

(5) Abweichend von Abs. 4 darf eine gesonderte 
Bestellung von Präventivfachkräften für Baustellen 
erfolgen, wenn dies aus organisatorischen oder 
fachlichen Gründen zweckmäßig ist. 

(6) Abs. 4 und 5 gilt auch bei Inanspruchnahme 
eines Zentrums. Werden mehrere betriebseigene 
Sicherheits fachkräfte bestellt, ist einer von ihnen 
die Leitung zu übertragen. Gleiches gilt bei 
Bestellung mehrerer betriebseigener Arbeitsmedizi­
ner. Bei Bestellung mehrerer Präventivfachkräfte 
und bei Inanspruchnahme eines Zentrums neben 
betriebseigenen oder externen Präventivfachkräften 
ist für deren Zusammenarbeit und Koordination zu 
sorgen. 

(7) Betriebseigene Präventivfachkräfte bzw. 
deren Leitung sind unmittelbar dem Arbeitgeber 
oder der für die Einhaltung der Arbeitnehmer­
schutzvorschriften sonst verwaltungsstrafrechtlich 
verantwortlichen Person zu unterstellen. 

(8) Arbeitgeber haben den betriebseigenen 
Präventivfachkräften Gelegenheit zu geben, die 
für ihre Tätigkeit erforderlichen Fachkenntnisse zu 
erweitern. 

(9) Die Bestellung von Präventivfachkräften 
enthebt die Arbeitgeber nicht von ihrer Verant­
wortlichkeit für die Einhaltung der Arbeitnehmer­
schutzvorschriften. Den Präventivfachkräften kann 
die Verantwortlichkeit für die Einhaltung von 
Arbeitnehmerschutzvorschriften nicht rechtswirk­
sam übertragen werden. §§ 15 und 130 Abs. 4 
gelten auch für betriebseigene Präventivfachkräfte. 

Aufzeichnungen und Berichte 

§ 84. (1) Präventivfachkräfte haben Aufzeich­
nungen über die geleistete Einsatzzeit und die nach 
diesem Bundesgesetz durchgeführten Tätigkeiten 
zu führen, insbesondere auch über die von ihnen 
durchgeführten Besichtigungen und Untersuchun­
gen sowie deren Ergebnisse. Den Organen der 
Arbeitsinspektion ist auf Verlangen Einsicht in 
diese Unterlagen zu gewähren. 

(2) Besteht ein Arbeitsschutzausschuß, so haben 
die Präventivfachkräfte an den Sitzungen des 
Arbeitsschutzausschusses teilzunehmen, sofern der 
Teilnahme nicht wichtige Hinderungsgründe ent­
gegenstehen. Sind sie an der Teilnahme verhindert, 
so haben sie dem Arbeitsschutzausschuß einen 
schriftlichen Bericht über ihre Tätigkeit und 
gegebenenfalls Vorschläge, zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen zu übermitteln. 

(3) Besteht kein Arbeitsschutzausschuß, so haben 
die Präventivfachkräfte dem Arbeitgeber jährlich 
einen zusammenfassenden Bericht über ihre 
Tätigkeit samt Vorschlägen zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen vorzulegen, Der Arbeitgeber 
hat diesen Bericht den Sicherheitsvertrauensperso­
nen zu übermitteln. Wenn keine Sicherheitsver­
trauenspersonen bestellt sind, ist dieser Bericht an 
geeigneter Stelle zur Einsichtnahme durch die 
Arbeitnehmer aufzulegen. Dem zuständigen 
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Arbeitsinspektorat hat der Arbeitgeber auf Ver­
langen eine Ausfertigung dieses Berichtes zu 
übermitteln. 

(4) Sicherheitstechnische Zentren und arbeits­
medizinische Zentren sind verpflichtet, dem 
Arbeitsinspektorat auf Verlangen Auskunft dar­
über zu erteilen 

1. wer als Sicherheits fachkraft bzw. als Arbeits­
mediziner vom Zentrum beschäftigt wird, 

2. welche Betriebsstätten, Baustellen und aus­
wärtige Arbeitsstellen vom Zentrum betreut 
werden, und 

3. welche Einsatzzeit in diesen Betriebsstätten, 
Baustellen und auswärtigen Arbeitsstellen 
geleistet wird. 

Zusammenarbeit 

§ 85. (1) Sicherheitsfachkräfte, Arbeitsmediziner 
und Belegschaftsorgane haben zusammenzuarbei­
t(~n. 

(2). Die Präventivfachkräfte haben gemeinsame 
Besichtigungen der Arbeitsstätten, der Baustellen 
und der auswärtigen -Arbeitsstellen durchzuführen. 

(3) Die Präventivfachkräfte haben gemeinsamen 
Besichtigungen gemäß Abs. 2 die zuständigen 
Sicherheitsvertrauenspersonen und die Beleg­
schaftsorgane beizuziehen. 

Meldung von Mißständen 

§ 86. (1) Präventivfachkräfte haben die bei 
Erfüllung ihrer Aufgaben festgestellten Mißstände 
auf dem Gebiet der Sicher4eit und des Gesund­
heitsschutzes dem Arbeitgeber oder der sonst für 
die Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvorschriften 
verantwortlichen Person sowie den Belegschafts­
organen mitzuteilen. 

(2) Stellen Präventivfachkräfte bei Erfüllung 
ihrer Aufgaben eine ernste und unmittelbare 
Gefahr für Sicherheit oder Gesundheit der Arbeit­
nehmer fest, so haben sie unverzüglich die 
betroffenen Arbeitnehmer und den Arbeitgeber 
oder die für die Einhaltung der Arbeitnehmer­
schutzvorschriften sonst verantwortlichen Personen 
sowie die Belegschaftsorgane zu informieren und 
Maßnahmen zur Beseitigung der Gefahr vorzu­
schlagen. 

(3) Wenn kein Arbeitsschutzausschuß besteht, 
haben Präventivfachkräfte das Recht, sich an das 
Arbeitsinspektorat zu wenden, wenn sie der 
Auffassung sind, daß die vom Arbeitgeber 
getroffenen Maßnahmen und bereitgestellten Mit­
tel nicht ausreichen, um die Sicherheit und den 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz sicherzustellen, 
nachdem sie erfolglos vom Arbeitgeber eme 
Beseitigung dieser Mißstände verlangt haben. 

Abberufung 

§ 87. (1) Wenn ein Arbeitsschutzausschuß 
besteht, darf der Arbeitgeber eine Präventivfach­
kraft nur nach vorheriger Befassung des Arbeits­
schutzausschusses abberufen. 

(2) Wenn nach Auffassung des Arbeitsinspekto­
rates eine Präventivfachkraft die ihr nach diesem 
Bundesgesetz übertragenen Aufgaben nicht ord­
nungsgemäß erfüllt, hat das Arbeitsinspektorat vor 
Erstattung einer Strafanzeige wegen Übertretungen 
gemäß § 130 diese Beanstandungen dem Arbeit­
geber schriftlich mitzuteilen. 

(3) Wenn ein Arbeitsschutzausschuß besteht, ist 
der Arbeitgeber im Falle einer Mitteilung gemäß 
Abs. 2 verpflichtet, unverzüglich den Arbeitsschutz­
ausschuß einzuberufen. Im Arbeitsschutzausschuß 
sind unter Beteiligung des Arbeitsinspektorates die 
geltend gemachten Mängel bei der Aufgabenerfül­
lung zu behandeln. 

(4) Wenn kein Arbeitsschutzausschuß besteht, 
hat der Arbeitgeber im Falle einer Mitteilung nach 
Abs. 2 gegenüber dem Arbeitsinspektorat binnen 
vier Wochen zu den Beanstandungen schriftlich 
Stellung zu nehmen. 

Arbeitsschutzausschuß 

§ 88. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, für 
Arbeitsstätten; in denen sie mindestens 100 Arbeit­
nehmer beschäftigen, einen Arbeitsschutzausschuß 
einzurichten. Die auf Baustellen oder auswärtigen 
Arbeitsstellen beschäftigten Arbeitnehmer sind 
einzurechnen. 

(2) Der Arbeitschutzausschuß hat die Aufgabe, 
die gegenseitige Information, den Erfahrungsaus­
tausch und die Koordination der betrieblichen 
Arbeitschutzeinrichtungen zu gewährleisten und 
auf eine Verbesserung der Sicherheit, des Gesund­
heitsschutzes und der Arbeitsbedingungen hinzu­
wirken. Der Arbeitsschutzausschuß hat sämtliche 
Anliegen der Sicherheit, des Gesundheitsschutzes, 
der auf die Arbeitsbedingungen bezogenen 
Gesundheitsförderung und der menschengerechten 
Arbeitsgestaltung zu beraten. Im Arbeitsschutzaus­
schuß sind insbesondere die Berichte und Vor­
schläge der Sicherheitsvertrauenspersonen, der 
Sicherheitsfachkräfte und der Arbeitsmediziner zu 
erörtern. 

(3) Dem Ausschuß gehören als Mitglieder an: 
1. der Arbeitgeber oder eine von ihm beauf-

tragte Person, 
2. die für die Einhaltung der Arbeitnehmer­

schutzvorschriften sonst verantwortlichen 
Personen, 

, 

3. die Sicherheitsfachkräfte, 
4. die Arbeitsmediziner und das Fachpersonal, 
5. die Sicherheitsvertrauenspersonen, 
6. Vertreter der zuständigen Belegschaftsorgane, 
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7. Störfallbeauftragte, Strahlenschutzbeauftragte 
und sonstige Personen mit besonderen 
Aufgaben auf dem Gebiet der Sicherheit 
oder des Umweltschutzes. 

(4) Den Vorsitz im Arbeitsschutzausschuß führt 
der Arbeitgeber oder eine von ihm beauftragte 
Person. Die in Abs. 3 Z 3 bis 7 angeführten 
Personen dürfen nicht mit der Vorsitzführung 
beauftragt werden. 

(5) Der Arbeitsschutzausschuß ist nach Erforder­
nis, mindestens aber zweimal pro Kalenderjahr, 
einzuberufen. Eine Einberufung hat jedenfalls zu 
erfolgen, wenn es die besonderen Verhältnisse auf 
dem Gebiet des Arbeitnehmerschutzes im Betrieb 
erfordern oder wenn ein Drittel der Mitglieder eine 
Einberufung verlangt, weiters auf begründetes 
Verlangen des Arbeitsinspektorates. 

(6) Den Sitzungen des Arbeitsschutzausschusses 
können Sachverständige beigezogen werden. Das 
zuständige Arbeitsinspektorat ist auf sein Verlan­
gen den Sitzungen beizuziehen .. 

(7) Entspricht der Arbeitgeber nicht den 
Vorschlägen des Arbeitsschutzausschusses auf 
dem Gebiet der Sicherheit und des Gesundheits­
schutzes, so sind die Mitglieder berechtigt, das 
zuständige Arbeitsinspektorat zu informi~ren. 

(8) über die Sitzungen des Arbeitsschutzaus­
schusses sind Aufzeichnungen zu führen. Diese 
sind dem zuständigen Arbeitsinspektorat auf 
Verlangen vorzulegen. 

(9) Betreibt ein Arbeitgeber mehrere Arbeits­
stätten, in degen ein Arbeitsschutiausschuß ein­
zurichten ist, so ist er verpflichtet, am Unter­
nehmenssitz einen zentralen Arbeitsschutzausschuß 
einzurichten. Dem zentralen Arbeitsschutzausschuß 
gehören neben dem Arbeitgeber und Vertretern 
der zuständigen Belegschaftsorgane die von den 
Arbeitsschutzausschüssen entsendeten Mitglieder 
an. Der zentrale Arbeitsschutzausschuß ist· nach 
Erfordernis, mindestens aber einmal jährlich, 
einzuberufen. Abs. 6 bis 8 sind sinngemäß 
anzuwenden. 

Zentren der Unfallversicherungsträger 

§ 89. (1) Der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales kann durch Verordnung die Allgemeine 
Unfallversicherungs anstalt beauftragen, sicherheits­
technische Zentren und arbeitsmedizinische Zen­
tren einzurichten und zu betreiben, wenn dies für 
eine ausreichende sicherheitstechnische und arbeits­
medizinische Betreuung geboten ist. 

(2) Für sicherheitstechnische Zentren gemäß 
Abs. 1 gilt § 75 Abs. 1.. Arbeitsmedizinische 
Zentren gemäß Abs. 1 müssen die Anforderungen 
des § 80 Abs. 2 erfüllen. 

(3) Der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr kann durch Verordnung die 
Versicherungsanstalt der österreichischen Eisen­
bahnen für ihren Zuständigkeitsbereich beauftra­
gen, sicherheitstechnische Zentren oder arbeits­
medizinische Zentren einzurichten und zu betrei­
ben. Abs. 1 und 2 ist sinngemäß anzuwenden. 

Verordnungen über Präventivdienste 

§ 90. (1) Der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales hat in Durchführung des 7. Abschnittes 
durch Verordnung näher zu regeln: 

1. die Voraussetzungen für die Anerkennung 
einer Fachausbildung für Sicherheitsfach­
kräfte, die Durchführung der Fachausbildung 
und die Voraussetzungen für die Zulassung 
zur Fachausbildung, wobei in der Verord­
nung übergangsregelungen für die bei 
Inkrafttreten der Verordnung bereits tätigen 
Sicherheitsfachkräfte vorzusehen sind, 

2 .. das notwendige Fach- und Hilfspersonal für 
Sicherheitsfachkräfte und Arbeitsmediziner, 

3. die Voraussetzungen für sicherheitstechnische 
Zentren sowie für die Bewilligung von 
arbeitsmedizinischen Zentren, 

4. die Zusammensetzung des Arbeitsschutzaus­
schusses, wobei sicherzustellen ist, daß die 
Anzahl der Mitglieder nach § 88 Abs. 3 Z 1 
und 2 der Anzahl der Mitglieder nach § 88 
Abs. 3 Z 5 und 6 entspricht, 

5. die Entsendung von Vertretern in den 
zentralen Arbeitsschutzausschuß. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und· Soziales 
hat durch Verordnung abweichend von § 77 Abs. 3 
und 4 für bestimmte Tätigkeiten, die mit einer 
besonderen Unfallgefahr verbunden sind, eine 
höhere Mindesteinsatzzeit der Sicherheitsfach­
kräfte und für Tätigkeiten, die mit besonders 
geringen Unfallgefahren verbunden sind, eine 
geringere Mindesteinsatzzeit festzulegen. . 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
hat unter Berücksichtigung der An der Tätigkeiten 
und der bestehenden Gefahren durch Verordnung 
festzulegen, . 

1. welche Kenntnisse im Sinne des § 78 Abs. 1 
Z 2 für eine teilweise Wahrnehmung der 
Aufgaben der Sicherheitsfachkräfte durch die 
Arbeitgeber erforderlich sind und 

2. in welchen Unternehmenssparten Arbeitgeber 
selbst zur Gänze die Aufgaben der Sicher­
heitsfachkräfte gemäß § 78 Abs. 2 wahr­
nehmen können. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
hat durch Verordnung abweichend von § 78 Abs. 3 
für bestimmte Tätigkeiten, die mit einer besonde­
ren Gefahr für Sicherheit und Gesuridheit 
verbunden sind, ein geringeres Intervall und für 
Tätigkeiten, die mit besonders geringen Gefahren 
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für Sicherheit und Gesundheit verbunden sind, ein 
höheres Interirall für die gemeinsame Begehung 
festzulegen. 

(5) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
hat durch Verordnung für bestimmte Tätigkeiten, 
die mit besonderen Gesundheitsgefahren verbunden 
sind, sowie für Arbeitsstätten, in denen regelmäßig 
Nachtarbeit geleistet wird, abweichend von § 82 
Abs. 3 und 4 eine höhere Mindesteinsatzzeit der 
Arbeitsmediziner festzulegen. 

(6) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
kann durch Verordnung zulassen, daß die Gesamt­
einsatzzeit der Präventivfachkräfte abweichend von 
§§ 77 und 82 auf Sicherheitsfachkräfte und 
Arbeitsmediziner aufgeteilt wird, wenn die Betreu­
ung durch ein Zentrum erfolgt, das sowohl über 
eine Feststellung gemäß § 75 Abs. 2 als auch über 
eine Bewilligung gemäß § 80 verfügt, wenn dies 
unter Bedachtnahme auf die bestehenden Gefahren 
für Sicherheit und Gesundheit für eine sach­
gerechte Betreuung zielführend ist. 

8. Abschnitt 

Behörden und Verfahren 

Arbeitnehmerschutzbeirat 

§ 91. (1) Zur Beratung des Bundesministers für 
Arbeit und Soziales in grundsätzlichen Fragen der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der 
Arbeit ist ein Arbeitnehmerschutzbeirat einzurich­
ten. 

(2) Dem Arbeitnehmerschutzbeirat gehören 
neben dem Zentral-Arbeitsinspektor bzw. bei 
Verhinderung dessen Vertretung an: 

1. ein Vertreter des V erkehrs-Arbeitsinspektora-
tes, 

2. zwei Vertreter der Bundesarbeitskammer, 
3. zwei Vertreter der Bundeswirtschaftskammer, 
4.- zwei Vertreter des Österreichischen Gewerk-

schaftsbundes, 
5. zwei Vertreter der Vereinigung Österreichi­

scher Industrieller, 
6. zwei Vertreter der Bundesingenieurkammer, 
7. zwei Vertreter der Österreichischen Ärzte­

kammer und 
8. zwei Vertreter der Allgemeinen Unfallver­

sicherungsanstalt. 

(3) Dem Arbeitnehmerschutzbeirat gehören 
weiters je ein Vertreter der Versicherungsanstalt 
der Österreichischen Eisenbahnen und der Ver­
sicherungsanstalt öffentlich Bediensteter an, wenn 
der gesetzliche Aufgabenbereich dieser Institutio­
nen durch den Beratungsgegenstand berührt wird. 
Dem Arbeitnehmerschutzbeirat gehört weiters ein· 
Vertreter des Verbandes der Elektrizitätswerke 
Österreichs an, wenn nach dem Beratungsgegen­
stand die Interessen der Elektrizitätswerke berührt 
werden. 

(4) Zu den Sitzungen des Arbeitnehmerschutz­
beirates sind weiters die Verbindungsstelle der 
Bundesländer beim Amt der Niederösterreichischen 
Landesregierung sowie gegebenenfalls die nach 
dem Beratungsgegenstand in Betracht kommenden 
Bundesministerien einzuladen. 

(5) Die Tätigkeit im Arbeitnehmerschutzbeirat 
ist ehrenamtlich. 

(6) Zur Vorberatung können Fachausschüsse 
eingesetzt werden. 

(7) Die Sitzungen des Arbeitnehmerschutzbei­
rates und der Fachausschüsse sind nicht öffentlich. 
Die in Abs. 2 und 3 genannten Personen und 
Institutionen sind berechtigt, Sachverständige 
beizuziehen. 

(8) Die Einberufung und die Geschäftsführung 
obliegen dem -Zentral-Arbeitsinspektorat. 

Arbeitsstättenbewilligung 

§ 92. (1) Arbeitsstätten, die infolge der Art der 
Betriebseinrichtungen, der Arbeitsmittel, der ver­
wendeten Arbeitsstoffe oder Arbeitsverfahren in 
besonderem Maße eine Gefährdung der Sicherheit 
und Gesundheit der Arbeitnehmer bewirken 
können, dürfen nur auf Grund einer Bewilligung 
der zuständigen Behörde errichtet und betrieben 
werden (Arbeitsstättenbewilligung). 

(2) Die Arbeitsstättenbewilligung ist auf Antrag 
des Arbeitgebers zu erteilen, wenn die Arbeitsstätte 
den Arbeitnehmerschutzvorschriften entspricht und 
zu erwarten ist, daß überhaupt oder bei Einhaltung 
der erforderlichenfalls vorzuschreibenden Bedin­
gungen und Auflagen die nach den Umständen .des 
Einzelfalles voraussehbaren Gefahren für die 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer 
vermieden werden. Solche Auflagen sind vorzu­
schreiben, wenn 

1. nach den konkreten Verhältnissen des Ein­
zelfalls zur Gewährleistung der Sicherheit 
und Gesundheit der Arbeitnehmer Maßnah­
men erforderlich sind, die über die in diesem 
Bundesgesetz oder den dazu erlassenen 
Verordnungen enthaltenen -Anforderungen 
hinausgehen, oder 

2. die Vorschreibung von Auflagen zur Kon­
kretisierung oder Anpassung der in diesem 
Bundesgesetz oder den dazu erlassenen 
Verordnungen vorgesehenen Anforderungen 
an die konkreten Verhältnisse des Einzelfalls 
erforderlich ist. 

(3) Dem Antrag auf Arbeitsstättenbewilligung 
sind eine Beschreibung der Arbeitsstätte einschließ­
lich eines Verzeichnisses der Arbeitsmittel und die 
erforderlichen Pläne und Skizzen sowie die sonst 
für die Beurteilung des Projektes erforderlichen 
Unterlagen in dreifacher Ausfertigung anzuschlie­
ßen. Weiters sind Sicherheits- und Gesundheits-
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schutzdokumente in dreifacher Ausfertigung vor­
zulegen, soweit die Erstellung dieser Dokumente 
im Zeitpunkt der AntragsteIlung bereits möglich ist. 

(4) Eine Arbeitsstättenbewilligung erlischt, wenn 
der Betrieb der Arbeitsstätte nicht binnen fünf 
Jahren nach erteilter Bewilligung aufgenommen 
wird oder wenn der Betrieb durch mehr als fünf 
Jahre unterbrochen wird. Die Behörde kann diese 
Frist auf Antrag des Arbeitgebers auf sieben Jahre 
verlängern, wenn es Art und Umfang des 
Vorhabens erfordern oder die Fertigstellung des 
Vorhabens unvorhergesehenen Schwierigkeiten 
begegnet. 

(5) Die Änderung einer bewilligten Arbeitsstätte 
bedarf einer Bewilligung, wenn dies zur Gewähr­
leistung des Schutzes der Sicherheit und Gesund­
heit der Arbeitnehmer erforderlich ist, insbesondere 
wenn durch die Änderung das Ausmaß der 
Gefährdung vergrößert wird oder die Änderung 
mit einer Gefährdung anderer Art verbunden ist. 
Diese Bewilligung hat auch die bereits bewilligte 
Arbeitsstätte so weit zu umfassen, als es wegen der 
Änderung zur Gewährleistung des Schutzes der 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer 
erforderlich ist. 

(6) Bestehen Zweifel, ob die Errichtung oder die 
Änderung einer Arbeitsstätte einer Bewilligung 
bedarf, so hat die zuständige Behörde auf Antrag 
des Arbeitgebers oder des Arbeitsinspektorates zu 
prüfen und festzustellen, ob die Voraussetzungen 
nach Abs. 1 oder 5 vorliegen. 

(7) Die Wirksamkeit einer Bewilligung nach 
Abs. 1 und 5 wird durch einen Wechsel in der 
Person des Arbeitgebers nicht berührt. Auflagen 
gemäß Abs. 2 sind von der zuständigen Behörde 
auf Antrag des Arbeitgebers aufzuheben, wenn die 
Voraussetzungen für die Vorschreibung nicht mehr 
vorliegen. 

Ausnahmen von der Bewilligungspflicht 

§ 93. (1) Eine Arbeitsstättenbewilligung ist nicht 
erforderlich für 

1. genehmigungspflichtige Betriebsanlagen im 
Sinne der Gewerbeordnung 1994, BGB!. 
Nr. 194, 

2: bewilligungspflichtige Bergbauanlagen 1m 
Sinne des Berggesetzes 1975, 

3. genehmigungspflichtige Apotheken im Sinne 
_ des Apothekengesetzes, RGB!. Nr. 5/1907, 

4. Eisenbahnanlagen, die einer Betriebsbewilli­
gung im Sinne des § 37 des Eisenbahn­
gesetzes 1957, BG B!. N r. 60, bedürfen, 

5. bewilligungspflichtige Schiffahrtsanlagen im 
Sinne des § 46 und bewilligungspflichtige 
sonstige Anlagen im Sinne des § 65 des 
Schiffahrtsgesetzes 1990, 

6. bewilligungspflichtige Bäder im Sinne des 
Bäderhygienegesetzes, BGB!. Nr. 254/1976, 
und 

7. genehmigungspflichtige Abfall- und Altölbe­
handlungsanlagen im Sinne der §§ 28 bis 30 
des Abfallwirtschaftsgesetzes, BGB!. Nr. 325/ 
1990, 

8. bewilligungspflichtige Anlagen und Zivilflug­
plätze im Sinne des Luftfahrtgesetzes 1957, 
BGB!. Nr. 253. 

(2) In den in Abs. 1 angeführten Genehmigungs­
verfahren sind die Belange des Arbeitnehmerschut­
zes zu berücksichtigen. Die genannten Anlagen 
dürfen nur genehmigt werden, wenn sie den 
Arbeitnehmerschutzvorschriften entsprechen und 
zu erwarten ist, daß überhaupt oder bei Ein­
haltung der erforderlichenfalls vorzuschreibenden 
geeigneten Bedingungen und Auflagen die nach 
den Umständen des Einzelfalles voraussehbaren 
Gefährdungen für die Sicherheit und Gesundheit 
der Arbeitnehmer vermieden werden. Für die 
Vorschreibung von Auflagen ist § 92 Abs. 2 letzter 
Satz anzuwenden. 

(3) Abs. 2 gilt auch für die Genehmigung einer 
Änderung von in Abs. 1 angeführten Anlagen. 

(4) Die gemäß Abs. 2 und 3 vorgeschriebenen 
Bedingungen und Auflagen sind von der zustän­
digen Behörde auf Antrag des Arbeitgebers 
abzuändern oder aufzuheben, wenn die V oraus­
setzungen für die Vorschreibung nicht mehr 
vorliegen. 

Sonstige Genehmigungen und Vorschreibungen 

§ 94. (1) In folgenden Verfahren sind die mit 
dem Genehmigungsgegenstand zusammenhängen­
den Belange des Arbeitnehmerschutzes zu berück­
sichtigen: 

1. Genehmigung einer Rohrleitungsanlage 
gemäß § 17 des Rohrleitungsgesetzes, BGB!. 
Nr.41111975, 

2. Genehmigung von Anlagen nach dem Stark­
stromwegegesetz, BGB!. Nr. 70/1968, 

3. Genehmigung von Dampfkesselanlagen 
gemäß § 4 des Luftreinhaltegesetzes für 
Kesselanlagen, BGB!. Nr. 380/1988, -

4. Bewilligung von Einrichtungen, Arbeitsmitteln 
usw. nach dem Eisenbahngesetz 1957, BGB!. 
Nr. 60, dem Luftfahrtgesetz 1957, BGB!. 
Nr. 253, dem Schiffahrtsgesetz 1990, BGB!. 
Nr. 87/1989, und dem Seeschiffahrtsgesetz 
1990, BGBL Nr. 174/1989, soweit nicht § 93 
anzuwenden ist, 

5. Genehmigung von Anlagen und Einrichtun­
gen nach dem Strahlenschutzgesetz, BGB!. 
Nr. 227/1969, und 

6. Genehmigung von Anlagen nach §§ 31 a, 
31 c, 32, 40 und 41 des Wasserrechtsgesetzes 
1959, BGB!. Nr. 215. 

(2) Die genannten Anlagen dürfen nur geneh­
migt werden, wenn Arbeitnehmerschutzvorschriften 
der Genehmigung nicht entgegenstehen und zu 
erwarten ist, daß überhaupt oder bei Einhaltung 
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der erforderlichenfalls vorzuschreibenden geeigne­
ten Bedingungen und Auflagen die nach den 
Umständen des Einzelfalles voraussehbaren 
Gefährdungen für die Sicherheit und Gesundheit 
der Arbeitnehmer vermieden werden. Dies gilt 
auch für die Genehmigung einer Änderung 
derartiger Anlagen. 

(3) Zeigt sich in einer Arbeitsstätte nach 
rechtskräftig erteilter Arbeitsstättenbewilligung 
oder nach einer rechtskräftigen Genehmigung 
nach § 93 Abs. 1, daß der Schutz der Sicherheit 
und Gesundheit der Arbeitnehmer unter den 
vorgeschriebenen Bedingungen und Auflagen nicht 
ausreichend gewährleistet wird, so hat die 
zuständige Behörde zum Schutz der Arbeitnehmer 
andere oder zusätzliche Bedingungen und Auf­
lagen vorzuschreiben. 

(4) Für Arbeitsstätten, die keiner Arbeitsstätten­
bewilligung bedürfen und für die auch keine 
Genehmigung nach § 93 Abs. 1 vorliegt, hat die 
zuständige Behörde die zum Schutz der Sicherheit 
und Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlichen 

'Maßnahmen vorzuschreiben. Dies gilt auch für 
Arbeitsstätten, für die eine Genehmigung im Sinne 
des § 93 Abs. 1 vorliegt, wenn bei der Genehmi­
gung das Arbeitnehmerschutzgesetz und dieses 
Bundesgesetz keine Anwendung gefunden haben. 

(5) Für Baustellen und auswärtige Arbeitsstellen' 
gilt Abs. 4 mit folgender Maßgabe: Für eine 
bestimmte Baustelle oder auswärtige Arbeitsstelle 
hat die für diese Baustelle/Arbeitsstelle zuständige 
Behörde die zum Schutz der Sicherheit und 
Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlichen Maß­
nahmen vorzuschreiben., Sind für mehrere künftige 
Baustellen oder auswärtige Arbeitsstellen eines 
Arbeitgebers solche Vorschreibungen erforderlich, 
so hat die Vorschreibung durch jene Behörde zu 
erfolgen, die für die Arbeitsstätte zuständig ist, der 
diese Baustellen oder Arbeitsstellen organisatorisch 
zuzurechnen sind, im Zweifel durch die für den 
Unternehmenssitz zuständige Behörde. 

(6) Für Auflagen und Maßnahmen nach Abs. 1 
bis 5 ist § 92 Abs. 2 letzter Satz anzuwenden. 

(7) Die Wirksamkeit von Vorschreibungen 
gemäß Abs. 1 bis 5 wird durch einen Wechsel in 
der Person des Arbeitgebers nicht berührt. Solche 
Vorschreibungen sind von der zuständigen Behör­
de auf Antrag des Arbeitgebers aufzuheben, wenn 
die Voraussetzungen für die Vorschreibung nicht 
mehr vorliegen. 

Ausnahmen 

§ 95. (1) Soweit die Anwendung einzelner 
Bestimmungen der in Durchführung dieses Bundes­
gesetzes erlassenen Verordnungen unabhängig von 
den Umständen des Einzelfalls zur Gewährleistung 
der Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer 
erforderlich ist, ist in den V erordn~ngen fest-

zulegen, daß die zuständige Behörde von diesen 
Bestimmungen der Verordnung keine Ausnahme 
zulassen darf. 

(2) In den in Durchführung dieses Bundes­
gesetzes erlassenen Verordnungen können Abwei­
chungen von den im 1. bis 6. Abschnitt sowie in 
§§ 97 und 98 festgelegten Anforderungen geregelt 
werden, wenn diese Abweichungen aus wichtigen 
Gründen erforderlich sind und Sicherheit und 
Gesundheit der Arbeitnehmer gewährleistet sind. 

(3) Darüber hinaus kann die zuständige Behörde 
im Einzelfall auf Antrag des Arbeitgebers Aus­
nahmen von den Bestimmungen der in Durch­
führung des § 6 Abs. 4 sowie des 2. bis 4. und 
6. Abschnittes erlassenen Verordnungen zulassen, 
wenn 

1. diese Ausnahmen aus wichtigen Gründen 
erforderlich sind, 

2. nach den Umständen des Einzelfalls zu 
erwarten ist, daß Sicherheit und Gesundheit 
der Arbeitnehmer auch bei Genehmigung der 
Ausnahme gewährleistet sind oder daß durch 
eine andere vom Arbeitgeber vorgesehene 
Maßnahme zumindest der gleiche Schutz 
erreicht wird wie bei Einhaltung der 
betreffenden Bestimmungen der Verordnung, 
und 

3. die Genehmigung dieser Ausnahme nicht 
gemäß Abs. 1 ausgeschlossen ist. 

(4) Ausnahmen nach Abs. 3 können befristet 
oder unter Vorschreibung bestimmter geeigneter 
Auflagen erteilt werden, wenn dies zur Erreichung 
der in Abs. 3 Z 2 genannten Zielsetzungen 
erforderlich ist. Ausnahmen nach Abs. 3 sind von 
der zuständigen Behörde aufzuheben, wenn solche 
Auflagen nicht eingehalten werden oder wenn die 
Voraussetzungen für die Erteilung der Ausnahme 
nicht mehr vorliege!l. 

(5) Die Wirksamkeit von Ausnahmen nach 
Abs. 3 wird durch einen Wechsel in der Person 
des Arbeitgebers nicht berührt, wenn sich der für 
die Ausnahme maßgebliche Sachverhalt nicht 
geändert hat. 

(6) In Verfahren nach § 93 Abs. 1 und 3 und 
§ 94 Abs. 1 können auch auf Antrag des 
Genehmigungswerbers, der nicht Arbeitgeber der 
in der Arbeitsstätte beschäftigten Arbeitnehmer ist, 
Ausnahmen im Sinne des Abs. 3 genehmigt 
werden, wenn 

1. zum Zeitpunkt dieses Verfahrens noch nicht 
feststeht, welcher ,Arbeitgeber in der betref­
fenden Anlage Arbeitnehmer beschäftigen 
wird, 

2. diese Ausnahmen. Voraussetzung für die 
Genehmigung im Sinne des § 93 Abs. 1 und 
3 und § 94 Abs. 1 sind, und 

3. der für die Beurteilung der Voraussetzungen 
für die Ausnahmegenehmigung maßgebliche 
Sachverhalt bereits feststeht. 
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(7) Wird eme Ausnahmegenehmigung für 
. mehrere künftige Baustellen oder auswärtige 
Arbeitsstellen eines Arbeitgebers beantragt, so ist 
für das Verfahren jene Behörde zuständig, die für 
die Arbeitsstätte zuständig ist, der diese Baustellen 
oder auswärtigen Arbeitsstellen organisatorisch 
zuzurechnen sind, im Zweifel die für den Unter­
nehmenssitz zuständige Behörde. 

Zwangs- und Sicherungsmaßnahmen 

§ 96. (1) Die zuständige Behörde hat durch 
Bescheid die Beschäftigung von Arbeitnehmern zu 
untersagen oder sonstige geeignete Sicherungs­
maßnahmen anzuordnen, wie die gänzliche oder 
teilweise Schließung einer Arbeitsstätte oder die 
Stillegung von Arbeitsmitteln, wenn dies zur 
Abwehr einer Gefahr für Leben oder Gesundheit 
von Arbeitnehmern erforderlich ist. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für die Erlas­
sung eines Bescheides gemäß Abs. 1 nicht mehr 
vor, so hat die zuständige Behörde auf Antrag des 
Arbeitgebers die nach Abs. 1 getroffenen Maß­
nahmen aufzuheben. 

(3) Berufungen gegen Bescheide nach Abs. 1 
kommt keine aufschiebende Wirkung zu. 

(4) Bescheide nach Abs. 1 treten mit Ablauf 
eines Jahres, vom Tag ihrer Erlassung an 
gerechnet, außer Wirksamkeit, wenn sie nicht 
kürzer befristet sind. 

(5) Den gesetzlichen Interessenvertretungen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer ist eine Ablichtung 
von Bescheiden gemäß Abs. 1 und 2 zu übermit­
teln. 

(6) Abs. 1 und 2 ist auf Arbeitsstätten, für die 
auf Grund gesetzlicher Vorschriften eine Betriebs­
pflicht besteht, nicht anzuwenden. 

(7) Abs. 1 und 2 ist auf Tätigkeiten, die unter 
das Berggesetz 1975 fallen, nicht anzuwenden. 

Meldung von Bauarbeiten 

§ 97. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, dem 
zuständigen Arbeitsinspektorat Bauarbeiten, die 
voraussichtlich länger als fünf Arbeitstage dauern, 
nachweislich zu melden. 

(2) Die Meldung muß spätestens eine Woche vor 
Arbeitsbeginn erfolgen. Die Arbeiten dürfen erst 
nach erfolgter Meldung begonnen werden. In 
Katastrophenfällen, bei unaufschiebbaren Arbeiten 
und bei kurzfristig zu erledigenden Aufträgen ist 
die Meldung spätestens am Tag des Arbeitsbeginns 
zu erstatten. 

(3) Die Meldung muß alle zur Wahrnehmung 
des Arbeitnehmerschutzes erforderlichen Angaben 
enthalten. 

(4) Erfolgt vor Beginn der Bauarbeiten eme 
Meldung an das Arbeiisinspektorat durch den 
Auftraggeber oder eine von ihm beauftragte Person 
und enthält diese Meldung alle für die Wahr­
nehmung des Arbeitnehmerschutzes erforderlichen 
Angaben, so entfällt die Meldepflicht der Arbeit­
geber. 

(5) Werden auf einer Baustelle Bauarbeiten von 
mehreren Arbeitgebern unmittelbar aufeinander­
folgend ausgeführt, obliegt die Meldepflicht jenem 
Arbeitgeber, der zuerst mit den Arbeiten auf der 
Baustelle beginnt. 

(6) Mit besonderen Gefahren verbundene Bau­
arbeiten sind abweichend von Abs. 4 und 5 
jedenfalls gesondert durch die betreffenden Arbeit­
.geber zu melden. 

(7) Bauarbeiten, bei denen die Arbeitnehmer 
Einwirkungen von schwachgebundenen Asbestpro­
dukten ausgesetzt sein können, sind abweichend 
von Abs. 1 und 4 bis 6 unabhängig von ihrer Dauer 
zu melden. Die Meldung hat auch Angaben über 
die Arbeitsweise und die zum Schutz der Arbeit­
nehmer vorgesehenen Maßnahmen zu enthalten. 
Die Meldung muß abweichend von Abs. 2 jeden­
falls vor Beginn der Arbeiten erfolgen. 

Sonstige Meldepflichten 

§ 98. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, dem 
zuständigen Arbeitsinspektorat zu melden: 

1. Arbeiten in Druckluft, 
2. Taucherarbeiten und 
3. sonstige Arbeiten, die mit einer besonderen 

Gefahr für die damit beschäftigten Arbeit­
nehmer verbunden sind, sofern dies für eine 
wirksame Wahrnehmung des Arbeitnehmer­
schutzes erforderlich ist. 

(2) Die Meldung muß vor Beginn der Arbeiten 
erfolgen. Die Arbeiten dürfen erst nach erfolgter 
Meldung begonnen werden, soweit es sich nicht 
um unvorhersehbare Arbeiten handelt, die zur 
Abwehr einer Gefahr unverzüglich vorgenommen 
werden müssen. In diesem Fall hat die Meldung 
jedenfalls spätestens mit Beginn der Arbeiten zu 
erfolgen. . 

(3) Die Meldung muß alle zur Wahrnehmung 
des Arbeitnehmerschutzes erforderlichen Angaben 
enthalten, insbesondere den genauen Arbeitsort, 
den voraussichtlichen Arbeitsbeginn und die vor­
aussichtliche Dauer der Arbeiten. 

(4) Arbeitgeber sind verpflichtet, dem zustän­
digen Arbeitsinspektorat jene Arbeitnehmer zu 
melden, die Sprengarbeiten ausführen. Gleiches 
gilt für sonstige mit besonderen Gefahren ver­
bundene Arbeiten, sofern dies im Hinblick auf die 
besondere Gefährlichkeit der Arbeiten für eine 
wirksame Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes 
erforderlich ist. 
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(5) Arbeitgeber sind verpflichtet, dem Arbeits­
inspektorat tödliche und sonstige schwere Arbeits­
unfälle zu melden, sofern nicht eine Meldung an 
die Sicherheitsbehörden erfolgt. 

Behördenzuständigkeit 

§ 99. (1) Die nach _ diesem Bundesgesetz den 
Arbeitsinspektoraten zustehenden Befugnisse ste­
hen hinsichtlich der vom Wirkungsbereich der 
Arbeitsinspektion ausgenommenen Tätigkeiten fol­
-genden Behörden zu: 

1. hinsichtlich der unter den Geltungsbereich des 
Bundesgesetzes über die Verkehrs-Arbeits­
inspektion fallenden Tätigkeiten der Ver­
kehrs-Arbeitsinspektion, 

2. hinsichtlich der unter das Berggesetz 1975 
fallenden Tätigkeiten, ausgenommen jene 
nach § 200 ades Berggesetzes 1975, der 
jeweiligen Bergbehärde. 

(2) über Berufungen gegen die nach diesem 
Bundesgesetz erlassenen Bescheide des Arbeits­
inspektorates entscheidet der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales, über Berufungen gegen die 
nach diesem Bundesgesetz erlassenen Bescheide 
der Bergbehörde der Bundesminister für wirtschaft­
liche Angelegenheiten. 

(3) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die 
"zuständige Behörde" verwiesen wird, ist darunter 
zu verstehen: 

1. bei nach der Gewerbeordnung 1994 genehmi­
gungspflichtigen Betriebsanlagen die nach der 
Gewerbeordnung 1994 in erster Instanz 
zuständige Genehmigungsbehärde, bei sonsti­
gen der -Gewerbeordnung 1994 unterliegen­
den Tätigkeiten die Bezirksverwaltungsbehär­
de, 

2. bei den in § 93 Abs. 1 Z 2 bis 8 angeführten 
Arbeitsstätten die nach den angeführten 
Bestimmungen in erster Instanz zuständige 
Genehmigungsbehörde, 

3. bei Krankenanstalten, deren Errichtung und 
Betrieb nach den in Ausführung des Kran­
kenanstaltengesetzes, BGBI. Nr. 1/1957, 
ergangenen landesgesetzlichen Bestimmun­
gen einer Genehmigung durch die Landesre­
gierung bedarf, der Landeshauptmann, 

4. bei Theater- oder Kinobetrieben sowie 
sonstigen Veranstaltungsstätten, deren Errich­
tung und Betrieb nach landesgesetzlichen 
Bestimmungen einer Genehmigung durch die 
Landesregierung bedarf, der Landeshaupt­
mann, 

5. bei Anlagen zur Erzeugung elektrischer 
Energie, deren Errichtung nach den in 
Ausführung des Elektrizitätswirtschaftsgeset­
zes, BGBI. Nr. 260/1975, ergangerien landes­
gesetzlichen Bestimmungen einer Genehmi­
gung durch die Landesregierung bedarf, der 
Landeshauptmann, 

6. bei der Post- und Telegraphenverwaltung und 
den Fernmeldebehörden der Bundesminister 
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, 

7. für die unter das Berggesetz 1975 fallenden 
Tätigkeiten die Bergbehörde, 

8. in allen übrigen Fällen die Bezirksverwal­
tungsbehörde. 

(4) Der Instanzenzug richtet sich bei den in § 93 
Abs. 1 angeführten Arbeitsstätten nach den jewei­
ligen für die Arbeitsstätte geltenden Genehmi­
gungsvorschriften. In den in Abs. 3 Z 2 bis 4 
genannten Fällen ist Berufungsbehörde der Bundes­
minister für Arbeit und Soziales, in den Fällen des 
Abs. 3 Z 7 der Landeshauptmann. 

Außergewöhnliche Fälle 

§ 100. (1) Der 1. bis 6. Abschnitt dieses 
Bundesgesetzes sowie die in Durchführung dieser 
Bestimmungen erlassenen Verordnungen finden auf 
die Beschäftigung von Arbeitnehmern mit spezifi­
schen Tätigkeiten im Rahmen von Katastrophen­
hilfsdiensten insoweit keine Anwendung, als die 
Besonderheiten dieser Tätigkeiten einer Anwen­
dung zwingend entgegenstehen. In diesen Fällen ist 
aber dafür Sorge zu tragen, daß unter Berück­
sichtigung der Zielsetzungen dieses Bundesgesetzes 
eine -größtmögliche Sicherheit und ein größtmög­
licher Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer 
gewährleistet ist. 

(2) In Fällen unmittelbar drohender oder 
eingetretener Gefährdung des Lebens und der 
Gesundheit der Arbeitnehmer sind von diesem 
Bundesgesetz und den dazu erlassenen Verord­
nungen abweichende Anordnungen soweit zulässig, 
als dies im Interesse des Schutzes des Lebens und 
der Gesundheit der Arbeitnehmer geboten 
erscheint, um die Gefährdung abzuwenden oder 
zu beseitigen. 

Verordnungen über Behörden und Verfahren 

§ 101. (1) Der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales hat in Durchführung des 9. Abschnittes 
durch Verordnung näher zu regeln: 

1. die Geschäftsordnung des Arbeitnehmer­
schutzbeirates, 

2. die Arbeitsstättenbewilligungspflicht, 
3. die Meldepflichten gemäß § 97 Abs. 1, wobei 

Ausnahmen für Arbeiten, die mit -keinen 
besonderen Gefahren verbunden sind, vor­
zusehen sind, den Inhalt der Meldung nach 
§ 97 Abs. 3, sowie die Meldepflicht gemäß 
§ 98, 

4. Ausnahmen im Sinne des § 100. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
kann durch Verordnung weitere bundesgesetzliehe 
Bewilligungsverfahren den in § 93 Abs. 1 ange­
führten Verfahren gleichstellen, wenn gewährleistet 
ist, daß in diesen Verfahren die Arbeitnehmer­
schutzbelange in gleicher Weise berücksichtigt 
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werden wie in einem Arbeitsstättenbewilligungsver­
fahren. Eine solche Verordnung darf nur im 
Einvernehmen mit dem für dieses bundesgesetz­
liche Bewilligungsverfahren zuständigen Bundes­
minister erlassen werden. 

(3) Abs. 2 gilt für die Gleichstellung weiterer 
bundesgesetzlicher Bewilligungsverfahren mit den 
in § 94 Abs. 1 angeführten Verfahren sinngemäß 
mit der Maßgabe, daß eine .Gleichstellung zu 
erfolgen hat, wenn im Hinblick auf den Verfah­
rensgegenstand Auswirkungen auf den Arbeitneh­
merschutz zu erwarten sind und das Verfahren zur 
Berücksichtigung des Arbeitnehmerschutzes geeig­
net ist. 

9. Abschnitt 

Übergangsrecht und Aufhebung von Rechtsvor­
schriften 

Übergangsbestimmungen zu §§ 4 und 5 

§ 102. (1) §§ 4 und 5 treten für Arbeitsstätten, in 
denen regelmäßig mehr als 250 Arbeitnehmer 
beschäftigt werden, mit 1. Juli 1995, im übrigen 
mit 1. Jänner 1997 in Kraft. 

(2) Arbeitnehmer, die auf Baustellen oder 
auswärtigen Arbeitsstellen beschäftigt werden, sind 
bei der Ermittlung der Beschäftigtenzahl nach 
Abs. 1 jener Arbeitsstätte zuzurechnen, der sie 
organisatorisch zugehören, im Zweifel dem Unter­
nehmenssitz. 

Beschäftigungsverbote und -beschränkungen für 
Arbeitnehmerinnen 

§ 103. (1) Bis zum Inkrafttreten einer Verord­
nung nach diesem Bundesgesetz über die Beschäf~ 
tigungsverbote und -beschränkungen gelten die 
§§ 2 bis 7 der Verordnung über Beschäftigungs­
verbote und -beschränkungen für weibliche Arbeit­
nehmer, BGBI. Nr. 696/1976, nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen als Bundesgesetz. 

(2) Die in Abs. 1 angeführten Bestimmungen 
gelten für die unter den Geltungsbereich dieses 
Bundesgesetzes fallende Beschäftigung von Arbeit­
nehmerinnen, ausgenommen die Beschäftigung von 
Jugendlichen im Sinne des Bundesgesetzes über die 
Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen 1987, 
BGBI. Nr. 599, und die Beschäftigung von Arbeit­
nehmerinnen, auf die das Mutterschutzgesetz 1979~ 
BGBI. Nr. 221, anzuwenden ist. 

(3) § 3 der Verordnung BGBI. Nr. 696/1976 gilt 
mit der Maßgabe, daß der Yerweis auf besondere 
ärztliche Untersuchungen gemäß der Verordnung 
BGBI. Nr.39/1974 durch einen Verweis auf 

. Eignungsuntersuchungen und Folgeuntersuchun­
gen nach diesem Bundesgesetz. ersetzt wird, sobald 
eine Verordnung gemäß § 59 Abs. 1 in Kraft tritt. 

(4) Bescheide gemäß §§ 2 Abs. 4 und 7 Abs. 1 
der Verordnung BGBI. Nr. 696/1976 werden mit· 
Außerkrafttreten der Verordnung gegenstandslos. 

(5) Bescheide gemäß § 7 Abs. 2 der Verordnurig 
BGBI. Nr. 696/1976 bleiben unberührt. Diese 
Bescheide sind vom Arbeitsinspektorat auf Antrag 
des Arbeitgebers aufzuheben, wenn die Voraus­
setzungen für das Beschäftigungsverbot nicht mehr 
vorliegen. 

Sicherheitsvertrauenspersonen 

§ 104. Bis. zum Inkrafttreten einer Verordnung 
nach diesem Bundesgesetz, die die Sicherheitsver­
trauenspersonen regelt, gelten die §§ 10 und 11 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen: 

1. Die gemäß §§ 3 und 5 der Verordnung über 
Einrichtungen in den Betrieben für die 
Durchführung des Arbeitnehmerschutzes, 
BGBI. Nr. 2/1984, bestellten Sicherheitsver­
trauenspersonen gelten als Sicherheitsvertrau­
enspersonen im Sinne dieses Bundesgesetzes. 

2. Endet die Funktionsperiode einer Sicherheits­
vertrauensperson nach Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz, so 
bleibt ihre Bestellung bis zum Ablauf dieser 
Funktionsperiode aufrecht, sofern nicht eine 
vorzeitige Abberufung nach Z 4 erfolgt. 

3. Für die Anzahl der zu bestellenden Sicher­
heitSvertrauenspersonen gilt § 3 der V erord­
nung BGBI. Nr. 2/1984 als Bundesgesetz. 

4. Für die vorzeitige Abberufung der nach §§ 3 
und 5 der Verordnung BGBI. Nr.2/1984 
bestellten Sicherheitsvertrauenspersonen gilt 
§ 10 Abs. 5 dieses Bundesgesetzes. 

Prüfung 

§ 105. (1) Bis zum Inkrafttreten einer V erord­
nung nach diesem Bundesgesetz, die die Prüfung 
im Sinne des § 17 Abs. 2 regelt, gilt für die 
Prüfung von elektrischen Anlagen, Arbeitsmitteln 
und Gegenständen der persönlichen Schutzausrü­
stung § 90 Abs. 2 und 4 der Allgemeinen· Arbeit­
nehmerschutzverordnung (AAV), BGBI. Nr.218/ 
1983, mit der Maßgabe als Bundesgesetz, daß die 
Prüfungen von Ziviltechnikern des hiefür in 
Betracht kommenden Fachgebietes oder fachkun­
digen Personen des Technischen überwachungs­
Vereins oder sonstigen geeigneten, fachkundigen 
und hiezu berechtigten Personen durchzuführen 
sind. 

(2) Abs. 1 gilt nicht für Abnahmeprüfungen und 
wiederkehrende Prüfungen betreffend Arbeitsmit­
tel, die auf Grund der gemäß § 109 weitergeI­
tenden Bestimmungen durchzuführen sind. 
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Allgemeine Übergangsbestimmungen für Arbeits­
stätten 

§ 106. (1) Für Arbeitsstätten, die am 1. Jänner 
1993 bereits genutzt wurden, sind in den 
Verordnungen zur Durchführung des 2. Abschnit­
tes dieses Bundesgesetzes die erforderlichen 
Abweichungen und Anpassungsfristen festzulegen. 
In den Verordnungen ist insbesondere auch zu 
regeln, unter welchen Voraussetzungen für solche 
Arbeitsstätten die Bestimmungen der Verordnun­
gen bei Änderungen oder Erweiterungen der 
Arbeitsstätte wirksam werden. 

(2) § 21 Abs. 5 tritt erst mit Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die die 
behindertengerechte Gestaltung von Arbeitsstätten 
in Gebäuden regelt, in Kraft. 

(3) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz zur Durchführung des 
2. Abschnittes gelten für Arbeitsstätten die nach­
stehend angeführten Bestimmungen der Allgemei­
nen Arbeitnehmerschutzverordnung (AA V) als 
Bundesgesetz: 

1. Für Luftraum und Bodenfläche in Arbeits­
räumen gilt § 3, für die lichte Höhe der 
Arbeitsräume § 4, für Fußböden in Betriebs­
räumen § 6, für Wände und Decken in 
Betriebsräumen § 7, für die Beleuchtung der 
Arbeitsräume § 9, für das Klima in Arbeits­
räumen § 12, für die Beheizung von Arbeits­
räumen und von brand- oder explosionsge­
fährdeten Räumen § 14 Abs. 1, Abs.2 und 

. Abs. 3 zweiter Satz, für die Kühlung von 
Arbeitsräumen § 15 und für die lichte Höhe, 
Belichtung, Beleuchtung und Lüftung von 
sonstigen Betriebsräumen § 19 Abs. 1 mit 
Ausnahme des letzten Satzes sowicr. § 19 
Abs. 2 AAV. 

2. Für die Belichtung der Arbeitsräume gilt § 8 
AA V mit der Maßgabe, daß die Genehmi­
gung von Ausnahmen gemäß § 8 Abs. 3 
durch die zuständige Behörde zu erfolgen 
hat. 

3. Für Ausgänge und Verkehrswege in Arbeits­
stätten gelten § 22 Abs. 1 bis 5 und 7, §§ 23 
bis 26, §27 Abs. 1 und § 28 AAV. § 21 AAV 
gilt mit der Maßgabe, daß in Abs. 2 die 
Worte "im Sinne des § 10 des Arbeitnehmer­
schutzgesetzes" entfallen. 

4. § 10 AA V gilt für Arbeitsstätten in Gebäuden 
und für Arbeitsstätten im Freien mit der 
Maßgabe, daß die Notbeleuchtung als Sicher­
heitsbeleuchtung im Sinne dieses Bundes-

- gesetzes gilt und daß die Worte »im Sinne 
des § 10 des Arbeitnehmerschutzgesetzes" 
entfallen. 

5. Für die Warnbeleuchtung in Betriebsräumen 
gilt § 11 AA V. In sonstigen Räumen und auf 
Arbeitsstätten im Freien ist zumindest im 

unumgänglich notwendigen Außmaß für eine 
Warnbeleuchtung im Sinne des § 11 AAV zu 
sorgen. 

6. Für die Lüftung von Arbeitsräumen gilt § 13 
AA V. In anderen Räumen darf nur gearbeitet 
werden, wenn zumindest im unumgänglich 
notwendigen Ausmaß für Lüftungsmaßnah­
men im Sinne des § 13 AA V gesorgt ist. 

7. Für Schutzmaßnahmen gegen Absturz in 
Betriebsräumen gilt § 18 AA V. In sonstigen 
Räumen und auf Arbeitsstätten im Freien ist 
zumindest im unumgänglich notwendigen 
Ausmaß für Schutzmaßnahmen im Sinne des 
§ 18 AA V zu sorgen. 

8. Für Lagerungen in Arbeitsstätten gelten die 
§§ 63 und 64 AA V. 

(4) Wurde eine Arbeitsstätte in Gebäuden auf 
Grund einer bundesgesetzlichen Bewilligung bereits 
vor dem 1. Jänner 1984 genutzt, so gilt im Rahmen 
dieser Bewilligung abweichend von Abs. 3: 

1. Anstelle des § 3 Abs. 1 und 2 AA V gilt für 
den Luftraum in Arbeitsräumen § 2 der 
Allgemeinen Dienstnehmerschutzverordnung 
(ADSV) , BGBI. Nr. 265/1951, in der Fas­
sung BGBI. Nr.3111965, und anstelle des 
§ 13 AA V für die Lüftung § 15 ADSV. 

2. § 8 Abs. 1 AA V betreffend die Sichtverbin­
dung, § 12 Abs. 2 letz~er Satz AAV betref­
fend die Luftfeuchtigkeit, § 23 Abs. 2 AA V 
erster Satz betreffend die Bemessung der 
Notausgänge, § 26 Abs. 6 AA V betreffend 
die brandhemmende Ausführung zusätzlicher 
Stiegen und § 28 Abs. 1 und 5 AA V 
betreffend die Notstiegen sind nicht anzu­
wenden. 

(5) Abs. 4 gilt auch für Arbeitsstätten in 
Gebäuden, die zumindest seit 31. Dezember 1983 
ohne wesentliche Änderung oder Erweiterung 
genutzt werden, und für die vor dem 1. Jänner 
1984 keine bundesgesetzliehe Bewilligung erforder­
lich war. 

(6) Für Arbeitsstätten in Gebäuden, die vor dem 
1. Jänner 1984 errichtet wurden, ist abweichend 
von Abs. 3 anstelle des § 21 Abs. 1, 2 und 4 AA V 
(Ausgänge) § 20 Abs. 1 .ADSV anzuwenden, 
anstelle des § 26 Abs. 1 bis 4, 7, 11 und 12 AA V 
(Stiegen, Gänge) § 23 ADSV. 

(7) Für Arbeitsräume in Gebäuden, die vor dem 
1. Jänner 1984 errichtet wurden, gilt abweichend 
von Abs. 3 anstelle des § 4 AA V für die Raumhöhe 
§ 3 ADSV. 

Brandschutz und Erste Hilfe 

§ 107. (1) Bis zum Inkrafttreten einer Verord~ 
nung nach diesem Bundesgesetz, die den Brand­
schutz regelt, gelten die §§ 74 bis 78 und 80 AA V 
als Bundesgesetz. 
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(2) § 25 Abs. 4 erster Satz tritt erst mit 
Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem 
Bundesgesetz, die die Bestellung von Personen für 
die Brandbekämpfung und Evakuierung regelt, in 
Kraft. 

(3) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz, die die Brandschutzgruppe 
regelt, gilt anstelle des § 25 Abs. 5 dieses Bundes­
gesetzes § 79 AA V als Bundesgesetz. 

(4) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz, die die Erste Hilfe regelt, 
gelten §§ 81 und 82 AA V als Bundesgesetz. § 81 
Abs. 5 AA V gilt mit der Maßgabe, daß "Betrieb" 
und "feste Betriehsstätte" jeweils durch "Arbeits­
stätte" ersetzt werden. 

(5) Für die in § 106 Abs. 4 und 5 angeführten 
Arbeitsstätten ist § 82 AA V nicht anzuwenden. 

Sanitäre Vorkehrungen und Sozialeinrichtungen 

§ 108. (1) § 28 Abs. 3 tritt erst mit Inkrafttreten 
einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die 
die Bereitschaftsräume regelt, in Kraft. 

(2) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz, die die sanitären Vorkehrun­
gen und die Sozialeinrichtungen in Arbeitsstätten 
regelt, gilt für das Trinkwasser § 83 AA V, für 
Waschgelegenheiten und Waschräume § 84 Abs. 1 
und 3 bis 6 AA V, für Toiletten § 85 Abs. 2 zweiter 
Satz und Abs. 3 bis 5 AA V, für Kleiderkästen und 
Umkleideräume § 86 Abs. 1 bis 3 und 5 bis 9 AA V, 
für Aufenthaltsräume § 87 Abs. 1 dritter bis letzter 
Satz und Abs. 2 bis 6 AAV und für Wohnräume 
§ 88 AAV als Bundesgesetz. 

(3) Für die in § 106 Abs. 4 und 5 angeführten 
Arbeitsstätten sind abweichend von Abs. 2 § 85 
Abs. 3 und 5 AA V, § 86 Abs. 8 AA V, § 87 Abs. 2 
AA V und § 88 Abs. 1 AA V nicht anzuwenden. 

Arbeitsmittel 

§ 109. (1) § 36 tritt erst mit Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die eine 
Liste der gefährlichen Arbeitsmittel festlegt, in 
Kraft. 

(2) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz zur Durchführung des 3. Ab­
schnittes gelten für Arbeitsmittel im Sinne dieses 
Bundesgesetzes § 22 Abs. 6, 8, 9 und 10, § 27 
Abs. 2 bis 4, § 29 Abs. 2 bis 8, § 30, § 31, § 32 
samt Anhang 1 bis 4, § 33 Abs. 1 bis 8 und 
Abs. 10, §§ 34 bis 36, §§ 39 bis 47, §§ 58 bis 60 
und § 62 Abs. 4 bis 10 der Allgemeinen Arbeit­
nehmerschutzverordnung (AA V) als Bundesgesetz. 
§ 29 Abs. 8 AA V gilt mit der Maßgabe, daß 
Bedienungsanleitungen als Betriebsanweisung ge­
mäß § 14 dieses Bundesgesetzes gelten. 

(3) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz über Sicherheits- und 
Gesundheitsanforderungen für Arbeitmittel dürfen 
Maschinen und Geräte nur benutzt werden, wenn 
sie den nachstehend angeführten Bestimmungen 
entsprechen: 

1. § 4 Abs. 5 bis 9 und Abs. 11 bis 13, § 6 
Akl und 2, § 9 Abs. 5, 6, 13 und 14, § 10 
Abs. 2, 4, 5 und 6, § 12 und § 13 Abs. 1 der 
Allgemeinen Maschinen- und Geräte-Sicher­
heit-sverordnung (AMGSV), BGBl. Nr.219/ 
1983, in der Fassung der Verordnungen 
BGBl. Nr.575/1985, 667/1987 und 669/ 
1989. § 6 Abs. 1 und § 10 Abs. 2 finden mit 
der Maßgabe Anwendung, daß Sicherheits­
abstände nach § 5 als Sicherheitsabstände 
gemäß § 32 AA V gelten. § 12 ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß Bedienungsanlei­
tungen als Betriebsanweisung gemäß § 14 
dieses Bundesgesetzes gelten. 

2. §§ 8 bis 61 der Maschinen-Schutzvorrich­
tungsverordnung, BGBl. Nr. 43/1961, zuletzt 
geändert durch die Verordnung BGBl. 
Nr. 219/1983. 

(4) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz zur Durchführung des 3. Ab­
schnittes gelten für Arbeitsmittel im Sinne dieses 
Bundesgesetzes folgende Bestimmungen der als 
Bundesgesetz in Geltung stehenden Allgemeinen 
Dienstnehmerschutzverordnung (ADSV), BGBl. 
Nr. 265/19~1, zuletzt geändert durch die Verord­
nung BGBl. Nr. 290/1989, weiter: § 80 (Sägen), 
§ 81 (Hobel- und Fräsmaschinen), § 82 (Bohrma~ 
schinen, Drehbänke, Gewindeschneid- und 
Gewindedrückmaschinen), § 84 (Pressen und 
Stanzen), § 85 (Hammer und Fallwerke), § 86 
(Ko~pressorenanlagen), § 87 Abs. 8 (Preßluft­
werkzeuge), § 89 (Dampf trocken- und Schlichtzy­
linder), § 90 (Zentrifugen), § 91 (Mangeln), § 93 
Abs. 3 bis 6 (Krane, Winden und Flaschenzüge), 
§ 94 (Hebebühnen), § 95 (Nahfördermittel), §§ 96 
bis 103, § 104 Abs. 3 (Schienengebundene Trans­
portmittel), § 105 Abs. 2 bis 7 sowie § 106 
(Verkehr mit Fahrzeugen). 

(5) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz, die Regelungen über die 
nachstehend angeführten Arbeitsmittel trifft, gelten 
weiters nach Maßgabe des Geltungsbereiches 
dieses Bundesgesetzes nachstehende Verordnun­
gen, mit denen ÖNORMEN für verbindlich 
erklärt werden, als Bundesgesetz: 

1. die Verordnung über die Verbindlicherklä­
rung von ÖNORMEN über ·Bauvorschriften 
für Krane und Windwerke sowie über 
Betriebs- und Wartungsvorschriften für 
Krane, BGBl. Nr. 505/1981, 

2. die Verordnung, mit der eine ÖNORM über 
Prüfvorschriften für Krane und HeJ)ezeuge 
verbindlich erklärt wird, BGBl. Nr. 68/1985, 
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3. die Verordnung über die Verbindlicherklä­
rung einer ÖNORM für die Verwendung 
künstlicher Schleifkörper, BGBI. Nr. 506/ 
1981, ausgenommen Pkt. 2.2. der ÖNORM, 
und 

4. die Verordnung, mit der ÖNORMEN über 
Bolzensetzgeräte für verbindlich erklärt 
werden, BGBI. Nr. 290/1989, mit 'Ausnahme 
der §§ 4 bis 6. 

(6) § 37 Abs. 1 bis 5 tritt mit Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz über die 
Prüfung von Arbeitsmitteln in Kraft. Soweit sich 
aus den in Abs. 2 bis 5 angeführten Bestimmungen 
nichts anderes ergibt, sind Abnahmeprüfungen und 
wiederkehrende Prüfungen von Ziviltechnikern des 
hiefür in Betracht kommenden Fachgebiets oder 
von fachkundigen Personen des Technischen 
Überwachungs-Vereins durchzuführen. Wiederkeh­
rende Prüfungen von Arbeitsmitteln zum Heben 
und Tragen ausschließlich von Lasten und von 
sonstigen mechanischen Arbeitsmitteln können 
auch von sonstigen geeigneten, fachkundigen und 
hiezu berechtigten Personen durchgeführt werden. 
Im Bereich von Eisenbahnen können wiederkeh­
rende Prüfungen auch von Personen durchgeführt 
werden, die im Verzeichnis gemäß § 15 des 
Eisenbahngesetzes 1957, BGBI. Nr.60, geführt 
werden. Für diese Prüfungen gilt § 37 Abs. 6 bis 8. 

(7) Die in Abs. 2 bis 5 angeführten Bestimmun­
gen sind für Arbeitsmittel, für die die nachstehen­
den Vorschriften gelten, nicht anzuwenden. Diese 
Arbeitsmittel dürfen nur benutzt werden, wenn sie 
den Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen 
der jeweils für sie geltenden nachstehend ange­
führten Rechtsvorschriften entsprechen. Dies gilt 
für Arbeitsmittel, für die folgende Vorschriften 
gelten: 

1. die Maschinen-Sicherheits-Verordnung 
MSV, BGBI. Nr. XXX/1994, 

2. die Niederspannungsgeräteverordnung 1993 
- NspGV 1993, BGBI. Nr. 44/1994, 

3. die Gasgeräte-Sicherheitsverordnung - GSV, 
BGBI. Nr. XXX/1994, 

4. die Flurförderzeuge-Sicherheitsverordnung -
FSV, BGBI. Nr. XXX/1994, 

5. die Schutzaufbauten-Sicherheitsverordnung 
- SSV, BGBI. Nr. XXX/1994, 

6. der 11. Abschnitt der Aufzüge-Sicherheitsver­
ordnung (ASV) , BGBI. Nr. 4/1994 über das 
Inverkehrbringen und Ausstellen und 

7. das Kesselgesetz, BGBI. Nr. 211/1992. 

Allgemeine Übergangsbestimmungen betreffend 
Arbeitsstoffe 

§ 110. (1) § 41 Abs. 2 bis 6 tritt für Arbeitgeber, 
die regelmäßig mehr als 250 Arbeitnehmer 
beschäftigen, mit 1. Juli 1995, im übrigen mit 
1. Jänner 1996 in Kraft. 

(2) § 42 Abs. 6 tritt erst mit Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die die 
Meldung von biologischen Arbeitsstoffen regelt, in 
Kraft. 

(3) § 42 Abs. 7 tritt hinsichtlich jener Arbeits­
stoffe, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
in Verwendung stehen, mit 1. Juli 1995 in Kraft. 

(4) § 44 Abs. 2 und 5 tritt erst mit Inkrafttreten 
einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die 
die Kennzeichnung von gefährlichen Arbeitsstoffen 
regelt, in Kraft. 

(5) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz über Grenzwerte gelten die 
gemäß § 16 Abs. 2 der Allgemeinen Arbeitnehmer­
schutzverordnung in den Amtlichen Nachrichten 
des Bundesministeriums für Arheit und Soziales 
"Arbeit - Gesundheit - Soziales", Sondernum­
mer 1/1992 vom 22. Februar 1993, verlautbarten 
Grenzwerte als Grenzwerte im Sinne des § 45. 

(6) § 46 tritt erst mit Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die 
Messungen gemäß § 48 Abs. 1 Z 4 regelt, in Kraft. 

(7) § 47 tritt für Arbeitgeber, die regelmäßig 
mehr als 250 Arbeitnehmer beschäftigen, mit 1. Juli 
1995, im übrigen mit 1. Jänner 1996 in Kraft. 

(8) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz zur Durchführung des 4. Ab­
schnittes gelten die nachstehend angeführten 
Bestimmungen der Allgemeinen Arbeitnehmer­
schutzverordnung (AA V) als Bundesgesetz: Für 
Schutzmaßnahmen gegen Gase, Dämpfe, Schweb­
stoffe und sonstige Beeinträchtigungen gilt § 16 
Abs. 3 bis 11, für Arbeiten mit gesundheitsgefähr­
denden Arbeitsstoffen § 52 Abs. 3 bis Abs. 6, für 
Arbeiten mit infektiösen Arbeitsstoffen § 53 Abs. 1 
bis Abs. 8, für Arbeiten mit brandgefährlichen und 
explosionsgefährlichen Arbeitsstoffen § 54 Abs. 2 
bis Abs. 9, für' den Ersatz und das Verbot von 
Arbeitsstoffen und Arbeitsverfahren und die 
Verwendungsbeschränkungen § 55 Abs. 2 bis 
Abs. 10 und für die Lagerung von besonderen 
Arbeitsstoffen § 65 AA V. 

Übergangsbestimmungen betreffend bestimmte 
Arbeitsstoffe 

§ 111. (1) Bis zum Inkrafttreten einer Verord­
nung nach diesem Bundesgesetz zur Durchführung 
des 4. Abschnittes bleiben die nachstehenden 
Bestimmungen, 'jeweils nach Maßgabe ihres 
Geltungsbereiches, in Geltung: 

1. die §§ 14 Abs. 1, 15 Abs. 1, 16 Abs. 3 sowie 
23 Abs. 2 der als Bundesgesetz in Geltung 
stehenden Verordnung des Bundesministeri­
ums für soziale Verwaltung, womit V or­
schriften zum Schutze des Lebens und der 
Gesundheit der in den der Gewerbeordnung 
unterliegenden Blei- und Zinkhütten und 
Zinkweißfabriken beschäftigten Personen 
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erlassen werden, BGBI. Nr. 183/1923, zuletzt 
geändert durch die Verordnung BGBI. 
Nr.696/1976, mit der· Maßgabe, daß die 
Merkblätter gemäß § 23 Abs. 2 der Verord­
nung als Betriebsaqweisung gemäß § 14 
dieses Bundesgesetzes gelten, 

2. die §§ 9 Abs. 3, 11 Abs. 1 und 2 sowie 23 
Abs. 2 der als Bundesgesetz in Geltuhg 
stehenden Verordnung des Bundesministeri­
ums für soziale Verwaltung, womit V or­
schriften zum Schutze des Lebens und der 
Gesundheit der in gewerblichen Betrieben zur 
Erzeugung von Bleiverbindungen, Bleilegie­
rungen und Bleiwaren beschäftigten Personen 
erlassen werden, BGBI. Nr. 184/1923, zuletzt 
geändert durch die Verordnung BGBI. 
Nr. 696/1976, mit der Maßgabe, daß die 
Merkblätter gemäß § 23 Abs. 2 der Verord­
nung als Betriebsanweisungen gemäß § 14 
dieses Bundesgesetzes gelten. 

3. die §§ 13 Abs. 1 und 2, 14 Abs. 1 sowie 16 
Abs. 2 der als Bundesgesetz in Geltung 
stehenden Verordnung des Bundesministeri­
ums für soziale Verwaltung, womit V or­
schriften zum Schutze des Lebens und der 
Gesundheit der in gewerblichen Betrieben mit 
Buch- und Steindruckerei- sowie Schriftgie­
ßereiarbeiten beschäftigten Personen erlassen 
werden, BGBI. Nr. 185/1923, zuletzt geän­
dert durch die Verordnung BGBI. Nr. 696/ 
1976, mit der Maßgabe, daß die Merkblätter 
gemäß § 16 Abs. 2 der Verordnung als 
Betriebsanweisungen gemäß § 14 dieses 
Bundesgesetzes gelten. 

4. § 11 Abs. 2 der als Bundesgesetz in Geltung 
stehenden Verordnung des Bundesministeri­
ums für soziale Verwaltung, womit V or­
schriften zum Schutze des Lebens und der 
Gesundheit der in gewerblichen Betrieben mit 
Anstreicher-, Lackierer- und Malerarbeiten 
beschäftigten Personen erlassen werden, 
BGBI. Nr. 186/1923, zuletzt geändert durch 
die Verordnung BGBI. Nr. 696/1976, mit der 
Maßgabe, daß die Merkblätter als Betriebs­
anweisungen gemäß § 14 dieses Bundesge­
setzes gelten. 

(2) Bescheidmäßige Vorschreibungen und Aus­
nahmegenehmigungen gemäß § 1 Abs. 2 und 3 der 
Verordnung BGBI. Nr. 183/1923, gemäß § 2 der 
Verordnung BGBI. Nr. 184/1923, gemäß § 1 
Abs.2 der Verordnung BGBI. Nr. 185/1923 und 
gemäß § 1 Abs. 2 der Verordnung BGBI. Nr. 186/ 
1923 bleiben unberührt. 

Gesundheitsüberwachung 

§ 112. (1) §§ 49, 50, 52 bis 54, 57 und 58 treten 
mit 1. Juli 1995 in Kraft. §§ 51 und 55 treten erst 
mit Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem 
Bundesgesetz, die sonstige besondere Untersuchun­
gen regelt, in Kraft. 

(2) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz, die Eignungsuntersuchungen, 
Folgeuntersuchungen und Untersuchungen bei 
Lärmeinwirkung regelt, gelten die §§ 49, 50 und 
52 nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen: 

1. Für Eignungsuntersuchungen, Folgeuntersu­
chungen und wiederkehrende Untersuchun­
gen der Hörfähigkeit gelten § 2 Abs. 2 und 3, 
§ 3 Abs. 1 bis 3, Abs. 4 erster Satz, Abs. 5 

-und 9, § 4 Abs.l letzter Satz, Abs. 2 erster 
bis dritter Satz und Abs. 3 erster Satz sowie 
die Anlage der Verordnung über die 
gesundheitliche Eignung von Arbeitnehmern 
für bestimmte Tätigkeiten, BGBI. Nr. 39/ 
1974, zuletzt geändert durch die Verordnung 
BGBI. Nr. 358/1988, als Bundesgesetz. 

2. Die Untersuchungen sind durch Ärzte durch­
zuführen, die gemäß § 8 Abs. 4 des Arbeit­
nehmerschutzgesetzes oder gemäß § 56 dieses 
Bundesgesetzes dazu ermächtigt wurden. 

(3) Die gemäß § 8 Abs. 4 des Arbeitnehme\­
schutzgesetzes erteilten Ermächtigungen bleiben 
nach Maßgabe . der folgenden Bestimmungen 
aufrecht: Für diese Ermächtigungen gilt § 56 
Abs. 3 ~nd 5. Die ermächtigten Ärzte haben dem 
Bundesministerium -für Arbeit und Soziales auf 
Verlangen Auskunft darüber zu erteilen, ob und 
welche .besonderen ärztlichen Untersuchungen im 
Sinne der Verordnung BGBI. Nr. 39/1974 sie in 
den letzten fünf Jahren vor Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes durchgeführt haben.' Wird diese 
Auskunft nicht erteilt oder wurden in den letzten 
fünf Jahren keine Untersuchungen durchgeführt, so 
erlischt die Ermächtigung. 

(4) Bescheide, die gemäß § 8 des Arbeitnehmer­
schutzgesetzes in Verbindung mit § 2 Abs. 4, § 3 

.Abs. 7 und § 4 Abs. 4 letzter Satz der Verordnung 
BGBI. Nr. 39/1974 . erlassen wurden, bleiben 
unberührt. Diese Bescheide sind auf Antrag des 
Arbeitgebers oder von Amts wegen aufzuheben, 
wenn die Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 
Bescheide gemäß § 3 Abs. 6 letzter Halbsatz, § 3 
Abs. 8, § 4 Abs. 2 letzter Satz und § 4 Abs. 3 der 
Verordnung BGBI. Nr.39/1974 werden mit 
Inkrafttreten einer Verordnung gemäß § 59 dieses 
Bundesgesetzes gegenstandslos. 

(5) Für die Gesundheitsüberwachung bei Druck­
luft- und Taucherarbeiten gilt § 119. 

Fachkenntnisse 

§ 113. (1) §§ 62 und 63 Abs. 1 und 2 treten erst 
mit Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem 
Bundesgesetz über den Nachweis der Fachkennt­
nisse in Kraft, soweit im folgenden nicht anderes 
bestimmt wird. 

(2) Bis zum Inkrafttreten der Verordnung gelten 
für die unter dieses Bundesgesetz fallende 
Beschäftigung von Arbeitnehmern folgende Bestim-

4 
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mungen mit der Maßgabe als Bundesgesetz, daß 
Verweise auf § 6 Abs. 5 des Arbeitnehmerschutz­
gesetzes entfallen: 

1. die §§ 2 bis 9 der Verordnung über den 
Nachweis der Fachkenntnisse für bestimmte 
Arbeiten, BGBI. Nr. 441/1975; 

2. die §§ 2 bis 7 der Verordnung über den 
Nachweis der Fachkenntnisse für die V orbe­
reitung und Organisation von bestimmten 
Arbeiten unter elektrischer Spannung über 
1 kV, BGBI. Nr. 10/1982. 

(3) Bis zum Inkrafttreten der Verordnung hat 
der Bundesminister für Arbeit und Soziales auf 
Antrag eines Arbeitnehmers Zeugnisse von Ein­
richtungen, die nicht zur Ausstellung von Zeug­
nissen über den Nachweis der Fachkenntnisse nach 
den in Abs. 2 Z 1 und 2 angeführten Bestimmun­
gen berechtigt sind, durch Bescheid anzuerkennen, 
wenn die Gewähr dafür gegeben ist, daß 
mindestens Fachkenntnisse vorliegen, die jenen 
der in Abs. 2 Z 1 und 2 angeführten Bestimmungen 
entsprechen. Für die Beschäftigung in Betrieben, 
die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeits­
inspektion, BGBI. Nr. 100/1988, unterliegen, hat 
die Anerkennung durch Bescheid des Bundes­
ministers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr zu 
erfolgen. 

(4) Zeugnisse über den Nachweis der Fach­
kenntnisse nach den in Abs. 2 angeführten 
Bestimmungen, Bescheide gemäß Abs. 3 sowie 
Bescheide gemäß § 10 Abs. 2 der Verordnung 
BGBI. Nr. 441/1975 und § 8 Abs.2 der Verord­
nung BGBI. Nr. 10/1982 gelten als Nachweis der 
Fachkenntnisse gemäß § 62 dieses Bundesgesetzes. 
Für den Entzug dieser Nachweise gilt § 63 Abs. 4 
bis 6. 

(5) Für die Fachkenntnisse bei Druckluft- und 
Taucherarbeiten gilt § 119 dieses Bundesgesetzes, 
bei Arbeiten in Steinbrüchen, Lehm-, Ton-, Sand­
und Kiesgruben sowie beim Anlegen und Abtragen 
von Halden gilt § 123 Abs. 2 dieses Bundes­
gesetzes. 

Arbeitsvorgänge und Arbeitsplätze 

§ 114. (1) § 65 Abs. 2 und 3 tritt erst mit 
Inkrafttreten einer Verordnung über Ermittlungen 
und Messungen betreffend Lärm gemäß § 72 
Abs. 1 Z 3 in Kraft. 

(2) § 65 Abs. 4 tritt erst mit Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz über die 
Grenzwerte (Auslöseschwellen) für die Schutz­
maßnahmen in Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt 
gelten § 17 Abs. 1 bis 3 und § 51 Abs. 1 und 3 
der Allgemeinen Arbeitnehmerschutzverordnung 
(AA V) als Bundesgesetz. 

(3) § 71 Abs. 2 tritt erst mit Inkrafttreten einer 
Verordnung betreffend die Arbeitskleidung gemäß 
§ 72 Abs. 1 Z 6 in Kraft. 

(4) Darüber hinaus gelten die nachstehenden 
Bestimmungen der Allgemeinen Arbeitnehmer­
schutzverordnung (AA V) als Bundesgesetz: 

1. § 48 Abs. 4 und 5 AA V bis zum Inkrafttreten 
einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, 
die in Durchführung des § 60 Arbeitsvor­
gänge regelt, 

2. § 49 AA V bis zum Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die 
in Durchführung des § 61 Abs. 5 Regelungen 
über Sitze, Tische und Werkbärike trifft, 

3. § 20 Abs. 5 vierter Satz AA V bis zum 
Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem 
Bundesgesetz, die in Durchführung des § 61 
Verkaufs stände regelt, 

4. § 62 Abs. 1 bis 3 AA V bis zum Inkrafttreten 
einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, 
die in Durchführung des § 64 die Hand­
habung von Lasten regelt, 

5. § 17 Abs.4 und § 51 Abs.2 AAV bis zum 
Inkrafttreten einer Verordnung nach diesem 
Bundesgesetz, die in Durchführung des § 66 
Erschütterungen regelt, 

6. § 16 Abs. 1 AAV bis zum Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die 
§ 66 Abs. 2 näher durchführt, 

7. §§ 66 bis 72 AA V bis zum Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz über 
persönliche Schutzausrüstungen, 

8. § 73 AAV bis zum Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die 
in Durchführung des § 71 Abs. 1 die Arbeits­
kleidung regelt. 

Bestellung von Sicherheitsfachkräften und Arbeits­
medizinern 

§ 115. (1) Für Arbeitsstätten, in denen ein 
Arbeitgeber regelmäßig bis zu 250 Arbeitnehmer 
beschäftigt, tritt die Verpflichtung zur Bestellung 
von Sicherheitsfachkräften und Arbeitsmedizinern 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen in 
Kraft: 

1. für Arbeitsstätten, in denen regelmäßig 150 
bis 250 Arbeitnehmer beschäftigt werden, mit 
1. Jänner 1996, 

2. für Arbeitsstätten, in denen regelmäßig 100 
bis 149 Arbeitnehmer beschäftigt werden, mit 
1. Jänner 1997, 

3. für Arbeitsstätten, in denen regelmäßig 50 bis 
99 Arbeitnehmer beschäftigt werden, mit 
1. Jänner 1998, 

4. für Arbeitsstätten, in denen regelmäßig zehn 
bis 49 Arbeitnehmer beschäftigt werden, mit 
1. Jänner 1999, 

5. für Arbeitsstätten, in denen regelmäßig bis zu 
zehn Arbeitnehmer beschäftigt werden, mit 1. 
Jänner 2000. 
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(2) Für Arbeitsstätten, in denen ein Arbeitgeber 
regelmäßig mehr als 250 Arbeitnehmer beschäftigt, 
'gilt bis zum Inkrafttreten einer Verordnung über 
Mindesteinsatzzeiten gemäß § 90 Abs. 2 und 5: 

1. Für Sicherheitsfachkräfte gilt die in § 21 
Abs. 4 des Arbeitnehmerschutzgesetzes fest­
gelegte Mindesteinsatzzeit. 

2. Für Arbeitsmediziner gilt die in § 22 c Abs. 3 
des Arbeitnehmerschutzgesetzes festgelegte 
Mindesteinsatzzeit. , 

(3) Arbeitnehmer, die auf Baustellen oder 
auswärtigen Arbeitsstellen beschäftigt werden, sind 
bei der Ermittlung der Beschäftigtenzahl nach 
Abs. 1 und 2 jener Arbeitsstätte zuzurechnen, der 
sie organisatorisch zugehören, im Zweifel dem 
Unternehmenssitz. Dies gilt nicht für Arbeitnehmer 
auf Baustellen, für die eine gesonderte diesem 
Bundesgesetz entsprechende sicherheitstechnische 
und arbeitsmedizinische Betreuung eingerichtet ist. 

(4) Bis Zum Inkrafttreten einer Verordnung über 
Mindesteinsatzzeiten gemäß § 90 Abs. 5 ist für 
Arbeitsstätten, in denen ein Arbeitgeber regelmäßig 
mindestens 50 Arbeitnehmer beschäftigt, für jene 
Arbeitnehmer, die mindestens 50mal im Kalender­
jahr Nachtarbeit im Sinne des Art. VII des Nacht­
Schwerarbeitsgesetzes, BGBI. Nr. 345/1981, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 473/1992 
leisten, eine arbeitsmedizinische Betreuung ein­
zurichten. Für die Mindesteinsatzzeit gilt § 22 c 
Abs. 4 erster Satz des Arbeitnehmerschutzgesetzes. 

(5) Bis zwei Jahre nach Inkrafttreten einer 
Verordnung über die Fachausbildung der Sicher­
heitsfachkräfte gemäß § 90 Abs. 1 Z 1 dürfen als 
Sicherheitsfachkräfte Personen bestellt werden, 
deren Kenntnisse zumindest jenen entsprechen, 
die nach den hiefür geltenden Rechtsvorschriften 
für die Verleihung der Standesbezeichnul}g 
"Ingenieur" Voraussetzung sind, und die das für 
ihre Tätigkeit notwendige Wissen auf dem Gebiet 
der Sicherheitstechnik sowie entsprechende 
Betriebserfahrungen und Kenntnisse über die, für 
den Betrieb maßgeblichen Arbeitnehmerschutzvor­
schriften besitzen. 

(6) Die bei Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
als Sicherheitstechniker im Sinne des § 21 des 
Arbeitnehrnerschutzgesetzes tätigen Personen gel­
ten als Sicherheits fachkräfte im Sinne dieses 
Bundesgesetzes, die in der betriebsärztlichen 
Betreuung im Sinne des § 22 des Arbeitnehmer­
schutzgesetzes tätige Ärzte gelten als Arbeits­
mediziner im Sinne dieses Bundesgesetzes, ohne 
daß eine neuerliche Bestellung und Meldung zu 
erfolgen hat. 

Sonstige Übergangsbestimmungen für Präventiv­
dienste 

§ 116. (1) § 74 tritt erst mit Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz über die 
Fachausbildung der Sicherheitsfachkräfte in Kraft. 

(2) § 75 tritt erst mit Inkrafttreten emer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz über 
sicherheitstechnische Zentren in Kraft. 

(3) Für arbeitsmedizinische Zentren gilt folgen­
'des: 

1. Arbeitsmedizinische Zentren, die gemäß 
§ 22 c Abs. 2 des Arbeitnehmerschutzgeset­
zes (ANSchG) ermächtigt wurden, gelten als 
bewilligte arbeitsmedizinische Zentren im 
Sinne dieses Bundesgesetzes. 

2. Eine gemäß § 22 c Abs. 2 ANSchG erteilte 
Ermächtigung ist vom Bundesminister für. 
Arbeit und Soziales zu widerrufen, wenn der 
Betreiber des Zentrums nicht binnen 6 Mo­
naten nach Inkrafttreten dieses Bundesgeset­
zes den Nachweis erbringt; daß die Voraus­
setzungen gemäß § 80 Abs. 2 erfüllt werden. 

3. Nach Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz über arbeitsmedizinische 
Zentren sind Ermächtigungen gemäß § 22 c 
Abs. 2 ANSchG und Bewilligungen gemäß 
§ 80 dieses Bundesgesetzes durch den 
Bundesminister für Arbeit und Soziales zu 
widerrufen, wenn das Zentrum die in der 
Verordnung festgelegten sachlichen und 
personellen Voraussetzungen nicht erfüllt. 

( 4) § 88 tritt erst mit Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die den 
Arbeitsschutzausschuß regelt, in Kraft. Bis zu 
diesem Zeitpunkt gelten §§ 12 bis 14 der 
Verordnung BGBI. Nr.2/1984 als Bundesgesetz 
mit der Maßgabe, daß jeweils "Betrieb" durch 
"Arbeitsstätte" ersetzt wird und daß jeweils die 
Sicherheitsfachkräfte an die Stelle der Leiter und 
des Fachpersonals des sicherheitstechnischen Dien­
stes und die Arbeitsmediziner an die Stelle des 
Leiters und des, Fachpersonals der betriebsärzt­
lichen Betreuung treten. 

(5) Bescheide gemäß § 21 Abs. 2 und § 22 
Abs. 2 des Arbeitnehmerschutzgesetzes werden mit 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes gegenstandslos. 
Bescheide gemäß § 21 Abs. 6 und § 22 c Abs. 4 
zweiter Satz und Abs. 5 des Arbeitnehmerschutz­
gesetzes werden mit Inkrafttreten einer Verord­
nung über Mindesteinsatzzeiten gemäß § 90 Abs. 2 
und 5 dieses Bundesgesetzes gegenstandslos. 

Betriebsbewilligung und Arbeitsstättenbewilligung 

§ 117. (1) Bis zum Inkrafttreten einer Verord­
nung nach diesem Bundesgesetz über die Arbeits­
stättenbewilligung gilt für die diesem Bundesgesetz 
unterliegenden Arbeitsstätten § 2 Abs. 3 und § 3 
Abs. 2 der Verordnung über die Betriebsbewilli­
gung nach dem Arbeitnehmerschutzgesetz, BGBI. 
NI. 116/1976, nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen als Bundesgesetz. 

(2) Die in § 2 Abs. 3 der Verordnung BGBI. 
Nr. 116/1976 angeführten Arbeitsstätten dürfen 
nur auf Grund einer Bewilligung gemäß § 92 
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Abs. 1 bis 3 dieses Bundesgesetzes errichtet und 
betrieben werden, sofern nicht § 93 Abs. 1 dieses 
Bundesgesetzes zur Anwendung kommt. Für die 
Änderung dieser Arbeitsstätten ist eine Bewilligung 
gemäß § 92 Abs. 5 dieses Bundesgesetzes erforder­
lich. 

(3) Die gemäß § 27 Abs. 1 des Arbeitnehmer­
schutzgesetzes (ANSchG) erteilten Bewilligungen 
gelten als Arbeitsstättenbewilligung im Sinne des 
§ 92 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes. Für die 
Änderung von Arbeitsstätten, die gemäß § 27 
Abs. 1 ANSchG bewilligt wurden, gilt § 92 Abs. 5 
dieses Bundesgesetzes. 

(4) Wird in einer Verordnung nach diesem 
Bundesgesetz eine Arbeitsstättenbewilligung für 
Arbeitsstätten vorgesehen, die nach § 2 Abs. 3 der 
Verordnung BGBI. Nr. 116/1976 keiner Betriebs­
bewilligung bedürfen, so dürfen die bei Inkraft­
treten einer solchen Verordnung bereits bestehen­
den Arbeitsstätten ohne Arbeitsstättenbewilligung 
bis zu einer rechtskräftigen Entscheidung über den 
Antrag auf Arbeitsstättenbewilligung weitergeführt 
werden, sofern der Antrag binnen sechs Monaten 
ab Inkrafttreten der Verordnung eingebracht wird. 

Bauarbeiten 

§ 118. (1) Bis zum Inkrafttreten einer Verord­
nung nach diesem Bundesgesetz, die Anforderun­
gen an Gebäude auf Baustellen regelt, gelten für 
Gebäude auf Baustellen die in § 106 Abs. 3 dieses 
Bundesgesetzes angeführten Bestimmungen der 
Allgemeinen Arbeitnehmerschutzverordnung als 
Bundesgesetz. 

(2) § 97 Abs. 4 tritt erst mit Inkrafttreten von 
Regelungen über die Meldepflicht der Auftrag­
geber in Kraft. § 97 Abs. 7 tritt erst mit Inkraft­
treten einer Verordnung nach diesem Bundes-

. gesetz, die die Meldung von solchen Bauarbeiten 
regelt, in Kraft. 

(3) Die Bauarbeiterschutzverordnung, BGBI. 
Nr. XXX/1993, (BauV) , gilt nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen als Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz. Für die Anderung der 
Bauarbeiterschutzverordnung ist dieses Bundesge­
setz maßgeblich: 

1. Abweichend von § 31 Abs. 5 erster Satz 
Bau V muß eine Person nachweislich für die 
Erste Hilfe ausgebildet sein, wenn .ein 
Arbeitgeber auf einer Baustelle mindestens 
fünf Arbeitnehmer beschäftigt. 

2. In § 151 BauV entfällt das Wort ,,Amtssach­
verständigen ". 

3. Die §§ 157, 158 Abs. 1 und 2, 160 und 161 
Bau V entfallen. 

(4) Die nachstehend angeführten Übergangsbe­
stimmungen dieses Bundesgesetzes gelten nicht für 
Baustellen: 

1. § 107 betreffend den Brandschutz und die 
Erste Hilfe, 

2. § 109 Abs. 2 betreffend Arbeitsmittel und 
§ 109 Abs. 6 zweiter Satz betreffend Abnah­
meprüfungen und wiederkehrende Prüfungen, 

3. § 114 Abs. 4 betreffend Arbeitsvorgänge und 
Arbeitsplätze. 

Druckluft- und Taucherarbeiten 

§ 119. (1) Die §§ 3 bis SO der Druckluft- und 
Taucherarbeitenverordnung, BGBI. Nr. 50111973, 
gelten bis zum Inkrafttreten einer Verordnung 
nach diesem Bundesgesetz, die solche Arbeiten 
regelt, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
als Bundesgesetz. 

(2) Die in Abs. 1 angeführten Bestimmungen der 
Verordnung gelten für die diesem Bundesgesetz 
unterliegende Beschäftigung von Arbeitnehmern 
mit Arbeiten in Druckluft im Zuge von Bauarbeiten 
aller Art sowie mit Taucherarbeiten. 

(3) § 31 Abs. 7 der Verordnung gilt mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Nachweises der 
Fachkenntnisse nach § 6 des Arbeitnehmerschutz- ) 
gesetzes der Nachweis der Fachkenntnisse nach 
§ 63 dieses Bundesgesetzes tritt. 

(4) § 45 Abs. 1 der Verordnung gilt mit der 
Maßgabe, daß der Verweis auf die Verordnung 
BGBI. Nr.77/1954 mit Inkrafttreten einer Ver­
ordnung nach diesem Bundesgesetz, die die 
Durchführung von Sprengarbeiten regelt, durch 
einen Verweis auf diese Verordnung ersetzt wird. 

Sprengarbeiten 

§ 120. Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung 
nach diesem Bundesgesetz, die Sprengarbeiten 
regelt, _ bleiben § 1 Abs. 2, § 2 Abs. 1, 3 und 4 
und §§ 3 bis 29 der als Bundesgesetz in Geltung 
stehenden Verordnung über den Schutz des Lebens 
und der Gesundheit von Dienstnehmern bei der 
Ausführung von Sprengarbeiten, BGBI. Nr. 771 
1954, zuletzt geändert durch die Verordnung 
BGBI. Nr. 44111975, für die unter dieses Bundes­
gesetz fallende Beschäftigung von Arbeitnehmern 
mit Sprengarbeitenin Geltung. ~ 

Eisen- und Stahlhüttenbetriebe 

§ 121. (1) Für Arbeitsstätten, in denen Roheisen 
oder Stahl hergestellt oder Stahl in Walz-, 
Hammer- oder Preßwerken weiterverarbeitet wer­
den, bleiben bis zum Inkraffttreten einer Verord­
nung nach diesem Bundesgesetz, die denselben 
Gegenstand regelt, § 4 Abs. 2, § 5 Abs. 1, § 9 
Abs. 1 erster bis vierter sowie siebter und achter 
Satz, § 9 Abs. 5, § 13 Abs. 1 bis 3, § 16 Abs. 5, 
§ 18, § 26, § 30, § 31, § 32 Abs. 1,2,4 und 5, § 33 
Abs. 1, § 34, §§ 37 bis 39, § 40 Abs. 1 bis 4, §§ 41 
bis 46 sowie §§ 52 bis 59 der als Bundesgesetz in 
Geltung stehenden Verordnung über den Schutz 
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des Lebens und der Gesundheit von Dienstnehmern 
in Eisen- und Stahlhüttenbetrieben, BGBL Nr. 122/ 
1955, zuletzt geändert durch die Verordnung 
BGBL Nr .. 39/1974, in Geltung. 

(2) § 18 Abs. 1 und 2, § 32 Abs. 5 und § 33 
Abs. 1 gelten mit der Maßgabe, daß die Bedie­
nungs- und Verhaliungsvorschriften, Arbeitspro­
gramme und Arbeitsanweisungen als Bedienungs­
anweIsungen gemäß § 14 dieses Bundesgesetzes 
gelten. 

Besondere Vorschriften für gewerbliche Betnebs­
anlagen 

§ 122. (1) Die nachstehenden Bestimmungen, die 
sowohl den Schutz der Arbeitnehmer als auch 
gewerberechtliche Belange regeln, bleiben jeweils 
als bundesgesetzliche Bestimmungen in Geltung, 
bis durch eine Verordnung, die sich auf dieses 
Bundesgesetz und auf die Gewerbeordnung 1994 
stützt, eine Neuregelung desselben Gegenstandes 
oder eine Anderung erfolgt .. 

(2) Flüssiggas: 
1. § 1, §§ 3 bis 63, § 65 Abs. 1 und 2, § 67 und 

§ 68 der als Bundesgesetz in Geltung 
stehenden Flüssiggas-Verordnung, BGBL 
Nr. 139/1971, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBL Nr. 234/1972, bleiben 
bis zum Inkrafttreten einer Verordnung, die 
den Betrieb von Anlagen regelt, in denen 
Flüssiggas gelagert, abgefüllt oder verwendet 
wird, in Geltung. 

2. Die Verordnung über Ausstattung und 
Betriebsweise von gewerblichen Betriebsanla­
gen zum Betrieb von Flüssiggas-Tankstellen, 
BGBL Nr. 558/1978, ausgenommen § 32, 
bleibt bis zum Inkrafttreten einer Verord­
nung, die den Betrieb von Flüssiggas-Tank­
stellen regelt, als Bundesgesetz in Geltung. 

(3) Kälteanlagen: 
1. §§ 1 bis 4, § 5 Abs. 1, §§ 6 bis 24, § 26 Abs. 3 

und 4, § 28 und § 29 Abs. 2 der als 
Bundesgesetz in Geltung stehenden Kälte­
anlagenverordnung, BGBL Nr. 305/1969, 
zuletzt geändert . durch das Bundesgesetz 
BGBL Nr. 234/1972, bleiben bis zum Inkraft­
treten einer Verordnung, die den Betrieb von 
Kälteanlagen regelt, nach Maßgabe der Z 2 
und 3 in Geltung. 

2. § 1 Abs. 1 der Kälteanlagenverordnung 
lautet: "Die Bestimmungen dieser Verord­
nung gelten, soweit sie den Schutz der 
Arbeitnehmer regeln, für Betriebsstätten im 
Sinne des § 2 Abs. 3 des Arbeitsinspektions­
gesetzes 1993, BGBL Nr.27, sowie für 
Betriebe, auf die das Bundesgesetz über die 
Verkehrs-Arbeitsinspektion, BGBL Nr. 100/ 
1988, anzuwenden ist, in denen Kälteanlagen 
mit einem Füllgewicht des Kältemittels von 

mehr als 1,5 kg verwendet werden, sofern 
andere Kältemittel als Luft oder Wasser 
verwendet werden." 

3. § 21 der Kälteanlagenverordnung gilt mit der. 
Maßgabe, daß die Bedienungsanweisung als 
Betriebsanweisung gemäß § 14 dieses Bundes­
gesetzes gilt. 

(4) Druckgaspackungen : 

Die Verordnung über Qie Lagerung von Druck­
gaspackungen in gewerblichen Betriebsanlagen, 
BGBL Nr. 629/1992, ausgenommen § 38, bleibt 
bis zum Inkrafttreten einer Verordnung, die die 
Lagerung von Druckgaspackungen regelt, als 
Bundesgesetz in Geltung. 

(5) Brennbare Flüssigkeiten: 
1. Die Verordnung über brennbare Flüssigkeiten 

- VbF, BGBL Nr. 240/1991, in der Fassung 
BGBL Nr. 354/1993, ausgenommen § 129 
Abs. 1 und 2, bleibt bis zum Inkrafttreten 
einer Verordnung, die die Lagerung und 
Abfüllung brennbarer Flüssigkeiten regelt, 
nach Maßgabe der Z 2 als Bundesgesetz in 
Geltung. 

2. § 1 Abs. 1 Z 6 VbF lautet: "in nach § 27 
Abs. 1 des Arbeitnehmerschutzgesetzes bewil­
ligungspflichtigen Betrieben und nach § 92 
des Bundesgesetzes. über Sicherheit und 
Gesundheitsschutz bei der Arbeit - ASchG, 
BGBL Nr. XXX/1994, bewilligungspflichti­
gen Arbeitsstätten; in nach § 27 Abs. 1 des 
Arbeitnehmerschutzgesetzes vor dem 1. Juni 
1993 bewilligten Betrieben nach Maßgabe des 
§ 127." 

(6) § 1 Abs. 2 und 3, §2 Abs. 1 und 2, der 
In. Abschnitt sowie §§ 36, 37, 38 und 42 der 
Aufzüge-Sicherheitsverordnung - ASV, BGBL 
Nr. 4/1994, bleibt bis zum Inkrafttreten einer 
Verordnung, die Einbau, Inbetriebnahme, Wartung 
und Prüfung von Aufzügen in Betriebsanlagen 
regelt, als Bundesgesetz in Geltung. Für Prüfungen 
gilt § 37 Abs. 6 bis 8 dieses Bundesgesetzes. 

Weitergelten sonstiger Vorschriften 

§ 123. (1) Azetylenverordnung: 
1. Für die diesem Bundesgesetz unterliegenden 

Arbeitsstätten, Baustellen und auswärtigen 
Arbeitsstellen, in/auf denen Kalziumkarbid 
gelagert oder zerkleinert oder Azetylen 
erzeugt, abgefüllt, komprimiert, verarbeitet 
oder . sonstwie verwendet wird, bleiben bis 
zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz, die die Verwendung 
solcher Arbeitsstoffe regelt, § 1, § 3, § 4, § 6, 
§ 14, §§ 39 bis 56, §§ 62 bis 66 sowie der 
Anhang der als Bundesgesetz in Geltung 
stehenden Azetylenverordnung, BGBL 
Nr.75/1951, zuletzt geändert durch das 
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Bundesgesetz BGBL Nr. 234/1972, nach 
Maßgabe der Z 2 als Arbeitnehmerschutz­
vorschrift in Geltung. 

2. Abweichend von § 4 gelten die in Z 1 
angeführten Bestimmungen für Baustellen 
und auswärtige Arbeitsstellen im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sowie für Arbeitsstätten 
unmittelbar, ohne daß es einer bescheidmä­
ßigen behördlichen Vorschreibung im Einzel­
fall bedarf. 

3. Die Geltung der Azetylenverordnung als 
gewerberechtliche Vorschrift wird nicht 
berührt. 

(2) Steinbrüche: 
1. Für die diesem Bundesgesetz unterliegenden 

im Tagbau betriebenen Steinbrüche, Lehm-, 
Ton-, Sand- und Kiesgruben sowie die 
Anlegung oder Abtragung von Halden 
bleiben bis zum Inkrafttreten einer Verord­
nung nach diesem Bundesgesetz, die densel­
ben Gegenstand regelt, die §§ 3 bis 5, § 6 
Abs. 1 bis 5 und Abs. 7 s~wie die §§ 7 bis 51 
der als Bundesgesetz in Geltung stehenden 
Verordnung über den Schutz der Dienst­
nehmer und der Nachbarschaft beim Betrieb 
von Steinbrüchen, Lehm-, Ton-, Sand- und 
Kiesgruben sowie bei Haldenabtragungen, 
BGBL Nr. 253/1955, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBL. Nr. 234/1972, als 
Arbeitnehmerschutzvorschrift in Geltung. 

2. Die Geltung von § 1 Abs. 2, §§ 52 bis 62, 
§ 66 und § 67 Abs. 2 der in Abs. 1 
angeführten Verordnung als gewerberechtli­
che Bestimmungen wird nicht berührt. 

(3) Schiffahrtsanlagen : 

Der 4. Teil der Schiffahrtsanlagenverordnung, 
BGBL Nr.334/1991, gilt bis zum Inkrafttreten 
einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die 
denselben Gegenstand regelt, als Bundesgesetz. 

(4) Asbestverordnung: 
1. Die Asbestverordnung, BGBI. Nr. 324/1990, 

gilt nach Maßgabe der Z 2 und 3 bis zum 
Inkrafttreten einer Verordnung, die sich auf 
das Chemikaliengesetz und auf dieses Bun­
desgesetz stützt, als Bundesgesetz. 

2. § 2 Abs. 3 der Asbestverordnung lautet: "Der 
·Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie hat nach Anhörung des Bundes­
ministers für Arbeit und Soziales das Her­
stellen, Inverkehrsetzen oder Verwenden von 
bestimmten asbesthaltigen Zubereitungen 
oder Fertigwaren mit . Bescheid zuzulassen, 
insoweit die Belange des Arbeitnehmerschut­
zes nicht beeinträchtigt werden und unver­
tretbare Gefährdungen der Umwelt oder 
unmittelbare schädliche Auswirkungen auf 
die Gesundheit von Menschen auszuschlie­
ßen sind, wenn der Hersteller oder Importeur 
eines asbesthaitigen Produkts mit einem 

Gutachten einer staatlich autonslerten Prüf­
stelle darlegt, daß nach dem Stand der 
Technik gesundheitlich weniger bedenkliche 
oder unbedenkliche Ersatzstoffe nicht verfüg­
bar sind oder auf Grund besonderer Kon­
struktionsverhältnisse nur asbesthaltige Er­
satzteile verwendet werden können". 

3. In § 2 Abs.6 wird der Verweis auf das 
Arbeitnehmerschutzgesetz, BGBI. Nr. 234/ 
1972, durch einen Verweis auf dieses 
Bundesgesetz und die dazu erlassenen Ver­
ordnungen ersetzt. 

Aufhebung von Vorschriften 

§ 124. (1) Mit Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes treten die nachstehenden Arbeitnehmer­
schutzvorschriften außer Kraft: 

i. die als Bundesgesetz in Geltung stehende 
Verordnung über die Herstellung, Verpak­
kung, Lagerung und Einfuhr von Thomas­
mehl, dRGBI. I S 17/1931, zuletzt geändert 
durch die Verordnung BGBL Nr. 696/1976; 

2. die als Bundesgesetz in Geltung stehende 
Glashüttenverordnung vom 23. Dezember 
1938, dRGBI. I S 196111938, zuletzt 
geändert durch die Verordnung BGBL 
Nr. 696/1976; 

3. die als Bundesgesetz in Geltung stehende 
Verordnung über den Schutz des Lebens und 
der Gesundheit von Dienstnehmern in 
Textilbetrieben, BGBI. Nr. 194/1956, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBL 
Nr. 234/1972; 

4. die als Bundesgesetz in Geltung stehende 
Verordnung über die Verbindlicherklärung 
von ÖNORMEN für Schleifkörper, BGBL 
Nr.81/1969, zuletzt geändert durch die 
Verordnung BGBI. Nr. 506/1981. 

(2) Bescheidmäßige Vorschreibungen gemäß 
§ 45 Abs. 1 der Verordnung BGBL Nr. 194/1956 
bleiben unberührt. Diese Vorschreibungen sind von 
der zuständigen Behörde auf Antrag des Arbeit­
gebers aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für 
die Vorschreibung nicht mehr vorliegen. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
treten die nachstehenden Arbeitnehmerschutzbe­
stimmungen außer Kraft: 

1. die Verordnung BGBL Nr. 183/1923, mit 
Ausnahme der §§ 14 Abs. 1, 15 Abs. 1, 16 
Abs. 1 sowie 23 Abs. 2, 

2. die Verordnung BGBL Nr. 184/1923, mit 
Ausnahme der §§ 9 Abs. 3, 11 Abs. 1 und 2 
sowie 23 Abs. 2, 

3. die Verordnung BGBI. Nr. 185/1923, mit 
Ausnahme der §§ 13 Abs. 1 und 2, 14 Abs. 1 
sowie 16 Abs. 2, 

4. die Verordnung BGBL Nr. 186/1923, mit 
Ausnahme des § 11 Abs. 2, 
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5. § 1, § 62, § 83, § 92, § 93 Abs. 1, § 104 
Abs. 1 und 2, § 105 Abs. 1 sowie §§ 107 bis 
115 der Allgemeinen Dienstnehmerschutz­
verordnung, BGBI. Nr. 265/1951, 

6. § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 2 sowie §§ 30 bis 35 der 
Verordnung über den Schutz des Lebens 
und der Gesundheit von Dienstnehmern bei 
der Ausführung von Sprengarbeiten, BGBI. 
Nr. 77/1954, 

7. §§ fbis 3, § 4 Abs. 1 und 3, § 5 Abs. 2, §§ 6 
bis 8, § 9 Abs. 1 fünfter und sechster Satz 
sowie Abs. 2 bis 4, §§ 10 bis 12, § 13 Abs. 4, 
§§ 14 und 15,.§ 16 Abs. 1 bis 4 und 6, § 17, 
§§ 19 bis 25, §§ 27 bis 29, § 32 Abs. 3, § 33 
Abs. 2 bis 7, §§ 35 und 36, § 40 Abs. 5, 
§§ 47 bis 51 sowie §§ 60 bis 64 der 
Verordnung über den Schutz des Lebens 
und der Gesundheit von Dienstnehmern in 
Eisen- und Stahlhüttenbetrieben, BGBI. 
Nr. 122/1955, 

8. § 1 Abs. 1, § 2, § 6 Abs. 6, § 63, § 64, 
weiters § 66, soweit er auf das Arbeits­
inspektionsgesetz verweist, § 67 Abs. 1 und 
§ 68 der Verordnung über den Schutz der 
Dienstnehmer und der Nachbarschaft beim 
Betrieb von Steinbrüchen, Lehm-, Ton-, 
Sand- und Kiesgruben sowie bei Haldenab­
tragungen, BGBI. Nr. 253/1955, 

9. § 2, § 5 Abs. 2, § 25, § 26 Abs. 1 und 2, 
§ 27 sowie § 29 Abs. 1 der Kälteanlagenver­
ordnung, BGBI. Nr. 305/1969, 

10. § 2, § 65 Abs. 3 und 4 sowie § 66 der 
Flüssiggas-Verordnung, BGBI. Nr. 139/ 
1971, 

11. §§ 8 bis 12 der Verordnung über Beschäfti­
gungsverbote und -beschränkungen für 
weibliche Arbeitnehmer, BGBI. Nr. 696/ 
1976, 

12. § 32 der Verordnung über Ausstattung und 
Betriebsweise gewerblicher Betriebsanlagen 
zum Betrieb von Flüssiggas-Tankstellen, 
BGBI. Nr. 55811978, 

13. § 1, § 2, § 4, §§ 6 bis 11 sowie §§ 15 bis 21 
der Verordnung über Einrichtungen in den 
Betrieben für die Durchführung des Arbeit­
nehmerschutzes, BGBI. Nr. 211984, 

14. § 1 Z 7 bis 16, § 2, § 16 Abs. 2, § 20 Abs. 1 
bis 4 und Abs. 5 mit Ausnahme des vierten 
Satzes, § 29 Abs. 1,§ 33 Abs. 9, § 38, § 48 
Abs. 1 bis 3 und Abs. 6 bis 8, § 50, § 52 
Abs. 1 und 2, § 53 Abs. 9, § 54 Abs. 1, § 55 
Abs. 1, §§ 56 und 57, § 84 Abs. 2, § 85 
Abs. 1, § 86 Abs. 4, § 87 Abs. 1 erster und 
zweiter Satz, § 89, § 90 Abs. 1 sowie §§ 91 
bis 103 der Allgemeinen Arbeitnehmer­
schutzverordnung, BGBI. Nr. 218/1983, 

15. §§ 4 bis 6 der Verordnung BGBI. Nr. 290/ 
1989 betreffend Bolzensetzgeräte, 

16. § 129 Abs. 1 und 2 der Verordnung über 
brennbare Flüssigkeiten, _ BGBI. Nr. 240/ 
1991, 

17. § 38 der Verordnung über die Lagerung von 
Druckgaspackungen in gewerblichen 
Betriebsanlagen, BGBI. Nr. 629/1992. 

(4) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
treten die nachstehenden Vorschriften als Arbeit­
nehmerschutzvorschrift außer Kraft. Die Geltung 
als gewerberechtliche Vorschrift bleibt unberührt: 

1. die als Bundesgesetz in Geltung stehende 
Verordnung betreffend den Verkehr mit 
Zelluloid, Zelluloidwaren und Zelluloidabfäl­
len, RGBI. Nr. 163/1908, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 234/1972, 
soweit sie den Arbeitnehmerschutz regelt; 

2. die als Bundesgesetz in Geltung stehende 
Verordnung, mit welcher Vorschriften für die 
Herstellung, Benützung und Instandhaltung 
von Anlagen zur Verteilung und Verwendung 
brennbarer Gase erlassen werden (Gasregu­
lativ), RGBI. Nr. 176/1909, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 234/1972, 
sowelt sie den Arbeitnehmerschutz regelt; 

3. die als Bundesgesetz in Geltung stehende 
Verordnung, mit der das Gewerbe der 
Sodawassererzeugung an eine Konzession 
gebunden wird, RGBI. Nr. 212/1910, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 234/1972, soweit sie den Arbeitnehmer­
schutz regelt; 

4. die Reichsgaragenordnung, GBlÖ Nr. 1447/ 
1939, sow{:it sie gemäß § 33 Abs. 2 Z 7 des 
Arbeitnehmerschutzgesetzes, BGBI. Nr. 234/ 
197-2, als Bundesgesetz in. Geltung steht und 
den Arbeitnehmerschutz regelt; 

5. § 5, §§ 9 bis 13, §§ 15 bis 38, §§ 57 bis 61 
sowie §§ 67 bis· 70 der Azetylenverordnung, 
BGBI. Nr. 75/1951, außerdem die Regelun­
gen über Asbesthandschuhe. 

(5) Mit Inkrafttreü:n dieses Bundesgesetzes 
treten die nachstehend angeführten Vorschriften 
betreffend die Schädlingsbekämpfung als Arbeit­
nehmerschutzvorschrift außer Kraft: 

1. die als Bundesgesetz in Geltung stehende 
Verordnung zur Ausführung der Verordnung 
über die Schädlingsbekämpfung mit hoch­
giftigen Stoffen vom 25. März 1931, 
deutsches RGBI. I S 83, in der Fassung der 
Verordnungen vom 29. November 1932, 
deutsches RGBI. I S 539, vom 6. Mai 1936, 
deutsches RGBl. I S 44, und vom 6. April 
1943, deutsches RGBI. I S 179, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 50/1974, 

2. die als Bundesgesetz in Geltung stehende 
Verordnung über die Verwendung von 
Phosphorwasserstoff . zur Schädlingsbekämp­
fung vom 6. April 1936, deutsches RGBI. I 
S 360, in der Fassung der Verordnung vom 
15. August 1936, deutsches RGBI. I S 633, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 234/1972, 
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3. die als Bundesgesetz in Geltung stehende 
Verordnung über den Gebrauch von Athylen­
oxyd zur Schädlingsbekämpfung vom 
25. August 1938, deutsches RGBL I S 1058, 
in der Fassung der Verordnung vom 
2. Februar 1941, deutsches RBGL I S 69, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBL Nr. 234/1972, 

4. die als Bundesgesetz in Geltung stehende 
Verordnung über den Gebrauch von Tritox 
(Trichloracetonitril) zur Schädlingsbekämp­
fung vom 2. Februar 1941, RGBL I S 72, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBL Nr. 234/1972. 

(6) Die Geltung der in Abs. 5 angeführten 
Verordnungen als gewerberechtliche Vorschriften 
wird nicht berührt. Ausnahmen nach diesen 
Verordnungen dürfen nur genehmigt werden, 
wenn nach den Umständen des Einzelfalls zu 
erwarten ist, daß die Sicherheit und Gesundheit der 
Arbeitnehmer durch die Ausnahme nicht beein­
trächtigt werden. 

(7) Das Arbeitnehmerschutzgesetz, BGBL 
Nr. 234/1972, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBL Nr. 650/1989, tritt außer Kraft, 
soweit sich aus den §§ 112 und 115 bis 117 nicht 
anderes ergibt. 

Gemeinsame Bestimmungen zu den §§ 103 bis 124 

§ 125. (1) Bei Anwendung dei Allgemeinen 
Arbeitnehmerschutzverordnung gelten die Begriffs­
bestimmungen des § 1 Z 1 bis 6 AA V. 

(2) So~eit in den gemäß §§ 103 bis 123 
weitergeltenden Bestimmungen auf die »zustän­
dige Behörde" verwiesen wird, sind darunter die in 
§ 99 Abs. 3 . dieses Bundesgesetzes angeführten 
Behörden zu verstehen. Soweit in diesen Bestim­
mungen Befugnisse der Arbeitsinspektion geregelt 
sind, gilt § 99 Abs. 1 und 2 dieses Bundesgesetzes. 

(3) Bescheide, durch die weitergehende Maß­
nahmen zum Schutz der Arbeitnehmer auf Grund 
des § 27 des Arbeimehmerschutzgesetzes, auf 
Grund der gemäß § 24 des Arbeitnehmerschutz­
gesetzes erlassenen Verordnungen' oder auf Grund 
der gemäß § 33 des Arbeitnehmerschutzgesetzes 
als Bundesgesetz weitergeltenden Verordnungen 
vorgeschrieben wurden, bleiben unberührt, soweit 
in § 103 Abs. 4 und 5, § 112 Abs. 4 und § 124 
Abs. 2 nicht anderes bestimmt wird. Für die 
Abänderung oder Aufhebung solcher Bescheide 
gilt § 94 Abs. 7 dieses Bundesgesetzes. 

(4) Soweit Bescheide im Sinne des Abs. 3 
Maßnahmen zum Schutz der Arbeitnehmer 
beinhalten, die' mit den in diesem 'Bundesgesetz 
oder in Verordnungen nach diesem Bundesgesetz 
vorgeschriebenen Maßnahmen vollinhaltlich über­
einstimmen, werden sie gegenstandslos. 

(5) Abs. 3 und 4 gelten sinngemäß für Bescheide, 
durch die vor Inkrafttreten des Arbeitnehmer­
schutzgesetzes Maßnahmen zum Schutz der 
Arbeimehmer vorgeschrieben wurden. 

(6) Für die Vorschreibung von Maßnahmen zum 
Schutz der Arbeitnehmer,. die über die gemäß 
§§ 106 bis 114 sowie §§ 118 bis 123 weitergel­
tenden Bestimmungen hinausgehen, gilt § 94 Abs. 3 
bis 7. 

(7) In jeder Arbeitsstätte ist ein Abdruck der 
gemäß §§ 103 bis 123 weitergeltenden Bestimmun­
gen, soweit diese für die Arbeitsstätte anzuwenden' 
sind, an geeigneter, für die' Arbeitnehmer leicht 
zugänglicher Stelle aufzulegen. 

(8) Tritt eine gemäß §§ 103 bis 123 weitergel­
tende Bestimmung durch Inkrafttreten einer 
Verordnung nach diesem Bundesgesetz außer 
Kraft, so ist dies in der betreffenden Verordnung 
festzustellen. 

Ausnahmegenehmigungen 

§ 126. (1) Bescheide, mit denen Ausnahmen von 
den gemäß § 103 bis 123 weitergeltenden Bestim­
mungen genehmigt wurden, bleiben unberührt, 
soweit in §§ 103 und 116 sowie in Abs. 4 nicht 
anderes bestimmt wird. 

(2) Die zuständige Behörde kann auf Antrag 
Ausnahmen von den gemäß §§ 106 bis 111, 114 
sowie 118 bis 123 weitergeltenden Bestimmungen 
zulassen, wenn 

1. diese Ausnahmen aus wichtigen Gründen 
erforderlich sind und 

2, nach den Umständen des Einzelfalls zu 
erwarten ist, daß die Sicherheit und Gesund­
heit der Arbeitnehmer durch die Ausnahme 
nicht beeinträchtigt werden, oder daß durch 
eine andere vom Arbeitgeber/von der Arbeit­
geberin vorgesehene Maßnahme zumindest 
der gleiche Schutz erreicht wird wie bei 
Einhaltung der betreffenden Bestimmung. 

(3) Die Wirksamkeit von Ausnahmen nach 
Abs. 1 und 2 wird durch einen Wechsel in der 
Person des Arbeitgebers nicht berührt, wenn sich 
der für die Ausnahme maßgebliche. Sachverhalt 
nicht geändert hat. Ausnahmen sind von der 
zuständigen Behörde aufzuheben, wenn die V or­
aussetzungen für die Erteilung der Ausnahme nicht 
mehr vorliegen. 

(4) In den in Durchführung dieses Bundes­
gesetzes erlassenen Verordnungen ist gegebenen­
falls festzulegen, daß vor Inkrafttreten der 
Verordnung erlassene Bescheide, allenfalls nach 
einer festzulegenden übergangsfrist, gegenstands­
los werden, soweit durch sie Ausnahmen von 
Anforderungen genehmigt wurden, deren Anwen­
dung unabhängig von den Umständen des Einzel­
falls zur Gew~hrleistung der Sicherheit und 
Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist. 
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Anhängige Verwaltungsverfahren 

§ 127. (1) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes anhängige Verwaltungsver­
fahren sind nach der bisherigen Rechtslage 
weiterzuführen. Dies gilt nicht für Verwaltungs­
verfahren, die 

1. die Genehmigung von Ausnahmen von 
Bestimmungen zum Gegenstand haben, die 
mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes außer 
Kraft treten, . 

2. die Ermächtigung eines arbeitsmedizinischen 
Zentrums gemäß § 22 c des Arbeitnehmer­
schutzgesetzes zum Gegenstand haben. 

(2) Abs. 1 gilt sinngemäß für die zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens einer Verordnung nach diesem 
Bundesgesetz anhängigen Verfahren. 

10. Abschnitt 

Schlußbestimmungen 

Verweisungen 

§ 128. Die in diesem Bundesgesetz enthaltenen 
Verweise auf andere Bundesgesetze gelten als 
Verweis auf die jeweils geltende Fassung, soweit in 
den einzelnen Verweisen nicht auf eine bestimmte 
Fassung verwiesen wird. 

Auflageflicht 

§ 129. In jeder Arbeitsstätte ist ein Abdruck 
dieses Bundesgesetzes sowie der auf Grund dieses 
Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen, soweit 
diese für die Arbeitsstätte anzuwenden sind, an 
geeigneter, für die Arbeitnehmer leicht zugängli­
cher Stelle aufzulegen. Diese Auflagepflicht gilt 
sinngemäß für jene Baustellen, die gemäß § 97 zu 
melden sind. 

Strafbestimmungen 

§ 130. (1) Eine Verwaltungsübertretung, die mit 
Geldstrafe von 2 000 S bis 100 000 S, im Wieder­
holungsfall mit Geldstrafe von 4 000 S bis 
200 000 S zu bestrafen ist, begeht, wer als 
Arbeitgeber entgegen diesem Bundesgesetz oder 
den dazu erlassenen Verordnungen 

1. nicht dafür sorgt, daß die Arbeitnehmer bei 
ernster und unmittelbarer Gefahr gemäß § 3 
Abs. 3 und 4 vorgehen können, 

2. die Verpflichtungen nach § 3 Abs. 5 verletzt, 
3. die Verpflichtung zur Bestellung einer 

geeigneten Person gemäß § 3 Abs. 6 ver­
letzt, 

4. die Verpflichtungen betreffend Sicherheits­
und Gesundheitsschutzkennzeichnung ver­
letzt, 

5. die Verpflichtung zur Ermittlung und 
Beurteilung der Gefahren verletzt, 

6. die durchzuführenden Schutzmaßnahmen 
nicht festlegt oder nicht für deren Ein­
haltung sorgt, 

7. die Verpflichtungen betreffend die Sicher­
heits- und Gesundheitsschutzdokumente ver­
letzt, 

8 .. Arbeitnehmer entgegen § 6 Abs. 1 bis 3 zu 
Tätigkeiten heranzieht, zu deren Durch­
führung sie nicht geeignet sind, 

9. die Beschäftigungsverbote und -beschrän­
kungen für Arbeitnehmerinnen oder für 
behinderte Arbeitnehmer verletzt, 

10. die Koordinationspflichten verletzt, 
11. die Informations-, Beteiligungs- oder Anhö­

rungspflichten gegenüber den Arbeitneh­
mern oder die Unterweisungspflicht verletzt, 

12. die Verpflichtung zur Bestellung von Sicher­
heitsvertrauenspersonen in Betrieben gemäß 
§ 10 Abs. 2 und 3, in denen regelmäßig 
mehr als 50 Arbeitnehmer beschäftigt 
werden, oder in Arbeitsstätten gemäß § 10 
Abs. 4, in denen regelmäßig mehr als 50 
Arbeitnehmer beschäftigt werden, oder die 
Pflichten . gegenüber den Sicherheitsvertrau­
enspersonen verletzt, 

13. die Verpflichtung zur Erstellung, Aufbewah­
rung und übermittlung von Aufzeichnungen 
und Berichten über Arbeitsunfälle verletzt, 
ausgenommen die Aufzeichi1Ungspflicht 
nach §16 Abs. 1 Z 3, 

14. die Instandhaltungs-, Reinigungs- oder 
Prüfpflichten verletzt, 

15. die Veipflichtungen betreffend die Einrich­
tung und den Betrieb von Arbeitsstätten 
oder Baustellen einschließlich der Sozial­
und Sanitäreinrichtungen verletzt, 

16. die Verpflichtungen betreffend die Beschaf­
fenheit, die Aufstellung, die Benutzung, die 
Prüfung oder die Wartung von Arbeitsmit­
teln verletzt, 

17. die Verpflichtungen betreffend Arbeitsstoffe 
verletzt, 

1 8. die Verpflichtungen betreffend Eignungs­
und Folgeuntersuchungen, wiederkehrende 
Untersuchungen der Hörfähigkeit sowie 
sonstige- besondere Untersuchungen verletzt, 

19. die Verpflichtungen betreffend die Gestal­
tung von Arbeitsvorgängen oder die Gestal­
tung oder Einrichtung von Arbeitsplätzen 
verletzt, 

20. Arbeitnehmer mit Arbeiten gemäß § 62 
Abs. 1 bis 3 beschäftigt, obwohl sie die zu 
deren Durchführung erforderlichen Voraus­
setzungen nicht erfüllen, oder selbst entge­
gen § 62 Abs. 7 solche Arbeiten durchführt, 

21. nicht dafür sorgt, daß die Organisation und 
Vorbereitung von Arbeiten gemäß § 62 
Abs. 4 durch Personen erfolgt, die hiefür 
geeignet sind und die erforderlichen Fach-
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kenntnisse nachweisen, oder selbst die 
Organisation und Vorbereitung entgegen 
§ 62 Abs. 7 durchführt, 

22. Arbeitnehmer beschäftigt, ohne daß die 
gemäß § 62 Abs. 5 erforderliche Aufsicht 
gewährleistet ist, 

23. die Verpflichtungen im Zusammenhang mit 
der Handhabung von Lasten verletzt, 

24. die Verpflichtungen betreffend Lärm oder 
sonstigen Einwirkungen und Belastungen 
verletzt, 

25. die Verpflichtungen betreffend Bildschirm­
arbeit verletzt, 

26. die Verpflichtungen betreffend persönliche 
Schutzausrüstungen oder Arbeitskleidung 
verletzt, 

27. die Verpflichtung zur Bestellung oder zur 
Beiziehung von Sicherheitsfachkräften oder 
von Arbeitsmedizinern verletzt, sie nicht im 
erforderlichen Ausmaß beschäftigt, ihnen die 
erforderlichen Informationen und Unter­
lagen nicht zur Verfügung stellt, oder nicht 
dafür sorgt, daß sie ihre gesetzlichen 
Aufgaben erfüllen, 

28. die Verpflichtung zur Beschäftigung von 
Fach- und Hilfspersonal für die sicherheits­
technische oder arbeitsmedizinische Betreu­
ung oder die Verpflichtung zur Beistellung 
der notwendigen Räume, Ausstattung oder 
Mittel verletzt, 

29. die Verpflichtungen betreffend den Arbeits­
schutzausschuß oder den zentralen Arbeits­
schutzausschuß verletzt, 

30. eme Arbeitsstätte errichtet, betreibt oder 
ändert, ohne daß die erforderliche Arbeits­
stättenbewilligung vorliegt, 

31. Meldepflichten verletzt, 
32. Aushang- und Auflagepflichten verletzt. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geld­
strafe von 2 000 S bis 100 000 S, im Wieder­
holungsfall mit Geldstrafe von 4 000 S bis 
200 000 S zu bestrafen ist, begeht, wer als 
Arbeitgeber bescheidmäßige Vorschreibungen 
nach diesem Bundesgesetz nicht einhält. 

(3) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geld­
strafe / von 2 000 S bis 100 000 S, im Wieder­
holungsfall mit Geldstrafe von 4 000 S bis 
200 000 S zu bestrafen ist, begeht, wer als 
überlasser oder Beschäftiger die in diesem Bundes­
gesetz oder den dazu erlassenen Verordnungen 
vorgesehenen Verpflichtungen im Zusammenhang . 
mit der überlassung verletzt. 

(4) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geld­
strafe bis 3 000 S, im Wiederholungsfall mit 
Geldstrafe bis 5 000 S zu bestrafen ist, begeht, 
wer als Arbeitnehmer trotz Aufklärung und 
nachweislich schriftlicher Aufforderung durch den 
Arbeitgeber entgegen diesem Bundesgesetz oder 
den dazu erlassenen Verordnungen 

1. entgegen der Unterweisung und den Anwei­
sungen des Arbeitgebers Arbeitsmittel nicht 
ordnungsgemäß benutzt und dadurch eme 
Gefahr für andere Arbeitnehmer herbeiführt, 

2. vor Inbetriebnahme eines Arbeitsmittels nicht 
prüft, ob dieses offenkundige Mängel auf­
weist, oder sich bei Inbetriebnahme eines 
Arbeitsmittels nicht vergewissert, daß er sich 
selbst oder andere Arbeitnehmer nicht m 
Gefahr bringt, 

3. entgegen der Unterweisung und den Anwei­
sungen des Arbeitgebers die zur Verfügung 
gestellte, diesem Bundesgesetz entsprechende, 
persönliche Schutzausrüstung nicht oder nicht 
zweckentsprechend verwendet, 

4. eme Schutzvorrichtung entfernt, außer 
Betrieb setzt, willkürlich verändert oder 
umstellt oder entgegen der Unterweisung 
und den Anweisungen des Arbeitgebers eine 
Schutzvorrichtung nicht ordnungsgemäß 
benutzt, 

5. sich durch Alkohol, Arzneimittel oder Sucht­
gift in einen Zustand versetzt, indem er sich 
oder andere Personen in Gefahr bringt, 

6. die Meldepflicht betreffend Arbeitsunfälle, 
ernste und unmittelbare Gefahren oder 
Defekte verletzt. 

(5) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geld­
strafe von 2 000 S bis 100 000 S, Im Wieder­
holungsfall mit Geldstrafe von 4 000 S bis 
200 000 S zu bestrafen ist, begeht, wer als 
Arbeitgeber/in 

1. den nach dem 9. Abschnitt weitergeltenden 
Bestimmungen zuwiderhandelt, oder 

2. die nach dem 9. Abschnitt weitergeltenden 
bescheidmäßigen Vorschreibungen nicht ein­
hält. 

Inkrafttreten 

§ 131. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 
1995 in Kraft, soweit im 9. Abschnitt nicht anderes 
bestimmt ist. 

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes­
gesetzes können bereits vor dem in Abs. 1 
genannten Zeitpunkt erlassen werden, sie treten 
aber frühestens mit diesem Zeitpunkt in Kraft. 

Vollziehung 

§ 132. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten hat in Durchführung dieses 
Bundesgesetzes durch Verordnung besondere 
Regelungen für Tätigkeiten zu erlassen, auf die 
das Berggesetz 1975 anzuwenden ist, soweit 
Abweichungen von den nach diesem Bundesgesetz 
erlassenen. Verordnungen des Bundesministers für 
Arbeit und Soziales oder spezifische Regelungen 
erforderlich sind. 
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(2)' Der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr hat in Durchführung dieses 
Bundesgesetzes durch Verordnung besondere 
Regelungen für Betriebe und Tätigkeiten zu 
erlassen, die dem Bundesgesetz über die Ver­
kehrs-Arbeitsinspektion unterliegen, soweit Abwei­
chungen von den nach diesem Bundesgesetz 
erlassenen Verordnungen des Bundesministers für 
Arbeit und Soziales oder spezifische Regelungen 
erforderlich sind. 

(3) Im übrigen ist mit der Vollziehung dieses 
Bundesgesetzes betraut: 

1. soweit es sich um Tätigkeiten handelt, auf die 
das Berggesetz 1975 anzuwenden ist, aus­
genommen Tätigkeiten gemäß § 200 ades 
Berggesetzes 1975, der Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten, 

2. soweit es sich um Betriebe oder Tätigkeiten 
handelt, die dem Bundesgesetz über die 
Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegen, der 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr, 

3. zur Vollziehung des § 124 Abs. 1 Z 3, Abs. 2 
Z 2 sowie des § 124 Abs. 4 und 6, soweit 
gewerberechtliche Vorschriften geregelt wer­
den, der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten, 

4. zur Vollziehung des § 123 Abs.4 der 
Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie, 

5. zur Vollziehung des § 63 Abs. 3, soweit er 
sich auf Bescheinigung über die Verläßlich­
keit bezieht, und des § 63 Abs. 5 der 
Bundesminister für Inneres, . 

6. soweit es sich um Betriebe oder Tätigkeiten 
handelt, die der Gewerbeordnung 1994 
unterliegen, hat der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales Verordnungen. nach den 
§§ 18, 32 Abs. 1, 39 Abs. 1 und 2, 48, 59 und 
72 Abs. 1 im Einvernehmen mit dem Bundes­
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten 
zu erlassen, 

7. im übrigen der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales. 

Artikel 11 

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes 

Das Allgemeine 
BGBl. Nr. 189/1955, 
Bundesgesetz BGB!. 
folgt geändert: 

Sozialversicherungsgesetz, 
zuletzt geändert durch das 
Nr. XXX/1994, wird wie 

1. § 24 Abs. 2 letzter Satz lautet: 

"Der zuständige Unfallversicherungsträger ist 
überdies berechtigt, arbeitsmedizinische Untersu­
chungs-, Behandlungs- und Forschungsstellen sowie 
arbeitsmedizinische Zentren im Sinne des Arbeit­
nehmerlnnenschutzgesetzes ASchG, BGBl. 

Nr. XXX/1994, zu errichten, zu erwerben und 
zu betreiben oder sich an solchen Einrichtungen zu 
beteiligen bzw. solche Einrichtungen zu fördern." 

2. Dem § 172 Abs. 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

"Darüber hinaus hat sie nach pflichtgemäßem 
Ermessen Kosten an der arbeitsmedizinischen 
Betreuung im Sinne des 7. Abschnittes des 
ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes - ASchG zu 
übernehmen. " 

3. Die Oberschnlt zu § 343 blautet: 

"Gesamtvertrag für die Durchführung der 
arbeitsmedizinischen Betreuung" 

4. § 343 b Abs .. 1 lautet: 

,,(1) Zwischen dem Hauptverband und der 
Osterreichischen Ärztekammer' ist ein für die 
Vertragsparteien verbindlicher Gesamtvertrag 
abzuschließen, der für die arbeitsmedizinische 
Betreuung gemäß § 172 Abs. 1 die Tätigkeiten 
und die Vergütung der freiberuflich tätigen Ärzte 
regelt; dieser' Gesamtvertrag bedarf der Zustim­
mung der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt 
sowie der Versicherungsanstalt der österreichischen 
Eisenbahnen. " 

5. In § 343 b Abs. 2 wird der Ausdruck ,,§ 22 b 
Abs. 2 des Arbeitnehmerschutzgesetzes" durch den 
Ausdruck ,,§ 79 Abs. 2 des Arbeitnehmerlnnen­
schutzgesetzes - ASchG" ersetzt. 

6. Nach § 554 wird folgender § 555 angefügt: 

,~§ 555. Die §§ 24 Abs. 2, 172 Abi 1 und 343 b 
in der Fassung des Bundesgesetzes XXX/1994 
treten mit ... in Kraft." 

ArtikellII 

Änderung des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungs­
gesetzes 

Das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, 
BGBl. Nr. 459/1993, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 7 werden folgende §§ 8 bis 10 samt 
Oberschriften eingefügt: 

"Verhalten bei Gefahr 

§ 8. (1) Arbeitnehmer, die bei ernster und 
unmittelbarer Gefahr für Leben und Gesundheit 
den Gefahrenbereich verlassen, dürfen deswegen 
nicht benachteiligt werden, insbesondere hinsicht­
lich des Entgelts, der Aufstiegsmöglichkeiten und 
der Versetzung. Das gleiche gilt, wenn sie unter 
Berücksichtigung ihrer Kenntnisse und der zur 
Verfügung stehenden technischen Mittel selbst 
Maßnahmen zur Abwehr der Gefahr treffen, 
wenn sie die sonst zuständigen Personen nicht 
erreichen, es sei denn, ihre Handlungsweise war 
grob fahrlässig. 
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(2) Wird em Arbeitnehmer wegen emes 
Verhaltens gemäß Abs. 1 gekündigt oder entlas­
sen, kann er diese Kündigung oder Entlassung 
binnen einer Woche nach Zugang der Kündigung 
oder Entlassung bei Gericht anfechten. Der Kläger 
hat den Anfechtungsgrund glaubhaft zu machen. 
Die Klage ist abzuweisen, wenn bei Abwägung 
aller Umstände eine höhere Wahrscheinlichkeit 
dafür spricht, daß ein anderes vom Arbeitgeber 
glaubhaft gemachtes Motiv für die Kündigung 
ausschlaggebend war. Gibt das Gericht der 
Anfechtung statt, so ist die Kündigung oder 
Entlassung rechtsunwirksam. 

Sicherheitsvertrauenspersonen, Sicherheitsfach­
kräfte, Arbeitsmediziner 

§ 9. (1) Sicherheitsvertrauenspersonen und 
Arbeitnehmer, die als Sicherheits fachkräfte, 
Arbeitsmediziner oder als deren Fach- oder 
Hilfspersonal beschäftigt sind, dürfen vom Arbeit­
geber wegen der Ausübung dieser Tätigkeit, 
insbesondere hinsichtlich des Entgelts, der Auf­
stiegsmöglichkeiten und der Versetzung nicht 
benachteiligt werden. 

(2) Wird ein in Abs. 1 genannter Arbeitnehmer, 
der nicht dem Kündigungsschutz nach § 105 
Abs. 3 Z 1 lit. g Arb VG unterliegt, gekündigt 
oder entlassen, so kann er diese Kündigung oder 
Entlassung binnen einer Woche nach Zugang der 
Kündigung oder Entlassung anfechten, wenn sie 
wegen seiner Tätigkeit für die Sicherheit und den 
Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer erfolgt ist. 
Der Kläger hat den Anfechtungsgrund glaubhaft 
zu machen. Die Klage ist abzuweisen, wenn bei 
Abwägung aller Umstände eine höhere Wahr­
scheinlichkeit dafür spricht, daß ein anderes vom 
Arbeitgeber glaubhaft gemachtes Motiv für die 
Kündigung ausschlaggebend war. Gibt das Gericht 
der Anfechtung statt, so ist die Kündigung oder 
Entlassung rechtsunwirksam. . 

. Kontrollmaßnahmen 

§ 10. (1) Die Einführung und Verwendung von 
Kontrollrnaßnahmen und technischen Systemen, 
welche die Menschenwürde berühren, ist unzuläs­
sig, es sei denn, diese Maßnahmen werden durch 
eine Betriebsvereinbarung im Sinne des §96 Abs. 1 
Z 3 Arb VG geregelt oder erfolgen mit Zustimmung 
des Arbeitnehmers. 

(2) Die Zustimmung des Arbeitnehmers kann, 
sofern keine schriftliche Vereinbarung mit dem 
Arbeitgeber über deren Dauer vorliegt, jederzeit 
und ohne Einhaltung einer Frist schriftlich 
gekündigt werden." I 

2. Die bisherigen §§ 8 bis 11 erhalten klie 
Bezeichnung §§ 11 bis 14. 

3. Dem § 14 Abs. 1 wird folgende Z 1 angefügt: 

,,1. Die §§ 8 bis 10 diese Bundesgesetzes in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. XXXI 1994 
treten mit 1. Jänner 1995 in Kraft." 

Artikel IV 

Änderung des Arbeitsverfassungsgesetzes 

Das Arbeitsverfassungsgesetz, BGBI. Nr. 22/ 
1974, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 502/1993, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 92 wird folgender § 92 a samt 
überschrift eingefügt: 

,,Arbeitsschutz 

§ 92 a. (1) Der Betriebsinhaber hat den Betriebs­
rat in allen Angelegenheiten der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes rechtzeitig anzuhören und mit 
ihm darüber zu beraten. Der Betriebsinhaber ist 
insbesondere verpflichtet, 

1. den Betriebsrat bei der Planung und Ein­
führung neuer Technologien zu den Aus­
wirkungen zu hören, die die Auswahl der 
Arbeitsmittel oder Arbeitsstoffe, die Gestal­
tung der Arbeitsbedingungen und die Ein­
wirkung der Umwelt auf den Arbeitsplatz für 
die Sicherheit und Gesundheit der Arbeit­
nehmer haben, 

2. den Betriebsrat bei der Auswahl der persön­
lichen Schutzausrüstung zu beteiligen, 

3. den Betriebsrat bei der Ermittlung und' 
Beurteilung der Gefahren und der Festlegung 
der Maßnahmen sowie bei der Planung und 
Organisation der Unterweisung zu beteiligen. 

(2) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, 
1. dem Betriebsrat Zugang zu den Sicherheits­

und Gesundheitsschutzdokumenten sowie zu 
-den Aufzeichnungen und Berichten über 
Arbeitsunfälle zu gewähren, 

2. dem Betriebsrat die Unterlagen betreffend die 
Erkenntnisse auf dem Gebiet der Arbeits­
gestaltung zur Verfügung zu stellen, 

3. dem Betriebsrat die Ergebnisse von Messun­
gen und Untersuchungen betreffend gefähr­
liche Arbeitsstoffe und Lärm sowie die 
Ergebnisse sonstiger Messungen und Unter­
suchungen, die mit dem Arbeitnehmerschutz 
in Zusammenhang stehen, zur Verfügung zu 
stellen, 

4. dem Betriebsrat die Aufzeichnungen betref­
fend Arbeitsstoffe und Lärm zur Verfügung 
zu stellen, 

5. den Betriebsrat über Grenzwertüberschreitun­
gen sowie deren Ursachen und über die 
getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu 
informieren, und 

6. den Betriebsrat über Auflagen, V orschreibun­
gen und Bewilligungen auf dem Gebiet des 
Arbeitnehmerschutzes zu informieren. 
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(3) Der Betriebsinhaber hat mit dem Betriebsrat 
über die beabsichtigte Bestellung oder Abberufung 
von Sicherheitsfachkräften, Arbeitsmedizinern 
sowie von Personen zu beraten, die für die Erste 
Hilfe, die Brandbekämpfung und Evakuierung 
zuständig sind, außer wenn die beabsichtigte 
Maßnahme im Arbeitsschutzausschuß behandelt 
wird. Der Betriebsrat hat das Recht, das Arbeits­
inspektorat zu den Beratungen beizuziehen. Eine 
ohne Beratung mit dem Betriebsrat oder Behand­
lung im Arbeitsschutzausschuß vorgenommene 
Bestellung von Sicherheitsfachkräften und Arbeits­
medizinern ist rechtsunwirksam. 

( 4) Der Betriebsrat kann seine Befugnisse nach 
Abs. 1 Z 1 bis 3 an die im Betrieb bestellten 
Sicherheitsvertrauenspersonen delegieren. Für die 
Beschlußfassung gilt § 68. Der Beschluß ist den 
Sicherheitsvertrauenspersonen sowie dem Betriebs­
inhaber unverzüglich mitzuteilen und wird erst mit 
deren Verständigung rechtswirksam. 

(5) Für die Beschlußfassung über die Entsendung 
von Arbeitnehmervertretern in den Arbeitsschutz- . 
ausschuß und in den zentralen Arbeitsschutzaus­
schuß gilt § 68." 

2. § 99 a samt Oberschrift wird aufgehoben. 

3. § 105 Abs. 3 Z 1 fit. g lautet: 

"g) wegen seiner Tätigkeit als Sicherheitsvertrau­
ensperson, Sicherheits fachkraft oder Arbeits­
mediziner oder als Fach- oder Hilfspersonal 
von Sicherheitsfachkräften oder Arbeitsmedi­
zinern;". 

4. § 113 Abs. 2 Z 5 lautet: 

,,5. soweit die Interessen aller im Betriebsaus-
schuß vertretenen Arbeitnehmergruppen 
betroffen sind 
a) Überwachung der Einhaltung der die 

Arbeitnehmer betreffenden Vorschriften 
(§ 89); 

b) Recht auf Intervention (§ 90); 
c) allgemeines Informationstecht (§ 91); 
d) Mitwirkung in Arbeitsschutzangelegenhei­

ten (§ 92 a); 
e) Mitwirkung an betriebs- und unterneh­

menseigenen Schulungs-, Bildungs- und 
Wohlfahrtseinrichtungen (§§ 94 und 95)." 

5. § 113 Abs. 4 Z 2 lautet: 

,,2. soweit sie nicht nur die Interessen der 
Arbeitnehmerschaft eines Betriebes berühren 
a) Recht auf Intervention (§ 90); 
b) allgemeines Informationsrecht (§ 91); 
c) Beratungsrecht (§ 92); 
d) Mitwirkung in Arbeitsschutzangelegenhei­

ten (§ 92 a); 
e) Mitwirkung an betriebs- und unterneh­

menseigenen Schulungs-, Bildungs- und 
Wohlfahrtseinrichtungen (§§ 94 und 95); 

f) wirtschaftliche Informations- und Inter­
ventionsrechte (§ 108); 

g) Mitwirkung bei Betriebsänderungen 
gemäß § 109." 

6. Nach § 171 Abs. 4 wird folgender Abs. 5 
angefügt: 

,,(5) §§ 92 a, 105 Abs. 3 Z 1 lit. g, 113 Abs. 2 Z 
5 und Abs. 4 Z 2 in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGBI. Nr. XXX/1994 treten mit 1. 
Jänner 1995 in Kraft. § 99a tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 1994 außer Kraft." 

Artikel V 

Änderung des Berggesetzes 1975 

§ 200 ades Berggesetzes 1975, BGBI. Nr.259, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 355/ 
1990 wird wie folgt geändert: 

§ 200 a lautet: 

,,§ 200 a. Für folgende Tätigkeiten gilt das 
Arbeitsinspektionsgesetz 1993, BGBI. Nr. 27: 

1. das Untersuchen des Untergrundes auf 
Eignung zum Lagenl von Materialien in 
unterirdischen Hohlräumen, bei deren Her­
stellung und Benützung; 

2. alle obertags ausgeübten Tätigkeiten im Sinne 
des § 132 Abs. 1 erster Satz mit Ausnahme 
des Aufbereitens, die sich auf folgende 
mineralische Rohstoffe beziehen: Quarz, 
Quarzit und Quarzsand, soweit sie sich als 
Einsatzstoff für die Herstellung von Zemen­
ten eignen ; Tone, sowie sie sich zur 
Herstellung von Zementen oder Ziegeleier­
zeugnissen eignen; Kalkstein, soweit er sich 
zur Herstellung von Branntkalk oder als 
Einsatzstoff bei der Zementherstellung oder 
als Zuschlagstoff bei metallurgischen Prozes­
sen eignet; Mergel, soweit sie sich zur 
Herstellung von Zementen eignen; basalti­
sche Gesteine, soweit sie sich zur Herstellung 
von feuerfesten Erzeugnissen oder von 
Gesteinswolle eignen." 

Artikel VI 

Beratungsdienste 

Zur Erfüllung der Verpflichtung der Einführung 
und regelmäßigen Durchführung arbeitsmedizini­
scher und sicherheitstechnischer Beratung bietet 
der Bund für Arbeitsstätten, in denen regelmäßig 
bis 49 Arbeitnehmer beschäftigt werden, in 
Zusammenarbeit mit dem zuständigen Unfallver­
sicherungsträger Beratungsdienste an. Hat sich ein 
Arbeitgeber erfolglos bemüht, diese Dienste in 
Anspruch zu nehmen, liegt keine Verletzung seiner 
Verpflichtungen nach Artikel I §§ 73, 78 und 79 
vor. 
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VORBLATT 

Problem und Ziel: 

Auf Grund des Abkommens über den Europäischen Winschaftsraum sind die Vorschriften auf dem 
Gebiet des technischen und arbeitshygienischen Arbeitnehmerschutzes anzupassen, um entsprechend 
Artikel 67 und dem Anhang XVIII eine Umsetzung der Mindestvorschriften der EG-Richtlinien zu 
gewährleisten. Ziel der Neuregelung ist im Sinne des EWR-Abkommens eine Verbesserung der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer. Außerdem soll durch dieses Bundesgesetz und die 
geplanten Durchführungsverordnungen eine generelle Rechtsbereinigung auf dem Gebiet· des technischen 
und arbeitshygienischen Arbeitnehmerschutzes erfolgen. Gleichzeitig soll als wesentliche Begleitmaßnahme 
die finanzielle Beteiligung· der zuständigen Sozialversicherungsträger an der arbeitsmedizinischen 
Betreuung erweitert werden. Außerdem werden die notwendigen Anpassungen im Arbeitsrecht 
vorgenommen. 

Lösung: 

Die grundlegenden Anforderungen auf dem Gebiet der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes am 
Arbeitsplatz werden unter Berücksichtigung der EG-Richtlinien und des geltenden Rechts - soweit dieses 
mit dem EWR-Abkommen vereinbar ist und dem Stand der Technik entspricht - in Artikel I des 
vorliegenden Entwurfes geregelt. Nähere Durchführungsvorschriften zu einzelnen Gebieten sollen durch 
Verordnungen geregelt werden. Die bisher geltenden Verordnungen und sonstigen Rechtsvorschriften auf 
diesem Gebiet werden bis zur Erlassung dieser Verordnungen übergeleitet, soweit dies zur 
Gewährleistung des vorgeschriebenen Mindeststandards notwendig ist. Artikel II bis IV enthalten die 
erforderlichen sozialversicherungsrechtlichen und arbeitsrechtlichen Regelungen. 

Altem:ative: 

Keine. 

Kosten: 

Der vorliegende Entwurf kann für den Bund, die Länder und Gemeinden als Dienstgeber einen 
Mehraufwand verursachen. Beim Aufwand für die Vollziehung durch die Arbeitnehmerschutzbehörden 
kann sich durch den vorliegenden Entwurf ein höherer Aufwand im Zusammenhang mit der 
Beratungstätigkeit ergeben. Zu berücksichtigen ist auch, daß jede Verbesserung auf dem Gebiet des 
vorbeugenden Arbeitnehmerschutzes eine Verringerung der Arbeitsunfälle und der berufsbedingten 
Erkrankungen bewirkt und damit beträchtliche Einsparungen bei den Sozialausgaben verbunden sind. Im 
übrigen ist auf Ausführungen am Schluß der Allgemeinen Erläuterungen zu verweisen. 
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Allgemeine Erläuterungen 

Auf Grund des Abkommens über den Euro­
päischen Winschaftsraum (EWR-Abkommen) 
ergibt sich die Notwendigkeit, die Vorschriften 
auf dem Gebiet des technischen und arbeits­
hygienischen Arbeitnehmerschutzes zu ändern. 

Art. 67 des EWR-Abkommens legt fest: 

"Die Vertragsparteien bemühen sich, die Ver­
besserung insbesondere der Arbeitsumwelt zu 
fördern, um. die Sicherheit und die Gesundheit 
der Arbeitnehmer zu schutzen. Als Beitrag zur 
Verwirklichung dieses Zieles werden Mindestver­
schriften angewendet, die unter Berücksichtigung 
der bestehenden Bedingungen und technischen 
Regelungen der einzelnen Vertragsparteien schritt­
weise durchzuführen sind. Derartige Mindestvor­
schriften hindern die einzelnen Vertragsparteien 
nicht daran, Maßnahmen zum verstärkten Schutz 
der Arbeitsbedingungen beizubehalten oder zu 
treffen, die mit diesem Abkommen vereinbar sind." 

Anhang XVIII des EWR-Abkommens enthält 
eine Liste der umzusetzenden Mindestvorschriften. 

Sowohl das EWR-Abkommen als auch die 
einzelnen im folgenden angeführten Richtlinien 
stellen klar, daß es sich dabei um Mindestvor­
schriften handelt. In den Richtlinien wird aus­
drücklich betont, daß sie keine mögliche Ein­
schränkung des bereits erzielten Schutzes recht­
fertigen können und daß die Mitgliedstaaten 
verpflichtet sind, die bestehenden Bedingungen in 
diesem Bereich zu verbessern. 

DeI;". vorliegende Entwurf beinhaltet die Umset­
zung folgender EG-Richtlinien, und zwar für den 
Großteil der unter die Richtlinien fallenden 
Arbeitnehmer: 

378 L 0610: Richtlinie 78/610/EWG zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über den Schutz der 
Gesundheit von Arbeitnehmern, die Vinylchlorid­
monomer ausgesetzt sind; 

380 L 1107: Richtlinie 80/1107/EWG zum 
Schutz der Arbeitnehmer vor der Gefährdung 
durch chemische, physikalische und biologische 
Arbeitsstoffe bei der Arbeit, geändert durch 

388 L 0642: Richtlinie 88/642/EWG zur 
Änderung der Richtlinie 80/1107/EWG 
zum Schutz der Arbeitnehmer vor der 
Gefährdung durch chemische, physikalische 
und biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit; 
391 L 0322: Richtlinie 91/322/EWG zur 
Festsetzung von Richtgrenzwerten zur 
Durchführung der Richtlinie 80/1107 IEWG 
über den Schutz der Arbeitnehmer vor der 
Gefährdung durch chemische, physikalische 
und biölogische Arbeitsstoffe bei der Arbeit;· 

382 L 0605: Richtlinie 821605/EWG über den 
Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch 
metallisches Blei und seine Ionenverbindungen am 
Arbeitsplatz; 

383 L 0477: Richtlinie 83/477/EWG über den 
Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch 
Asbest am Arbeitsplatz, geändert durch 

391 L 0382: Richtlinie 91/382 zur Änderung 
der Richtlinie 83/477 IEWG über den Schutz 
der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch 
Asbest am Arbeitsplatz; 

386 L 0188: Richtlinie 86/188/EWG über den 
Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch 
Lärm am Arbeitsplatz; 

388 L 0364: Richtlinie 88/364/EWG zum 
Schutz der Arbeitnehmer durch ein Verbot 
bestimmter Arbeitsstoffe und/oder Arbeitsverfah-
ren; 

389 L 0391: Richtlinie 89/391/EWG über die 
Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 
Arbeitnehmer bei der Arbeit; 

389 L 0654: Richtlinie 89/654/EWG über 
Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesund­
heitsschutz in Arbeitsstätten; 

389 L 0655: Richtlinie 89/655/EWG über 
Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesund­
heitsschutz bei Benutzung von Arbeitsmitteln durch 
Arbeitnehmer bei der Arbeit; 

389 L 0656: Richtlinie 89/656/EWG über 
Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesund­
heitsschutz bei Benutzung persönlicher Schutz aus­
rüstungen durch Arbeitnehmer bei der Arbeit; 
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390 L 0269: Richtlinie 90/269/EWG über die 
Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und 
des Gesundheitsschutzes bei der manuellen Hand­
habung von Lasten, die für die Arbeitnehmer 
insbesondere eine Gefährdung der Lendenwirbel­
säule mit sich bringt; 

390 L 270: Richtlinie 90/270/EWG über die 
Mindestvorschriften bezüglich· der Sicherheit und 
des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit an Bild­
schirmgeräten; 

390 L 0394: Richtlinie 90/394/EWG über den 
Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch 
Karzinogene bei der Arbeit; . 

390 L 0679: Richtlinie 90/679/EWG über den 
Schutz der Arbeitnehmer gegen biologische 
Arbeitsstoffe bei der Arbeit; 

391 L 0383: Richtlinie 911383/EWG zur Ergän­
zung der Maßnahmen zur Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundh.eitsschutzes von 
Arbeitnehmern mit befristetem Arbeitsverhältnis 
oder Leiharbeitsverhältnis ; 

392 L 0057: Richtlinie 92/57/EWG über die auf 
zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen 
anzuwendenden Mindestvorschriften für die 
Sicherheit und den Gesundheitsschutz; 

392 L 0058: Richtlinie 92158/EWG über Min­
destvorschriften für die Sicherheits- und/oder 
Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz; 

392 L 0104: Richtlinie 921104/EWG über 
Mindestvorschriften zur Verbesserung der Sicher­
heit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 
in übertägigen oder untertägigen mineralgewinnen­
den Betrieben. 

Die Richtlinie 92157 (Baustellen) stellt ebenfalls 
eine Einzelrichtlinie zur Richtlinie 89/391 dar. Sie 
sieht nicht nur Verpflichtungen für die Arbeitgeber 
vor, sondern auch für den "Bauherrn" (Auftrag­
geber) und für den "Bauleiter". Die Bauherren 
oder Bauleiter werden ua. verpflichtet, eine 
Vorankündigung zu erstellen und den Behörden 
zu übermitteln, einen "Sicherheits- und Gesund­
heitsschutzkoordinator für die Vorbereitungsphase 
des Bauprojekts" sowie einen "Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzkoordinator für die Ausfüh­
rungsphase des Bauprojekts" zu beauftragen. 
Diese Personen haben ua. einen Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzplan zu erstellen oder erstellen 
zu lassen und diesen laufend anzupassen. Darüber 
hinaus regelt diese Richtlinie auch Verpflichtungen 
der Selbständigen sowie der Arbeitgeber, die selbst 
eine Tätigkeit auf der Baustelle ausüben (zB 
Verpflichtung zur Benutzung der persönlichen 
Schutzausrüstung). Im vorliegenden Entwurf wer­
den die grundlegenden Sicherheits- und Gesund­
heitsschutzanforderungen dieser Richtlinie berück­
sichtigt, soweit sie von den Arbeitgebern umzu­
setzen sind. Die Umsetzung der sonstigen Rege-

lungen dieser 
Bauleiterpflichten) 
gesetz erfolgen. 

Richtlinie (Bauherren- und 
soll durch ein eigenes Bundes-

Die Richtlinie 92/104 betrifft sowohl Tätigkei­
ten, die unter den Geltungsbereich des vorliegen­
den Entwurfes fallen (zB bestimmte Steinbrüche) 
als auch Tätigkeiten, die unter das Berggesetz 1975 
fallen. Für den letztgenannten Bereich erfolgt keine 
Umsetzung im Rahmen des vorliegenden Entwur­
fes. 

Generell ist anzumerken, daß die oben ange­
führten Richtlinien für private und öffentliche 
Tätigkeitsbereiche gleichermaßen gelten, während 
der vorliegende Entwurf Ausnahmen vom Gel­
tungsbereich enthält, die in den Richtlinien nicht 
vorgesehen sind. Für die vom Geltungsbereich 
dieses Entwurfes ausgenommenen Bereiche hat die 
Umsetzung der Richtlinien zum Teil durch den 
Landesgesetzgeber (für Bedienstete der Länder, 
Gemeinden und Gemeindeverbände, die nicht in 
Betrieben beschäftigt werden), zum Teil durch 
and~re Bundesgesetze (auf dem Gebiet des 
Bundesbedienstetenschutzes und des Bergrechtes), 
zum Teil durch Bundes- und Landesgesetze 
(Landarbeitsrecht) zu erfolgen. 

Der vorliegende Entwurf nimmt zum Teil auch 
auf Vorschläge der Kommission Bedacht, zB 
Vorschlag für eine Richtlinie über Mindestvor­
schriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 
Transporttätigkeiten sowie in Arbeitsstätten in 
Transportmitteln (C 25/17 vom 28. 1. 1993), 
Vorschlag für eine Richtlinie zum Schutz von 
Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer vor 
der Gefährdung durch chemische Arbeitsstoffe bei 
der Arbeit [KOM(93) 155 endg. - SYN 459], 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über 
Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit 
und Gesundheit der Arbeitnehmer vor der Gefähr­
dung durch physikalische Einwirkungen (C 7U12 
vom 18. 3. 1993). 

Diese Vorschläge beinhalten Konkretisierungen 
und nähere Durchführungsregelungen zur Richt­
linie 89/391. So wird im oben angeführten 
Vorschlag für eine Arbeitsstoff-Richtlinie ausge­
führt, daß es sich um "eine Explikation der 
Vorschriften der Rahmenrichtlinie 89/391" han­
delt, "und nicht um eine Reihe neuer und 
unzusammenhängender Maßnahmen". Die 
Bedachtnahme auf die angeführten Vorschläge 
kann daher einen wesentlichen Beitrag zur 
Auslegung der zum Teil sehr allgemein gehaltenen 
Regelungen der Rahmenrichtlinie 89/391 leisten. 

In diesem Zusammenhang ist besonders darauf 
zu verweisen, daß di~ Rahmenrichtlinie 89/391 
auch für die in der Rahmenrichtlinie 80/1107 und 
den dazu ergangenen Einzelrichtlinien betreffend 
Arbeitsstoffe und Lärm geregelten Bereiche gilt 
und insofern eine Ergänzung dieser Richtlinien 
darstellt. Weiters ist zu berücksichtigen, daß die 
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Richtlinien betreffend chemische Arbeitsstoffe und 
betreffend physikalische Einwirkungen die oben 
genannte Richtlinie 80/1107 samt Einzelrichtlinien 
(ausgenommen Asbest-Richtlinie) ersetzen sollen. 
Die Bedachtnahme auf diese Vorschläge verfolgt 
auch die Zielsetzung, die gesetzlichen Grundlagen 
für die künftige Umsetzung der konkreten Detail­

. regelungen der zu erwartenden Einzelrichtlinien 
betreffend Arbeitsstoffe und physikalische Ein­
wirkungen durch Verordnungen zum Arbeits­
schutzgesetz zu ermöglichen. 

Die angeführten Vorschläge betreffen Bereiche, 
für die im geltenden Recht (Arbeitnehmerschutz­
gesetz, Allgemeine Arbeitnehmerschutzverordnung 
usw.) Regelungen bestehen und für die im 
vorliegenden Entwurf Schutzvorschriften im Sinne 
der oben dargestellten Grundsätze vorzusehen 
sind. Wie bereits ausgeführt, kann die EU­
Anpassung keine Verschlechterungen gegenüber 
dem bestehenden Schutzniveau rechtfertigen. Die 
Bedachtnahme auf die genannten Vorschläge kann 
daher keine Einschränkung des geltenden Rechtes 
rechtfertigen, aber zur Orientierung bei der 
Neuregelung dienen. 

Da die Anpassung des geltenden Rechts an die 
Richtlinien zahlreiche Bestimmungen des geltenden 
Arbeitnehmerschutzgesetzes (ANSchG) sowie der 
dazu erlassenen Verordnungen betrifft, ist im 
Interesse der Klarheit und übersichtlichkeit eine 
Neufassung einer Novellierung des ANSchG 
vorzuziehen. Weiters sollen - auf Grundlage des 
vorliegenden neuen Arbeitsschutzgesetzes - neue 
Durchführungsverordnungen erlassen werden. 
Diese Verordnungen sollen dem System der 
Richtlinien folgen und in übereinstimmung mit 
der Gliederung dieses Bundesgesetzes bestimmte 
Bereiche des Arbeitnehmerschutzes regeln. Geplant 
sind zB Verordnungen zu folgenden Bereichen: 
Arbeitsstätten, Arbeitsmittel, Arbeitsstoffe, Gesund­
heitsüberwachung, Fachkenntnisse, Präventivdien­
ste, Bildschirmarbeit. 

Durchführungsverordnungen sind notwendig, 
. um den umfangreichen Detailregelungen der 
Richtlinien, insbesondere den technischen Rege­
lungen in den Anhängen der einzelnen Richtlinien, 
zu entsprechen. Eine übernahme dieser Detail­
regelungen in den vorliegenden Entwurf würde 
einerseits das Gesetz äußerst umfangreich und 
unübersichtlich machen und andererseits bei jeder 
künftigen Änderung einer technischen Detailre­
gelung, eines Grenzwertes für einen Arbeitsstoff, 
einer Aufzeichnungspflicht . usw. eine gesetzliche 
Änderung notwendig machen. In diesem Zusam­
menhang ist auch anzumerken, daß die ein­
schlägigen Richtlinien für solche technische 
Anpassungen ein vereinfachtes Verfahren vorsehen. 

Die Neuregelung soll auch zum Anlaß genom­
men werden, die durch das ANSchG auf Gesetzes­
stufe übergeleiteten Verordnungen sowie sonstige 

Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des technischen 
und arbeitshygienischen Arbeitnehmerschutzes 
abzulösen, da die geltende Rechtslage sehr 
unübersichtlich ist und immer wieder Anlaß zu 
Auslegungsfragen gibt. 

Vorbeugender Arbeitnehmerschutz hat das Ziel, 
Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten und . sonstige 
arbeitsbedingte Erkrankungen zu vermeiden und 
allen Arbeitnehmern ein Arbeitsleben und einen 
Ruhestand ohne arbeitsbedingte gesundheitliche 
Beeinträchtigungen zu ermöglichen. Die Verringe­
rung der Zahl der Arbeitsunfälle und arbeits­
bedingten Erkrankungen ist nicht nur eine wichtige 
humanitäre Aufgabe, sondern auch von besonderer 
wirtschaftlicher Bedeutung, da durch einen besse­
ren vorbeugenden Schutz der Arbeitnehmer die 
durch Arbeitsunfälle und arbeitsbedingte Krank­
heiten bedingten betrieolichen. und volkswirtschaft­
lichen Kosten sowie Sozialausgaben verringert 
werden können. 

Die Bedeutung der Sicherheit und des Gesund­
heitschutzes der Arbeitnehmer wird auch in den 

. Richtlinien und Entschließungen der EU betont. So 
führt die Entschließung des Rates vom 
21. Dezember 1987 über Sicherheit und Gesund­
heit am Arbeitsplatz ua. aus: "Die Entwicklung des 
Wachstums und die Steigerung der Produktivität 
sowohl der Unternehmen als auch der Wirtschaft 
der Gemeinschaft hängen unter anderem von der 
Qualität der Arbeitsumwelt, den Möglichkeiten der 
Arbeitnehmer, zum Schutz ihrer Sicherheit und 
Gesundheit Einfluß auf die Arbeitsumwelt zu 
nehmen, und der Motivierung der Arbeitnehmer 
ab." Der Rat betont, daß Information, Sensibilisie­
rung und gegebenenfalls Ausbildung der Arbeit­
geber und Arbeitnehmer für den Erfolg der 
Maßnahmen für Sicherheit, Arbeitshygiene und 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz von grund­
legender Bedeutung sind. 

Vorbeugender Arbeitnehmerschutz darf sich 
nicht darauf beschränken, Arbeitsplätze im techni­
schen Sinn sicher zu gestalten, er muß vielmehr die 
Beschäftigten vor allen arbeitsbedingten Gesund­
heitsgefahren schützen. Die oben angeführten 
Richtlinien gehen von einem umfassenden Ver­
ständnis des Arbeitnehmerschutzes aus und berück­
sichtigen insbesondere auch Fragen der Arbeits­
organisation, der psychischen Belastungen und des 
Einflusses der Umwelt auf den Arbeitsplatz. Die 
Arbeitnehmerschutzvorschriften müssen den geän­
derten Anforderungen angepaßt werden, insbeson­
dere neue Belastungen und neue Technologien 
berücksichtigen, alle Aspekte eines umfassenden 
Gesundheitsschutzes bei der Arbeit einbeziehen 
und die Grundlage für eine aktive betriebliche 
Gesundheitsförderung und für geeignete betrieb-· 
'liehe Strukturen zur Umsetzung der Grundsätze 
der Gefahrenverhütung schaffen. 

5 
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Die oben angeführten Richtlinien gehen von 
einer umfassenden Verpflichtung der Arbeitgeber 
auf dem Gebiet der Sicherheit und des Gesund­
heitsschutzes aus. Die Verantwortung für sichere 
und gesunde Arbeitsbedingungen liegt bei den 
Arbeitgebern. Zu ihren Pflichten gehört auch die 
Bereitstellung der erforderlichen Organisation und 
der erforderlichen Mittel. Maßnahmen zur Gefah­
renverhütung müssen in alle Tätigkeiten und auf 
allen Führungsebenen integriert werden. 

Zentraler Ansatzpunkt fÜr Sicherheit und 
Gesundheitsschutz ist die betriebliche Ebene. Die 
öffentlich-rechtlichen Arbeitnehmerschutzvorschrif­
ten müssen die Rahmenbedingungen und die 
Mindestanforderungen für die Schutzmaßnahmen 
vorgeben, die Umsetzung und die Anpassung an 
die konkreten betrieblichen Verhältnisse muß aber 
unter der Verantwortung der Arbeitgeber auf 
betrieblicher Ebene erfolgen. Der vorliegende 
Entwurf geht - in übereinstimmung mit den 
Grundsätzen der' angeführten Richtlinien - von 
einer stärkeren EigenverantWortlichkeit der Arbeit­
geber und von ihrer Verpflichtung zur Eigen­
initiative und zur Verbesserung der Arbeitsbedin­
gungen aus. Ausgangspunkt für die Umsetzung auf 
betrieblicher Ebene ist die systematische Erfassung 
und Auswertung der Belastungsdaten. Auf Grund­
lage dieser Ermittlung und Beurteilung sind 
Schutzmaßnahmen festzulegen und Programme 
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen zu 
entwickeln. Grundlage dafür muß der jeweilige 
Stand der Technik, der Arbeitsmedizin und 
Arbeitshygiene sowie der sonstigen einschlägigen 
wissenschaftlichen Erkenntnisse sein. 

Dieses Konzept soll die Entwicklung individuel­
ler Lösungen ermöglichen, die auf die konkrete 
betriebliche Situation abstellen und die an den 
jeweiligen Stand der Technik und der einschlägi­
gen Erkenntnisse angepaßt sind. Dieses Konzept ist 
aber nur dann geeignet, die Sicherheit und den 
Gesundheitsschutz in übereinstimmung mit den 
Richtlinien zu gewährleisten, wenn ausreichende 
Durchsetzungsmöglichkeiten für die Behörden 
vorgesehen sind, insbesondere wenn die ordnungs­
gemäße Ermittlung und Beurteilung der Belastun­
gen und Gefahren sowie die dem Stand der 
Technik entsprechende Festlegung von Schutz­
maßnahmen und deren Einhaltung durchsetzbar 
und sanktionierbar sind. 

Die Arbeitgeber sind bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben zunehmend auf die Beratung und 
Unterstützung durch innerbetriebliche oder externe 
Fachleute angewiesen. Dies gilt auch für Sicherheit 
und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz. Diesem 
Grundsatz entsprechend legt die Richtlinie 89/391 
die Verpflichtung der Arbeitgeber zur Bestellung 
von Arbeitnehmern mit besonderer Funktion bei 
der Sicherheit und beim Gesundheitsschutz oder 
zur Beiziehung externer Personen oder Dienste fest 
(siehe dazu die Regelungen über Präventivdienste). 

Von zentraler Bedeutung für Sicherheit und 
Gesundheitschutz auf betrieblicher Ebene ist die 
Einbeziehung der Arbeitnehmer, insbesondere bei 

. der Erfassung der Belastungen und der Umsetzung 
der Arbeitnehmerschutzvorschriften in konkrete 

. betriebliche Maßnahmen und Programme. Die 
Richtlinie 89/391 betont die Notwendigkeit, den 
Dialog und die ausgewogene Zusammenarbeit im 
Bereich der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 
am Arbeitsplatz ~wischen den Arbeitgebern und 
den Arbeitnehmern bzw. ihren Vertretern/Vertre­
terinnen durch geeignete Verfahren und Instru­
mente auszuweiten. Damit die Arbeitnehmer ihrer 
wichtigen Funktion auf dem Gebiet der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes nachkommen kön­
nen, müssen sie umfassend informiert und unter­
wiesen werden. Von besonderer Bedeutung ist 
außerdem die Zusammenarbeit aller mit Sicher­
heits- und Gesundheitsschutzaufgaben auf betrieb­
licher Ebene betrauter Personen und ihre Koopera­
tion mit den Arbeitnehmern oder den Belegschafts­
organen. 

Bei manchen in diesem Entwurf vorgesehenen 
Neuerungen ist davon auszugehen, daß die 
Umsetzung nur schrittweise erfolgen kann. Dies 
gilt insbesondere für die sicherheitstechnische und 
arbeitsmedizinische Betreuung, weil derzeit für eine 
Betreuung aller Arbeitnehmer nicht genügend 
entsprechend ausgebildete Sicherheitsfachkräfte 
und Arbeitsmediziner zur Verfügung stehen. In 
den übergangsbestimmungen wird daher em 
Stufenplan vorgesehen. 

Durch die Artikel III und IV werden die in den 
Arbeitnehmerschutzrichtlinien der EG enthaltenen 
arbeitsvertragsrechtlichen und betriebsverfassungs­
rechtlichen Regelungen umgesetzt. Dies erfolgt 
durch eine Novellierung des Arbeitsvertragsrechts­
Anpassungsgesetzes und des Arbeitsverfassungsge­
setzes. 

Dabei handelt es sich insbesondere um Bestim-
mungen über 

Benachteiligungsverbote für Arbeitnehmer, 
die bei unmittelbarer Gefahr ihren Arbeits­
platz verlassen, 
Benachteiligungsverbote für Arbeitnehmer 
mit besonderen Funktionen bei Sicherheit 
und Gesundheitsschutz, 
Informations- und Anhörungsrechte der 
Arbeitnehmer bzw. der Arbeitnehmervertre­
ter. 

Vorgesehen ist die Einführung von Benachteili­
gungsverboten, Kündigungs- und Entlassungschutz, 
Präzisierung und Determinierung von Informa­
tions- und Beratungsrechten des Betriebsrates im 
Zusammenhang mit dem Arbeitsschutz und 
Zustimmung der Arbeitnehmer bei der Verwen­
dung von Kontrollmaßnahmen, sofern . keine 
entsprechende Betriebsvereinbarung besteht. 
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Der vorliegende Entwurf Stützt sich auf folgende 
Kompetenztatbestände: Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG 
(Arbeitsrecht), Art. 10 Abs. 1 Z 16 B-VG (Dienst­
recht der Bundesbediensteten), Art. 21 Abs. 2 B­
VG (Arbeitnehmerschutz) und Art. 10 Abs. 1 Z 10 
B-VG (Bergwesen). 

Finanzielle Erläuterungen: 

Für Bund, Länder, Gemeinden und Gemeinde­
verbände als Dienstgeber kann sich ein Mehrauf-. 
wand durch die in diesem Entwurf vorgesehenen 
Pflichten der Arbeitgeber ergeben. Dieser Aufwand 
läßt sich allerdings nicht beziffern, da er von der 
Anzahl, Art und Größe der Betriebe, d~m 
derzeitigen Stand der Gefahrenverhütung in 
diesen Betrieben und in weiten Bereichen auch 
von der Konkretisierung dieser Verpflichtungen 
durch Verordnung abhängt. über die Zahl der von 
den Gebietskörperschaften geführten Betriebe und 
der in diesen Betrieben beschäftigten Arbeitnehmer 
liegen keine geeigneten Unterlagen vor. Bei den 
von der Neuregelung betroffenen Betrieben der 
Gebietskörperschaften handelt es sich insbesondere 
um Krankenanstalten, Pflegeheime, Pensionisten­
heime, Elektrizitätswerke, Gaswerke, Verkehrsbe­
triebe, Theaterbetriebe und land- und forstwirt­
schaftliche Betriebe. 

So ist im Zusammenhang mit der Verpflichtung 
zur Einrichtung einer sicherheitstechnischen und 
arbeitsmedizinischen Betreuung mit einem Mehr­
aufwand zu rechnen. Dies gilt für Betriebe bis zu 
250 Beschäftigten, für größere Betriebe besteht 
diese Verpflichtung schon derzeit. Weiters besteht 
eine Verpflichtung zur arbeitsmedizinischen 
Betreuung bereits derzeit bei Nachtschichtbetrie­
ben ab 50 Beschäftigten. Der vorliegende Entwurf 
begründet daher nur für jene Betriebe der 
Gebietskörperschaften eine neue Verpflichtung 
zur arbeitsmedizinischen Betreuung, die weniger 
als 250 bzw. 50 Arbeitnehmer beschäftigen. Dies 
kann zB auf die Pensionisten- und Pflegeheime 
zutreffen, wobei aber auf den in' den übergangs­
bestimmungen festgelegten Stufenplan zu verwei­
sen ist. Der Mehraufwand durch die Verpflichtung 
zur sicherheitstechnischen und arbeitsmedizini­
schen Betreuung läßt sich allerdings nicht bezif­
fern, weil er nicht nur von der Mindesteinsatzzeit, 
sondern auch von der vertraglichen Festsetzung des 
Gehaltes bzw. Honorars für Sicherheitsfachkräfte 
und Arbeitsmediziner abhängt. In bezug auf die 
arbeitsmedizinische Betreuung ist diesem Zusam­
menhang auch auf Artikel 11 zu verweisen. 

Weiters kann sich ein Mehraufwand durch die 
Verpflichtung zur Ermittlung und Beurteilung der 
Gefahren ergeben, insbesondere wenn externe 
Fachleute herangezogen werden müssen, weil der 
Betrieb über keine für diese Aufgabe geeigneten 
Arbeitnehmer verfügt. Dies kann aber nur in 
besonders gelagerten Einzelfällen der Fall· sein, da 
anzunehmen ist, daß die Betriebe der Gebiets-

körperschaften über Sicherheitsfachkräfte und 
sonstige Beschäftigte mit ausreichenden Fachkennt­
nissen verfügen. So ist beim Großteil der oben 
angeführten Betriebe anzunehmen, daß sie über ein 
hohes Sicherheitsniveau verfügen und bereits 
derzeit eine eingehende Auseinandersetzung mit 
Fragen der Sicherheit und Gesundheit unter 
Beiziehung von Experten stattfindet, zumal dies 
auch im Interesse' der Sicherheit und Gesundheit 
der Patienten, der Kunden bzw. Besucher usw. 
unverzichtbar ist. 

Ein Mehraufwand kann sich auch für Betriebe 
ergeben, in denen gefährliche Arbeitsstoffe ver­
wendet werden, und in denen künftig regelmäßig 
Messungen durchzuführen sind. Dabei ist aber 
davon auszugehen, daß derartige Betriebe häufig 
schon derzeit auf Grund behördlicher Vorschrei­
bung oder in Erfüllung ihrer Fürsorgepflicht durch 
geeignete Untersuchungen und Messungen fest­

. gestellt haben, ob eine Gefährdung der Arbeit­
nehmer durch gefährliche Arbeitsstoffe besteht. 

Die Durchführung der übrigen in diesem 
Bundesgesetz festgelegten Schutzmaßnahmen wird 
generell dann einen Mehraufwand bewirken, wenn 
die derzeitige Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
nicht dem Stand der Technik, der Arbeitsmedizin 
und der sonstigen Erkenntnisse auf dem Gebiet der 
Gefahrenverhütung entspricht, was aber angesichts 
der zwingenden Vorschriften des Arbeitnehmer­
schutzgesetzes und der dazu ergangenen Verord-. 
nungen nicht anzunehmen ist. 

Beim Aufwand für die Vollziehung durch die 
Arbeitsinspektion und die sonstigen für den 
Arbeitnehmerschutz zuständigen Behörden ist 
davon auszugehen, daß sich vor allem in der 
Anfangsphase wohl die Notwendigkeit verstärkter 
Beratungstätigkeit ergeben wird. Dies bewirkt 
einen zusätzlichen Personalaufwand unter der 
Voraussetzung, daß die verstärkte Beratungstätig­
keit nicht zu Lasten der Kontrolltätigkeit gehen 
darf. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die 
Arbeitsinspektion derzeit auf Grund der ange­
spannten Personalsituation nicht in der Lage ist, 
eine flächendeckende Kontrolle im wünschenswer­
ten Ausmaß zu gewährleisten. So wurden 1993 nur 
ca. 26,4% der vorgemerkten Betriebe umfassend 
inspiziert. Eine weitere Reduzierung der über­
prüfungstätigkeit zugunsten der Beratungstätigkeit 
erscheint nicht vertretbar, da bei einer derart 
geringen Wahrscheinlichkeit einer Kontrolle die 
Durchsetzung des Arbeitnehmerschutzes in Frage 
gestellt wäre. In diesem Zusammenhang ist auch 
auf Artikel 4 der Richtlinie 89/391 zu verweisen, 
der die Mitgliedstaaten verpflichtet, für eine 
angemessene Kontrolle und überwachung zu 
sorgen. Geht man als Minimalvariante von einem 
zusätzlichen Personalbedarf von 20 Bediensteten 
der Verwendungsgruppe A aus (eine/r pro 
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Arbeitsinspektorat), bedeutet dies 
lichen Personalaufwand von ca. 
Schilling pro Jahr. 

einen zusätz-
15 Millionen 

Bei den Verwaltungsverfahren wird sich hinge­
gen kein Mehraufwand gegenüber dem geltenden 
Recht ergeben, weil der Grundsatz der Verfah­
renskonzentration verstärkt wird und weil sehr 
aufwendige Verwaltungsverfahren, die im Arbeit­
nehmerschutzgesetz vorgesehen sind, nicht in den 
vorliegenden Entwurf übernommen wurden (ins­
besondere betreffend arbeitsmedizinische und 
sicherheitstechnische Betreuung). 

Im Zusammenhang mit den finanziellen Aus­
wirkungen dieses Bundesgesetzes darf nicht außer 
acht gelassen werden, daß jede Verbesserung auf 
dem Gebiet des vorbeugenden Arbeitnehmerschut­
zes einen wichtigen Beitrag zur Vermeidung von 
Arbeitsunfällen und berufsbedingten Erkrankungen 
darstellt. Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten und 
sonstige arbeitsbedingte Erkrankungenverursa- 0 

chen enorme Kosten für die Betriebe und für die 
Sozialversicherungsträger. über Anzahl und Aus­
maß der arbeitsbedingten Erkrankungen und die 
dadurch verursachten Kosten (für die Krankenver­
sicherungsträger, die Unfallversicherungsträger, die 
Pensionsversicherungsträger und die Betriebe) 
liegen keine gesicherten Erkenntnisse vor, da nur 
die anerkannten Berufskrankheiten gesondert 
erfaßt werden. Durch Arbeitsunfälle entstehen 
jährlich Kosten von ca. 30 Milliarden Schilling. 

Den durch diesen Entwurf entstehenden zusätz­
lichen Belastungen für die Arbeitgeber stehen 
daher längerfristig betrachtet wesentliche Einspa­
rungen gegenüber. 

Für die Deckung der im Bereich des ASVG 
entstehenden Kosten werden die Mehreinnah~en 
auf Grund des ab L Jänner 1995 wieder geltenden 
Dauerrechts hinsichtlich des Beitragssatzes in der 
Unfallversicherung zur Verfügung stehen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen· 

Zu Artikel I 

Zum 1. Abschnitt (Allgemeine Bestimmungen): 

Der erste Abschnitt enthält neben dem Gel­
tungsbereich jene Begriffsbestimmungen und jene 
allgemeine Anforderungen, die nicht nur für 
einzelne Bereiche des Arbeitnehmerschutzes bzw. 
nicht nur für einzelne Abschnitte dieses Entwurfes 
von Bedeutung sind, sondern generell gelten. 

Dieser Abschnitt enthält vor allem die in der 
Rahmenrichtlinie 89/391 festgelegten allgemeinen 
Grundsätze für die Verhütung berufsbedingter 
Gefahren, für die Sicherheit und den Gesundheits­
schutz, die Ausschaltung von Risiko- und Unfall­
faktoren, die Information, die Anhörung und 
ausgewogene Beteiligung der Arbeitnehmer sowie 
die Unterweisung. 

Die einschlägigen Richtlinien gehen von einem 
weiten Verständnis des Arbeitnehmerschutzes bzw. 
der Gefahrenverhütung aus, sie berücksichtigen 
insbesondere auch Fragen der Arbeitsorganisation, 
der psychischen Belastungen, der sozialen Bezie­
hungenund den Einfluß der Umwelt auf den 
Arbeitsplatz. Dies kommt vor allem in den 
Grundsätzen der Gefahrenverhütung der Rahmen­
richtlinie 89/391 zum Ausdruck, die in den 
vorliegenden Entwurf übernommen wurden. 

Von besonderer Bedeutung ist die Evaluierungs­
pflicht der Arbeitgeber, die in allgemeiner Form in 
der Rahmenrichtlinie 89/391 vorgesehen ist und in 
den Einzelrichtlinien zum Teil konkretisiert wird. 
Die Verpflichtung zur Ermittlung und Beurteilung 
der Gefahren und zur Festlegung von Schutz­
maßnahmen ist auch im Zusammenhang mit dem 
hohen Stellenwert zu sehen, der nach den 
Richtlinien dem Dialog· und der Auseinander­
setzung mit Fragen der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes auf betrieblicher Ebene 
zukommt, sowie der in den Richtlinien veran­
kerten Verpflichtung der Arbeitgeber zur Eigen­
iniative und zur Verbesserung der Arbeitsbedin­
gungen. 

Bei Beschäftigung von betriebsfremden Arbeit­
nehmern und bei gleichzeitiger oder aufeinander­
folgender Beschäftigung von Arbeitnehmern ver­
schiedener Arbeitgeber, zB auf Baustellen, ergeben 
sich immer wieder schwerwiegende Mängel auf 
dem Gebiet der Sicherheit und des Gesundheits­
schutzes, die vor allem auf die fehlende oder 
unzureichende Koordination zurückzuführen sind. 
Im v~rliegenden Entwurf werden für solche Fälle 
Regelungen getroffen. 

In den einzelnen Richtlinien und sonstigen EU­
Dokumenten wird besonders hervorgehoben, daß 
für einen besseren Schutz eine entsprechende 
Information und Beteiligung der Arbeitnehmer 
unerläßlich ist. So betont die Rahmenrichtlinie 
89/391 die Notwendigkeit, die Unterrichtung, den 
Dialog und die ausgewogene Zusammenarbeit im 
Bereich der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 
auszuweiten. Die einzelnen Richtlinien sehen eine 
Vielzahl von konkreten Informations-, Unterwei­
sungs- und Beteiligungspflichten vor. Dem wird im 
vorliegenden Entwurf entsprochen. 

Zu § 1 (Geltungsbereich) : 

Der Geltungsbereich wurde gegenüber dem 
Arbeitnehmerschutzgesetz erweitert. Die Rahmen­
richtlinie 89/391 regelt die grundsätzlichen Anfor­
derungen auf dem Gebiet der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes. Diese Richtlinie findet gemäß 
Art .. 2 "auf alle privaten oder öffentlichen Tätig­
keitsbereiche (gewerbliche, landwirtschaftliche, 
kaufmännische, verwaltungsmäßige sowie dienstlei­
stungs- oder ausbildUngs bezogene, kulturelle und . 
Freizeittätigkeiten usw.)" Anwendung. Ausnahmen 
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sind nur zulässig für spezifische Tätigkeiten im 
öffentlichen Dienst, zB bei den Streitkräften oder 

- der Polizei, oder"bestimmte spezifische Tätigkeiten 
bei den Katastrophendiensten. Auch für diese 
Gruppen ist aber dafür Sorge zu tragen, daß eine 
größtmögliche Sicherheit und ein größtmöglicher 
Gesundheitsschutz gewährleistet ist. 

Gemäß Art. 4 haben die Mitgliedstaaten die 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um zu 
gewährleisten, daß" die Arbeitgeber, die Arbeit­
nehmer und die Arbeitnehmervertreter den für die 
Anwendung dieser Richtlinie erforderlichen 
Rechtsvorschriften unterliegen. Die zu dieser 
Rahmenrichtlinie erlassenen Einzelrichtlinien gel­
ten ebenfalls grundsätzlich für alle privaten und 
öffentlichen Tätigkeitsbereiche gleichermaßen. 

Diesen Anforderungen wird durch das" Arbeit­
nehmerschutzgesetz nicht entsprochen, weil eine 
Reihe von Ausnahmen aus dem Geltungsbereich 
besteht, und für die "ausgenommenen Bereiche' 
entweder keine oder weniger strenge Anforderun­
gen auf dem Gebiet der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes bei der Arbeit gelten. Der 
vorliegende Entwurf sieht zwar einen weiteren 
Geltungsbereich vor, erfaßt aber ebenfalls nicht alle 
unter die Richtlinien fallenden Bereiche. 

Abs. 1 stellt abweichend vom Arbeitnehmer­
schutzgesetz nicht auf "Betriebe" ab, außer im 
Bereich des Art. 21 B-VG, da der Betriebsbegriff 
kein taugliches Abgrenzungskriterium für die 
Geltung von Regelungen auf dem Gebiet der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes darstellt. 
Die in diesem Entwurf vorgesehenen Regelungen 
sollen grundsätzlich für jede Beschäftigung von 
Arbeitnehmern unabhängig vom Arbeitsort gelten, 
soweit nicht Ausnahmen vom Geltungsbereich 
vorgesehen sind. 

Abs. 2 Z 1 entspricht Art. 21 Abs. 2 B-VG. Für 
jene Bediensteten der Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände, die nicht in Betrieben beschäf­
tigt sind, kommt dem Bundesgesetzgeber keine 
Kompetenz zur Regelung des Arbeitnehmerschut­
zes zu. In diesem Bereich hat die Umsetzung der 
Richtlinien durch den Landesgesetzgeber zu 
erfolgen. Der Begriff "Betrieb" ist im Sinne der 
Literatur und Judikatur zu Art. 21 B-VG aus­
zulegen. 

Abs. 2 Z 2 nimmt die unter das Bundesbe­
diensteten-Schutzgesetz fallenden Bundesdienststel­
len aus. Dienststellen, die der Aufsicht der 
Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegen, und Betrie­
bedes Bundes fallen hingegen unter den 
Geltungsbereich des vorliegenden Entwurfes. Die 
Ausnahme nach" Abs. 2 Z 2 gilt" nur für die 
Beschäftigung von Dienstnehmern des Bundes, 
nicht hingegen für sonstige Arbeitnehmer, die in 
Bundesdienststellen beschäftigt sind (zB Reini­
gungskräfte, die in einem Arbeitsverhältnis zu 
einem Reinigungsunternehmen stehen). Die vom 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
geplante Einbeziehung aller Bundesdienststellen 
wurde vom Bundeskanzleramt abgelehnt. Da die 
im allgemeinen Teil der Erläuterungen angeführten 
Richtlinien in gleicher Weise für die Bundesdienst­
stellen gelten, muß auch für diesen Bereich eine 
Anpassung an den Mindeststandard der Richtlinien 
erfolgen, zB durch eine Änderung des in die 
Zuständigkeit des Bundeskanzleramtes fallenden 
Bundesbediensteten-Schutzgesetzes samt Durchfüh­
rungsverordnungen. 

Abs. 2 Z 3 enthält die auf Grund der Kom­
petenzverteilung gebotene Ausnahme für land- und 
forstwirtschaftliehe Betriebe. Für diesen Bereich hat 
eine EU-konforme Gestaltung des Arb"eitnehmer­
schutzrechtes durch Anpassung des Landarbeits­
gesetzes 1984" und der Ausführungsgesetze der 
Länder zu erfolgen. Die Beschäftigung von 
Arbeitnehmern in land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben des Bundes, der Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände fällt nicht unter das Landar­
beitsgesetz 1984, sondern unter diesen Entwurf. 

Abs. 2 Z 4 enthält in übereinstimmung mit _Art. 
3 lit. a der Richtlinie 89/391 eine Ausnahme für 
Arbeitnehmer in privaten Haushalten. Für Arbeit­
nehmer in Haushalten juristischer Personen (zB 
Reinigungskräfte in Studentenheimen) wird hinge­
gen keine Ausnahme ~orgesehen, -da dies weder 
sachlich noch sozialpolitisch zu rechtfertigen wäre. 
Wenn Arbeitnehmer sowohl im privaten Haushalt 
als auch im Gewerbebetrieb beschäftigt sind, gilt 
die Ausnahme vom Geltungsbereich nur für die 
Tätigkeit im privaten Haushalt. 

Abs. 2 Z 5 stellt klar, daß Heimarbeiter/innen 
nicht unter den Geltungsbereich fallen. Heimar­
beiter/innen sind keine Arbeitnehmer (siehe auch 
§ 1 Abs. 5 ANSchG). Für diese Personen enthält 
das Heimarbeitsgesetz 1960 in §§ 16 und 17 
Regelungen über den Gefahrenschutz. 

" Abs. 3 enthält Ausnahmen für bestimmte Tätig­
keiten im Bergbau. Die im allgemeinen Teil 
angeführten Richtlinien - mit Ausnahme der 
Arbeitsstätten-Richtlinie 89/654 - gelten ohne 
Einschränkung auch für den Bergbau. Vom 
geltenden Arbeitnehmerschutzgesetz sind alle 
Tätigkeiten ausgenommen, die der bergbehördli­
chen Aufsicht unterliegen. Die Berggesetznovelle 
1990 bewirkte, daß zahlreiche Arbeitsstätten, zB 
Tongruben und Steinbrüche, nunmehr nicht mehr 
unter das ANSchG und die dazu ergangenen 
Verordnungen fallen, sondern unter das Berggesetz _ 
1975. Diese Änderung hat zu zahlreichen Aus­
legungs- und Abgrenzungsfragen geführt. 

Die vom Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales angestrebte Einbeziehung aller Bergbau­
tätigkeiten in das Arbeitsschutzgesetz wurde vom 
Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegen­
heiten abgelehnt. Die vorliegende Ausnahmere­
gelung stellt das Ergebnis von Beratungen mit der 
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Obersten Bergbehörde und von Sozialpartnerver­
handlungen dar, die im Begutachtungsentwurf 
vorgesehene Einbeziehung weiterer Bergbautätig­
keiten (die im Zusammenhang mit der Weiterver­
arbeitung stehende Aufbereitung) wurde von seiten 
der Interessenvertretung der Arbeitgeber abgelehnt. 

Nach der im vorliegenden Entwurf vorgesehenen 
Regelung werden nicht mehr generell alle unter das 
Berggesetz 1975 fallenden Tätigkeiten ausgenom­
men, sondern es erfolgt eine Einbeziehung der 
Veredelung und Weiterverarbeitung. In diesem 
Zusammenhang ist auch darauf zu verweisen, daß 
die Richtlinie 921104 (mineralgewinnende Betrie­
be) nur für das eigentliche Gewinnen, für das 
Aufsuchen zum Zwecke einer späteren Gewinnung 
sowie für die Aufbereitung des Fördergutes für den 
Verkauf mit Ausnahme der . Tätigkeiten zur 
Weiterverarbeitung dieses Fördergutes gilt. Für 
die Weiterverarbeitung gilt also die Arbeitsstätten­
Richtlinie ohne Abweichungen. 

Die Abgrenzung in Abs. 3 Z 1, 2, 4, 5, 6 und 8 
entspricht dem Geltungsbereich des Berggesetzes 
1975. Zu den in Abs. 3 Z 1 angeführten 
Tätigkeiten ist darauf zu verweisen, daß die 
Ausnahme auch jenes Aufsuchen und Gewinnen 
von grundeigenen mineralischen Rohstoffen erfaßt, 
das gemäß § 200 ades Berggesetzes 1975 und § 1 
Abs. 2 Z 2 des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993, 
BGBL Nr. 27, (ArbIG), in die Aufsicht der 
Arbeitsinspektion fällt. Bei bestimmten minerali­
schen Rohstoffen hängt die Geltung des Berg­
gesetzes 1975, und damit auch die Geltung des 
vorliegenden Entwurfes, davon ab, ob sich die 
gewonnenen mineralischen Rohstoffe für eine 
bestimmte Verwendung eignen (unabhängig von 
der tatsächlichen Verwendung). Diese Eignung läßt 
sich häufig nur auf Grund eines Gutachtens klären. 
So fällt zB das Aufsuchen und Gewinnen von 
Quarz, Quarzit und Quarzsand, der sich als 
Einsatzstoff für die Zementherstellung eignet, 
unter das Berggesetz 1975 und unter die Aufsicht 
der Arbeitsinspektion (§ 200 ades Berggesetzes), 
das Aufsuchen und Gewinnen von Quarz, Quarzit 
und Quarzsand, der sich zur Herstellung von Glas 
oder feuerfesten Erzeugnissen eignet, unter das 

. Berggesetz 1975, aber nicht unter die Aufsicht der 
Arbeitsinspektion, das Aufsuchen von Quarz, 
Quarzit und Quarzsand, der sich weder für die 
Zementherstellung noch zur Herstellung von Glas 
oder feuerfesten Erzeugnissen eignet, fällt hingegen 
nicht unter das Berggesetz 1975, sondern unter das 
Arbeitnehmerschutzgesetz und unter den vorlie­
genden Entwurf. 

Zu Abs. 3 Z 8 ist darauf hinzuweisen, daß der 
Verfassungsgerichtshof mit Erkenntnis vom 
12. Dezember 1992, G 171191-29, G 115/92-22, 
in § 132 Abs. 1 BergG die Worte "Materialien auf 
dem Tagbaugelände zu lagern" mit Wirksamkeit 
ab 30. November 1993 als verfassungswidrig 
aufgehoben hat. Dies wurde ua. damit begründet, 

daß Tätigkeiten, die keine speziellen bergbau­
technischen, sondern bloß allgemeine technische 
Kenntnisse, Mittel und Methoden erfordern, ;nicht 
zum "Bergwesen" zählen. 

Die Abgrenzung in Abs. 3 Z 3 stellt hingegen 
eine Anderung gegenüber dem Arbeitnehmer­
schutzgesetz dar. Die in § 132 Abs. 1 des 
Berggesetzes 1975 genannten Veredelungstätigkei­
ten sowie die Weiterverarbeitung fallen unter das 
BergG, sofern sie durch den Bergbauberechtigten 
im betrieblichen und räumlichen Zusammenhang 
mit dem Aufsuchen und Gewinnen erfolgen. Die 
Einbeziehung dieser Tätigkeiten in den vorliegen~ 
den Entwurf erfolgt aus Gründen der Gleichbe­
handlung (ausschlaggebend ist die Tätigkeit, nicht 
die Person des Betreibers) und aus praktischen 
Erwägungen, zumal sich diese Veredelungs- und 
Weiterverarbeitungstätigkeiten häufig auch oder 
sogar überwiegend auf mineralische Rohstoffe 
beziehen, . die nicht vom Bergbauberechtigten 
selbst gewonnen, sondern zugekauft werden. Bei 
der Anwendung des Arbeitsschutzgesetzes, zB der 
Regelungen über die Evaluierung, die Arbeitsvor­
gänge und die Präventivdienste kann aber in der 
Praxis nicht darauf abgestellt werden, ob die 
einzelnen Tätigkeiten bzw. Werkshallen usw. auch 
oder überwiegend oder ausschließlich der Aufbe­
reitung bzw. Weiterverarbeitung von mineralischen 
Rohstoffen dienen, die vom Bergbauberechtigten 
gewonnen werden, oder ob es sich um zugekaufte 
Rohstoffe handelt. 

Der vorliegende Entwurf schafft daher eine 
praktikablere Abgrenzung in der Weise, daß die 
Veredelung und Weiterverarbeitung nicht mehr 
vom Geltungsbereich ausgenommen wird. Gleiches 
gilt für die in Z 7 angeführten Tätigkeiten (zB für 
Werkstätten, die im Zusammenhang mit der 
Weiterverarbeitung stehen). Die Geltung des 
Berggesetzes 1975 und die Ausnahmen aus dem 
Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion werden 
dadurch nicht berührt. In diesem Zusammenhang 
ist auch darauf hinzuweisen, daß für die Weiter­
verarbeitung, auch wenn sie unter das Berggesetz 
1975 fällt, die oben angeführte Arbeitsstätten­
Richtlinie uneingeschränkt anzuwenden ist. 

Weiters ist anzumerken, daß das Berggesetz 
1975 ua. für die bergbautechnischen Aspekte 
bestimmter Tätigkeiten gilt, zB des Suchens von 
geologischen Strukturen, die sich zur Aufnahme 
von einzubringenden Stoffen eignen, des Erfor­
schens von in Betracht kommenden Strukturen, des 
Einbringens der Stoffe in die geologischen Struk­
turen und des Lagerns in diesen, der Benützung 
von Grubenbauen eines stillgelegten Bergwerkes zu 
anderen Zwecken als dem Gewinnen mineralischer 
Rohstoffe usw. Diesem Umstand trägt Z 9 
Rechnung. 

1590 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)70 von 136

www.parlament.gv.at



1590 der Beilagen 71 

Das Recht des Bundesministers für wirtschaft­
liche Angelegenheiten, für diesen Bereich besonde­
re Regelungen nach _ dem Berggesetz 1975 zu 
erlassen, wird durch die Regelungen des Arbeits-
schutzgesetzes nicht berührt. . 

Abweichend vom Arbeitnehmerschutzgesetz 
sieht der vorliegende Entwurf keine Ausnahmen 
für Erziehungs- und Unterrichtsanstalten mehr vor 
(soweit es sich nicht um Dienststellen des Bundes, 
der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände 
handelt). Dies entspricht den Mindestanforderun­
gen der oben angeführten Richtlinien, eine 
Ausnahme wäre _nicht EU-konform. Außerdem 
erscheint es aus sozialpolitischen Erwägungen und 
im Hinblick auf den Gleichheitssatz nicht gerecht­
fertigt, wenn für die in U nterrichts- und 
Erziehungsanstalten beschäftigten Arbeitnehmer 
keine Regelungen zum Schutz des Lebens und 
der Gesundheit bestehen. Den besonderen Anfor­
derungen dieser Einrichtungen kann bei der 
Erlassung von Durchführungsverordnungen - im 
Rahmen der Mindestanforderungen der Richtlinien 
- entsprochen werden. 

Abweichend vom geltenden Arbeitnehmerschutz­
gesetz enthält der Entwurf keine Ausnahme für 
"Kultusanstalten", weil eine solche Ausnahme mit 
den oben angeführten Richtlinien nicht vereinbar 
wäre. Außerdem hat sich im Zusammenhang mit 
dem Arbeitsinspektionsgesetz 1993 gezeigt, daß der 
Begriff "Kultusanstalten" sehr unterschiedlich aus­
gelegt wird. So fallen nach Auffassung der 
Österreichischen Bischofskonferenz alle Einrich­
tungen, welche unmittelbar oder mittelbar kirch­
lichen Zwecken dienen, unter diesen Begriff. 
Kirchliche Zwecke sind demnach Werke der 
Frömmigkeit, des Apostolates und der Caritas. 
Demnach werden den Kultusanstalten auch 
Kindergärten, Schulen, Kinderheime, Jugendhäu­
ser usw. zugerechnet. Eine derartige Ausnahme für 
Arbeitnehmer der Kirchen und Religionsgesell­
schaften wäre mit dem EWR-Abkommen nicht 
vereinbar und erscheint auch nicht im Hinblick auf 
die vedassungsrechtlich verankerte Autonomie der 
Kirchen und Religionsgesellschaften notwendig, da 
der vorliegende Entwud Regelungen unter dem 
allgemeinen Gesichtspunkt der Rechtsgüter Leben 
und Gesundheit, nicht aber unter dem Gesichts­
punkt der Religionsfreiheit trifft. (Siehe ua. 
Leimer-Strasser, Der technische Arbeitnehmer­
schutz im Recht der EG, WISO-Sonderband Nr. 7, 
Seite 68f). Hinsichtlich der geistlichen Amtsträger 
edolgt eine KlarsteIlung in § 2 Abs. 1, hinsichtlich 
der dem Gottesdienst gewidmeten Gebäude wird 
im 2. Abschnitt eine Ausnahme vorgesehen. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen): 

Abs. 1 definiert den Arbeitnehmerbegriff in 
Übereinstimmung mit Art. 3 lit. a der Richtlinie 
89/391. Diese Definition entspricht § 1 Abs. 5 
ANSchG mit der Maßgabe, daß nicht mehr auf 

den Betriebsbegriff abgestellt wird. Eine Klar­
stellung -des Arbeitnehmerbegriffes ist notwendig, 
weil der Arbeitnehmerbegriff des vorliegenden 
Entwurfes über den arbeitsvertragsrechtlichen 
Arbeitnehmerbegriff hinausgeht. Die Definition 
edaßt auch Personen, die im Rahmen eines nicht 
als Arbeitsverhältnis anzusehenden Ausbildungsver­
hältnisses beschäftigt werden, zB Volontäre. Auf 
das Vorliegen eines gültigen Arbeitsvertrages 
kommt es nicht an: Personen, die auf Grund 
eines Werkvertrages tätig werden, fallen hingegen 
nicht unter den Arbeitnehmerbegriff. Eine Klar­
stellung hinsichtlich der Heimarbeiter linnen ist im 
Rahmen dieser Definition nicht notwendig, da eine 
Ausnahme vom Geltungsbereich in § 1 Abs. 2 Z 5 
vorgesehen ist. 

Der letzte Satz dient der KlarsteIlung und 
entspricht § 2 Abs. 1 letzter Satz des Arbeits­
inspektionsgesetzes 1993. 

Der Begriff der Arbeitgeber wird im vorliegen­
den Entwud - ebenso wie im geltenden Arbeit­
nehmerschutzrecht ....,. nicht definiert. Im Sinne der 
Literatur und Judikatur ist Arbeitgeber jene Person, 
zu der die Arbeimehmer in einem Vertragsverhält­
nis stehen und von der sie beschäftigt werden. 
Daher sind zB bei Einkaufszentren Arbeitgeber im 
Sinne des Arbeitsvertragsrechtes und des Arbeit­
nehmerschutzrechtes nicht die Betreiber des Ein­
kaufszentrums, sondern sind jene Personen als 

-Arbeitgeber anzusehen, die in den einzelnen 
Verkaufsgeschäften Arbeitnehmer beschäftigen 
(siehe Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes 
vom 28. Jänner 1991, ZI. 90/19/0270). 

Abs. 2 definiert die "Belegschaftsorgane", auf die 
in mehreren Bestimmungen dieses Entwudes Bezug 
genommen wird. Dieser Begriff wird im vor­
liegenden Entwud als Sammelbegriff für die nach 
dem Arbeitsverfassungsgesetz und nach den 
bundes- und landes gesetzlichen Personalvertre-· 
tungsregelungen errichteten Organe verwendet 
und edaßt auch die im Bereich der Österreichi­
schen Bundesbahnen bestehenden Organe der 
Belegschaft. Der vorliegende Entwud verweist 
jeweils auf die "zuständigen" Belegschaftsorgane. 
Welche Organe darunter zu verstehen sind, 
bestimmt sich nach dem Arbeitsvedassungsgesetz 
und nach den Vorschriften auf dem Gebiet des 
Personalvertretungsrechtes . 

Abs. 3 definiert die Arbeitsstätten. Die Definition 
der Baustellen entspricht Art. 2 lit. a der Richtlinie 
92/57. Diese Richtlinie enthält im Anhang I auch 
eine demonstrative Aufzählung der Bauarbeiten, 
die entsprechend den Ergebnissen der Verhandlun­
gen mit den Interessenvertretungen der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer in den Entwud übernommen 
wurde. Die Definition der auswärtigen Arbeits­
stellen ist enger als jene nach § 1 Z 5 AA V, da alle 
Orte auf dem Betriebsgelände im _ Freien in 
Übereinstimmung mit der Arbeitsstätten-Richtlinie 
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nunmehr durch den Begriff der Arbeitsstätte erfaßt 
sind und Baustellen nicht als auswärtige Arbeits­
stellen nach dem vorliegenden Entwurf gelten. 

Abs. 5 definiert die Arbeitsmittel, wobei dieser 
Begriff im vorliegenden Entwurf insbesondere die 
"Betriebseinrichtungen, sonstigen mechanischen 
Einrichtungen und Betriebsmittel" im Sinne des 
§ 1 Z 9 AA V umfaßt. Erfaßt werden insbesondere 
auch Verkehrs- und Transportmittel, Förderein­
richtungen und Aufzüge. (Siehe dazu die Erläute­
rungen zum 3. Abschnitt). Zur Definition ist auch 
auf Art. 2 lit. a der Richtlinie 89/655 zu verweisen. 

Abs. 6 definiert die Arbeitsstoffe in überein­
stimmung mit dem Chemikalienrecht sowie weit­
gehend auch in übereinstimmung mit § 1 Z 13 bis 
16 sowie § 2 AA V. (Siehe dazu die Erläuterungen 
zum 4. Abschnitt). Zur Definitionder Arbeitsstoffe 
ist auch auf Art. 2 lit. a der Richtlinie 80/1107 zu 
verweisen. 

Abs. 7 entspricht Art. 3 lit. d der Richtlinie 
89/391. 

Abs. 8 definiert den Stand der Technik weit­
gehend in übereinstimmung mit § 71 ader 
Gewerbeordnung 1994. Entsprechend den Ergeb­
nissen des Begutachtungsverfahrens und der 

-Sozialpartnerverhandlungen soll aber im vorliegen­
den Zusammenhang ausreichen, daß die Funk­
tionstüchtigkeit erprobt ist, auch wenn sie noch 
nicht erwiesen ist. Die Forderung nach erwiesener 
Funktionstüchtigkeit würde nämlich die Einführung 
neuer Technologien erschweren. 

Abs. 9 nimmt darauf Bedacht, daß im vor­
liegenden Entwurf - anders als im -Begutachtungs­
entwurf - nur mehr die. männliche Bezeichnung 
verwendet wird, weil dies in den Verhandlungen 
vehement gefordert wurde. 

Zu § 3 (Allgemeine Pflichten der Arbeitgeber): 

Diese Bestimmung faßt jene grundlegenden 
Pflichten der Arbeitgeber zusammen, die nicht 
nur auf einem Gebiet des Arbeitnehmerschutzes 
bzw. für einen in diesem Entwurf geregelten 
Abschnitt Bedeutung haben, sondern allgemein für 
die Beschäftigung von Arbeitnehmern gelten. 

Abs. 1 entspricht Art. 5 Abs. 1 und Art. 6 Abs. 1 
der Richtlinie 89/391 sowie weitgehend § 2 Abs. 1 
ANSchG und verankert den allgemein anerkannten 
Grundsatz, daß die Arbeitgeber für den Schutz der 
Arbeitnehmer zu sorgen haben. Die Regelung über 
die Kosten entspricht Art. 6 Abs. 5 der Richtlinie 
89/391. 

Abs. 2 verpflichtet die Arbeitgeber, sich über den 
neuesten Stand der Technik und der Erkenntnisse 
auf dem Gebiet der Arbeitsgestaltung zu infor­
mieren. Die Richtlinie 89/391 sieht dazu vor: "Die 
Arbeitgeber sind verpflichtet, sich unter Berück­
sichtigung der in ihrem Unternehmen bestehenden 

Risiken über den neuesten Stand der Technik und 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse auf dem 
Gebiet der Gestaltung von Arbeitsplätzen zu 
informieren und diese Kenntnisse an die Arbeit­
nehmervertreter, die im Rahmen dieser Richtlinie 
Mitbestimmungsrechte ausüben, weiterzugeben, um 
eine bessere Sicherheit und einen besseren Gesund­
heitsschutz der Arbeitnehmer gewährleisten zu 
können." 

Zu den einschlägigen Erkenntnissen gehören 
insbesondere jene auf dem Gebiet der Arbeits­
medizin, der Ergonomie, der Arbeitspsychologie 
und der Organisationspsychologie (siehe auch § 2 
Abs. 2 ANSchG). 

Abs. 3 und 4 entsprechen Art. 8 Abs. 3 lit. bund 
c sowie Art. 8 Abs. 5 der Richtlinie 89/391. In 
diesem Zusammenhang ist auch auf § 8 A VRAG 
zu verweisen (siehe Artikel III des Entwurfes). 

Abs. 5 sieht zum Schutz der Arbeitnehmer für 
die in der Arbeitsstätte, auf der Baustelle oder der 
auswärtigen Arbeitsstelle selbsttätigen Arbeitgeber 
Pflichten vor. In diesem Zusammenhang ist auf die 
Pflichten der Arbeitnehmer zu verweisen, zB das 
Verbot, Schutzvorrichtungen willkürlich zu verän­
dern. Diese Regelung entspricht den Grundsätzen 
der Richtlinie 92/57 (siehe Art. 10 Abs. 2) mit der 
Einschränkung, daß Regelungen betreffend das 
Verhalten der Arbeitgeber nur insoweit zum 
Tragen kommen, als. dies für den Schutz der 
Arbeitnehmer erforderlich ist. Regelungen zum 
Schutz der Arbeitgeber sind zwar zur Umsetzung 
der Richtlinien notwendig, im vorliegenden 
Entwurf aber nicht vorgesehen, weil sie nicht 
dem Arbeitnehmerschutzrecht zuzurechnen sind. 
Die Umsetzung hat ua. im Gewerberecht zu 
erfolgen. 

Abs. 6 entspricht § 18 Abs. 2 letzter Satz 
ANSchG mit der Maßgabe, daß die Verpflichtung 
auch für Arbeitsstätten gilt, weil angesichts der 
bestehenden Betriebsstruktur nicht generell davon 
ausgegangen werden kann, daß die Arbeitgeber im 
notwendigen Umfang in der Arbeitsstätte anwe­
send sind. Abweichend Von § 18 ANSchG wird 
aber die Möglichkeit eingeräumt, nicht nur 
Arbeitnehmer zu beauftragen, sondern auch 
andere Personen (zB Familienangehörige; Bau­
leiterIinnen, die in einem Arbeitsverhältnis zu 
einem anderen ARGE-Gesellschafter stehen usw.). 
Für eine wirksame Durchsetzung des Arbeitneh­
merschutzes ist unerläßlich, daß für jede Arbeits­
stätte und jede Baustelle jemand für den Arbeit­
nehmerschutz "zuständig" ist. Art. 3 lit. b der 
Richtlinie 104/92 verlangt zB für den Betrieb von 
mit Arbeitnehmern belegten Arbeitsstätten die 
überwachung durch eine verantwortliche Person. 

Abs. 6 beinhaltet aber keine Verpflichtung, für 
eine Arbeitsstätte oder eine Baustelle verwaltungs­
strafrechtlich verantwortliche Personen zu bestellen 
(siehe § 23 ArbIG). Die Regelungen des Berg-
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gesetzes 1975 über die Bestellung von verant­
wortlichen· Personen bleiben unberührt. Abs. 6 
beinhaltet auch keine generelle Verpflichtung, auf 
jede auswärtige Arbeitsstelle eine "Aufsichtsperson 
mitzuschicken". Bei besonderen Tätigkeiten kann 
sich die Notwendigkeit einer besonderen bzw. 
fachkundigen Aufsicht ergeben, siehe dazu die 
Regelungen des 6. Abschnittes. 

Abs. 7 dient der Umsetzung der Richtlinie 92/ 
58, nähere Regelungen sollen durch Verordnung 
getroffen werden. 

Zu § 4 (Ermittlung und Beurteilung der Gefahren, 
Festlegung von Maßnahmen): 

Diese Regelungen stellen für den Bereich des 
Arbeitnehmerschutzes eine grundlegende Neue­
rung gegenüber dem -geltenden Recht dar. Sie 
sind im Zusammenhang mit dem im allgemeinen 
Teil der Erläuterungen dargestellten Grundkonzept 
der einschlägigen Richtlinien zu sehen. Im 
Zusammenhang mit der Ermittlung und Beurtei­
lung der Gefahren und der Festlegung von 
Maßnahmen ist auch auf die nach anderen 
Rechtsvorschriften bereits bestehenden vergleich­
baren Pflichten zu verweisen, insbesondere die 
Sicherheitsanalyse und den Maßnahmenplan nach 
der Störfallverordnung, BGB!. Nr. 593/1991, und 
die Arbeitsprogramme nach dem Berggesetz 1975. 
Die Verpflichtung zur Ermittlung und Beurteilung 
der Gefahren soll schrittweise in Kraft treten (siehe 
den 9. Abschnitt). 

Abs. 1 regelt die allgemeine Evaluierungspflicht 
entsprechend Art. 6 Abs. 3 der Richtlinie 89/391 
("Beurteilung von Gefahren für Sicherheit und 
Gesundheit der Arbeitnehmer, unter anderem bei 
der Auswahl von Arbeitsmitteln, chemischen 
Stoffen und Zubereitungen und bei der Gestaltung 
von Arbeitsplätzen"). Diese Verpflichtung zur 
Ermittlung und Beurteilung wird in einer Reihe 
von Einzelrichtlinien konkretisiert (zB in den 
Richtlinien 89/656, 90/394, 90/679). In der 
Richtlinie 901270 (Bildschirmarbeit) ist zB vorge­
sehen: "Der Arbeitgeber ist verpflichtet, eine 
Analyse der Arbeitsplätze durchzuführen, um die 
Sicherheits- und Gesundheitsbedingungen zu beur­
teilen, die dort für die beschäftigten Arbeitnehmer 
vorliegen; dies gilt insbesondere für die mögliche 
Gefährdung des Sehvermögens sowie für körper­
liche Probleme und psychische Belastungen." 
Evaluierungspflichten enthalten auch die Richtli­
nien auf dem Gebiet der Verwendung von 
Arbeitsstoffen (zB die Richtlinien 80/1107, 82/ 
605, 83/477) sowie die Lärmrichtlinie (86/188). 
Besondere Regelungen über die Ermittlung und 
Beurteilung von Gefahren sind im 3., 4. und 6. 
Abschnitt vorgesehen. 

Abs. 2 dient der Umsetzung des Art. 9 Abs. 1 
der Richtlinie 89/391 ·("Der Arbeitgeber muß über 
eine Ermittlung und Beurteilung der am Arbeits-

platz bestehenden Gefahren auch hinsichtlich der 
besonders gefährdeten Arbeitnehmergruppen ver­
fügen"). Weiters ist auf Art. 3 Abs. 4 der Richtlinie 
90/394 zu verweisen. Zu den besonders gefähr­
deten Arbeitnehmergruppen in diesem Sinne zählen 
schwangere und stillende Arbeitnehmerinnen, 
Jugendliche und Behinderte (siehe die besonderen 
Regelungen des Behinderteneinstellungsgesetzes). 
Abs. 2 verpflichtet zu einer generellen Berück­
sichtigung besonders gefährdeter bzw. schutzbe­
dürftiger Personen bei der Ermittlung und 
Beurteilung in der Weise, daß zB festgestellt 
wird, ob sich bestimmte Arbeitsplätze bzw. 
Arbeitsvorgänge für die Beschäftigung von 
Schwangeren oder Jugendlichen eignen. Die 
Formulierung "besonderer Personenschutz" ent­
spricht § 6 des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes. 

Die. zur Umsetzung der Richtlinie 92/85 
erforderlichen besonderen Regelungen über die 
Evaluierung betreffend schwangere Arbeitnehme­
rinnen, Wöchnerinnen und stillende Arbeitnehme­
rinnen sollen im Mutterschutzgesetz 1979 getroffen 
werden. Allfällige besondere Evaluierungspflichten 
im Zusammenhang mit der Beschäftigung Jugend­
licher sollen im Bundesgesetz über die Beschäfti­
gung von Kindern .und Jugendlichen 1987 
getroffen werden. 

Abs. 3 erster Satz verpflichtet die Arbeitgeber 
zur Festlegung der Schutzmaßnahmen. Diese 
Bestimmung entspricht Art. 6 Abs. 3 . lit. a und 
Art. 9 Abs. 1 lit. b der Richtlinie 89/391 ("Der 
Arbeitgeber muß die durchzuführenden Schutz­
maßnahmen und, falls notwendig, die zu verwen­
denden Schutzmittel festlegen.") sowie den in 
sonstigen Richtlinien vorgesehenen Regelungen 
über die Festlegung von Schutzmaßnahmen. Die 
Vorsorge für absehbare Betriebsstörungen umfaßt 
insbesondere auch Maßnahmen zur Evakuierung 
und die Festlegung der Sch!ltz- und Rettungsaus­
rüstung. Der dritte Satz entspricht Art. 6 Abs. 3 
lit. a letzter Satzteil der Richtlinie 89/391. Der 
letzte Satz entspricht § 48 Abs. 2 AA V. 

Abs. 4 und 5 verpflichten zur überprüfung und 
Aktualisierung der Ermitdung und Beurteilung und 
der Festlegung der Schutzmaßnahmen, zB nach 
Unfällen oder bei Änderungen, Einführung neuer 
Arbeitsmittel usw. Die Ermittlung und Beurteilung 
der Gefahren und die Festlegung der Schutz­
maßnahmen ist von zentraler Bedeutung für den 
Arbeitnehmerschutz. Diese Instrumente des 
betrieblichen Arbeimehmerschutzes wären aber 
wertlos, wenn sie nicht auf dem letzten Stand 
gehalten werden. In diesem Zusammenhang ist auf 
Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 89/391 zu verweisen: 
"Der Arbeitgeber muß darauf achten, daß diese 
Maßnahmen den sich ändernden Gegebenheiten 
angepaßt werden und muß eine Verbesserung der 
bestehenden Arbeitsbedingungen anstreben." Die 
Aktualisierungspflicht ergibt sich auch aus Einzel­
richtlinien. In der Richtlinie 92/104 ist zB 
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vorgesehen, daß das Sicherheits- und Gesundheits" 
schutzdokument überarbeitet werden muß, wenn 
an den Arbeitsstätten wichtige Änderungen, 
Erweiterungen oder Umgestaltungen vorgenom­
men werden. Im Richtlinienvorschlag betreffend 
physikalische Einwirkungen ist vorgesehen, daß die 
Beurteilungen in angemessenen Abständen geplant 
und durchgeführt werden. 

Die Verpflichtung zur Aktualisierung oder 
Ergänzung auf begründetes Verlangen des Arbeits­
inspektorates stellt eine notwendige Begleitmaß­
nahme zu der im allgemeinen Teil dargestellten 
Ausweitung der betrieblichen Autonomie dar. Auf 
Grund dieser Regelung ist davon auszugehen, daß 
das Arbeitsinspektorat vorerst nicht mit Strafan­
zeige im Sinne des § 9 ArbIG vorzugehen hat, 
wenn es die Ermittlung und Beurteilung oder die 
Festlegung der Schutzmaßnahmen für aktualisie­
rungs- oder ergänzungs bedürftig hält, sondern mit 
einer Aufforderung an den Arbeitgeber! die Arbeit-­
geberin. 

Nach Abs. 6 steht es den Arbeitgebern frei, die 
Ermittlung und Beurteilung und Festlegung von 
Schutzmaßnahmen selbst vorzunehmen, sofern sie 
über die notwendige Fachkunde verfügen, oder die 
Präventivdienste oder geeignete Arbeitnehmer oder 
externe Fachleute damit zu beauftragen. 

Zu § 5 (Sicherheits- und Gesundheitsschutzdoku-
mente): . 

Die Ermittlung und Beurteilung der Gefahren 
und die Festlegung von Maßnahmen zur Gefah­
renverhütung sind zu dokumentieren. Die Richt­
linie 89/391 spricht im Zusammenhang mit der 
Ermittlung und Beurteilung und der Festlegung von 
Schutzmaßnahmen von "Dokumenten". Der 
Begriff "Sicherheits- und Gesundheitsschutzdoku­
ment" entstammt der Richtlinie 921104. Nach 
Art. 10 Abs. 3 der Richtlinie 89/391 haben die 
Arbeitgeber geeeignete Maßnahmen zu treffen, 
damit die "Arbeitnehmer mit besonderer Funktion" 
oder die "Arbeitnehmervertreter mit besonderer 
Funktion" zu diesen Dokumenten Zugang haben. 
Nach Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 92/104 haben 
sich die Arbeitgeber zu vergewissern, daß ein 
Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument, das 
die Anforderungen nach den Art. 6, 9 und 10 der 
Richtlinie 89/391 erfüllt, erstellt und auf dem 
letzten Stand gehalten wird. Aus diesem Dokument 
muß insbesondere hervorgehen, daß die Gefähr­
dungen ermittelt und einer Beurteilung unterzogen 
worden sind. Das Sicherheits- und Gesundheits­
schutzdokument muß vor Aufnahme der Arbeit 
erstellt und bei Änderungen, Erweiterungen und 

. Umgestaltungen überarbeitet werden. 

Nach Art. 9 Abs. 2 der Richtlinie 89/391 haben 
die Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung der Art 
der Tätigkeiten und der Größe der Unternehmen 
die Pflichten der verschiedenen Unternehmenska-

tegorien betreffend die Erstellung dieser Doku­
mente festzulegen. Es ist daher eine Differenzie­
rung bezüglich Inhalt und Umfang der Dokumente 
zulässig, nicht aber eine generelle Ausnahme von 
der Erstellung der Dokumente. Nähere Bestim­
mungen über die zu erstellenden Dokumente 
wären in den Durchführungsverordnungen zu 
treffen. Dabei wird auf besondere Regelungen in 
den Einzelrichtlinien Bedacht zu nehmen sein. 

Entsprechend den Ergebnissen der Sozialpart­
nerverhandlungen wird festgelegt, daß die Doku­
mentation nicht generell arbeitsplatzbezogen zu 
erfolgen hat, sondern nur dann, wenn dies aus 
Gründen der Gefahrenverhütung erforderlich ist. 

Die Übermittlung der Unterlagen an das 
Arbeitsinspektorat wird im vorliegenden Entwurf 
nicht mehr geregelt, weil sich die Übermittlungs­
und Auskunftspflichten ohnehin aus dem Arbeits­
inspektionsgesetz 1993 ergeben. 

Die Richtlinie 92/57 sieht für Baustellen einen 
besonderen Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan 
vor, der vor Eröffnung der Baustelle zu erstellen 
und laufend anzupassen ist. Für die Erstellung und 
laufende Aktualisierung hat "der Bauherr oder 
Bauleiter" zu sorgen, die Erstellung und Anpassung 
ist Aufgabe der Koordinatoren, die vom Bauherrn 
bzw. Bauleiter bestellt werden. Die Arbeitgeber 
haben die Hinweise der Koordinatoren zu berück-

. sichtigen. Wie bereits im allgemeinen Teil der 
Erläuterungen ausgeführt, beinhaltet der vorliegen­
de EntWurf nur die Umsetzung jener Bestimmun­
gen der Richtlinie 92157, die Pflichten für die 
Arbeitgeber vorsehen, nicht hingegen die Umset­
zung der Pflichten für die "Bauherren", also die 
Auftraggeber. 

Zu § 6 (Einsatz der Arbeitnehmer): 

Abs. 1 und 2 entsprechen Art. 6 Abs. 3 lit. b ;nd 
d der Richtlinie 89/391. Abs. 3 entspricht § 57 
Abs. 1 AAV. 

Abs. 4 entspricht § 10 Abs. 2 ANSchG und stellt 
die Grundlage für die Aufrechterhaltung jener 
Beschäftigungsverbote und Beschränkungen für 
Frauen dar, die aus arbeitsmedizinischer Sicht 
notwendig sind (siehe Verordnung BGBI. Nr. 696/ 
1976 sowie die Übergangsbestimmungen). 

Abs. 5 entspricht § 10 Abs. 3 ANSchG und 
berücksichtigt auch Anhang I Z 20 und Anhang II 
Z 15 der Richtlinie 89/654 (Arbeitsstätten sind 
gegebenenfalls behindertengerecht zu gestalten. 
Dies gilt insbesondere für . . . Arbeitsplätze, an 
denen Behinderte unmittelbar tätig sind), weiters 
den Anhang der Richtlinie 921104. Die im 
geltenden Recht vorgesehene Entscheidung des 
Arbeitsinspektorates im Einzelfall wird aufrecht­
erhalten, weil sie sich bewährt hat, und weil bei 
diesen Verfahren die für eine Zuständigkeit der 
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Genehmigungs- oder der Bezirksverwaltungsbehör­
de sprechenden Argumente der Verfahrenskonzen­
tration in der Praxis nicht zum Tragen kommen. 

Besonders ist darauf hinzuweisen, daß nicht auf 
den Begriff. der "begünstigten Behinderten" nach 
dem Behinderteneinstellungsgesetz abgestellt wer­
den kann, da dieser kein sachgerechtes Kriterium 
für Schutzmaßnahmen im Sinne des vorliegenden 
Entwurfes darstellt. So können bestimmte Krank­
heiten (zB Diabetes, Asthma und sonstige Lungen­
funktionserkrankungen) bestimmte besondere 
Schutzmaßnahmen erforderlich machen bzw. 
bewirken, daß die betroffenen Arbeitnehmer zu 
bestimmten Tätigkeiten nicht eingesetzt werden 
dürfen, obwohl keine mindestens 50%ige Minde­
rung der Erwerbsfähigkeit vorliegt. Gleiches gilt zB 
für Arbeitnehmer, denen Gliedmaßen fehlen, auch 
wenn dies nach sozialrechtlichen Vorschriften nur 
eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von weniger 
als 50% darstellt. In diesem Zusammenhang ist 
auch anzumerken, daß nach geltendem Recht die 
Arbeitsinspektionsärztel ärztinnen regelmäßig mit 
der gesundheitlichen Eignung für bestimmte 
Tätigkeiten bzw. mit der Frage nach der Not­
wendigkeit besonderer Schutzmaßnahmen auch 
hinsichtlich von Arbeitnehmern befaßt werden, 
die keine begünstigten Behinderten im Sinne des 
Behinderteneinstellungsgesetzes sind. 

Besondere Schutzvorschriften für die Beschäfti­
gung von Jugendlichen werden nicht im vor­
liegenden Entwurf geregelt, sondern im Bundes­
gesetz über die Beschäftigung von Kindern und 
Jugendlichen 1987 sowie in der dazu ergangenen 
Verordnung über Beschäftigungsverbote und 
-beschränkungen für Jugendliche. Besondere 
Schutzvorschriften für schwangere Arbeitnehme­
rinnen werden 1m Mutterschutzgesetz 1979 
geregelt. 

Zu § 7 (Grundsätze der Gefahrenverhütung) : 

Diese Bestimmung entspricht Art. 6 Abs. 2 der 
Richtlinie 89/391. Eine Konkretisierung dieser 
Grundsätze erfolgt durch die dazu ergangenen 
Einzelrichtlinien, zB für den Umgang mit gesund­
heitsgefährdenden Arbeitsstoffen, für die Bild­
schirmarbeit, für Bauarbeiten usw. Nähere Rege­
lungen zu den Grundsätzen der Gefahrenverhü­
tung für bestimmte Bereiche werden in den 
entsprechenden Abschnitten dieses Entwurfes 
getroffen. Die Grundsätze der Gefahrenverhütung 
sind einerseits von den Arbeitgebern zu berück­
sichtigen, zB bei der Festlegung von Schutz­
maßnahmen, andererseits bei der Erlassung von 
Durchführungsverordnungen zu diesem Bundes­
gesetz zu beachten. 

Die Formulierungen entsprechen wörtlich Art. 6 
Abs. 2 der Richtlinie 89/391. 

Zu § 8 (Koordination): 

Es hat sich gezeigt, daß die im Arbeitnehmer­
schutzgesetz vorgesehenen Regelungen nicht aus­
reichen, um bei Beschäftigung von Arbeitnehmern 
verschiedener Arbeitgeber in einer Arbeitsstätte 
oder auf einer auswärtigen Arbeitsstelle (insbe­
sondere auf Baustellen) wirksam den Unfall-und 
Gesundheitsgefahren begegnen zu können. So 
reicht es für einen wirksamen Schutz der auf 
Baustellen beschäftigten Arbeitnehmer häufig nicht 
aus, daß entsprechend § 18 Abs. 2 ANSchG die 
Schutzmaßnahmen koordiniert werden und bei den 
Schutzmaßnahmen darauf geachtet wird, daß sie 
sich nicht nachteilig auf die Arbeitnehmer der 
übrigen Arbeitgeber auswirken. Besondere Gefah­
ren ergeben sich nämlich häufig nicht aus der 
mangelnden Koordination der Schutzmaßnahmen, 
sondern aus dem Umstand, daß die Arbeiten nicht 
koordiniert werden, und daß sich die einzelnen 
Arbeitgeber in keiner Weise für die Sicherheit der 
Arbeitnehmer der anderen Arbeitgeber veranwort­
lich fühlen. 

Außerdem zeigt sich bei Beschäftigung von 
betriebsfremden Arbeitnehmern in Arbeitsstätten, 
daß häufig keine oder keine ausreichende Infor­
mation über die in der Arbeitsstätte bestehenden 
Gefahren erfolgt (zB bei betriebsfremden Reini­
gungskräften, Service- und Wartungspersonal, 
Bewachungspersonal). Ähnliche Mängel bei der 
gegenseitigen Information bestehen bei Beschäfti­
gung von Arbeitnehmern verschiedener Arbeitgeber 
auf Baustellen. 

Der vorliegende Entwurf trifft daher zusätzliche 
Regelungen über die Koordination und Informa­
tion, wobei Abs. 1 die allgemeinen Grundsätze 
enthält, Abs. 2 die Beschäftigung von betriebs­
fremden Arbeitnehmern in Arbeitsstätten und 
Abs. 3 die Beschäftigung auf Baustellen regelt. 

Abs. 1 entspricht Art. 6 Abs. 4 der Richtlinie 89/ 
391 (Zusammenarbeit, Koordination, Information) 
sowie zum Teil § 18 Abs. 2 ANSchG. Weiters ist 
auf Art. 12 Abs. 2 der Richtlinie 89/391 zu 
verweisen. Diese Regelungen gelten für Arbeits­
stätten, Baustellen und auswärtige Arbeitsstellen in 
gleicher Weise. 

Abs. 2 trifft Regelungen für die Beschäftigung 
von betriebsfremden Arbeitnehmern in Arbeits­
stätten. Diese Regelungen gelten nicht für Bau­
stellen und auswärtige Arbeitsstellen. 

Z 1 regelt die Information und Unterweisung 
der betriebsfremden Arbeitnehmer. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß die Arbeitgeber dieser 
betriebsfremden Arbeitnehmer häufig gar nicht in 
der Lage sein werden, eine ausreichende Informa­
tion und Unterweisung vorzunehmen, da sie mit 
den konkreten betrieblichen Verhältnissen des 
Einsatzortes nicht ausreichend vertraut sind. 
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Z 2 entspricht Art. 10 Abs. 2 der Richtlinie 89/ 
391, wonach die Arbeitgeber der hinzugezogenen 
außerbetrieblichen Unternehmen angemessene 
Informationen erhalten müssen, die für die 
betreffenden Arbeitnehmer bestimmt sind. Die für 
eine Arbeitsstätte verantwortlichen Arbeitgeber 
werden ergänzend zur Informationspflicht nach 
Abs. 1 verpflichtet, im erforderlichen Ausmaß 
Zugang zu den Dokumenten betreffend die 
Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und die 
Festlegung der Maßnahmen zu gewähren. 

Z 3 verpflichtet zur gemeinsamen Festlegung der 
Schutzmaßnahmen, weil einerseits zu den not­
wendigen Schutzmaßnahmen auch konkrete V or­
kehrungen in der Arbeitsstätte gehören, die von 
den Arbeitgebern der betriebsfremden Arbeitneh­
mer nicht getroffen werden können, und anderer­
seits die fUr die Arbeitsstätte verantwortlichen 
Arbeitgeber häufig bei Einsatz betriebsfremder 
Arbeitnehmer (zB Reinigungskräfte, Serviceperso­
nal) die Arbeitsabläufe, die verwendeten Arbeits­
mittel, die verwendeten Arbeitsstoffe usw. nicht 
ausreichend kennen oder beurteilen können und 
daher auch nicht allein die notwendigen Schutz­
maßnahmen treffen können. Ein wirksamer Schutz 
der betriebsfremden Arbeitnehmer kann daher nur 
im Zusammenwirken der Beteiligten gewährleistet 
werden. 

Z 4 verpflichtet die für die Arbeitsstätte verant­
wortlichen Arbeitgeber, für die Durchführung jener 
Maßnahmen zu sorgen, die in ihrer Arbeitsstätte zu 
treffen sind. 

Zu Abs. 2 ist weiters auf Art. 12 Abs. 2 der 
Richtlinie 89/391 und Art. 3 Abs. 3 der Richtlinie 
921104 zu verweisen. 

Abs. 3 und 4 treffen Regelungen für Baustellen, 
auf denen Arbeitnehmer mehrerer Arbeitgeber 
beschäftigt werden. Die betroffenen Arbeitgeber 
werden ergänzend zu Abs. 1 verpflichtet, für eine 
entsprechende Koordination der Arbeiten zu 
sorgen, um eine Gefährdung der auf der Baustelle 
beschäftigten Arbeitnehmer zu vermeiden. 

Art. 3 bis 6 der Richtlinie 92/57 verpflichtet den 
"Bauherrn" bzw. den "Bauherrn oder Bauleiter" 
zur Bestellung von Koordinatoren für die V orbe­
reitungsphase und für die Ausführungsphase. Eine 
ähnliche Koordinationspflicht sieht auch Art. 8 des 
IAO-übereinkommens (Nr. 167) über den Arbeits­
schutz im . Bauwesen vor. Wie bereits im all­
gemeinen Teil der Erläuterungen ausgeführt, 
enthält der vorliegende Entwurf nur die Umset­
zung jener Regelungen der Richtlinie 92/57, die 
Pflichten der Arbeitgeber betreffen. Nach Art. 9 
lit. b der Richtlinie haben die Arbeitgeber 
"entsprechend den in Art. ·6 und 7 festgelegten 
Bedingungen" bei der Anwendung des Art. 8 
(Umsetzung der Grundsätze der Gefahrenverhü­
tung) "die Hinweise des bzw. der Sicherhe"its- und 
Gesundheitsschutzkoordinatoren zu berücksichti-

gen". Aus den Festlegungen der Koordinatoren 
(insbesondere im Sicherheits- und Gesundheits­
schutzplan) ergeben sich also Pflichten für die 
Arbeitgeber. 

Nach Art. 8 lit. i der Richtlinie 92/57 sind die 
Grundsätze der Gefahrenverhütung (Art. 6 der 
Richtlinie 89/391) "insbesondere in bezug auf ... 
die Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern und 
Selbständigen" anzuwenden. Für Baustellen muß 
daher im Entwurf auch eine Bedachtnahme auf die 
auf der Baustelle tätigen Selbständigen vorgesehen 
werden. Diese Regelung dient nicht dem Schutz 
der Selbständigen, sondern dem Schutz der auf der 
Baustelle beschäftigten Arbeitnehmer. 

Abs. 5 stellt klar, daß die Verantwortlichkeit der 
Arbeitgeber durch die in Abs. 1 bis 4 festgelegten 
Koordinations- und Informationspflichten nicht 
eingeschränkt wird. Dies entspricht dem geltenden 
Recht und außerdem den Grundsätzen der Richt­
linie 89/391, wonach weder die Heranziehung 
außerbetrieblicher Fachleute noch die Pflichten der 
Arbeitnehmer die Verantwortting der Arbeitgeber 
berühren, sowie Art. 7 der Richtlinie 92157. 

Abs. 6 stellt klar, daß Abs. 1 bis 5 nicht für die 
überlassung von Arbeitnehmern gelten. Bei 
Beschäftigung von überlassenen Arbeitnehmern 
sind für die Dauer der überlassung die Beschäf­
tiger als Arbeitgeber anzusehen und liegt somit 
keine Beschäftigung von "betriebsfremden" Arbeit­
nehmern vor. Für die Dauer der überlassung 
treffen daher die in diesem Entwurf geregelten 
Pflichten nicht die überlasser. 

Zu § 9 (Überlassung): 

Diese Bestimmung entspricht der Richtlinie 
91/383. 

Die Definition der überlassung in Abs. 1 erfaßt 
neben der überlassung nach dem Arbeitskräfte­
überlassungsgesetz, (AÜG), BGBl. Nr. 196/1988, 
auch die vom Geltungsbereich des AÜG aus­
genommene überlassung von Arbeitskräften, zB im 
Zusammenhang mit der Inbetriebnahme von 
Anlagen, innerhalb einer Arbeitsgemeinschaft oder 
innerhalb eines Konzerns, weil die angeführte 
Richtlinie auch für eine solche Überlassung gilt und 
außerdem auf dem Gebiet der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes kein unterschiedliches Schutz­
bedürfnis für eine überlassung nach dem AÜG 
einerseits und eine Überlassung außerhalb des 
Geltungsbereiches des AÜG andererseits besteht. 
Der vorliegende Entwurf gilt nur für die über­
lassung von Arbeimehmern, nicht hingegen für die 
überlassung von arbeitnehmerähnlichen Personen. 

Abs. 2 erster Satz legt entsprechend § 6 Abs. 1 
AÜG fest, daß für die Dauer der überlassung die 
Beschäftiger als Arbeitgeber gelten. Diese Regelung 
entspricht Art. 8 der Richtlinie 91/383. . 
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Abs. 3 entspricht Art. 7 der Richtlinie 91/383 
und Art. 10 Abs. 2 der Richtlinie 89/391. 

Abs. 4 entspricht Art. 3 der Richtlinie 91/383. 

Abs. 5 berücksichtigt die besonderen Erforder­
nisse bei Überlassung von Arbeitnehmern zu 
Tätigkeiten, für die Eignungs- und Folgeunter­
suchungen erforderlich sind. Nach § 6 AÜG sind 
die Beschäftiger derzeit für die Durchführung der 
Untersuchungen verantwortlich, sie dürfen Arbeit­
nehmer erst dann zu solchen Tätigkeiten einsetzen, 
wenn auf Grund einer Eignungsuntersuchung die 
gesundheitliche Eignung festgestellt wurde. In der 
Praxis stößt diese Regelung auf große Umset­
zungsschwierigkeiten. Vor allem bei kurzfristiger 
Überlassung ist es nicht praktikabel, wenn die 
jeweiligen Beschäftiger für die Durchführung der 
Untersuchungen sorgen müssen und die entspre­
chenden Aufzeichnungen führen und aufbewahren, 
zumal die Beschäftiger nicht über die Ergebnisse 
der vorangegangenen Untersuchungen verfügen. 
Den praktischen Erfordernissen wird durch eine 
entsprechende Verpflichtung der Überlasser besser 
entsprochen. Die Beschäftiger müssen sich aber 
nachweislich vergewissern, daß die Untersuchun­
gen durchgeführt wurden. Sie müssen außerdem 
den Überlassern die notwendigen Informationen 
und Unterlagen zur Verfügung stellen, damit diese 
ihren Pflichten im Zusammenhang mit besonderen 
Untersuchungen nachkommen können. 

In diesem Zusammenhang ist auch auf Art. 5 der 
Richtlinie 91/383 zu verweisen, wonach die 
Mitgliedstaaten verbieten können, daß Leiharbeit­
nehmer zu Tätigkeiten eingesetzt werden, für die 
nach den' einzelstaatlichen Vorschriften eine 
besondere ärztliche Überwachung vorgesehen ist. 
Der vorliegende Entwurf macht von dieser 
Ermächtigung nicht Gebrauch, da davon auszu­
gehen ist, daß bei Einhaltung der in Abs. 5 
geregelten besonderen Pflichten ein ausreichender 
Schutz der Arbeitnehmer gewährleistet werden 
kann. 

Zu §§ 10 und 11 (Sicherheitsvertrauenspersonen): 

Die Richtlinie 89/391 sieht "Arbeitnehmerver­
treter mit einer besonderen Funktion bei der 
Sicherheit und beim Gesundheitssch~tz" vor und 
definiert diese als "jede Person, die gemäß den 
nationalen Rechtsvorschriften bzw. Praktiken 
gewählt, ausgewählt oder benannt wurde, um die 
Arbeitnehmer in Fragen der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der 
Arbeit zu vertreten" (Art. 3 lit. c). In zahlreichen 
Bestimmungen der einschlägigen Richtlinien sind 
Informations- und Mitwirkungsrechte vorgesehen, 
die entweder den "Arbeitnehmervertretern mit 
besonderer Funktion" oder den Arbeitnehmern 
zustehen. Soweit also keine solchen Arbeitnehmer­
vertreter mit besonderer Funktion bestehen (bzw. 
in der innerstaatlichen Gesetzgebung nicht vorge-· 

sehen sind), wäre bei der Umsetzung der 
betreffenden Richtlinien jeweils eine Mitwirkung 
und Beteiligung aller Arbeitnehmer vorzusehen. 

Da einerseits eine entsprechende Mitwirkung 
und Beteiligung aller Arbeitnehmer in der Praxis 
bei größeren Arbeitsstätten nicht zweckmäßig ist 
und sich andererseits die Bestellung von Sicher­
heitsvertrauenspersonen (§ 20 ANSchG) in zahlrei­
chen Betrieben bewährt hat, werden im Entwurf 
Sicherheitsvertrauenspersonen als solche Arbeit­
nehmervertreter mit besonderer Funktion vorge­
sehen. Bei Arbeitsstätten mit bis zu zehn 
Beschäftigten erscheint eine Bestellung von Sicher­
heitsvertrauenspersonen weder erforderlich noch 
zweckmäßig, weil bei so kleinen Arbeitsstätten eine 
entsprechende Mitwirkung und Beteiligung aller 
Arbeitnehmer ohne Schwierigkeiten möglich ist. 

Bis zur Bestellung von Sicherheitsvertrauens­
personen nach dieser Neuregelung sollen die 
bestehenden Sicherheitsvertrauenspersonen 
bestehenbleiben, aber die in diesem Entwurf 
vorgesehenen Aufgaben erfüllen. 

Bestellung, Funktion und Aufgaben der Sicher­
heitsvertrauenspersonen waren Gegenstand einge­
hender Sozialpartnerverhandlungen. Auf Grund­
lage dieser Beratungen werden im vorliegenden 
Entwurf folgende Grundsätze festgelegt: 

1. Die Sicherheitsvertrauenspersonen werden als 
"Arbeitnehmervertreter mit besonderer Funk­
tion" konzipiert, die aber auch gewisse -
gegenüber dem geltenden Recht einge­
schränkte - Beratungs- und Unterstützungs­
pflichten gegenüber dem Arbeitgeber haben. 

2. Die Sicherheitsvertrauenspersonen unterste­
hen nicht den Präventivdiensten, es besteht 
aber eine - gegenseitige - Verpflichtung 
zur Zusammenarbeit. 

3. Wenn Belegschaftsorgane bestehen (insbe­
sondere ein Betriebsrat im Sinne des Arbeits­
verfassungsgesetzes ) soll die Bestellung der 
Sicherheitsvertrauenspersonen für denselben 
Bereich, also für den Betrieb im Sinne des 
Arbeitsverfassungsgesetzes, erfolgen. Eine 
gesonderte Bestellung für einzelne zum 
Betrieb gehörende Arbeitsstellen und Bau­
stellen soll zulässig sein, für Arbeitsstätten ab 
50 Arbeitnehmer soll die gesonderte Bestel­
lung verpflichtend sein. 

4. Die Bestellung bedarf der Zustimmung des 
Betriebsrates. Die Mitwirkungsrechte sollen 
grundsätzlich nicht den Sicherheitsvertrauens­
personen zukommen, sondern den Beleg-

. schaftsorganen. Die Übertragung von Befug­
nissen an die Sicherheitsvertrauenspersonen 
wird im Arbeitsverfassungsgesetz geregelt 
(Artikel IV). 
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5. Die Bestellung von Sicherheitsvertrauensper­
sonen ist ab zehn Beschäftigten vorgesehen, 
eine - mit einer Strafsanktion verbundene -
Verpflichtung besteht aber erst ab 50 
Beschäftigten. 

6. In Betrieben bis zu 50 Beschäftigten kann ein 
Betriebsratsmitglied die Aufgaben einer 
Sicherheitsvertrauensperson übernehmen. 

7 . Wenn keine Belegschaftsorgane eingerichtet 
sind, soll aus praktischen Erwägungen 
Anknüpfungskriterium für die Bestellung von 
Sicherheitsvertrauenspersonen die Arbeitsstät­
te sein, nicht der Betriebsbegriff im Sinne des 
Arbeitsverfassungsgesetzes. 

8. In diesem Fall haben die Arbeitnehmer bei 
der Bestellung und Abberufung der Sicher­
heitsvertrauenspersonen ein Mitwirkungs­
recht, weil eine einseitige Bestellung durch 
die Arbeitgeber mit der Funktion der Sicher­
heitsvertrauenspersonen als Arbeitnehmerver­
treter nicht vereinbar wäre. Eine Wahl der 
Sicherheitsvertrauenspersonen durch die 
Arbeitnehmer wird aber wegen des damit 
verbundenen hohen administrativen Aufwan­
des nicht vorgesehen. 

9. Die Bestellung der Sicherheitsvertrauensper­
sonen hat für vier Jahre zu erfolgen. 

Im Arbeitsverfassungsgesetz und in arbeitsver­
tragsrechtlichen Regelungen bzw. in den ent­
sprechenden Vorschriften auf dem Gebiet des 
Dienstrechtes sind begleitende Regelungen zu 
treffen, zB über die Mitwirkungsrechte und über 
den Kündigungs- und Entlassungsschutz. So ist in 
Art. 11 Abs. 4 der Richtlinie 89/391 vorgesehen, 
daß diesen Arbeitnehmervertretern aus ihrer 
Tätigkeit keinerlei Nachteile entstehen dürfen. 
Diese Regelung kann aus kompetenzrechtlichen 
Gründen nicht im Arbeitsschutzgesetz umgesetzt 
werden, sondern wäre durch die einschlägigen 
arbeits- und dienstrechtlichen Vorschriften zu 
erfüllen. (Siehe Artikel III und IV). 

Ergänzend zu diesen Grundsätzen ist zu 
einzelnen Bestimmungen anzumerken: 

Die Mindestanzahl der Sicherheitsvertrauens­
personen (§ 10 Abs. 1) soll durch Verordnung 
geregelt werden. Die Regelung über die fachlichen 
Voraussetzungen und die Aus- und Weiterbildung 
(§ 10 Abs. 6) entspricht dem geltenden Recht, siehe 
§ 5 Abs. 2 und 4 der Verordnung BGBI. Nr. 2/ 
1984. Nach Lehre und Judikatur ist für die Zeit 
der erfo~derlichen Aus- und Weiterbildung ein 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung anzunehmen. 
§ 10 Abs. 7 entspricht § 20 ANSchG. Weiters ist 
auf Art 11 Abs. 5 sowie Art. 12 Abs. 3 und 4 der 
Richtlinie 89/391 zu verweisen. 

§ 10 Abs. 8 sieht eine Mitteilung an die Arbeits­
inspektion vor, die Arbeitsinspektion wird zur 
Weiterleitung an die Interessenvertretungen ver­
pflichtet. Diese Regelung entspricht dem Ergebnis 

der Sozialpartnerverhandlungen und verfolgt den 
Zweck, daß nicht die Arbeitgeber eine Kopie der 
Meldung an die Arbeiterkammer senden müssen, 
sondern nur eine Meldung an das Arbeitsinspekto­
rat, das sich um die Vervielfältigung und 
Versendung zu kümmern hat. 

§ 10 Abs. 9 stellt klar, daß die Bestellung von 
Sicherheitsvertrauenspersonen nicht die Verant­
wortlichkeit der Arbeitgeber im Bereich des 
Arbeitnehmerschutzes einschränken kann und daß 
die Verantwortlichkeit auch nicht auf diese 
Arbeitnehmervertreter mit besonderer Funktion 
übertragen werden kann. Die in diesem Bundes­
gesetz vorgesehenen Pflichten der Arbeitnehmer 
gelten auch für die Sicherheitsvertrauenspersonen. 
Dazu ist auch auf Art. 5 Abs. 3 der RiChtlinie 89/ 
391 zu verweisen. 

Zu den Aufgaben (§ 11) ist auf die oben 
dargestellten Grundsätze und auf Art. 3 lit. c der 
Richtlinie 89/391 zu verweisen. Die in § 20 
ANSchG vorgesehenen Regelungen über die 
Sicherheitsvertrauenspersonen werden übernom­
men, soweit sie mit ihrer Interessenvertretungsauf­
gabe vereinbar sind. Die Weisungsfreiheit (§ 11 
Abs. 2) entspricht § 115 Abs. 2 des Arbeitsverfas­
sungsgesetzes. Diese Weisungsfreiheit besteht nur 
in inhaltlicher Hinsicht, sie berührt nicht das Recht 
der Arbeitgeber zur Erteilung von Weisungen zB 
auf dem Gebiet der Arbeitszeit und der betrieb­
lichen Ordnungsvorschriften. 

Zu § 11 Abs. 3 bis 7 ist auf Art. 6, Art. 10 
Abs. 3, Art. 11 Abs. 2 und 3 sowie 12 Abs. 6 der 
Richtlinie 89/391 zu verweisen. Die Anhörungs­
und Beteiligungsrechte nach § 11 Abs. 6 sollen den 
Sicherheitsvertrauenspersonen nur subsidiär zuste­
hen, wenn ein Betriebsrat besteht, kommen diese 
Rechte dem Betriebsrat zu. 

§ 11 Abs. 8 dient der Umsetzung des Art. i2 der 
Richtlinie 92/57. 

Zu § 12 (Information): 

Ein wirksamer Arbeitnehmerschutz kann nur 
durch Mitwirkung der Arbeitnehmer erreicht 
werden. Voraussetzung für eine aktive Mitarbeit 
zur Verringerung oder Beseitigung der Gefahren 
ist eine ausreichende Information der Arbeit­
nehmer, die insbesondere die Grundlage dafür 
schaffen muß, daß sich die Arbeitnehmer der 
bestehenden Gefahren bewußt werden, die zur 
Beseitigung oder Verringerung der Gefahren zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten kennen und 
deren Sinnhaftigkeit einsehen. Der Information der 
Arbeitnehmer kommt daher eine zentrale Bedeu­
tung zu. 

In übereinstimmung mit den einschlägigen 
Richtlinien wird auch im vorliegenden Entwurf 
zwischen Information ("Unterrichtung" in den 
Richtlinien) und Unterweisung unterschieden. 
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Während die Unterweisung vor allem verhaltens­
bezogene Anweisungen bein~altet bzw. zum Teil 
als »Schulung" zu verstehen ist, die auf den 
konkreten Arbeitsplatz bzw. Aufgabenbereich der 
Arbeitnehmer abstellt, soll die Information darüber 
hinausgehendes Wissen vermitteln, um die Arbeit­
nehmer in die Lage zu versetzen, ihre Mitwir­
kungsrechte auszuüben, ihre Pflichten zu erfüllen 
und auf eine Fortentwicklung des Arbeitnehmer­
schutzes auf betrieblicher Ebene hinzuwirken. 

Die Informationspflichten sind auch im Zusam­
menhang mit den Pflichten der Arbeitnehmer zu 
sehen. 

Die Information der Arbeitnehmer in bestimmten 
Angelegenheiten kann durch eine Information und 
Beteiligung der Sicherheitsvertrauenspersonen oder 
der Belegschaftsorgane ersetzt werden. In bestimm­
ten Angelegenheiten ist hingegen jedenfalls eine 
Information der einzelnen Arbeitnehmer erforder­
lich. Es handelt sich um Angelegenheiten, in denen 
auch die einschlägigen Richtlinien von einer 
Information der einzelnen Arbeitnehmer ausgehen. 

Die allgemeinen Pflichten betreffend die Infor­
mation (Unterrichtung) sind in Art. 10 der 
Rahmenrichtlinie 89/391 geregelt. Die dazu 
ergangenen Einzelrichtlinien enthalten zahlreiche 
Informationspflichten, zB Art. 7 der Richtlinie 89/ 
654, Art. 6 der Richtlinie 89/655, Art. 7 der 
Richtlinie 89/656, Art. 6 der Richtlinie 901269, 
Art. 6 der Richtlinie 901270, Art. 11 und 12 der 
Richtlinie 90/394, Art. 9 und 10 der Richtlinie 90/ 
679, Art. 11 der Richtlinie 92/57, Art. 7 der 
Richtlinie 92158, Art. 7 der Richtlinie 92/104 und 
Art. 7 der Richtlinie 911383, ähnliches gilt für 
bereits früher erlassene Richtlinien, zB Art. 2 
Abs. 2 und 11 der Richtlinie 82/605, Art. 14 der 
Richtlinie 83/477, Art. 5 der Richtlinie 88/364 und 
Art. 1 Z 2 lit. b der Richtlinie 88/642. Diese 
Bestimmungen sehen zum Teil ausdrücklich eine 
Information der einzelnen Arbeitnehmer vor, zum 
Teil kann nach den innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften diese Information durch eine Information 
der Arbeitnehmervertreter ersetzt werden, sofern 
solche bestehen. 

Der vorliegende Entwurf enthält die allgemeinen 
Grundsätze betreffe'nd die Information im Sinne 
der. Rahmenrichtlinie, konkrete Durchführungsbe­
stimmungen unter Berücksichtigung der Informa­
tionspflichten der Einzelrichtlinien sollen durch 
Verordnung getroffen werden. Dabei wird auch 
besonders darauf zu achten sein, daß einzelne 
Richtlinien auf jeden Fall - unabhängig vom 
Bestehen einer Belegschaftsvertretung die 
Information der einzelnen Arbeitnehmer verlangen. 

Abs. 1 entspricht der Richtlinie 89/391, insbe­
sondere Art. 10, und enthält die grundsätzliche 
Verpflichtung der Arbeitgeber, für eine ausreichen­
de Information der Arbeitnehmer zu sorgen. 

Abs. 2 stellt unter Berücksichtigung der oben 
angeführten Grundsätze klar, daß eine einmalige 
Information der Arbeitnehmer, zB vor Aufnahme 
der Tätigkeit, nicht ausreicht, sondern zur 
Gewährleistung der Sicherheit und des Gesund­
heitsschutzes die Arbeitnehmer über aktuelle 
Informationen verfügen müssen, und daher gege­
benenfalls ergänzende bzw. neuerliche Informatio­
nen notwendig sind. 

Abs. 3 entspricht Art. 8 Abs. 3 lit. ader 
Richtlinie 89/391. 

Abs. 4 berücksichtigt die Erfahrungen der 
Arbeitsinspektion, wonach häufig die den Arbeit­
nehmern zur Verfügung gestellten Informationen 
wenig praktischen Wert haben, weil sie für sie aus 
sprachlichen oder sonstigen Gründen unverständ­
lich sind. 

Abs. 5 geht davon aus, daß auf manchen 
Gebieten eine mündliche Information nicht aus­
reicht oder nicht zweckmäßig· ist, sondern 
geeignete Unterlagen erforderlich sind. Die Aus­
händigung von Betriebsanleitungen, Beipacktexten 
und Sicherheitsdatenblättern an die Arbeitnehmer 
kann einen wertvollen Beitrag zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes dar­
stellen und hat sich in zahlreichen Betrieben bereits 
bewährt. 

Abs. 6 schafft im Sinne der obigen Ausführun­
gen die Grundlage dafür, bestimmte Informations­
pflichten durch eine Information der Arbeitneh­
mervertreter zu erfüllen, ohne daß es einer 
Information der einzelnen Arbeitnehmer bedarf. 
Inwieweit eine Information der Arbeitnehmerver­
treter ausreicht, ist unter Bedachtnahme auf die 
oben angeführten Bestimmungen der Richtlinien in 
den Durchführungsverordnungen bei den einzelnen 
Informationspflichten festzulegen. 

Abs. 7 regelt jene Fälle, in denen in überein­
stimmung mit den Richtlinien nur eine subsidiäre 
Information der einzelnen Arbeitnehmer' vorge­
sehen wird, also die Informationspflicht gegenüber 
den Arbeitnehmern nur zum Tragen kommt, wenn 
keine Arbeitnehmervertre~er bestehen. 

Zu § 13 (Anhörung und Beteiligung): 

Abs. 1 regelt die Anhörung der Arbeitnehmer 
entsprechend Art. 11 Abs. 1 der Richtlinie 89/391. 
Da die Richtlinie vorsieht, daß »die Arbeitnehmer" 
anzuhören sind, kann das Anhörungsrecht nicht 
nur subsidiär für den Fall vorgesehen werden, daß 
keine Arbeitnehmervertreter (Sicherheitsvertrau­
enspersonen, Belegschaftsorgane) bestellt sind. 

Abs. 2 regelt hingegen die Fälle des subsidiären 
Anhörungs- und Beteiligungsrechtes der Arbeit­
nehmer: Die Anhörungsrechte der Sicherheitsver­
trauenspersonen sind in § 11 geregelt, die Anhö­
rungsrechte der Belegschaftsorgane . sind im 
Arbeitsverfassungsgesetz und in den Personalver~ 
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tretungsvorschriften zu regeln. Abs. 2 entspricht 
Art. 11 Abs. 2 lit. bund d der Richtlinie 89/391, 
besondere Vorschriften über die (subsidiäre) 
Beteiligung und den Zugang zu Unterlagen 
enthalten auch Art. 6 Abs. 3 lit. b der Richtlinie 
89/391, weiters folgende Richtlinien: 89/654 (Art. 
8), 89/655 (Art. 8), 82/605 (Art. 2 Abs. 5 und Art. 
8 Abs. 4), 83/477 (Art. 3 Abs. 4 und Art. 11 Abs. 2 
und Art. 14), 90/394 (Art. 13), 90/679 (Art. 12), 
92/57 (Art. 12), 82158 (Art. 8), 921104 (Art. 9). 

Abs. 3 dient der Umsetzung des Art. 12 der 
Richtlinie 92157. 

Zu § 14 (Unterweisung): 

Eine ausreichende und verständliche Unterwei­
sung stellt ebenso wie die Information der 
Arbeitnehmer eine wesentliche Grundlage für 
Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz 
dar. Die allgemeinen Pflichten betreffend die 
Unterweisung sind in Art. 12 der Rahmenrichtlinie 
89/391 geregelt. Die dazu ergangenen Einzel­
richtlinien enthalten zahlreiche Unterweisungs­
pflichten, zB Art. 7 der Richtlinie 89/655, Art. 6 
der Richtlinie 901269, Art. 6 der Richtlinie 901270, 
Art. 11 der Richtlinie 90/394, Art. 9 der Richtlinie 
90/679, Art. 7 der Richtlinie 92158 (der in diesem 
Zusammenhang eine "angemessene Schulung" 
verlangt) und Art. 4 der Richtlinie 911383, siehe 
weiters Art. 1 der Richtlinie 88/364. 

Der vorliegende Entwurf enthält die allgemeinen 
. Grundsätze betreffend die Unterweisung im Sinne 

der Rahmenrichtlinie, konkrete Durchführungsbe­
stimmungen unter Berücksichtigung der Unter­
weisungspflichten der Einzelrichtlinien sollen durch 
Verordnung getroffen werden. 

Zur Unterweisung über Sicherheit und Gesund­
heitsschutz am Arbeitsplatz liegt eine Broschüre 
der EU-Kommission vor, die sich auch mit den 
Lernzielen und Lehrmethoden befaßt (heraus­
gegeben 1992, ISBN 92-826-4575-4). 

Abs. 1 und 2 entsprechen Art. 12 Abs. 1 und.4 
der Richtlinie 89/391, ergänzt um die gemäß § 9 
Abs. 3 ANSchG vorgesehene neuerliche Unter­
weisung nach Unfällen oder Beinahe-Unfällen 
sowie die in § 9 Abs. 1 ANSchG vorgesehene 
jährliche Wiederholung der Unterweisung (Art. 12 
verlangt ebenfalls eine regelmäßige Wiederholung 
der Unterweisung), siehe auch § 92 f..A V. 

Abs. 3 . entspricht Art. 12 Abs. 1 der Richtlinie 
89/391, die verlangt, daß die Unterweisung des 
Arbeitnehmers "eigens auf seinen Arbeitsplatz oder 
seinen Aufgabenbereich ausgerichtet ist", UIid daß 
die Unterweisung an die Entwicklung der Gefah­
renmomente und an die Entwicklung neuer 
Gefahren angepaßt ist. Klargestellt wird, daß bei 
der Unterweisung auch auf absehbare Betriebs­
störungen Bedacht zu nehmen ist, insbesondere 
auch im Hinblick auf die in § 3 Abs. 4 und 5 

vorgesehenen Pflichten der Arbeitgeber und die in 
§ 15 Abs. 6 vorgesehenen Pflichten der Arbeit­
nehmer. 

Abs. 4 verankert den allgemein anerkannten 
Grundsatz, daß die Unterweisung dem Erfahrungs­
stand der Arbeitnehmer angepaßt sein muß und in 
verständlicher Form erfolgen muß. Mängel bei der 
Unterweisung haben sich wiederholt bei Beschäfti­
gung von Arbeitnehmern gezeigt, die der deutschen 
Sprache nicht ausreichend mächtig sind. Die 
Unterweisung in der Muttersprache oder einer 
sonst für sie verständlichen Sprache soll gewähr­
leisten, daß gefährliche Mißverständnisse auf 
Grund nicht ausreichender Sprachkenntnisse aus­
geschlossen werden. 

Abs. 5 entspricht Art. 12 Abs. 1 der Richtlinie 
89/391 und der in zahlreichen Betrieben bereits 
geübten Praxis, weiters mehreren derzeit geltenden 
Vorschriften, zB § 29 Abs. 8 AA V, § 92 Abs. 5 
AAV, den §§ 18, 32 und 33 der Eisen- und 
Stahlhüttenverordnung sowie § 10 der Kälteanla­
genverordnung. 

Zu § 15 (Pflichten der Arbeitnehmer): 

Abs. 1 bis 5 entsprechen Art. 13 der Richtlinie 
89/391 und weitgehend § 19 ANSchG sowie § 95 
AA V, weiters ist auf Art. 10 Abs. 2 der Richtlinie 
90/679 zu verweisen. 

Abs. 6 entspricht Art. 8 Abs. 3 und 5 der 
Richtlinie 89/391. Gemäß § 3 Abs. 4 und 5 haben 
die Arbeitgeber für Gefahrensituationen vorzusor­
gen. Bei ernster und unmittelbarer Gefahr müssen 
Arbeitnehmer selbst tätig werden, wenn 

der/die zuständige Vorgesetzte oder die 
sonst zuständige Person nicht erreichbar ist, 
die Vorgangsweise für solche Fälle bereits bei 
Festlegung der Schutzmaßnahmen festgelegt 
wurde, 
die Arbeitnehmer. vorher über die Gefahr 
und die zu treffenden Maßnahmen infor­
miert wurden, 
bei der Unterweisung solche Fälle berück­
sichtigt wurden, 
ihnen die notwendigen technischen Mittel 
zur Verfügung stehen und 
ihnen die notwendigen Maßnahmen zumut­
bar sind, sie also dadurch insbesondere nicht 
einer ernsten zusätzlichen Gefahr ausgesetzt 
werden. 

Abs. 7 entspricht Art. 13 Abs. 2 lit. e und f der 
Richtlinie 89/391. Abs. 8 entspricht Art. 5 Abs. 3 
der Richtlinie 89/391. 

Zu § 16 (Aufzeichungen und Berichte über 
Arbeitsunfälle) : 

Diese Bestimmung entspricht Art. 9 Abs. 1 lit. c 
und d der Richtlinie 89/391 mit der Maßgabe, daß 
bei der Aufzeichnungspflicht entsprechend den 
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Ergebnissen. der Sozialpartnerverhandlungen auch 
bestimmte "Beinaheunfälle" erfaßt werden, sofern 
sie von den Arbeitnehmer gemeldet werden, wobei 
aber für diese Aufzeichnungspflicht keine Sanktion 
gelten soll, sie also von der Strafbestimmung 
ausgenommen werden soll. Der Aufzeichnungs­
pflicht betreffend Arbeitsunfälle kann auch durch 
die Aufbewahrung eines Durchschlages der an den 
Unfallversicherungsträger erstatteten Meldung ent­
sprochen werden. Diese Aufzeichnungen sind von 
den Arbeitgebern zu führen und müssen entspre­
chend der Richtlinie den zuständigen Behörden, 
den Arbeitnehmern und/oder Arbeitnehmervertre­
tern sowie den Präventivdiensten zugänglich 
gemacht werden. 

Gleiches gilt für die auf Verlangen des Arbeits­
inspektorates zu erstellenden Berichte über Arbeits­
unfälle. Diese Regelung zielt nicht auf allgemeine 
Berichte über das Unfallgeschehen ab, sondern auf 
einen Bericht zu einem konkreten Unfall, wenn zB 
auf Grund der Unfallmeldung der Ablauf und die 
Ursache des Unfalles sowie die getroffenen oder zu 
treffenden Maßnahmen nicht klar sind. 

Eine Regelung über die übermittlung an das 
Arbeitsinspektorat ist im Hinblick auf die Aus­
kunfts- und übermittlungspflichten nach dem 
Arbeitsinspektionsgesetz 1993 nicht erforderlich. 

Zu § 16 ist auch auf Art. 3 Abs: 4 der Richtlinie 
921104 zu verweisen. 

Zu § 17 (Instandhaltung, Reinigung, Prüfung): 

Diese Bestimmung entspricht § 17 ANSchG, 
§§ 89 bis 91 AA V und Art. 6 der Richtlinie 89/ 
654 sowie Art. 6 Z 4 der Richtlinie 83/477. 

Zu § 18 (Verordnungen): 

Diese Bestimmung listet jene Regelungen des 
1. Abschnittes auf, zu denen jedenfalls eine 
Konkretisierung durch Verordnung erforderlich 
ist, bzw. bei denen in den übergangsbestimm­
ungen ausdrücklich auf das Inkrafttreten einer 
Durchführungsverordnung abgestellt wird. Bis zur 
Erlassung dieser Verordnungen sind die derzeit 
geltenden Verordnungen nach Maßgabe des 9. 
Abschnittes anzuwenden. Daß darüber hinaus auch 
zur Durchführung anderer Regelungen dieses 
Entwurfes Verordnungen erlassen werden kön­
nen, ergibt sich aus Art. 18 Abs. 2 B-VG und 
bedarf keiner zusätzlichen konkreten Ermächti­
gung durch Bundesgesetz. 

Zur Zuständigkeit ist darauf zu verweisen, daß 
der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen­
heiten für jene Tätigkeiten nach dem Berggesetz 
1975, die unter diesen Entwurf fallen (Veredelung, 
Weiterverarbeitung), sowie der Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr für die in seine 
Zuständigkeit fallenden Verkehrsbetriebe Verord­
nungen erlassen kann. 

Zum 2. Abschnitt (Arbeitsstätten und Bausstellen) : 

Im zweiten Abschnitt werden jene Anforderun­
gen zusammengefaßt, die nur für die Beschäftigung 
von Arbeitnehmern in Arbeitsstätten gelten, wäh­
rend die übrigen Abschnitte grundsätzlich sowohl 
in als auch außerhalb von Arbeitsstätten in gleicher 
Weise gelten, weil sie auf bestimmte Arbeitsstoffe, 
Arbeitsmittel oder Arbeitsverfahren usw. abstellen. 
Dieser Abschnitt enthält vor allem Anforderungen 
hinsichtlich der Konstruktion, Beschaffenheit und 
Ausstattung, die in der Regel bereits bei der 
Planung und Errichtung von Betriebsanlagen oder 
sonstigen Arbeitsstätten berücksichtigt werden 
müssen. Diese Regelungen gelten grundsätzlich 
unabhängig von der Art der Arbeitsvorgänge und 
Arbeitsverfahren, von der Art der eingesetzten 
Arbeitsmittel und Arbeitsstoffe usw. 

Dieser Abschnitt enthält vor allem die Umset­
zung der Richtlinie 89/654. Die in dieser Richtlinie 
vorgesehenen Mindestanforderungen werden durch 
die geltenden Arbeitnehmerschutzbestimmungen, 
insbesondere die Allgemeine Arbeitnehmerschutz­
verordnung, weitgehend erfüllt. Der Entwurf 
beschränkt sich in diesem Zusammenhang auf die 
grundlegenden Anforderungen, die Detailregelun­
gen - wie sie zum Teil auch in den Anhängen der 
Richtlinie vorgesehen sind - sollen durch die 
geplante Arbeitsstättenverordnung erfolgen. Dazu 
sieht der Entwurf vor, daß in· dieser Verordnung 
auch Abweichungen von den im 2. Abschnitt 
festgelegten Anforderungen geregelt werden kön­
nen, wenn dies aus wichtigen Gründen erforderlich 
ist und Sicherheit und Gesundheit der Arbeit­
nehmer gewährleistet sind. Bis zum Inkrafttreten 
dieser Verordnung sollen jene arbeitsstättenbezo­
genen Bestimmungen der Allgemeinen Arbeitneh­
merschutzverordnung, die der Richtlinie entspre­
chen, weiter gelten. Soweit in diesem Abschnitt für 
Arbeitsstätten wesentliche Neuerungen gegenüber 
dem' geltenden Recht vorgesehen sind, werden 
übergangsfristen festgelegt. 

Die Richtlinie 89/654 regelt im Anhang I 
Mindestanforderungen für Arbeitsstätten, die erst­
malig nach dem 31. Dezember '1992 genutzt 
werden. Im Anhang 11 werden Mindestanforde­
rungen für Arbeitsstätten geregelt, die bereits vor 
dem 1. Jänner 1993 genutzt wurden, diese 
Mindestanforderungen sind bis 1. Jänner 1996 zu 
erfüllen. Werden in "alten" Arbeitsstätten nach 
dem 31. Dezember 1992 Änderungen, Erweiterun­
gen und/oder Umgestaltungen vorgenommen, so 
haben nach Art. 5 der Richtlinie die Arbeitgeber 
die erforderlichen Maßnahmen iu treffen, damit 
diese Änderungen, Erweiterungen und/oder Umge­
staltungen mit den Mindestvorschriften des Anhan­
ges I übereinstimmen. 

Folgende Anforderungen des Anhanges I gelten 
nicht für Arbeitsstätten, die bereits vor dem 
1. Jänner 1993 genutzt wurden (und die seither 

6 
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nicht umgebaut oder erweitert wurden): Pkt. 4.3 
(Anzahl, Anordnung und Abmessungen der Flucht­
wege und Notausgänge), Pkt. 6.2 (Klimaanlagen), 
Pkt. 7.3 (Abschirmung gegen Sonneneinstrahlung), 
Pkt. 8.2. (Anbringung der Beleuchtung), Pkt. 9 
(Fußböden, Wände, Decken und Dächer der 
Räume), Pkt. 10 (Beschaffenheit der Fenster und 
Oberlichten), Pkt. 11.1, 11.4 bis 11.9. (technische 
Anforderungen betreffend Türen und Tore), Pkt. 
12.1 bis 12.4 (Verkehrswege), Pkt. 13 und 14 
(Rolltreppen, Rollsteige, Laderampen), Pkt. 15 
(Raumabmessungen, Bewegungsfläche), Pkt. 16.4 
(Bereitschaftsräume), Pkt. 18.2.2 bis 18.2.4 
(Detailregelungen betreffend Duschräume, Wasch­
gelegenheiten und Umkleideräume), Pkt. 19.2 
(Sanitätsräume), Pkt. 21.1. und 21.2. (best. 
Regelungen über Arbeitsstätten im Freien). 

Diese Regelungen beinhalten zum Teil Anforde­
rungen, die auch in der AA V schon vorgesehen 
sind, sodaß sie auch für die vor dem 1. Jänner 1993 
genutzten Arbeitsstätten bereits derzeit gelten, zum 
Teil technische Details, die nicht in den vor­
liegenden Entwurf aufgenommen wurden, sondern 
in der Arbeitsstättenverordnung zu regeln wären. 
Bei diesen Anforderungen besteht daher keine 
Notwendigkeit, im 2. Abschnitt des Entwurfes 
zwischen "alten" und "neuen" Arbeitsstätten zu 
unterscheiden. 

Für bereits bestehende Arbeitsstätten werden 
aber im Rahmen der übergangsbestimmungen 
Ausnahmen und Abweichungen hinsichtlich jener 
Anforderungen vorgesehen, die nicht nach gel­
tendem Recht bereits bestehen, und die nach den 
Anhängen zur Richtlinie 89/654 nicht auf "alte" 
Arbeitsstätten angewendet werden müssen. Für 
jene Anforderungen, die sowohl für "alte" als auch 
für "neue" Arbeitsstätten gelten, und die eine 
Neuerung gegenüber der AA V darstellen, ist in der 
Arbeitsstättenverordnung vorzusehen, daß sie bei 
"alten" Arbeitsstätten bis spätestens 1. Jänner 1996 
zu erfüllen sind. (Siehe 9. Abschnitt). 

Abweichend vom System der AA V werden im 
vorliegenden Entwurf die besonderen Anforderun­
gen bei Verwendung gefährlicher Arbeitsstoffe 
nicht mehr im Zusammenhang mit den Arbeits­
stätten und mit den Arbeitsvorgängen ger~gelt, 
sondern in einem gesonderten Abschnitt, um 
überschneidungen zu vermeiden (siehe zB § 16 
AA V - § 52 AA V). Ähnlich~s gilt für die im 
6. Abschnitt geregelten Einwirkungen (siehe zB 
§ 17 AAV - § 51 AAV). Dieses System soll auch 
den geplanten Verordnungen zugrunde gelegt 
werden. 

Entsprechend den Grundsätzen der Richtlinie 
89/654 wird in inhaltlicher Hinsicht zwischen 
Arbeitsstätten in Gebäuden und Arbeitsstätten im 
Freien unterschieden. Bei den Regelungen über 
Arbeitsstätten in Gebäuden wird wiederum -
entsprechend dem geltenden Recht - zwischen 

Arbeitsräumen und sonstigen Betriebsräumen 
unterschieden. Jene arbeitsplatzbezogenen Rege­
lungen der Richtlinie 89/654, die auch außerhalb 
der Arbeitsstätten bzw. des Betriebsgeländes gelten 
müssen, werden im 6. Abschnitt (Arbeitsvorgänge 
und Arbeitsplätze) umgesetzt. 

Dieser Abschnitt enthält weiters die Umsetzung 
der für Baustellen nach der Richtlinie 92/57 
vorgesehenen grundlegenden Mindestanforderun­
gen, soweit diese Arbeitgeberpflichten zum Schutz 
der Arbeitnehmer regeln. Die in der Richtlinie 
vorgesehenen Detailregelungen wären ebenso wie 
die für Bauarbeiten notwendigen Sonderregelungen 
betreffend Arbeitsvorgänge und Arbeitsplätze 
durch die Änderung der Bauarbeitenschutzver­
ordnung bzw. durch eine Ergänzung zur Bau­
arbeiterschutzverordnung umzusetzen. 

Die Richtlinie 92/57 unterscheidet bei den 
Mindestanforderungen zwischen Regelungen für 
"Arbeitsstätten auf Baustellen" (Anhang IV Teil A), 
die nicht auf bestimmte Arbeitsplätze abstellen, 
sondern generell für die Baustelle gelten, und 
Regelungen für "Arbeitsplätze auf Baustellen", 
wobei unterschieden wird zwischen "Baustellenar­
beitsplätzen innerhalb von Räumen" (Anhang IV 
Teil B Abschnitt I) und "Baustellenarbeitsplätzen 
außerhalb von Räumen" (Anhang IV Teil B 
Abschnitt 11). Die Vorbemerkungen stellen fest: 
"Als Räume im Sinne dieses Anhanges gelten auch 
Baubaracken." Bei der Umsetzung dieser Mindest­
anforderungen wird davon ausgegangen, daß 
Anhang IV Teil B Abschnitt I nicht für die zu 
errichtenden Räume bzw. die Räume des zu 
errichtenden Bauwerks gilt, sondern für Werk­
stätten, Büros usw., die sich auf Baustellen 
befinden. 

Ein Vergleich des Anhanges IV der Richtlinie 
92/57 mit der Richtlinie 89/654 (Arbeitsstätten) 
ergibt, daß fast alle Anforderungen des Anhanges I 
der Arbeitsstätten-Richtlinie entweder für Bau~ 
stellen als solche oder zumindest für Baustellenar­
beitsplätze in Räumen gelten. Es werden daher 
jene Anforderungen, die in gleicher Weise für alle 
Arbeitsstätten und für Baustellen gelten, in § 20 
und jene Regelungen, die in gleicher Weise für 
Arbeitsstellen im Freien und für Baustellen gelten, ' 

-in § 24 Abs. 1 bis 3 zusammengefaßt. Darüber 
hinaus werden in § 24 Abs. 4 für Räume auf 
Baustellen die Regelungen betreffend Arbeitsstätten 
in Gebäuden, Arbeitsräume und sonstige Betriebs­
räume- für anwendbar erklärt. In diesem Zusam­
menhang ist darauf hinzuweisen, daß lediglich 
folgende Mindestanforderungen des Anhanges I 
der Richtlinie 89/654 nicht für Baustellenarbeits­
plätze in Räumen gelten: Pkt. 4.6 (Schlüssel bei 
Notausgängen), Pkt. 9.1 (Wärmeisolierung der 
Fußböden), Pkt. 11:7 (Öffnen der Türen), Pkt. 
14.2 (zwei Abgänge bei Laderampen), Pkt. 16.2 
(Aufenthaltsräume bei Büroarbeit) und Pkt. 16.4 
(Bereitschaftsräume). Diese Unterschiede wurden 
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im vorliegenden Entwurf berücksichtigt, soweit es 
sich nicht um technische Details handelt, die 
ohnehin nicht in den vorliegenden Entwurf 
aufgenommen wurden. 

Für Baustellenarbeitsplätze außerhalb von Räu­
men sieht Anhang IV Teil B Abschnitt II der 
Richtlinie 92/57 zum Teil Regelungen vor, die 
jenen über Arbeitsstätten im Freien entsprechen, 
zum Teil Regelungen betreffend Arbeitsvorgänge 
(zB Abbrucharbeiten) oder Arbeitsmittel (zB 
Fahrzeuge, Hebezeuge, Gerüste), die aus systema­
tischen Gründen nicht im 2. Abschnitt umgesetzt 
werden, sondern in den übrigen Abschnitten (zB im 
Abschnitt Arbeitmittel). 

Zu § 19 (Anwendungsbereich) : 

Die Definition der Arbeitsstätten (Abs. 1) ent­
spricht Art. 2 der Richtlinie 89/654, wobei zur 
besseren Verständlichkeit bereits in der Definition 
eine Unterscheidung zwischen Arbeitsstätten . in 
Gebäuden und Arbeitsstätten im Freien vorgesehen 
wird und der in Österreich gebräuchlichere Begriff 
"Betriebsgelände" verwendet wird. Abs. 2 dient der 
KlarsteIlung, weil solche Einrichtungen nach 

. baurechtlichen Vorschriften nicht generell als 
Gebäude oder bauliche Anlagen anzusehen sind, 
die in diesem Abschnitt vorgesehenen Mindestan­
forderungen aber auch für solche Einrichtungen 
gelten müssen. In diesem Zusammenhang ist auf 
die Regelungen über Ausnahmen zu verweisen, die 
zB zum Tragen kommen können, wenn Container 
als Ausweichquartier für die Dauer von Umbau­
arbeiten in der Arbeitsstätte genützt werden sollen. 

Zu den Arbeitsstätten in Gebäuden zählen auch 
Lagerhallen und ähnliche bauliche Einrichtungen, 
auf die Einrichtung von ständigen Arbeitsplätzen 
kommt es in diesem Zusammenhang nicht an. Ob 
ständige Arbeitsplätze eingerichtet werden, ist aber 
für die Unterscheidung zwischen Arbeitsräumen 
und sonstigen Betriebsräumen von Bedeutung. Zu 
den Arbeitsstätten im Freien zählen zB auch die 
Steinbrüche, soweit sie nicht vom Geltungsbereich 
ausgenommen sind. 

Die Ausnahmen hinsichtlich dem Gottesdienst 
gewidmeter Gebäude (Abs. 3 Z 1) sind zwar in der 
Richtlinie 89/654 nicht vorgesehen, werden aber 
mit Rücksicht auf die. Autonomie der Kirchen und 
Religionsgesellschaften vorgesehen. Diese Aus­
nahme -ist dem § 1 Abs. 3 lit. e ANSchG vergleich­
bar, sie stellt auf den Beschäftigungsort ab, nicht 
auf die Person des Arbeitgebers. Arbeitsstätten der 
Kirchen und Religionsgesellschaften, die anderen 
Zwecken als dem Gottesdienst dienen, wie zB 
Krankenanstalten, Kindergärten, Schulen, Heime 
oder auch Gastronomiebetriebe sind daher entspre­
chend der Richtlinie 89/654 sowie dem Prinzip der 
Gleichbehandlung und aus sozialpolitischen Erwä­
gungen von der Ausnahme nicht erfaßt. Die 

Ausnahmen hinsichtlich der Land- und Forstwirt­
schaft (Abs. 3 Z 2) entsprechen Art.· i Abs. 2 lit. e 
der Richtlinie 89/654. 

Für die übrigen nach der Richtlinie ausgenom­
menen Bereiche wäre eine generelle Ausnahme 
vom 2. Abschnitt eine Verschlechterung des 
geltenden Rechts. Außerdem ist zu berücksichti­
gen, daß die Richtlinie 92/104 (mineral gewinnende 
Betriebe) und der Vorschlag für eine Richtlinie 
betreffend Transporttätigkeiten für die von der 
Arbeitsstätten-Richtlinie ausgenommenen Ver­
kehrsmittel sowierur den Bergbau Regelungen 
vorsehen, die weitgehend der Arbeitsstätten-Richt­
linie entsprechen. Für Schwimmkörper, schwim­
mende Anlagen und Geräte und bestimmte Trans­
portmittel sollen daher die· Regelungen des 
2. Abschnittes - mit Sonderregelungen - gelten 
(siehe § 31). 

Zu § 20 (Allgemeine Bestimmungen über Arbeits­
stätten und Baustellen): 

Diese Bestimmung gilt für Arbeitsstätten in 
Gebäuden, Arbeitsstätten im· Freien und für 
Baustellen (siehe Erläuterungen am Beginn des 
Abschnittes). Diese Regelungen entsprechen weit­
gehend dem geltenden Recht, siehe §§ 5, 7 und 18 
Abs. 2 ANSchG sowie §§ 10, 18, 38, 63 und 64 
AA V sowie § 105 der Allgemeinen Dienstnehmer­
schutzverordnung. 

Abs: 2 (Gefahrenbereiche) entspricht Anhang I 
Z 12.5 und Anhang II Z 10 der Richtlinie 89/654, 
Anhang IV Teil A Z 10.4 der Richtlinie 92/57 und 
Abschnitt A Z 8 des Anhanges der Richtlinie 92/ 
104. Die Kennzeichnung soll unter Bedachtnahme 
auf die Richtlinie 92/58 über die Sicherheits- und/ 
oder Gesundheitsschutzkennzeichnung durch Ver­
ordnung geregelt werden.· Abs. 3 (elektrische 
Anlagen) entspricht Anhang I Z 3 und Anhang II 
Z 3 der RichtJinie 89/654 und Anhang IV Teil A 
Z 2 und Teil B Abschnitt II Z 2 der. Richtlinie 92/ 
57. Zu Abs. 3 ist auch auf die elektrotechnischen 
Vorschriften zu verweisen. Abs. 6 regelt die 
Sicherheitsbeleuchtung entsprechend Anhang I 
Z 4.7 und Z 8.3 und Anhang 11 Z 4.7. und Z 8.2 
der Richtlinie 89/654 und Anhang IV Teil A Z 8.3 
der Richtlinie 92/57 sowie Abschnitt A Z 13.4 des 
Anhanges der Richtlinie 92/104. 

Zu § 21 (Arbeitsstätten in Gebäuden): 

Abs. 1 entspricht Anhang I Z 2 und· Anhang II 
Z 2 der Richtlinie 89/654 sowie Abschnitt A 
Z 16.1 des Anhanges der Richtlinie 92/104. Abs. 2 
(natürliche Belichtung und künstliche Beleuchtung) 
entsprechen Anhang I Z 8.1 und Anhang II Z 8.1 
der Richtlinie 89/654 sowie Abschnitt A Z 13 des 
Anhanges der Richtlinie 92/104. Abs. 3 (Ausgänge 
und Verkehrswege) entspricht Anhang I Z 12.1 der 
Richtlinie 89/654 sowie Abschnitt A Z 6 und 16.5 
des Anhanges der Richtlinie 92/104 und weit-
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gehend § 4 Abs. 1 ANSchG. Abs. 4 (Fluchtwege 
und Notausgänge) entspricht Art. 6 und Anhang I 
Z 4.1 bis 4.3 und Z 4.5 und Z 11.7 sowie Anhang 
11 Z 4.1 bis 4.3 und 4.5 der Richtlinie 89/654, 
weiters Abschnitt A Z 9 des Anhanges der 
Richtlinie 92/104. Die Kennzeichnung wird unter 
Berücksichtigung der Richtlinie 92/58 durch 
Verordnung zu regeln" sein. 

Abs. 5 entspricht Anhang I Z 20 und Anhang 11 
Z 15 der Richtlinie 89/654 sowie Abschnitt A Z 18 
des Anhanges der Richtlinie 92/104. Diese 
Bestimmungen sehen vor: "Die Arbeitsstätten sind 
gegebenenfalls behindertengerecht zu gestalten. 
Dies gilt insbesondere für Türen, Verbindungs­
wege, Treppen, Duschen, Waschgelegenheiten und 
Toiletten, die von Behinderten benutzt werden, 
sowie für Arbeitsplätze, an denen Behinderte 
unmittelbar tätig sind." Die in der Richtlinie 
verwendeten Begriffe wurden den im Entwurf 
verwendeten Begriffen angepaßt. Ob und welche 
Anforderungen sich daraus ergeben, hängt davon 
ab, ob und in welchen Bereichen Behinderte tätig 
sind und außerdem von der Art ihrer Behinderung. 

In diesem Zusammenhang ist auch darauf zu 
verweisen, daß die Bauordnungen der Länder (mit 
Ausnahme des Burgenlandes) Regelungen über die 
behindertengerechte Gestaltung von Baulichkeiten 
enthalten. So sieht zB die Wiener Bauordnung vor, 
daß bei Montagehallen, Lagerhallen, Werkstätten 
in Industriebauten uä. Vorsorge zu treffen ist, daß 
sie für körperbehinderte Menschen gefahrlos und 
tunlichst ohne fremde Hilfe zugänglich sind. 
Bauliche Maßnahmen für körperbehinderte und 
alte Menschen sind in der ÖNORM B 1600 
geregelt, diese wurde in manchen Ländern für 
verbindlich erklärt. Die behindertengerechte 
Gestaltung der Arbeitsstätten ist durch Verord­
nung näher zu regeln. 

Abs. 6 dient der KarsteIlung hinsichtlich jener 
Gebäude, die nur zum Teil für betriebliche Zwecke 
genützt werden, wie zB Gebäude, in denen sowohl 
Büros als auch Wohnungen untergebracht sind. 
Ausgänge, Verkehrswege, Türen und Tore, die von 
den Arbeitnehmern in solchen Gebäuden benützt 
werden, sind den Arbeitsstätten in Gebäuden im 
Sinne des § 20 Abs. 1 Z 1 zuzurechnen (Teile von 
Gebäuden zu denen die Arbeitnehmer im Rahmen 
ihrer Arbeit Zugang haben), sodaß Abs. 3 anzu­
wenden ist. 

Zu § 22 (Arbeitsräume): 

In übereinstimmung mit der Richtlinie 89/654 
und der Allgemeinen Arbeitnehmerschutzverord­
nung wird zwischen Arbeitsräumen und sonstigen 
Betriebsräumen unterschieden, wobei für Arbeits­
räume strengere Regelungen gelten sollen. 

§ 22 entspricht weitgehend dem geltenden 
Recht, siehe § 3 ANSchG und §§ 3, 4, 6, 8, 9, 12 
bis 15 und 19 AAV. 

Abs. 1 enthält eine Definition der Arbeitsräume, 
wobei entsprechend dem geltenden Recht auf die 
Einrichtung ständiger Arbeitsplätze abgestellt wird. 

Abs. 2 entspricht § 3 Abs. 1 ANSchG. Abs. 3 
entspricht Anhang I Z 6.1 und 7.1 sowie Anhang 11 
Z 6 und 7.1 der Richtlinie 89/654, weiters 
Abschnitt A Z 16.6 und 16.7 des Anhanges der 
Richtlinie 92/104. Abs. 4 regelt Anforderungen, 
die beim Bau und bei der Gestaltung der 
Arbeitsräume sowie der Aufstellung von Maschi­
nen usw. zu berücksichtigen sind, nicht hingegen 
die Gestaltung der Arbeitsvorgänge, siehe auch 
§ 17 AA V. Abs. 5 entspricht wörtlich Anhang I 
Z 15.1 der Richtlinie 89/654 und Abschnitt A 
Z 16.3.1 des Anhanges der Richtlinie 92/104. Für 
die Bewegungsfläche am Arbeitsplatz werden im 
6. Abschnitt Regelungen vorgesehen. 

Abs. 6 entspricht Anhang I Z 8.1. und Anhang 11 
Z 8.1. der Richtlinie 89/654" sowie Abschnitt A 
Z 13.2 des Anhanges der Richtlinie 921104, die 
verlangen, daß die Arbeitsstätten möglichst aus­
reichend Tageslicht erhalten müssen. Diese Rege­
lung entspricht § 3 ANSchG und § 8 AA V mit der 
Ergänzung, daß bei der Anordnung der Arbeits­
plätze auf die Lage der Belichtungsflächen und 
Sichtverbindung Bedacht zu nehmen ist. Damit soll 
die Grundlage für eine flexiblere, den Interessen 
des Arbeitnehmerschutzes besser entsprechende 
Regelung geschaffen werden, die nicht nur auf 
die Bodenfläche des Raumes abstellt, sondern auf 
die Arbeitsbereiche Bedacht nimmt. Außerdem soll 
nach dem vorliegenden Entwurf über Ausnahmen 
nicht mehr in einem gesonderten Verwaltungs­
verfahren das Arbeitsinspektorat entscheiden, 
sondern in gleicher Weise wie bei den übrigen 
Ausnahmen die zuständige Behörde, was in vielen 
Fällen eine Verfahrenskonzentration ermöglichen 
wird. Aufrecht bleibt die Bedachtnahme auf die 
Zweckbestimmung der Räume, die einer natürli­
chen Belichtung entgegenstehen kann. 

Abs. 7 entspricht Anhang I Z 8.1 und Anhang 11 
Z 8.1 der Richtlinie 89/654 sowie Abschnitt A 
Z 13.1 des Anhanges der Richtlinie 92/104. Abs. 8 
entspricht Anhang I Z 9.1 der Richtlinie 89/654 
sowie Abschnitt A Z 16.2 des Anhanges der 
Richtlinie 92/104. 

Im Zusammenhang mit den Anforderungen an 
Arbeitsräume ist auf die im 8. Abschnitt vorgese­
henen Regelungen über Ausnahmen zu verweisen, 
die eine gegenüber dem geltenden Recht flexiblere 
und sachgerechtere Regelung ermöglichen sollen. 
So können zB für Arbeitsräume, in denen jeweils 
nur kurzfristige Arbeiten durchgeführt werden (zB 
Kopierräume) bereits in der Arbeitsstättenverord­
nung abweichende Regelungen getroffen werden, 
zB hinsichtlich der natürlichen Belichtung und der 
Sichtverbindung mit dem Freien. Weiter aufrecht 
bleibt aber auch die Möglichkeit der Genehmigung 
im Einzelfall. 
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Zu § 23 (Sonstige Betriebsräume) : 

Für sonstige Betriebsräume werden weniger 
strenge Anforderungen vorgesehen, dies entspricht 
auch dem geltenden Recht. 

Zu § 24 (Arbeitsstätten im Freien und Baustellen): 

Entsprechend Anhang I Z 21, Anhang II Z 16 ' 
und 17 der Richtlinie 89/654 und Abschnitt A Z 7 
des Anhanges der Richtlinie 921104 werden in 
Abs. 1 bis 3 Sonderregelungen für Arbeitsstätten im 
Freien vorgesehen. Siehe auch § 20 AA V. Abs. 1 
bis 3 gelten auch für Baustellen, Abs. 4 trifft 
Sonderregelungen für Gebäude bzw. Räume auf 
Baustellen, siehe die Erläuterungen am Beginn 
dieses Abschnitts. 

Zu § 25 (Brandschutz und Explosionsschutz) : 

Diese Bestimmung entspricht weitgehend § 12 
ANSchG und §§ 54, 74 bis 80 AAV. 

Abs. 1 und 2 entsprechen Art. 8 der Richtlinie 
89/391 sowie Art. 4 bis 5 der Richtlinie 92/104. 

,Abs. 3 entspricht Anhang I Z 5.1 und 5.2 sowie 
Anhang II Z 5.1 und 5.2 der Richtlinie 89/654. 

Abs. 4 erster Satz stellt - abgesehen von den 
Fällen der Vorschreibung einer Brandschutzgruppe 
- eine Neuerung gegenüber dem geltenden Recht 
dar und entspricht Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie 89/ 
391. Die Richtlinie schreibt die Bestellung solcher 
Personen - ähnlich wie die Bestellung von 
Ersthelfern - nicht nur für Arbeitsstätten mit 
besonderen Gefahren vor. Die Bestellung solcher 
Personen entspricht daher nicht der Einrichtung 
einer Brandschutzgruppe nach den geltenden 
Regelungen. Die Bestellung von Personen, die für 
den Brandschutz und die Evakuierung zuständig 
sind, wird durch Verordnung näher zu regeln sein. 

Abs. 5 regelt die Brandschutzgruppe. Entspre­
chend § 12 Abs. 3 ANSchG und § 79 AAV ist eine 
Vorschreibung durch die Behörde im Einzelfall 
vorgesehen. Um die derzeit bestehenden über­
schneidungen mit den landesgesetzlichen V or­
schriften über die Betriebsfeuerwehr zu beseitigen, 
ist eine Vorschreibung einer Brandschutzgruppe 
nur mehr subsidiär für den Fall vorgesehen, daß 
der Arbeitgeber keine Betriebsfeuerwehr nach 
landesgesetzlichen Vorschriften eingerichtet hat. 

Die in Abs. 8 angeführten Kriterien entsprechen 
Art. 8 Abs. 1 der Richtlinie 89/391 sowie Anhang I 
Z 5.1 und Anhang II Z 5.1 der Richtlinie 89/654. 

Zu Abs. 9 ist auf die Erlä~terungen am Beginn 
dieses Abschnittes sowie auf Anhang IV Teil A Z 4 
der Richtlinie 92/57 zu verweisen. 

Besondere Regelungen zum Brandschutz und 
Explosionsschutz enthält Abschnitt A Z 4 des 
Anhanges der Richtlinie 921104. 

Zu, § 26 (Erste Hilfe): 

Diese Bestimmungen entsprechen Art. 8 Abs. 1 
und 2 der Richtlinie 89/391, Anhang I Z 19 und 
Anhang'lI Z 14 der Richtlinie 89/654 sowie § 13 
ANSchG und §§ 81 und 82 AA V. Zu den 
Baustellen ist auf Anhang N Teil A Z 13 der 
Richtlinie 92157 zu verweisen. Besondere Rege­
lungen über die Erste Hilfe sieht Abschnitt A Z 12 
des Anhanges der Richtlinie 92/104 vor, weiters 
Art. 8 Abs. 1 lit. c der Richtlinie 90/679. 

Zur Bestellung von Personen für die Leistung 
der Ersten Hilfe ist anzumerken, daß die. Anzahl 
der zu bestellenden Personen (unter Berücksichti­
gung der Zahl der Beschäftigten und der Betriebs­
art) derzeit in § 81 AA V geregelt ist und künftig in 
der Arbeitsstättenverordnung geregelt werden soll. 
Gleiches gilt für die notwendigen Kenntnisse bzw. 
die notwendige Ausbildung. Es ist Sache der 
Arbeitgeber, dafür zu sorgen, daß erforderlichen­
falls geeignete' Personen bestellt werden und 
gegebenenfalls auch auf ihre ,Kosten für eine 
Ausbildung zu sorgen. 

Zu den Sanitätsräumen (Abs. 4) ist darauf zu 
verweisen, daß die Richtlinie 89/654 als Kriterien 
die Größe der Räumlichkeiten, die Art der dort 
ausgeübten Tätigkeiten und die Unfallhäufigkeit 
anführt. Gleiches gilt für die Richtlinie 921104. Die 
Richtlinie 92/57 führt als Kriterien die Größe der 
Baustelle und die Art der Tätigkeiten an. Abs. 4 
sieht daher die Einrichtung von Sanitätsräumen in 
Arbeitsstätten, bei denen es wegen der besonderen 
Verhältnisse (Gefährlichkeit der Tätigkeiten, 
Unfallhäufigkeit) geboten erscheint, unabhängig 
von der Beschäftigtenzahl vor. Die in Abs. 4 
vorgesehene Verpflichtung zur Einrichtung von 
Sanitätsräumen für Betriebe mit mehr als 250 
Beschäftigten - unabhängig von der Art der 
Tätigkeiten und der Art des Betriebes - entspricht 
§ 82 AAV. 

Zu § 27 (Sanitäre Vorkehrungen in Arbeitsstätten): 

Die Abs. 1 bis 6 entsprechen Anhang I Z 18 und 
Anhang II Z 13 der Richtlinie 89/654, weiters 
Abschnitt A Z 14 des Anhanges der Richtlinie 921 
104. Weiters ist auf Art. 10 der Richtlinie 821605, 
Art. 13 Abs. 1 lit. c der Richtlinie 82/477 sowie 
Art. 8 Abs. 1 lit. c und Abs. 2 lit. bund c der 
Richtlinie 90/679 zu verweisen. 

Die Regelungen entsprechen weitgehend § 14 
ANSchG und §§ 84 bis 86 AA V. Abweichend vom 
geltenden Recht wird für Waschgelegenheiten bzw. 
Waschräume nicht mehr verlangt, daß sie "im 
Betrieb" zur Verfügung stehen müssen, sondern in 
der Nähe der Arbeitsplätze. 

Die Verpflichtung zur Einrichtung von Umklei­
deräumen wird nicht mehr, generell ab zwölf 
Beschäftigten vorgesehen, da zB in Bürobetrieben 
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die Arbeitnehmer häufig entsprechende Kleider­
schränke in ihren Büros einem Kleiderschrank in 
einem gesonderten Umkleideraum vorziehen. 

Abs. 8 regelt gemeinsame sanitäre Einrichtungen 
für die Arbeitnehmer mehrerer Arbeitgeber, zB in 
einem Einkaufszentrum. Eine solche gemeinsame 
Einrichtung kann durchaus im Interesse des 
Arbeitnehmerschutzes gelegen sein, unter der 
Voraussetzung, daß diese Einrichtungen in der 
Nähe der Arbeitsplätze liegen und daß bei der 
Anzahl, der Bemessung, der Trennung nach 
Geschlecht usw. die Gesamtzahl aller Arbeit­
nehmer zugrunde gelegt wird. 

Abs. 9 entspricht § 14 Abs. 1 ANSchG und § 83 
AAV. 

Zu § 28 (Sozialeinrichtungen in Arbeitsstätten): 

Diese Bestimmungen entsprechen Anhang I Z 16 
und Anhang 11 Z 11 der Richtlinie 89/654 und 
Abschnitt A Z 16.8 des Anhanges der Richtlinie 
921104 sowie weitgehend §§ 15 und 16 ANSchG 
sowie §§ 87 und 88 AA V. Entsprechend den 
Ergebnissen der Sozialpartnerverhandlungen wer­
den wie im geltenden Recht Aufenthaltsräume 
generell ab zwölf Beschäftigten vorgesehen. 

Der Entwurf sieht abweichend vom geltenden 
Recht Bereitschaftsräume für Arbeitnehmer vor, in 
deren Arbeitszeit regelmäßig Zeiten der Arbeits­
bereitschaft fallen, entsprechend der Richtlinie 89/ 
654, wobei die Verpflichtung zur Bereitstellung 
von Bereitschaftsräumen durch Verordnung zu 
konkretisieren sein wird. Für die gemeinsame 
Einrichtung von Aufenthaltsräumen gilt dasselbe 
wie zur gemeinsamen Einrichtung von. Sanitärräu­
men gemäß § 27 Abs. 8. 

Zu § 29 (Sanitäre Vorkehrungen und Sozialein­
richtungen auf Baustellen): 

Baustellen fallen nicht unter den Geltungsbereich 
der Richtlinie 89/654 (Arbeitsstätten-Richtlinie), 
die Richtlinie 92157 enthält aber weitgehend 
Regelungen, die dem Anhang zur Arbeitsstätten­
Richtlinie entsprechen. 

Die im vorliegenden Entwurf für Baustellen· 
vorgesehenen Regelungen entsprechen weitgehend 
dem geltenden Recht unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse der Beratungen zur neuen Bauarbeiter­
schutzverordnung. 

Eine wesentliche Neuerung gegenüber dem 
geltenden Recht und gegenüber der neuen Bau­
arbeiterschutzverordnung stellen die Regelungen 
über die gemeinsame Einrichtung von Sozial- und 
Sanitäreinrichtungen dar. Die gemeinsame Ein­
richtung ist im Zusammenhang mit der in diesem 
Entwurf vorgesehenen Koordinationspflicht zu 
sehen und entspricht der derzeit bereits auf vielen 
Baustellen geübten Praxis. 

Zu § 30 (Nichtraucherschutz): 

Die Richtlinie 89/654 regelt den Nichtraucher­
schutz nur für Pausenräume und . Bereitschafts­
räume (Anhang I Z 16.3 und.16.4 sowie Anhang II 
Z 11.3). 

Gemäß § 65 AA V ist durch geeignete technische 
oder organisatorische Maßnahmen dafür zu 
sorgen, daß Nichtraucher vor der Einwirkung 
von Tabakrauch geschützt sind, soweit es die Art 
des Betriebes und die Betriebsorganisation gestat­
ten. Auf Grund dieser Einschränkung hat sich das 
geltende Recht als nicht ausreichend für einen 
wirksamen Nichtraucherschutz erwiesen, weil viele 
Arbeitgeber sich auf betriebsorganisatorische Grün­
de berufen. 

Der vorliegende Entwurf enthält in Abs. 1 die 
allgemeine Verpflichtung der Arbeitgeber, Nicht­
raucherlinnen vor den Einwirkungen von Tabak­
rauch zu schützen. Diese Regelung stellt darauf ab, 
ob und wie weit ein solcher Schutz nach der Art 
des Betriebes möglich ist. So wird zB in 
Gastgewerbebetrieben häufig kein voller Schutz 
vor den Einwirkungen von Tabakrauch möglich 
sein, es sind aber alle Maßnahmen zur Verringe-. 
rung der Einwirkung zu treffen. 

Wenn aus betrieblichen Gründen ein Arbeits­
raum von Rauchern und Nichtrauchern benützt 
werden muß, gilt gemäß Abs. 2 grundsätzlich ein 
Rauchverbot. Dies kann aber nur für Arbeitsräume 
gelten, die nur von Betriebsangehörigen benutzt 
werden, nicht hingegen zB für Restaurants, Cafes 
usw., in denen die Kunden rauchen. Im vor­
liegenden Entwurf können nur den Arbeitgebern 
sowie den Arbeitnehmern Pflichten auferlegt 
werden, ein allfälliges generelles Rauchverbot 
kann nicht im Arbeitnehmerschutzrecht geregelt 
werden. Außerdem soll diese Regelung entspre­
chend den Ergebnissen der Verhandlungen mit den 
Interessenvertretungen nur dann gelten, wenn die 
Nichtraucher nicht durch eine verstärkte Be- und 
Entlüftung des Raumes ausreichend geschützt 
werden können. 

Der Nichtraucherschutz in Aufenthaltsräumen 
und Bereitschaftsräumen entspricht der Richtlinie 
89/654 sowie dem geltenden Recht (§ 87 Abs. 6 
AA V). Das generelle Rauchverbot für Sanitäts­
räume und Umkleideräume wird aus gesundheitli­
chen und hygienischen Gründen vorgesehen. 

Zu § 31 (Schwimmkörper, schwimmende Anlagen 
und Geräte, Transportmittel): 

Diese Einrichtungen sind von der Richtlinie 89/ 
654 ausgenommen. Im Interesse des Arbeitnehmer­
schutzes und zur Vermeidung einer Verschlechte- -
rung des bestehenden Schutzniveaus werden aber 
im vorliegenden Entwurf auch für diese Ein­
richtungen unter Bedachtnahme auf deren Beson­
derheiten entsprechende Sonderregelungen vorge-
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sehen. Dies entspricht auch § 51 der Arbeits­
stättenverordnung der BRD. Außerdem war zu 
berücksichtigen, daß der V otschlag für eine 
Richtlinie über Mindestvorschriften für Sicherheit 
und Gesundheitsschutz bei Transporttätigkeiten 
sowie in Arbeitsstätten in Transportmitteln viele 
der Richtlinie 89/654 entsprechende Mindestan­
forderungen vorsieht. Die für diesen Bereich 
erforderlichen Sonderregelungen sollen durch eine 
Verordnung geregelt werden. In diesem Zusam­
menhang ist auch auf die Schiffahrtsanlagenver­
ordnung, BGBl. Nr. 334/1991, zu verweisen, die 
besondere Arbeitnehmerschutzvorschriften für sol­
che Einrichtungen enthält. 

Zu § 32 (Verordnungen) wird auf die Erläute­
rungen zu § 18 sowie auf die obigen Ausführungen 
zu den betreffenden Bestimmungen dieses 
Abschnittes verwiesen. 

Zum 3. Abschnitt (Arbeitsmittel): 

Der dritte Abschnitt enthält Pflichten der 
Arbeitgeber hinsichtlich Anforderungen an Arbeits­
mittel, die Arbeitnehmern zur Verfügung gestellt 
werden, sowie Pflichten der Arbeitgeber hinsicht­
lich der Auswahl der Arbeitsmittel und der 
Aufstellung, Benutzung, Prüfung und Wartung 
von Arbeitsmitteln. 

Dieser Abschnitt setzt die Richtlinie 89/655 über 
Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesund­
heitsschutz bei Benutzung von Arbeitsmitteln durch 
Arbeitnehmer bei der Arbeit um. Die in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Mindestanforderungen 
werden durch die geltenden Arbeitnehmerschutz­
bestimmungen weitgehend erfüllt. Besondere V or­
schriften über Arbeitsmittel enthält auch Anhan­
g"lV Teil B Abschnitt 11 der Richtlinie 92/57, zB 
betreffend Gerüste, Leitern, Hebezeuge. 

In diesem Abschnitt werden weiters grund­
legende Anforderungen des Entwurfs eines V or­
schlags für eine Richtlinie zur Ergänzung der 
Richtlinie 89/655 (Einzelrichtlinie im Sinne der 
Richtlinie 89/391) berücksichtigt. Dieser Entwurf 
der EU wird im folgenden als Ergänzungsvorschlag 
bezeichnet. Auf diesen Ergänzungsvorschlag wird 
auch im Anhang IV der Richtlinie 92/57 Bezug 
genommen, in dem eine Präzisierung der Arbeits­
mittelregelungen angekündigt wird. Detailregelun­
gen, die in den Anhängen des Ergänzungsvor­
schlags vorgesehen sind, zB Mindestvorschriften 
über die Aufstellung und Benutzung von bestimm­
ten Arbeitsmitteln, sollen ebenso wie Detailrege­
lungen des Anhanges IV der Richtlinie 92/57 
durch Verordnungen umgesetzt werden. Diese 
Verordnungen werden dann jeweils entsprechend 
den technischen Anpassungen der einschlägigen 
Richtlinien und dem technischen Wandel entspre­
chend zu aktualisieren sein. Bis zum Inkrafttreten 

der Verordnungen werden Vorschriften der 
geltenden Arbeitnehmerschutzbestimmungen über­
geleitet. 

Im Gegensatz zur etwas unsystematischen 
Verwendung der Begriffe Betriebseinrichtungen, 
mechanische Einrichtungen und Betriebsmittel in 
der Allgemeinen Arbeitnehmerschutzverordnung 
wird nunmehr entsprechend der Richtlinie 89/655 
und dem dazu ergangenen Ergänzungsvorschlag 
von einer sehr umfassenden, einheitlichen Defini­
tion der Arbeitsmittel ausgegangen. Unter »Anlage" 
im Sinne der Definition des § 2 Abs. 5 ist eine . 
Gesamtheit von miteinander verketteten Maschinen 
zu verstehen (siehe auch § 3 Abs. 4 der Maschinen­
Sicherheitsverordnung). Als Anlagen im Sinne 
dieser Bestimmung gelten nicht Betriebsanlagen 
nach der Gewerbeordnung 1994, Eisenbahnanlagen 
und ähnliche Einrichtungen. 

Unter den Begriff Arbeitsmittel fallen neben den 
Betriebseinrichtungen, mechanischen Einrichtungen 
und Betriebsmitteln nach dem 111. Abschnitt der 
Allgemeinen Arbeitnehmerschutzverordnung zB 
auch kraftbetriebene Türen und Tore, Hub-, 
Kipp- und Rolltore. 

Zu § 33 (Allgemeine Bestimmungen über Arbeits­
mittel): 

Abs. 1 definiert die Benutzung von Arbeitsmit­
teln und entspricht Art. 2 lit. b der Richtlinie 89/ 
655. Nach dieser Definition sind unter Benutzung 
von Arbeitsmitteln alle Tätigkeiten zu verstehen, 
die ein Arbeitsmittel betreffen. Die Aufzählung 
derartiger Tätigkeiten in Abs. 1 ist lediglich 
beispielhaft. Zu verweisen ist auch auf Pkt. A 2 
und 3 des Anhanges der Richtlinie 92/104. 

Abs. 2 dient der KlarsteIlung, daß die Bestim­
mungen des Abschnittes und der dazu erlassenen 
Verordnungen die Arbeitgeber verpflichten. 

Abs. 3 Z 1 entspricht Art. 3 Abs. 1, 1. Satz der 
Richtlinie 89/655 und ist geltendes Recht (§ 29 
Abs. 1 AAV). 

Rechtsvorschriften über Sicherheitsanforderun­
gen hinsichtlich Konstruktion, Bau und weiterer 
Schutzmaßnahmen im Sinne des Abs. 3 Z 2 regeln 
ua. die nach § 71 GewO erlassenen bzw. zu 
erlassenden Verordnungen (zB die Maschinen­
Sicherheitsverordnung) und elektrotechnische V or­
schriften (zB die nach dem Elektrotechnikgesetz 
1992 erlassene Niederspannungsgeräteverordnung 
1993). 

Art. 4 Abs. 1 lit. a der Richtlinie 89/655 
bestimmt, daß Arbeitgeber »sich Arbeitsmittel zu 
beschaffen bzw. zu benutzen haben", die, sofern 
sie Arbeitnehmer erstmalig nach dem 31. Dezem­
ber 1992 zur Verfügung gestellt werden, den 
Bestimmungen aller geltenden einschlägigen 
Gemeinschaftsrichtlinien entsprechen bzw., wenn 
keine andere Gemeinschaftsrichtlinie anwendbar ist 
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oder wenn andere Gemeinschaftsrichtlinien nur 
teilweise anwendbar sind, den Mindestvorschriften 
des Anhanges zur Richtlinie entsprechen. Nach 
Art. 4 Abs. 1 lit. b der Richtlinie müssen Arbeits­
mittel, die Arbeitnehmern am 31. Dezember 1992 
bereits zur Verfügung stehen mit einer 
Übergangsfrist -, den Mindestanforderungen im 
Sinne des Anhangs zu der Richtlinie entsprechen 
(siehe auch Art. 3 Abs. 1 des Ergänzungsvor­
schlags). 

Die technischen· Harmonisierungsrichtlinien der 
EU sehen Konformitätsprüfungen bzw. -erklärun­
gen sowie in bestimmten Fällen eine Prüfung und 
Zertifizierung von Maschinen und Geräten vor. 
Gemäß § 71 der Gewerbeordnung 1994 ist das 
Inverkehrbringen und Ausstellen von Maschinen, 
Geräten, Ausrüstungen oder deren Teilen und 
Zubehör, die Gefahren für das Leben oder die 
Gesundheit der Benützer herbeiführen können, nur 
zulässig, wenn eine Übereinstimmungserklärung 
oder eine Genehmigung des Bundesministers für 
wirtschaftliche Angelegenheiten vorliegt. Durch die 
Übereinstimmungserklärung haben Hersteller bzw. 
Inverkehrbringer festzustellen, daß die Maschine, 
das Gerät usw. den auf sie zutreffenden 
Bestimmungen. einer Verordnung gemäß § 71 
GewO 1994 (zB der Maschinen-Sicherheitsver­
ordnung) und gegebenenfalls den auf sie zutref­
fenden Bestimmungen einschlägiger Normen oder 
einem genehmigten Muster entspricht. Für 
bestimmte Maschinen, Geräte usw. wird durch 
diese Verordnungen ein besonderes Übereinstim­
mungsverfahren vorgesehen, zB eine Baumuster-
prüfung. . 

Grundlage für die Übereinstimmungserklärung 
ist eine vom Hersteller bzw. Inverkehrbringer 
erstellte technische Dokumentation und allenfalls 
eine Prüfbescheinigung einer zugelassenen Stelle 
(zB Baumusterbescheinigung). Vor dem Inverkehr­
bringen ist das Vorliegen einer Übereinstimmungs­
erklärung oder einer Genehmigung des Bundes-' 
ministers für wirtschaftliche Angelegenheiten durch 
Anbringen eines Zeichens oder einer Plakette an 
'der Maschine (CE-Zeichen) nachzuweisen. Diese 
gewerberechtlichen Regelungen gelten auch für 
Personen bzw. Einrichtungen, die grundsätzlich 
vom Geltungsbereich der Gewerbeordnung 1994 
ausgenommen sind, und zwar auch dann, wenn die 
Maschinen, Geräte usw. für den Gebrauch im 
eigenen Betrieb erzeugt, zusammengefügt oder 
eingeführt werden (§ 2 Abs. 12 GewO 1994). 

Durch Verordnung sollen Sicherheits- ,und 
Gesundheitsanforderungen für Arbeitsmittel und 
die erforderlichen Übergangsregelungen für 
Arbeitsmittel, die bereits in Verwendung stehen, 
geregelt werden. Bis zum Inkrafttreten dieser 
Verordnung sollen für Arbeitsmittel, für die 
Verordnungen gemäß § 71 der Gewerbeordnung 
1994 oder sonstige Herstellervorschriften (zB die 
Niederspannungsgeräteverordnung 1993) keine 

Anwendung finden, jene Bestimmungen weitergel­
ten, die Sicherheitsanforderungen für Arbeitsmittel 
regeln, soweit diese auch der Sicherheit und dem 
Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer dienen. In 
diesem Zusammenhang ist anzumerken, daß auf 
Grund des Konzeptes der Richtlinie 89/655 
(subsidiäre Sicherheits- und Gesu~dheitsanforde­
rungen) eine Anpassung zB erfolgen muß, wenn 
die einschlägigen Verordnungen zur Gewerbe­
ordnung 1994 geändert werden bzw. neue 
Verordnungen erlassen werden, wobei jeweils in 
der Arbeitsmittelverordnung auf die bereits in 
Verwendung stehenden Arbeitsmittel Bedacht zu 
nehmen ist, auf die neue gewerberechtliche 
Regelungen naturgemäß nicht anwendbar sein 
können. 

Abs. 4 stellt klar, daß Arbeitgeber dann, wenn 
sie mit dem CE-Zeichen gekennzeichnete Arbeits­
mittel erwerben, sich grundsätzlich darauf verlassen 
können, daß diese Arbeitsmittel den gewerberecht­
lichen Sicherheitsanforderungen, die für sie im 
Zeitpunkt des Inverkehrbringens gegolten haben, 
entsprechen. 

Durch entsprechende Wartuf,1g haben Arbeit­
geber dafür zu sorgen, daß Arbeitsmittel während 
der gesamten Dauer der Benutzung in einem 
Zustand gehalten werden, der den für sie geltenden 
Rechtsvorschriften entspricht. 

Sind Arbeitsmittel nicht gekennzeichnet, dürfen 
Arbeitgeber sie nur dann zur Verfügung stellen, 
wenn sie den Anforderungen gemäß Abs.2 Z 2 
entsprechen. 

Abs. 5 über die Auswahl von Arbeitsmitteln 
entspricht Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 89/655 und 
im wesentlichen § 5 Abs. 1 ANSchG. Nach Abs. 5 
dürfen weiters' nur. solche Arbeitsmittel eingesetzt 
werden, die nach dem Stand der Technik die 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer so 
gering als möglich gefährden. Diese Regelung 
entspricht im wesentlichen auch § 5 Abs. 1 
ANSchG. 

Abs. 6 regelt ensprechend Art. 3 Abs. 2 der 
Richtlinie 89/655 jene Fälle, in denen es nach dem 
Stand der Technik nicht möglich ist, Sicherheit und 
Gesundheit der Arbeitnehmer bei der Benutzung 
eines Arbeitsmittels in vollem Umfang zu gewähr­
leisten. Bei einem für Sicherheit und Gesundheit 
verbleibenden Restrisiko haben Arbeitgeber auf 
Grundlage der im 1. Abschnitt normierten Pflichten 
die Gefahren zu ermitteln und Maßnahmen 
festzulegen, dieses Risiko durch zusätzliche Maß­
nahmen weitestgehend zu minimieren. Es ist davon 
auszugehen, daß in diesen Fällen bei der Ermitt­
lung und Beurteilung von Gefahren und Festlegung 
von Schutzmaßnahmen jedenfalls geeignete Fach­
leute heranzuziehen sind. Eine grundlegende 
Maßnahme ist nach Anhang I Z 2.1. der Richtlinie 
89/655, dafür Vorsorge zu treffen, daß Arbeit­
nehmer Zeit und Möglichkeit haben, sich den mit 
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In- und Außerbetriebnahme von Arbeitsmitteln 
verbundenen Gefahren rasch zu entziehen. Erfor­
derlichenfalls haben Arbeitgeber im vorhinein Not­
und Rettungsmaßnahmen festzulegen (Anhang des 
Ergänzungsvorschlages ). 

Zu § 34 (Aufstellung von Arbeitsmitteln): 

Diese Regelungen entsprechen weitgehend den 
im Anhang des Ergänzungsvorschlags angeführten 
Mindestvorschriften über die Benutzung von 
Arbeitsmitteln, soweit sie die Aufstellung von 
Arbeitsmitteln betreffen. 

Abs. 1 definiert die Aufstellung und dient der 
KlarsteIlung. 

Abs. 2 legt im Sinn des Art. 4 Ergänzungsvor­
schlag fest, welche grundsätzlichen Bedingungen 
und Gefahren Arbeitgeber im ,Rahmen ihrer 
allgemeinen Pflichten, Gefahren zu ermitteln und 
Maßnahmen festzulegen, bei der Aufstellung von 
Arbeitsmitteln zu berücksichtigen haben, 

Abs. 2 Z 1 über Schutzabstände entspricht dem 
Anhang des Ergänzungsvorschlags und im Grund­
satz § 30 Abs. 3 AA V. 

Abs. 2 Z 2 über das sichere Zuführen und 
Entfernen von Energien und Stoffen entspricht 
ebenfalls dem Anhang des Ergänzungsvorschlags. 

Abs. 2 Z 3 regelt entsprechend § 30 Abs, 2 
AA V, daß Arbeitsmittel so aufgestellt werden 
müssen, daß Arbeitnehmern aureichend Platz für 
eine sichere Benutzung zur Verfügung steht. 

Abs. 3, wonach im Freien aufgestellte Arbeits­
mittel gegen Blitzschlag und Witterungseinflüssen 
zu schützen sind, entspricht ebenfalls dem Anhang 
des Ergänzungsvorschlags. 

Abs. 4 über den Schutz der Arbeitnehmer vor 
einer Gefährdung durch elektrische Freileitungen 
entspricht § 38 Abs. 2 AA V und dem Anhang des 
Ergänzungsvorschlags, 

Abs. 5 regelt die Stabilisierung von Arbeitsmit­
teln und ihren Teilen entsprechend dem Anhang 
Z 2.6. der Richtlinie 89/655. Die Stabilisierung 
nach dieser Bestimmung erfaßt auch das sichere 
Verankern von Betriebseinrichtungen und Betriebs­
mitteln nach § 30 Abs. 1 AA V. 

Nach Abs. 6 müssen Arbeitsmittel so aufgestellt 
Und gesichert werden, daß Kleidung und Körper­
teile der Arbeitnehmer nicht erfaßt werden, 
Derartige Schutzmaßnahmen können etwa eine 
Verkleidung oder Verdeckung der Arbeitsmittel 
oder das Einhalten entsprechender Schutzzonen 
darstellen. Diese Bestimmung entspricht dem 
Anhang des Ergänzungsvorschlags, 

Abs. 7 über die Belichtung bzw. Beleuchtung der 
Arbeits- und Wartungsbereiche entspricht dem 
Anhang Z 2.9. der Richtlinie 89/655. 

Zu § 35 (Benutzung von Arbeitsmitteln): 

Abs. 1 verpflichtet Arbeitgeber, dafür zu sorgen, 
daß bei der Benutzung von Arbeitsmitteln Grund­
sätze eingehalten werden, die weitgehend dem 
Anhang . des· Ergänzungsvorschlags entnommen 
sind und dem geltenden Recht entsprechen. 

Abs. 1 Z 1 (bestimmungsgemäße Benutzung) 
entspricht dem Anhang des Ergänzungsvorschlags 
und dem Anhang Z 2.12. der Richtlinie 89/655 
sowie § 29 Abs. 1 AA V (siehe auch § 3 der 
Maschinen-Sicherheitsverordnung zur "bestim­
mungsgemäßen Verwendung"), 

Nach Abs. 1 Z 2 sind bei der Benutzung -die 
Bedienungsanleitungen der Hersteller (bzw. Inver­
kehrbringer) und die elektrotechnischen Vorschrif­
ten einzuhalten. Bedienungsanleitungen sind zB 
Betriebsanleitungen nach den Vorschriften über das 
Inverkehrbringen von Maschinen nach der Gewer­
beordnung 1994. Diese Bestimmung entspricht § 58 
Abs, 19 AAV. 

Abs. 1 Z 3 und 4 über Schutz- und Sicherheits­
vorrichtungen. entspricht dem Anhang des Ergän­
zungsvorschlags sowie sinngemäß § 29 Abs. 2 
AAV. 

Abs. 1 Z 5 ist als Grundsatz für die Erprobung 
von Arbeitsmitteln bereits gemäß § 31 Abs. 3 AA V 
geltendes Recht und entspricht dem Anhang des 
Ergänzungsvorschlags. 

Abs. 2 regelt entsprechend dem Anhang des 
Ergänzungsvorschlags, daß vor wesentlichen Ände­
rungen eines Arbeitsmittels oder dessen Einsatz­
bedingungen neben den allgemeinen Pflichten der 
Arbeitgeber, . Gefahren zu ermitteln und Maß­
nahmen festzulegen, zusätzlich eine besondere 
Risikoanalyse durchzuführen ist. Auf Grund des 
Ergebnisses der Risikoanalyse sind erforderlichen­
falls für den Schutz der Sicherheit und Gesundheit 
der Arbeitnehmer besondere Maßnahmen zu 
treffen. Allenfalls treffen Arbeitgeber nach den 
Inverkehrbringervorschriften der Gewerbeordnung 
1994 und der dazu erlassenen Verordnungen die 
Pflichten der Hersteller. 

Abs. 3 regelt Pflichten der Arbeitgeber im 
Zusammenhang mit der Benutzung von Arbeits­
mitteln durch Arbeitnehmer entsprechend dem 
Anhang des Ergänzungsvorschlags. Abs. 3 Z 2 
entspricht § 58 Abs, 1 AAV. 

Abs. 4 über die kombinierte Benutzung von 
Arbeitsmitteln entspricht dem Anhang des Ergän­
zungsvorschlags. Auf Grund einer besonderen 
Risikoanalyse ist der Einsatzbereich einzuschrän­
ken und erforderlichenfalls sind zusätzliche Maß­
nahmen zum Schutz der Arbeitnehmer zu treffen. 
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Abs. 5 entspricht dein Anhang 'des Ergänzungs­
vorschlags und § 33 Abs. 9 AAV. Auch bei 
funktionsunfähigen Arbeitsmitteln kann sich die 
N otw:endigkeit besonderer Sicherungsmaßnahmen 
ergeben. 

Zu § 36 (Gefährliche Arbeitsmittel): 

Diese Regelungen entsprechen Art. 5 und 7 der 
Richtlinie 89/655 und Art. 2 und 6 des 
Ergänzungsvorschlags. Danach müssen mit der 
Benutzung gefährlicher Arbeitsmittel Arbeitnehmer 
beauftragt werden, die eine angemessene und 
spezifische Ausbildung ua. auch über die Gefah­
ren, die diese Benutzung mit sich bringen kann, 
erhalten haben. Mit der Benutzung bestimmter 
Arbeitsmittel dürfen auch nach geltendem Recht 
nur Arbeitnehmer mit besonderen Fachkenntnissen 
beauftragt werden (zB Krane). 'Mit Instandset­
zungs-, Umbau-, Instandhaltungs- und Wartungs­
arbeiten an gefährlichen Arbeitsmitteln beauftragte 
Personen müssen zur Durchführung dieser Arbei­
ten zusätzlich befugt sein. Voraussetzung für die 
Befugnis zur Durchführung dieser Arbeiten ist, daß 
diese Personen neben der allgemeinen Information 
und Unterweisung die erforderliche spezifische 
Ausbildung (eine angemessene Spezialunterwei­
sung) erhalten haben. 

Diese Regelungen bedürfen einer Konkretisie­
rung durch eine Liste gefährlicher Arbeitsmittel 
unter Bedachtnahme auf die einschlägigen Richt­
linien. 

Zu § 37 (Prüfung von Arbeitsmitteln): 

Die Regelungen über die Prüfung von Arbeits­
mitteln entsprechen Art. 5 und dem Anhang des 
Ergänzungsvorschlags, wonach bei bestimmten 
Arbeitsmitteln durch geeignete fachkundige Perso­
nen Abnahmeprüfungen, wiederkehrenden Prüfun­
gen und Prüfungen nach außergewöhnlichen 
Ereignissen durchgeführt werden müssen. Es 
konnte daher hinsichtlich der besonderen Prüf­
pflicht das System des § 5 ANSchG grundsätzlich 
beibehalten werden (Abs. 1 bis 4). 

Abnahmeprüfung ist die Überprüfung des 
gesamten, für die Benutzung durch Arbeitnehmer 
bereitgestellten Arbeitsmittels unter Berücksichti­
gung der Umgebung des Arbeitsmittels und seiner 
Einsatzbedingungen. Außergewöhnliche Ereignisse, 
nach denen Prüfungen durchgeführt werden 
müssen sind nach Art. 1 Abs. 1 des Ergänzungs­
vorschlags zB längere Zeiträume, in denen das 
Arbeitsmittel nicht benutzt wurde, und Unfälle. 
Arbeitsmittel, für die Abnahmeprüfungen und 
Arbeitsmittel, für die wiederkehrende Prüfungen 
erforderlich sind sowie die Zeitabstände zwischen 
den wiederkehrenden Prüfungen werden durch 
Verordnung festgelegt werden. 

Abs. 5 legt fest, daß von geeigneten fach­
kundigen Personen nach Durchführung einer 
Risikoanalyse und uriter Berücksichtigung der für 
das Arbeitsmittel vorgesehenen Einsatzbedingungen 
ein Prüfplan zu erstellen ist, der entsprechend Art. 
5 Abs. 2 des Ergänzungsvorschlags bestimmte 
Mindestangaben enthalten muß. 

Geeignete fachkundige Personen, die Prüfungen 
durchführen und Prüfpläne . erstellen, können 
sowohl physische als auch juristische Personen 
sein. Kriterien für die erforderliche Fachkunde 
werden durch Verordnung geregelt werden. 
Jedenfalls werden aber die Voraussetzungen nach 
dem Anhang des Ergänzungsvorschlags vorliegen 
müssen: berufliche Qualifikation, praktische Erfah­
rungen, Kenntnisse der anzuwendenden Rechts­
vorschriften, Kenntnisse über die durchzuführen­
den Prüfungen und die Beurteilung der Ergebnisse 
sowie über erforderlichenfalls zu treffende Maß­
nahmen, ausreichende Unabhängigkeit insbesonde­
re hinsichtlich der Verantwortung für den Betrieb 
des Arbeitsmittels. 

Nach Abs. 6 sind Prüfergebnisse schriftlich 
festzuhalten und bis zum Ausscheiden des Arbeits-

. mittels aufzubewahren. Aufzeichnungen über wie­
derkehrende Prüfungen und die letzte Abnahme­
prüfung müssen jedenfalls (auch) entweder im 
Original oder in Kopie am Einsatzort des 
Arbeitsmittels vorhanden sein (Abs. 6). Ähnliches 
regelt § 5 Abs. 4 ANSchG. 

Abs. 7 entspricht § 5 Abs. 2 letzter Satz 
ANSchG. Werden bei der Prüfung Mängel des 
Arbeitsmittel festgestellt, so darf dieses grundsätz­
lich erst wieder nach Behebung der Mängel 
benutzt werden. 

Abs. 8 regelt abweichend zu Abs. 7, unter 
welchen Voraussetzungen ein Arbeitmittel, an 
dem bei einer wiederkehrenden Prüfung Mängel 
festgestellt wurden, bereits vor Mängelbehebung 
wieder benutzt werden darf. Die Person, die die 
Prüfung durchgeführt hat, muß im Prüfbefund 
schriftlich festgehalten haben, daß das Arbeitsmittel 
auch schon vor Mängelbehebung wieder benutzt 
werden darf. Weiters müssen jene Arbeitnehmer, 
die das Arbeitsmittel benutzen, vor Benutzung über 
die Mängel des Arbeitsmittels informiert worden 
sem. 

Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz werden jene Bestimmungen 
des geltenden Rechts, die Abnahmeprüfungen, 
wiederkehrende Prüfungen und die Prüfbefugnis 
regeln, übergeleitet' (zB §§ 40 Abs. 5, 44 Abs. 4 
AAV; §§ 90 Abs. 1 und 2, 93 Abs.4 bis 6, 94 
Abs. 3, 95 Abs. 7, 104 Abs. 3 der Allgemeinen 
Dienstnehmerschutzverbrdnung, BGBI. Nr. 265/ 
1951). Siehe auch die allgemeinen Regelungen 
über Prüfungen im 1. Abschnitt. Abs. 6, die 
weitgehend § 5 Abs. 3 und 4 ANSchG entspricht. 
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Für Prüfungen nach denübergeleiteten Arbeit­
nehmerschutzvorschriften sind die Abs. 6 bis 8 
anzuwenden. 

Prüfungen und Prüfbefugnis betreffend Aufzüge 
sind in der Aufzugs-Sicherheitsverordnung gere­
gelt, siehe dazu die Übergangsbestimmungen. 

Zu § 38 (Wartung von Arbeitsmitteln): 

Diese Regelungen entsprechen Art. 4 Abs. 2 und 
dem Anhang Z 2.13 der Richtlinie 89/655. Durch 
Verordnung soll geregelt werden, für welche 
Arbeitsmittel Wartungsbücher zu führen sind. 

Zu § 39 (Verordnungen über Arbeitsmittel): 

Diese Bestimmung listet jene Regelungen des 
3. Abschnittes auf, zu denen jedenfalls eine 
Konkretisierung durch Verordnung erforderlich 
ist. Im übrigen wird auf die Erläuterungen zu 
§ 18 hingewiesen. 

Abs. 3 entspricht einem Vorschlag des Bundes­
ministeriums für öffentliche Wirtschaft und Ver­
kehr und soll den besonderen Bedürfnissen 1m 
Bereich des Verkehrswesens Rechnung tragen. 

Zum 4. Abschnitt (Arbeitsstoffe) : 

Dieser Abschnitt enthält vor allem jene Schutz­
maßnahmen für den Umgang mit gefährlichen 
Arbeitsstoffen, zu deren Umsetzung die EinzeI­
staaten durch die Rahmenrichtlinie 80/1107 und 
die dazu ergangenen Einzelrichtlinien verpflichtet 
sind. Außerdem gilt auch für Arbeitsstoffe die 
Rahmenrichtlinie 89/391, was Anderungen der 
Rahmenrichtlinie 80/1107 und der dazu ergan­
genen Einzelrichtlinien bewirkt hat. Zu berück­
sichtigen waren weiters auch die als EinzeIricht­
linien zur Rahmenrichtlinie 89/391 ergangep.en· 
Vorschriften über Arbeiten mit Karzinogenen (90/ 
394) und mit biologischen Arbeitsstoffen (90/679). 

Zu den chemischen Arbeitsstoffen liegt der 
Vorschlag für eine neue Richtlinie vor, die die 
Rahmenrichtlinie 80/1107 und mehrere dazu 
ergangene Einzelrichtlinien ersetzen soll. Die 
Karzinogene-Richtlinie, die Asbest-Richtlinie und 
die Vinylchlorid-Richtlinie sollen aber weiter 
aufrecht bleiben und gesondert überprüft werden. 
Die Richtlinie betreffend biologische Arbeitsstoffe 
soll ebenfalls aufrecht bleiben. Diese Richtlinie 
stellt - laut den Ausführungen im vorliegenden 
Richtlinienvorschlag "eine Explikation der 
Vorschriften der Rahmenrichtlinie 89/391" dar, 
sie soll spezielle Vorschriften für eine Anleitung 
zur Anwendung der Rahmenrichtlinie liefern und 
sie dadurch etwas praktikabler machen. Bei der 
Umsetzung der Rahmenrichtlinie 89/391 für den 
Bereich . der Arbeitsstoffe erscheint es daher 
sinnvoll, auch auf den vorliegenden Entwurf für 
die Richtlinie betreffend chemische Arbeitsstoffe 
Bedacht zu nehmen, um insbesondere die Grund-

lage zu schaffen, bei der geplanten Arbeitsstoffver­
ordnung auf die bis dahin vermutlich vorliegende 
neue Richtlinie reagieren zu können. 

Nach den Begriffsbestimmungen der Richtlinie 
80/1107 gilt als Arbeitsstoff jedes während der 
Arbeit vorhandene chemische, physikalische oder 
biologische Agens, das als gesundheitsschädigend 
beurteilt wird. Die Begriffsbestimmungen des 
vorliegenden Entwurfes folgen dem insofern, als 
chemische Stoffe und Zubereitungen (siehe Che­
mikaliengesetz) und biologische Agenzien einbe­
zogen werden, während die Einbeziehung von 
physikalischen Agenzien, wie etwa auch Lärm, als 
"Arbeitsstoff" nach österreichischem Sprachge­
brauch nicht in Betracht kommen kann. Bestim­
mungen zum Schutz vor gefährdenden physikali­
schen Einwirkungen finden sich daher im 
6. Abschnitt. 

Der vorliegende Entwurf stellt nicht auf jedes 
"Vorhandensein " von Stoffen bzw. Agenzien bei 
der Arbeit ab, sondern auf das "Verwenden", das 
in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht (§ 1 
Z 3 AA V) im Sinne eines jeden mit der Arbeit in 
Zusammenhang stehenden Umganges zu verstehen 
ist. Die von den Richtlinien geforderte Berück­
sichtigung gefährlicher Agenzien, die unabhängig 
von den Arbeitsvorgängen bei der Arbeit vorhan­
den sind, erfolgt im 6. Abschnitt. 

Die Einteilung der gefährlichen Arbeitsstoffe in 
explosionsgefährliche, brandgefährliche und 
gesundheitsgefährdende folgt dem geltenden 
System der AA V, die Einteilung der einzelnen 
Eigenschaften folgt dem System des Chemikalien­
gesetzes unter Ergänzung der gefährlichen Eigen­
schaften von biologischen Agenzien, wobei deren 
Definition und Einteilung in vier Risikogruppen 
der Richtlinie 90/679 entspricht. 

Die in den Richtlinien vorgesehenen allgemeinen 
Grundsätze über Ermittlung und Beurteilung, 
Festlegung von Maßnahmen zur Gefahrenverhü­
tung, Information und Unterweisung der Arbeit­
nehmer gelten auch hinsichtlich der Gefahren 
durch Arbeitsstoffe. Der oben angeführte Richt­
linienvorschlag sieht dazu zahlreiche Detailrege­
lungen vor .. 

Weiters werden für gesundheitsgefährdende und 
für biologische Arbeitsstoffe in den Richtlinien 
Grundsätze über die Vermeidung oder Verringe­
rung einer Exposition aufgestellt. Dies entspricht 
weitgehend dem geltenden Recht: der Ersatz von 
gefährlichen . durch ungefährliche oder weniger 
gefährliche Arbeitsstoffe ist bereits im Arbeit­
nehmerschutzgesetz und in der Allgemeinen 
Arbeitnehmerschutzverordnung normiert. Dies 
wurde im vorliegenden Entwurf klarer formuliert 
und um die in den Richtlinien vorgesehene 
Rangordnung der Schutzmaßnahmen (Verwen­
dung im geschlossenen System bei besonders 
gefährlichen Arbeitsstoffen, Beschränkung der 
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Menge von gefährlichen Arbeitsstoffen und der 
Zahl der exponierten Arbeitnehmer, Absaugung, 
Lüftung, persönliche Schutzmaßnahmen) ergänzt. 
Betreffend die Verwendungsbeschränkungen von 
bestimmten Arbeitsstoffen 'wird bis zum Inkraft­
treten einer entsprechenden Verordnung das 
geltende Recht übergeleitet. In diesem Zusammen­
hang ist auch zu berücksichtigen, daß der 
Richtlinienvorschlag ebenfalls Verbote vorsieht, 
wobei die Möglichkeit vorgesehen ist, daß der 
Rat neue Verbote auf Grundlage von Artikel 118 a 
des EWG-Vertrages hinzufügt. 

Die im Entwurf vorgesehenen Regelungen über 
Verpackung, Kennzeichnung und Lagerung von 
gefährlichen Arbeitsstoffen entsprechen zum Teil 
der AAV, zum Teil wird dadurch eine gesetzliche 
Grundlage für eine Verordnung geschaffen, mit 
der insbesondere die Kennzeichnungs- und Verpak­
kungsvorschriften des Chemikalienrechts auch für 
die innerbetriebliche Verwendung angeordnet 
werden. Soweit Detailregelungen erforderlich 
sind, treten diese Bestimmungen erst mit Inkraft­
treten einer entsprechenden Durchführungsverord- ' 
nung in Kraft. 

Die Richtlinie 80/1107 in der Fassung 88/642 
verpflichtet die einzelnen Staaten ua. zur Fest­
legung von Grenzwerten, zur Regelung der 
Probenahme, der Messung und der Beurteilung 
der Ergebnisse nach bestimmten Methoden, deren 
Kriterien im Detail vorgegeben sind. Gleiches gilt 
für den Richtlinienvorschlag. Als Grenzwerte für 
gesundheitsgefährdende Arbeitsstoffe sieht der 
Entwurf die im österreichischen Arbeitnehmer­
schutzrecht bereits verankerten MAK-Werte und 
TRK-Werte vor, wobei die im Entwurf vorgese­
henen Definitionen auch die Festsetzung von 
Werten über unterschiedliche Zeiträume umfassen 
können. Bis zur Erlassung einer entsprechenden 
Verordnung ist die derzeit geltende MAK- und 
TRK-Werte-Liste zu beachten. 

Die Bestimmungen des Entwurfes über Mes­
sungen sollen erst nach Erlassung einer entspre­
chenden Durchführungsverordnung in Kraft treten. 
Dabei ist auch der enge Zusammenhang zwischen 
der Festlegung von Grenzwerten und der Rege­
lungen über die Messungen zu berücksichtigen. 

Entsprechend den Richtlinien verpflichtet der 
Entwurf die Arbeitgeber schließlich zur Führung 
von Verzeichnissen über jene Arbeitnehmer, die 
besonders gefährlichen Arbeitsstoffen ausgesetzt 
sind. 

Zu § 40 (Gefährliche Arbeitsstoffe) : 

§ 2 Abs. 6 definiert den Begriff "Arbeits stoffe" in 
Anlehnung an Art. 2 lit. a der Rahmenrichtlinie 
80/1107. § 40 legt fest, welche Arbeitsstoffe, als 
"gefährliche Arbeitsstoffe" gelten. Entsprechend 
dem System der AA V wird eine Unterteilung in 
explosionsgefährliche, brandgefährliche und 

gesundheitsgefährdende Arbeitsstoffe vorgenom­
men. Der Richtlinie 80/1107 folgend werden 
auch biologische Arbeitsstoffe einbezogen, wobei 
entsprechend Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 90/679 
jene biologischen Arbeitsstoffe der Risikogruppe 1, 
bei denen die Evaluierung kein erkennbares 
Gesundheitsrisiko für die Arbeitnehmer ergeben 
hat, nicht als gefährliche Arbeitsstoffe gelten. 

Abs. 2 nennt jene Eigenschaften, nach denen 
Arbeitsstoffe als brandgefährlich, Abs. 3 jene 
Eigenschaften, nach denen Arbeitsstoffe als 
gesundheitsgefährdend zu beurteilen sind. Beide 
Absätze entsprechen im wesentlichen dem gelten­
den Recht (§ 1 Z 14 und 15 AA V). Soweit 
Legaldefinitionen der in Abs. 1 und 2 genannten 
Eigenschaften bereits dem Rechtsbestand (Chemi­
kaliengesetz) angehören, wird in Abs. 5 darauf 
verwiesen. Abs. 6 enthält Begriffsbestimmungen für 
jene Eigenschaften, die im Chemikaliengesetz nicht 
verankert sind, wobei die Definitionen "fortpflan­
zungsgefährdend" und "sensibilisierend" der 
7. Anderung zur Richtlinie 67/548 durch die 
Richtlinie 92/32, die Definitionen "fib rogen" , 
"radioaktiv", "infektiös" und "biologisch inert" der 
AA V (§ 2 Abs. 1 Z 3, 7, 8 und 9) entsprechen. Die 
in Abs. 4 enthaltene Definition der biologischen 
Arbeitsstoffe sowie deren Einteilung in vier 
Risikogruppen ist Art. 2 der Richtlinie 90/679 
entnommen. 

Zu § 41 (Ermittlung und Beurteilung von Arbeits­
stoffen): 

Der Richtlinienvorschlag betreffend chemische 
Arbeitsstoffe betont die zentrale Bedeutung der 
Ermittlung und Bewertung der Gefahren im 
Zusammenhang mit Arbeitsstoffen. Im Richtlinien­
vorschlag wird dazu ausgeführt, daß die Richtlinie 
für sämtliche chemischen Arbeitsstoffe gelten soll, 
ohne im voraus zu beurteilen, ob sie gefährlich sind 
oder nicht. Dies sei insofern wichtig, als auch 
chemische Arbeitsstoffe, die als unschädlich gelten, 
im Zusammenwirken mit anderen Chemikalien 
gefährlich werden oder eine Gefahr vergrößern 

. können. Chemische Arbeitsstoffe, die normaler­
weise im täglichen Leben nicht als gefährlich 
gelten, können jedoch dann gefährlich sein, wenn 
sie in größeren Mengen am Arbeitsplatz Verwen­
dung finden. Die Bewertung muß sich auf 
sämtliche chemischen Arbeitsstoffe erstrecken, die 
tatsächlich oder möglicherweise verwendet werden. 

Der Richtlinienvorschlag sieht die Verpflichtung 
der Arbeitgeber vor, zu gewährleisten, daß 
sämtliche Sicherheitsvorkehrungen bei der Arbeit 
sich auf eine ordnungsgemäße Risikobewertung 
stützen, die von der Art der Verwendung der 
chemischen Arbeitsstoffe ausgeht, und daß die 
Schutz maßnahmen die Merkmale des jeweiligen 
Arbeitsplatzes, die Tätigkeit, die Umstände und 
jedes spezifische Risiko in Rechnung stellen. 
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Die in Abs. 1 normierte grundsätzliche Ver­
pflichtung der Arbeitgeber zu prüfen, ob die 
verwendeten Arbeitsstoffe gefährliche Eigenschaf­
ten aufweisen, entspricht der Gefahrstoffverord­
nung der BRD (§ 16 Abs. 1) und ist notwendige 
Voraussetzung für die in- den folgenden Bestim­
mungen normierten Schutzmaßnahmen. 

Arbeitsstoffe, die dem Chemikaliengesetz oder 
dem Pflanzenschutzmittelgesetz unterliegen und 
die der Arbeitgeber erwirbt, müssen gemäß den 
Bestimmungen des Chemikaliengesetzes bzw. des 
Pflanzenschutzmittelgesetzes bereits von den Her­
stellern oder Importeuren entsprechend ihren 
gefährlichen Eigenschaften gekennzeichnet sein. 
Abs. 4 stellt klar, daß sich Arbeitgeber grundsätz­
lich auf diese Angaben verlassen können, dies 
entspricht der deutschen Gefahrstoffverordnung. 
Diese Angaben können Grundlage für die Ermitt­
lung und Beurteilung sein, diese aber nicht 
ersetzen. Der Richtlinienvorschlag geht ebenfalls 
davon aus, daß bestimmte Kennzeichnungs- und 
Sicherheitsanweisungen der Hersteller die Grund­
lage für den Hauptteil- der vorgeschriebenen 
Bewertung bilden können, verlangt aber darüber 
hinaus eine Bewertung der Art und Weise, in der 
die Gefahren der chemischen Arbeitsstoffe mit 
anderen Aspekten des Arbeitsplatzes und der 
Verwendungsverfahren in Wechselwirkung treten. 

Arbeitsstoffe, die nicht in Verkehr gesetzt 
werden bzw. für die nicht das Chemikaliengesetz 
bzw. das Pflanzenschutzmittelgesetz gilt, sind 
jedoch nicht nach diesen Bestimmungen eingestuft 
und gekennzeichnet. Hinsichtlich solcher Arbeits­
stoffe sollen gern. Abs. 2 die Ermittlung und 
Einstufung der gefährlichen Eigenschaften, eben­
falls wie in der deutschen Gefahrstoffverordnung, 
durch die Arbeitgeber erfolgen. Das gleiche gilt 
hinsichtlich der Ermittlung und Einstufung jener 
gefährlichen Eigenschaften, die im Chemikalien­
gesetz bzw. im Pflanzenschutzmittelgesetz nicht 
genannt sind. 

Abs. 3, 5 und 6 stellen spezielle, auf die 
Verwendung von gefährlichen Arbeitsstoffen abge­
stellte Vorschriften zu den im 1. Abschnitt 
allgemein normierten Pflichten der Arbeitgeber, 
Gefahren zu ermitteln und Maßnahmen fest­
zulegen, dar und dienen der Umsetzung von 
Art. 4 Abs. 4 lit. a der Rahmenrichtlinie 80/1107 
in der Fassung 88/642, von Art. 3 Abs. 2 und 3 der 
Richtlinie 90/394 und von Art. 3 Abs. 2 und 3 der 
Richtlinie 90/679, siehe weiters Art. 2 Abs. 1 der 
Richtlinie 821605 und Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 
83/477. Zu Abs.6 ist auch auf § 16 AAV 
hinzuweisen. Besondere Regelungen enthalten 
Pkt. 4.1. bis 4.3. des Abschnittes A des Anhanges 
der Richtlinie 92/104. 

Auf Grundlage der Ergebnisse der Ermittlung 
und Beurteilung sind von den Arbeitgeber die 
Maßnahmen festzulegen, die notwendig sind, um 

die mit den jeweiligen gefährlichen Arbeitsstoffen 
verbundenen Gefahren zu vermeiden oder abzu­
wehren. 

Zu § 42 (Ersatz und Verbot von gefährlichen 
Arbeitsstoffen) : 

Der Grundsatz, daß gefährliche Arbeitsstoffe 
und gefährliche Arbeitsverfahren durch ungefähr­
liche oder, wenn dies nicht möglich ist, durch 
weniger gefährliche ersetzt werden müssen, ist 
geltendes Recht (§ 6 Abs. 2 ANSchG bzw. § 55 
Abs. 1 AA V). Abs. 1 und 2 sehen vor, daß dieser 
Ersatz hinsichtlich besonders gefährlicher Arbeits­
stoffe und Verfahren jedenfalls vorzunehmen ist, 
sofern mit einem nicht oder weniger gefährlichen 
Arbeitsstoff oder Arbeitsverfahren ein gleichwerti­
ges Arbeitsergebnis technisch machbar ist (mangels 
eines gleichwertigen Arbeitsergebnisses fallen 
Forschungsarbeiten an einem gefährlichen Arbeits­
stoff nicht unter die Ersatzpflicht). Dies entspricht 
auch den oben angeführten Richtlinien. Der 
Richtlinienvorschlag sieht vor, daß als krebserzeu­
gend, erbgutverändernd oder fruchtschädigen?­
einzustufende Arbeitsstoffe von der Verwendung 
auszuschließen sind, soweit dies technisch möglich 
ist. Hinsichtlich der anderen gefährlichen Arbeits­
stoffe sieht Abs. 3 vor, daß der Ersatz nur dann 
vorgenommen werden muß, wenn er wirtschaftlich 
vertretbar ist. 

Zu Abs. 1 bis 3 ist auch auf Art. 5 der Richtlinie 
83/477, die Richtlinie 88/364, Art. 4 der Richtlinie 
90/394 sowie Art. 5 der Richtlinie 90/679 zu 
verweisen. 

Bis zur Erlassung einer Verordnung, die Verbote 
oder Verwendungsbeschränkungen für gefährliche 
Arbeitsstoffe regelt, wird das geltende Recht 
übergeleitet. 

Abs. 4 sieht im Einzelfall ein Feststellungsver­
fahten vor, ob ein bestimmter Arbeitsstoff bzw. ein 
bestimmtes Arbeitsverfahren ex lege verboten ist. 
Dies dient zur Bereinigung der derzeitigen 
Rechtslage des § 6 Abs. 2 ANSchG (bescheidmä­
ßige Untersagung neben dem gesetzlichen Verbot), 
kommt dieser aber im Ergebnis gleich. 

Abs. 5 und 6 sehen eine den Erfordernissen der 
Praxis entsprechende Lockerung des geltenden 
Rechts vor: Nach § 6 Abs.2 ANSchG hat der 
Arbeitgeber alle gesundheits gefährdenden Arbeits­
stoffe vor deren Anwendung dem Arbeitsinspekto­
rat bekanntzugeben. Die nunmehr vorgesehene 
Meldepflicht soll auf besonders gesundheitsgefähr­
dende Arbeitsstoffe eingeschränkt werden. Zur 
Meldepflicht ist auch auf Art. 6 der Richtlinie 90/ 
394 und Art. 4 lit. b der Richtlinie 88/364 zu 
verweisen. Die Regelung über die Meldung von 
biologischen Arbeitsstoffen der Gruppen 2, 3 oder 
4 entspricht Art. 13 der Richtlinie 90/679. Der 
zweite Satz dient der Klarstellung. 
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Für besonders gefährliche Arbeitsstoffe sieht 
Abs. 7 entsprechend Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 
90/394 weiters vor, daß auf Verlangen des 
Arbeitsinspektorates die Gründe für ihre Verwen­
dung darzulegen sind. 

Zu § 43 (Maßnahmen zur Gefabrenverhütung): 

Die einzelnen Gefahrenverhütungsmaßnahmen 
finden sich bereits im geltenden Recht: So sieht 
§ 16 Abs. 1 AAV die räumliche Trennung von 
Bereichen mit gefährlichen Einwirkungen sowie die 
Anwendung von geschlossellen Systemen vor, 
§§ 52 Abs. 4 und 54 Abs. 6 AA V normieren 
Mengenbeschränkungen für gefährliche Arbeits­
stoffe und § 16 Abs. 2 bis 4 sowie §§ 52 Abs. 2 und 
53 Abs. 2 AA V verpflichten zu Absaug- und 
Entlüftungsmaßnahmen. 

Abs. 1 sieht vor, daß Arbeitsstoffe mit besonders 
gefährlichen Eigenschaften - soweit dies technisch 
möglich ist - nur im geschlossenen System 
verwendet werden dürfen. 

Abs. 2 gilt für alle gefährlichen Arbeitsstoffe 
(und ist daher auch auf die in Abs. 1 genannten 
Arbeitsstoffe anzuwenden, wenn deren Verwen­
dung im geschlossenen System technisch nicht 
möglich sein sollte). Dabei werden die zu 
treffenden Schutzmaßnahmen klarer formuliert 
und ihre Reihenfolge bzw. die Prioritäten zum 
Ausdruck gebracht. Dies entspricht Art. 4 der 
Rahmenrichtlinie 80/1107 sowie Art. 6 der 
Richtlinie 90/679 und Art. 5 der Richtlinie 90/ 
394. Die genannten Schutzmaßnahmen müssen in 
der Rangordnung der Ziffern 1 bis 6 gesetzt 
werden. Die jeweils rangniedrigere Maßnahme 
kann nur Platz greifen, wenn die jeweils 

- - ranghöhere Maßnahme technisch nicht durchführ­
bar ist oder nicht zur Vermeidung von Expositio­
nen führt. Persönliche Schutzausrüstungen können 
demgemäß - entsprechend dem Grundsatz, daß 
kollektivem Gefahrenschutz Vorrang vor indivi­
duellem Gefahrenschutz zukommt - niemals eine 
Alternative zu den in Ziffer 1 bis 5 genannten 
technischen und organisatorischen Maßnahmen 
darstellen, sondern bleiben bloß die letzte 
Mögiichkeit, wenn alle anderen Maßnahmen nicht 
ausreichen. Zu den Schutzmaßnahmen ist auch auf 
Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie 821605 und Art. 6 der 
Richtlinie 83/477 zu verweisen. 

Abs. 3 entspricht Art. 8 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 4 
lit. k der Richtlinie 90/394, soll sich aber nicht nur 
auf Karzinogene beschränken, siehe dazu auch 
Art. 11 Abs. 1 der Richtlinie 83/477, Art. 8 Abs. 4 
der Richtlinie 821605 und Art. 7 der Richtlinie 78/ 
610. 

Abs. 4 dient der Umsetzung von Art. 14 Abs. 3 
der Richtlinie 90/679 und bildet die Grundlage für 
eine Verordnung zur Umsetzung des Anhanges V 
der genannten Richtlinie. 

Zu § 44 (Kennzeichnung, Verpackung und Lage­
rung): 

Das Chemikaliengesetz (§ 17 Abs. 3 und § 18) 
enthält Vorschriften über die Verpackung und 
Kennzeichnung gefährlicher Stoffe, die in Verkehr 
gesetzt werden. Abs. 1 und 2 sehen - wie auch 
§ 23 der deutschen Gefahrstoffverordnung - diese 
Erfordernisse . auch für das innerbetriebliche 
Verwenden vor, wobei die Kennzeichnungspflicht 
näherer Bestimmungen bedarf und daher erst mit 
Inkrafttreten einer entsprechenden Durchführungs­
verordnung in Kraft tritt. In dieser Verordnung 
wird auch zu regeln sein, inwieweit anderen 
Rechtsvorschriften (zB Transportvorschriften) ent­
sprechende Kennzeichnungen ausreichen. 

Hinsichtlich der Lagerung gefährlicher Arbeits­
stoffe (Abs. 3) wird bis zum Inkrafttreten emer 
entsprechenden Durchführungsverordnung § 65 
AA V übergeleitet. 

Abs. 4 entspricht Art. 5 Abs. 4 lit. j und Art. 8 
Abs. 2 der Richtlinie 90/394 sowie Art. 16 Abs. 1 
lit. b der Richtlinie 90/679. 

, Abs. 5 ist zum Schutz der Arbeitnehmer 
notwendig und entspricht dem Richtlinienvor­
schlag. 

Zu § 45 (Grenzwerte): 

Sowohl die Richtlinie 80/1107 bzw. die 
Ergänzung zu dieser Richtlinie als auch der 
Richtlinienvorschlag betreffend chemische Arbeits­
stoffe sehen Grenzwerte (bzw. auch Arbeitsplatz­
referenzwerte) vor. Der Richtlinienvorschlag weist 
darauf hin, daß das Verzeichnis der Grenzwerte zu 
gegebener Zeit erweitert werden kann. 

Abs. 1 und 2 dienen der Umsetzung von Art. 4 
Abs. 4 Z 4 lit. b der Rahmenrichtlinie 80/ 
1107 i.d.F 88/642, wonach die Einzelstaaten 
Grenzwerte festzulegen haben und bildet damit 
die Grundlage für eine Verordnung, mit der MAK­
und TRK-Werte festzulegen sind. Die Definitionen 
orientieren sich an jenen der geltenden MAK- und 
TRK-Werte-Liste, wobei im Hinblick auf die 
bereits geltenden Werte über unterschiedliche 
Zeiträume nicht auf einen Acht-Stunden-Mittel­
wert abgestellt wird. Erfaßt sind von dieser 
Definition auch die in der geltenden MAK­
Werte-Liste enthaltenen Kurzzeit- und Spitzen­
werte, die als Mittelwert des jeweils angegebenen 
Zeitraumes bzw. jenes (wenn auch noch so kurzen) 
Zeitraumes, der für den Meßvorgang benötigt 
wird, zu betrachten sind. 

Die Anordnung, Grenzwerte einzuhalten bzw. 
so weit als nur möglich zu unterschreiten (Abs. 3 
und 4) entspricht § 16 Abs. 1 AAV. 

Abs . .5 dient der Umsetzung von Art. 4 Z 13 der 
Rahmenrichtlinie 80/1107, Abs. 6 der ' Umsetzung 
von Art. 7 der Richtlinie 90/394. 
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Abs. 7 enthält die allgemeine Anordnung, 
gefährliche Konzentrationen auch dann möglichst 
gering zu ,halten, wenn für einen gefährlichen 
Arbeitsstoff kein Grenzwert besteht. 

Zu § 46 (Messungen): 

Art. 4 Abs. 4 Z 4 lit. b der Rahmenrichtlinie 80/ 
1107 in der Fassung 88/642 verpflichtet die 
Einzelstaaten nicht nur zur Festlegung von Grenz­
werten, sondern auch zur Regelung der Probe­
nahme, der Messung und der Beurteilung der 
Ergebnisse. Hinsichtlich chemischer Arbeitsstoffe 
müssen Probenahme, Messung und Bewertung der 
Ergebnisse nach der in Anhang Ha dieser Richtlinie 
vorgegeben Referenzmethode oder nach einer zu 
gleichwertigen Ergebnissen führenden Methode 
erfolgen. § 47 dient der Umsetzung dieser 
Bestimmungen. Abs. 1 entspricht Punkt B.l.a des 
Anhangs Ha der Richtlinie 88/642 und ergibt sich 
aus der allgemeinen Ermittlungspflicht des Arbeit­
gebers/ der Arbeitgeberin. Zu Abs. 2, 5 und 8 ist 
auf § 16 Abs. 3 AA V sowie auf den Anhang der 
Richtlinie 92/104 zu verweise.n. Abs. 3 entspricht 
Punkt B.2., Abs. 4 umfaßt die Anforderungen nach 
Punkt B.3., Abs. 6 Punkt B.l. e und f des oben 
zitierten Anhangs. Abs. 7 der Umsetzung von Art. 
4 Abs. 4 lit. c der Rahmenrichtlinie 80/1107 idF 
88/642. 

Die Bestimmungen über Messungen bedürfen 
einer Konkretisierung und können daher erst nach 
Erlassung einer entsprechenden Durchführungsvet­
ordnung in Kraft treten. In diesem Zusammenhang 
ist auch anzumerken, daß CEN-Norm-Entwürfe 
betreffend Leitlinien für die Bewertung der 
Exposition gegenüber chemischen Arbeitsstoffen 
in der Luft am Arbeitsplatz zum Zwecke des 
Vergleichs mit Grenzwerten sowie betreffend 
Allgemeine Vorschriften für die Anwendung von 
Verfahren für Messungen am Arbeitsplatz vor­
liegen. 

Zu § 47 (Verzeichnis der Arbeitnehmer): 

Die in Abs. 1 verankerte Verpflichtung zur 
Führung von auf dem neu esten Stand zu 
haltenden Listen jener Arbeitnehmer, die gefähr­
lichen Arbeitsstoffen ausgesetzt sind bzw. von 
Verzeichnissen über die Belastungswerte entspricht 
Art. 4 Abs. 12 der Rahmenrichtlinie 80/1107. Die 
Einzelrichtlinien 83/477, 90/394 und 90/679 
bestimmen, welche Angaben diese Verzeichnisse 
jeweils zu enthalten haben; dies wurde in Abs. 2 
berücksichtigt. 

In diesem Zusammenhang ist auch auf den 
Richtlinienvorschlag zu verweisen, nach dem 
sicherzustellen ist, daß für alle Arbeitnehmer, die 
einer Gesundheitsüberwachung unterliegen, eine 
persönliche Gesundheitsakte geführt und auf dem 
letzten Stand gehalten wird. Dies betrifft Arbeit­
nehmer, die Einwirkungen von sensiblisierenden 

Arbeitsstoffen sowie von weiteren Stoffen, die in 
der Anlage zum Richtlinienvorschlag aufgeführt 
sind, ausgesetzt sind (zB Blei, Kobalt, Queck­
silber). Diese persönliche Gesundheitsakte muß 
eine Zusammenfassung der Ergebnisse der durch­
gefiWrten Gesundheitsüberwachung und der für 
die Exposition der Person repräsentativen über­
wachungsdaten enthalten. 

Im vorliegenden Entwurf werden die Aufzeich­
nungspflichten im Zusammenhang mit der Gesund­
heitsüberwachung im 5. Abschnitt geregelt, die 
Aufzeichnungspflichten betreffend die Exposition 
hingegen im 4. Abschnitt. Für beide Aufzeich­
nungen gelten Vorschriften über die Aufbewahrung 
(Abs. 3): Art. 16 Abs. 2 der Richtlinie 83/477, Art. 
15 der Richtlinie 90/394 und Art. 11 Abs. 2 der 
Richtlinie 9.0/679 sehen die Aufbewahrung dieser 
Verzeichnisse für 10 bis 40 Jahre ab' Ende der 
Exposition vor.· Der Richtlinienvorschlag sieht eine 
Aufbewahrung für 40 Jahre ab dem Datum des 
letzten Eintrags vor. Auf Grund der Ergebnisse des 
Begutachtungsverfahrens und der Sozialpartnerver­
handlungen wird im vorliegenden Entwurf vorge­
sehen, daß die Aufbewahrung nach Ende der 
Exposition durch den zuständigen Träger der 
Unfallversicherung erfolgen soll. 

Diese Regelung erscheint - auch im Sinne der 
Zielsetzungen der Richtlinien - am zweckmäßig­
sten. So kann zB bei einem Arbeitsplatzwechsel 
eine übergabe der personenbezogenen Aufzeich­
nungen an die neuen Arbeitgeber aus Gründen des 
Datenschutzes nicht in Betracht kommen, es ist 
aber sicherzustellen, daß gegebenenfalls die einen 
Arbeitnehmer betreffenden Aufzeichnungen über 
ihre Tätigkeit bei verschiedenen Arbeitgebern den 
Behörden und auch den betroffenen Arbeitneh­
mern zugänglich sind. Es kommt daher nur eine 
zentrale Aufbewahrung durch eine Stelle in 
Betracht, deren räumlicher Wirkungsbereich sich 
auf das ganze :&undesgebiet erstreckt. Außerdem ist 
zu berücksichtigen, daß für die Aufbewahrung nur 
eine Einrichtung in Betracht kommt, für die 
besondere Verschwiegenheitspflichten bestehen. 
Dies trifft auf die Unfallversicherungs träger zu. 

Der in Abs. 4 normierte Zugang der Arbeit­
nehmer zu diesen Verzeichnissen ist in Art. 16 
Abs. 1 der Richtlinie 83/477, Art. 12 lit. d und e 
der Richtlinie 90/394 sowie Art. 11 Abs. 3 der 
Richtlinie 90/679 vorgesehen, weiters im Richt­
linienvorschlag. 

Zu § 48 (Verordnungen) wird auf die Erläute­
rungen zu § 19 verwiesen. Abs. 2 bietet u.a, die 
Grundlage für das Verbot von bestimmten Arbeits­
stoffen und Arbeitsverfahren durch Verordnung 
(wie bereits nach geltendem Recht, siehe § 55 AA V 
sowie zur Umsetzung der Richtlinie 88/364) und 
ist insbesondere im Hinblick auf die absehbare 
neue Arbeitsstoff-Richtlinie und im Hinblick auf 
die emem ständigen Wandel unterliegenden 
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Erkenntnisse und Regelungen betreffend die 
Einstufung und Ersetzbarkeit von Arbeitsstoffen 
erforderlich. In diesem Zusammenhang ist auch 
darauf hinzuweisen, daß die einschlägigen Richt­
linien für derartige Anpassungen ein besonderes 
Verfahren vorsehen, nach dem die Anpassungen 
nicht durch den Rat erfolgen, sondern durch die 
Kommission. 

Zum 5. Abschnitt (Gesundheitsüberwachung): 

Die Richtlinien räumen der Präventivmedizin 
und der Gesundheitsüberwachung am Arbeitsplatz 
einen hohen Stellenwert ein. Dabei gehen sie von 
Eignungs- und wiederkehrenden Untersuchungen 
aus; es konnte daher weitgehend das· System des 
geltenden Arbeitnehmerschutzgesetzes und der 
Verordnung über die gesundheitliche Eignung 
von Arbeitnehmern, BGBI. Nr. 39/1974, beibehal­
ten werden. 

So sieht die Richtlinie 80/1107 (Arbeitsstoff­
Rahmenrichtlinie) für bestimmte Einwirkungen vor, 
daß die Arbeitnehmer in regelmäßigen Abständen 
ärztlich überwacht werden müssen (Art. 5). Die 
Richtlinie 821605 (Blei) verlangt eine ärztliche 
überwachung vor oder bei Beginn der Exposition 
und während der Dauer der Beschäftigung, z.T. 
mindestens einmal jährlich, z.T. mindestens halb­
jährlich. Diese Richtlinie enthält auch nähere 
Regelungen über die Untersuchungen. Die Richt­
linie 83/477 (Asbest) verlangt" daß den Arbeit­
nehmern Gelegenheit zu einer Gesundheitskon­
trolle zu geben ist, wobei der Anhang der 
Richtlinie Empfehlungen für die ärztliche über­
wachung enthält. Die Richtlinie 86/188 (Lärm) 
sieht einen Anspruch der Arbeitnehmer auf eine 
überwachung der Hörfähigkeit vor. Die Richtlinie 
90/394 (Karzinogene) sieht vor, daß eine geeignete 
Gesundheitsüberwachung vor der Exposition und 
später in regelmäßigen Abständen zu ermöglichen 
ist. Nach der Richtlinie 90/679 (biologische 
Arbeitsstoffe) ist eine geeignete überwachung der 
Gesundheit der Arbeitnehmer zu gewährleisten, der. 
Anhang enthält praktische Empfehlungen für die 
Gesundheitsüberwachung. Die Richtlinie 921104 
(mineralgewinnende Betriebe) verlangt, daß »jeder 
Arbeitnehmer ein Recht auf eine präventivmedizi­
nische überwachung hat bzw. sich ihr unterziehen 
muß, bevor ihm Aufgaben ... übertragen werden, 
und diese überwachung in der Folge in regel­
mäßigen Abständen vorgenommen wird." 

Der Richtlinienentwurf betreffend chemische 
Arbeitsstoffe sieht vor, daß bei zwei Kategorien 
von Arbeitsstoffen für eine Gesundheitsüberwa­
chung Sorge zu tragen ist: sensibilisierend 
wirkende Arbeitsstoffe und sonstige gefährliche 
Chemikalien laut Anhang (zB Arsen, Beryllium, 
Cadmium, Blei, Quecksilber). Der Richtlinienent­
wurf betreffend physikalische Einwirkungen sieht 
einen Anspruch auf regelmäßige ärztliche Unter­
suchungen bei Lärm, Vibrationen und gefährlicher 

optischer Strahlung vor. Der Vorschlag für eine 
Richtlinie betreffend Transportarbeiten sieht eben­
falls eine besondere Gesundheitsüberwachung vor. 

N ach gelte~dem Recht bestehen nicht für alle in 
den Richtlinien bzw. Richtlinienentwürfen vorge­
sehenen Fälle Regelungen über die Gesundheits­
überwachung, es ist daher die Grundlage für die 
Regelung zusätzlicher Untersuchungen zu schaf­
fen. Manche Richtlinien sehen keine verpflichtende 
Gesundheitsüberwachung vor, sondern nur die 
Möglichkeit bzw. den Anspruch der Arbeitneh­
mer, sich bestimmten Untersuchungen unterziehen 
zu können, wobei aber auch für die letztgenannten 
Untersuchungen Regelungen zu treffen sind. 

Der vorliegende Entwurf unterscheidet ebenfalls 
zwischen verpflichtenden Untersuchungen (Eig­
nungs- und Folgeuntersuchungen) und freiwilligen 
Untersuchungen (sonstige besondere Untersuchun­
gen). Jene Untersuchungen, denen nach arbeits­
medizinischen Erkenntnissen eine prophylaktische 
Bedeutung zukommt, sind nach dem Entwurf in 
gleicher Weise wie nach geltendem Recht 
verpflichtend vorzunehmen (Eignungs- und Folge­
untersuchungen). Für andere Tätigkeiten sind 
freiwillige Untersuchungen vorgesehen. Die Fest­
legung von Tätigkeiten, bei denen verpflichtende 
Untersuchungen oder freiwillige Untersuchungen 
notwendig sind, soll durch Verordnung erfolgen, 
wobei bei Erlassung der Verordnungen auch auf 
die jeweils geltenden Regelungen der Richtlinien 
Bedacht zu nehmen sein wird. Bis zum Inkraft­
treten der Verordnung wird das derzeit geltende 
Recht übergeleitet, das nur verpflichtende Unter­
suchungen regelt. 

Zu den Untersuchungen der, Hörfähigkeit bei 
Lärmeinwirkung wird auf Grund der Ergebnisse 
des Begutachtungsverfahrens und der Sozial part­
nerverhandlungen im vorliegenden Entwurf abwei­
chend vom geltenden Recht und vom Begut­
achtungsentwurf folgendes vorgesehen: Vor Auf­
nahme der Tätigkeit sind verpflichtende Eignungs­
untersuchungen vorgesehen, bei Nichteignung 
erfolgt eine bescheidmäßige Feststellung durch 
das Arbeitsinspektorat. Weiters haben die Arbeit­
geber dafür zur sorgen, daß sich die Arbeitnehmer 
wiederkehrenden Untersuchungen unterziehen. Die 
wiederkehrenden Untersuchungen sind aber nicht 
Voraussetzung für die Zulässigkeit· der weiteren 
Beschäftigung und können auch nicht zu einer 
bescheidmäßigen Feststellung der gesundheitlichen 
Eignung durch das Arbeitsinspektorat führen. 

Das Verfahren zur Feststellung der gesundheit­
lichen Eignung bei Eignungsuntersuchungen und 
(verpflichtenden) Folgeuntersuchungen wird neu 
geregelt, wobei ua. entsprechend den einschlägigen 
Richtlinien eine ParteisteIlung der Arbeitnehmer 
vorgesehen wird. Der Entwurf trägt weiters den 
Bestimmungen der Richtlinien über den Zugang 
der Arbeitnehmer zu den Untersuchungsergebnis-
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sen, über die Möglichkeit der überprüfung der 
Untersuchungsergebnisse auf Antrag der Arbeit­
nehmer oder der Arbeitgeber sowie über den 
Zugang der untersuchenden Arzte/ Arztinnen zum 
Arbeitsplatz und zu arbeitsmedizinisch relevanten 
Unterlagen Rechnung. 

Der Entwurf hält am geltenden System der 
Ermächtigung von Arzten für die Durchführung 
von Eignungs- und Folgeuntersuchungen fest, stellt 
die bisher geübte Vorgangsweise, bestimmte 
Untersuchungen zB an Labors zu delegieren, auf 
eine gesetzliche Basis und enthält eine gesetzliche 
Grundlage, um die Untersuchungsrichtlinien in 
Zukunft als Verordnung zu erlassen. Hinsichtlich 
der sonstigen besonderen Untersuchungen wird 
nicht generell eine Ermächtigung verlangt, sondern 
nur fÜr den Fall, daß nach der Art der 
Untersuchung eine besondere persönliche Qualifi­
kation oder besondere sachliche Voraussetzungen 
erforderlich sind. 

Weitgehend gleich geblieben sind auch die 
Regelungen über die Kostentragung für die 
Untersuchungen sowie über die Aufzeichnungen, 

. die über untersuchte Arbeitnehmer zu führen sind. 

Zu § 49 (Eignungs- und Folgeuntersuchungen) : 

Abs. 1 und 2 entspricht weitgehend dem' 
geltenden Recht (§ 8 Abs. 2 ANSchG i.V.m. § 3 
der Verordnung BGBL Nr. 39/1974. Mit bestimm­
ten Tätigkeiten dürfen nur solche Arbeitnehmer 
beschäftigt werden, die entsprechenden Eignungs­
und Folgeuntersuchungen unterzogen worden sind. 
Diese verpflichtenden Untersuchungen sind nur 
vorgesehen, wenn ihnen eine prophylaktische 
Bedeutung zukommt. Eine Eignungsuntersuchung 
vor Aufnahme der Tätigkeit hat dann prophylakti­
sche Bedeutung im Sinne der Verhütung von 
Berufskrankheiten, wenn sie die Feststellung jener 
gesu~dheitlichen Gegebenheiten ermöglicht, die 
nach wissenschaftlichen Erkenntnissen das indivi­
duelle Risiko erhöhen, eine bestimmte Berufs­
krankheit zu erleiden, oder die im Falle einer 
bestimmten Berufskrankheit den Verlauf derselben 
ungüstig beeinflussen oder eine Funktionsminde­
rung zufolge der Erkrankung erhöhen würden. 

Wie im geltenden Recht sollen die Tätigkeiten, 
für die Eignungs- und Folgeuntersuchungen not­
wendig sind, durch Verordnung festgelegt werden. 
Darüber hinaus sieht Abs. 3 eine bescheidmäßige 
Feststellung im Einzelfall entsprechend § 2 Abs. 4 
und § 3 Abs. 7 der Verordnung BGBL Nr. 39/ 
1974 vor. Eine solche bescheidmäßige Feststellung 
kommt insbesondere in Frage, wenn bestimmte in 
den Richtlinien vorgesehene Untersuchungen nur 
für einen oder einige Betriebe in Betracht kommen, 
und daher eine generelle Regelung nicht notwendig 
ist. 

Zu § 50 (Untersuchungen bei Lärmeinwirkung) : 

Nach geltendem Recht sind verpflichtende 
Eignungs- und Folgeuntersuchungen vorgesehen. 
Die Richtlinie sieht hingegen nur freiwillige 
Untersuchungen vor. Nach dem vor­
liegenden Entwurf ist die Eignungs-(Einstel­
lungs)untersuchung in gleicher Weise wie nach 
dem geltenden Recht verpflichtend vorgesehen. 

Die wiederkehrenden Untersuchungen werden 
neu geregelt: Die Arbeitgeber haben dafür zu 
sorgen, daß diese Untersuchungen durchgeführt 
werden. Im Begutachtungsentwurf waren nur 
freiwillige wiederkehrende Untersuchungen vorge­
sehen, dies wurde aber von den Interessenvertre­
tungen der Arbeitnehmer und von der Arzte­
kammer entschieden abgelehnt. In den Sozialpart­
nerverhandlungen bestand aber übereinstimmung, 
daß eine (verpflichtende) wiederkehrende Unter­
suchung der Hörfähigkeit nicht zu einem Beschäf­
tigungsverbot führen soll. Der Entwurf sieht daher 
bezüglich der Durchführung und der V organgs­
weise dieselben Regelungen vor wie für die 
sonstigen besonderen Untersuchungen . 

Die Richtlinie 86/188 sieht eine besondere 
Gesundheitsüberwachung ab 85 dB(A) vor, der 
Richtlinienentwurf betreffend physikalische Ein­
wirkungen eine besondere Gesundheitsüberwa­
chung ab 80 dB(A). Durch Verordnung soll unter 
Bedachtnahme auf die jeweils geltenden Richtlinien 
geregelt werden, ab welcher Lärmbelastung ver­
pflichtende Eignungsuntersuchungen und wieder­
kehrende Untersuchungen vorzusehen sind, bis 
zum Inkraftreten der Verordnung wird das 
geltende Recht übergeleitet, sind also Untersu­
chungen ab 85 dB(A) notwendig. 

Zu § 51 (Sonstige besondere Untersuchungen): 

Abs. 1 und 2 berücksichtigen die oben darge­
legten freiwilligen Untersuchungen nach den 
Richtlinien. Diese Regelung bedarf einer ent­
sprechenden Durchführungsverordnung und bildet 
die Grundlage auch für den Fall, daß Richtlinien 
für bestimmte gefährliche Tätigkeiten (zB für 
Transporttätigkeiten und für mineralgewinnende 
Betriebe) besondere Untersuchungen verlangen. 
Ähnliches gilt für die Untersuchungen bei Nacht­
arbeit entsprechend Artikel 9 der Arbeitszeit­
Richtlinie, 93/104. Weiters können solche beson­
der'en Untersuchungen im Zusammenhang mit 
physikalischen Einwirkungen sowie' im Zusammen­
hang mit chemischen Arbeitsstoffen notwendig 
werden (siehe die oben angeführten Richtlinienent­
würfe), soweit es sich nicht um Einwirkungen 
handelt, für die wegen der prophylaktischen 
Bedeutung verpflichtende Eignungs- und wieder­
kehrende Untersuchungen notwendig sind. 

7 
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Abs. 3 entspricht Art. 14 Abs. 3 der Richtlinie 
90/679 sowie dem Richtlinienentwurf betreffend 
physikalische Einwirkungen und dem Richtlinien­
entwurf betreffend chemische Arbeitsstoffe. 

Zu § 52 (Durchführung von Eignungs- und Folge­
untersuchungen) : 

Diese Bestimmung faßt jene Grundsätze zusam­
men, nach denen die untersuchenden Ärzte 1 
Ärztinnen bei Eignungs- und Folgeuntersuchungen 
vorzugehen haben. Die Z 1, 2 und 5 entsprechen 
§ 8 Abs. 3 des Arbeitnehmerschutzgesetzes, Z 4 
entspricht § 3 Abs. 6 der Verordnung BGBI. 
Nr.39/1974, die Z 3 und 7 der nach den 
Erfordernissen der Praxis bereits derzeit üblichen 
Vorgangsweise. Z 6 ist auf Grund der Richtlinien 
erforderlich. 

Der Befund darf den Arbeitgebern nicht über­
mittelt werden. Die Übermittlung von Befunden an 
den ärztlichen Dienst der Arbeitsinspektion ist zur 
Durchführung der Verwaltungsverfahren unerläß­
lich (siehe zu § 53). 

Zu § 53 (Überprüfung der Beurteilung): 

Diese Bestimmung faßt jene Grundsätze zusam­
men, nach denen die Arbeitsinspektorate vorzu­
gehen haben. Über die gesundheitliche Eignung 
entscheidet das Arbeitsinspektorat in einem Ver­
waltungsverfahren im Sinne des A VG, für das aber 
Sonderregelungen gelten, die auf Grund des 
Verfahrensgegenstandes notwendig sind. Im Sinne 
des AVG zieht das Arbeitsinspektorat als verfah­
rensführende Behörde ermächtigte Ärzte als Sach­
verständige zur Erstellung von Befund und 
Gutachten· heran. Diese Befunde und Gutachten 
(Beurteilung) unterliegen der' Beweiswürdigung im 
Sinne des AVG. 

Wenn die Beurteilung auf "nicht geeignet" 
lautet, hat das Arbeitsinspektorat jedenfalls einen 
Bescheid zu erlassen, ohne daß es eines Antrages 
bedarf. Es erfolgt keine direkte Information der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, sondern es ist 
jedenfalls von Amts wegen ein Bescheid zu 
erlassen. Wegen der damit verbundenen gravieren­
den Eingriffe in die Rechte der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer sowie im Hinblick auf die Rechts­
schutzmöglichkeiten wird also ein Beschäftigungs­
verbot nicht direkt auf Grund der Beurteilung 
durch die untersuchenden Ärzte wirksam, sondern 
erst auf Grund eines Bescheides der Arbeitsinspek- . 
tion. In diesem Zusammenhang ist auch zu 
berücksichtigen, daß ein solches Beschäftigungsver­
bot auf die konkreten betrieblichen Verhältnisse 
abstellen muß, sich also in der Regel nicht allein 
auf den ärztlichen Befund stützen kann, sondern 
vor Bescheiderlassung eine Erhebung notwendig 
ist. 

Wenn die Beurteilung auf "geeignet" lautet, und 
das Verfahren ergibt, daß der Arbeitnehmer für die 
betreffende Tätigkeit nicht geeignet ist, daß 
weitergehende Maßnahmen notwendig sind oder 
daß eine Verkürzung des Zeitabstandes bis zur 
Folgeuntersuchung notwendig ist, hat das Arbeits­
inspektorat ebenfalls von Amts wegen einen 
Bescheid zu erlassen. Aus verfahrensökonomischen 
Gründen wird hingegen von der amtswegigen 
Erlassung eines Bescheides in jenen Fällen abge-· 
sehen, in denen die dem Arbeitgeber sowie dem 
Arbeitnehmer übermittelte Beurteilung auf "geeig­
net" lautet und die amtswegige Überprüfung kein 
abweichendes Ergebnis und keine Notwendigkeit 
zu weiteren Maßnahmen ergeben hat. In diesen -
nach den vorliegenden Erfahrungen sehr häufigen 
- Fällen ist nämlich grundsätzlich davon aus zu-

. gehen, daß weder die Arbeitgeber noch die 
Arbeitnehmer an der Erlassung eines Bescheides 
interessiert sind, da sie ja auf Grundlage der ihnen 
vorliegenden Beurteilung davon ausgehen können, 
daß die weitere Beschäftigung zulässig ist. Sowohl 
der Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer können 
aber auch in diesem Fall die Ausstellung eines 
Bescheides verlangen, zB weil sie das Ergebnis der 

. Beurteilung für nicht zutreffend halten. Siehe dazu 
Abs. 5 Z 3, der die Umsetzung der in verschiede­
nen Richtlinien vorgesehenen Bestimmungen ent­
hält, wonach Arbeitnehmer und Arbeitgeber eine 
Überprüfung der Ergebnisse der Gesundheitsüber­
wachung beantragen können (Art. 14 Abs. 6 der 

. Richtlinie 90/394, Art. 14 Abs. 7 der Richtlinie 901 
679). 

Da den Bescheiden in der Regel medizinische 
Befunde zugrundeliegen werden, enthält Abs. 3 
eine zur Regelung des Gegenstandes erforderliche 
Abweichung von § 45 Abs. 3 AVG. Klargestellt 
wird die ParteisteIlung der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer. Den untersuchenden Ärzten ist 
gemäß Abs. 4 eine Ausfertigung des Bescheides 
zu übermitteln, falls die Überprüfung zu einem von 
ihrer Beurteilung abweichenden Ergebnis führt. 
Eine Anhörung des Arztes vor Bescheiderlassung 
ist für den Fall vorgesehen, daß seine Beurteilung 
auf nicht geeignet lautet, nach Auffassung der 
Arbeitsinspektion aber die weitere Beschäftigung 
zulässig ist. Wenn hingegen die Beurteilung auf 
geeignet lautet, auf Grund der amtswegigen 
Überprüfung aber ein Bescheid über die Nicht­
eignung zu erlassen ist, kommt wegen der 
Dringlichkeit eine vorherige Anhörung des Arztes 
nicht in Betracht. 

Zu § 54 (Bescheide über die gesundheitliche 
Eignung): 

Abs. 1 sieht die Möglichkeit von befristeten oder 
bedingten bescheidmäigen Feststellungen für den 
Fall der Eignung vor. Die Verkürzung des 
Untersuchungsabstandes entspricht dem geltenden 
Recht und ist ua. auch in der Richtlinie 821605 
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vorgesehen, die Eignung unter der Bedingung 
geeigneter betrieblicher Schutzmaßnahmen ist in 
verschiedenen Richtlinien vorgesehen, zB' Art. 15 
Z 2 der Richtlinie 83/477, Art. 14 Abs. 4 der 
Richtlinie 90/394 und Art. 14 Abs. 5 der Richtlinie 
90/679. 

Abs. 2 bis 5 enthält Vorschriften über die 
Vorgangsweise bzw. über das Verfahren für den 
Fall der gesundheitlichen Nichteignung. Das 
Beschäftigungsverbot wird sofort wirksam, sofern 
nicht im Bescheid ein späteres Wirksamwerden 
vorgesehen wird. Ausschlaggebend für diese 
Entscheidung müssen arbeitsmedizinische Gründe' 
sein. Dies entspricht im Ergebnis weitgehend § 8 
Abs. 2 letzter Satz ANSchG, wonach im Falle der 
Nichteignung eine Weiterbeschäftigung während 
der Kündigungsfrist nur zulässig ist, wenn sich das 
Arbeitsinspektorat nicht wegen einer akuten 
Gefährdung von Leben und Gesundheit dagegen 
ausspricht. Soweit es arbeitsmedizinisch vertretbar 
ist, kann daher ein späteres Wirksamwerden eines 
auf Dauer gerichteten Beschäftigungsverbotes den 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern . Gelegenheit 
bieten, eine geeignete Lösung betreffend einen 
Ersatzarbeitsplatz zu finden. 

Ob das Beschäftigungsverbot auf Dauer wirksam 
bleiben muß oder ob· - nach einer neuerlichen 
Untersuchung - künftig wieder eine Beschäfti­
gung in Betracht kommt, hängt von der Art der 
Einwirkung und dem Ergebnis der ärztlichen 
Untersuchungen ab. In der Regel kann bereits im 
Zeitpunkt des Bescheides über das Beschäftigungs­
verbot beurteilt werden, ob eine künftige Beschäf­
tigung in Betracht kommt, und ab welchem 
Zeitpunkt eine neuerliche Untersuchung zielfüh­
rend ist. In diesen Fällen ist dies bereits im 
Bescheid über das Beschäftigungsverbot festzule­
gen, wenn dann die Untersuchung die Beurteilung 
"geeignet" ergibt, darf die Beschäftigung wieder 
aufgenommen werden, ohne daß ein neuerlicher 
Bescheid erforderlich ist. 

Zu § 55 (Durchführung von sonstigen besonderen 
. Untersuchungen): 

Die untersuchenden Ärzte haben bei den 
wiederkehrenden Untersuchungen der Hörfähig­
keit und den freiwilligen Untersuchungen grund­
sätzlich vorzugehen wie bei den obligatorischen, 
wobei jedoch die Mitteilung der Beurteilung an 
den Arbeitgeber sowie an das Arbeitsinspektorat 
entfällt. Eine übermittlung der Befunde an das 
Arbeitsinspektorat ist nicht vorgesehen, ebensowe­
nig eine überprüfung der Beurteilung durch das 
Arbeitsinspektorat. Die Ärzte der Arbeitsinspektion 
sind aber verpflichtet, dem Arbeitnehmer den 
Befund zu erläutern, wenn er dies unter Vorlage 
des Befundes verlangt. Ob für solche besondere 
ärztliche Untersuchungen einheitliche Richtlinien 
notwendig sind, kann nur hinsichtlich der einzelnen 
konkreten Untersuchungen beurteilt werden. Ein-

heitliche Untersuchungsrichtlinien haben sich zB 
für die wiederkehrenden Lärmuntersuchungen 
bewährt. 

Zu § 56 (Ermächtigung der Ärzte): 

Die Abs. 1 bis 6 entsprechen weitgehend dem 
geltenden Recht (§ 8 ANSchG). Die Möglichkeit 
der Delegation von Einzeluntersuchungen an 
Labors entspricht den Erfordernissen der Praxis. 
Durch Auflagen soll eine dem Stand der Arbeits­
medizin entsprechende Qualität sichergestellt 
werden. Ein Widerruf nach Abs. 5 Z 2 erscheint 
im Hinblick auf den Wandel der arbeitsmedizini­
schen Erkenntnisse zur Gewährleistung einer 
entsprechenden Qualität der Untersuchungen not­
wendig. Außerdem ist zu berücksichtigen; daß die 
vorgesehene jährliche Liste der ermächtigten Ärzte 
(Abs. 7) wes.entlich an Informationsgehalt verlieren 
würde, wenn auch Ärzte aufzunehmen sind, die 
seit Jahren keine Untersuchungen durchgeführt 
haben, zB ihre Tätigkeit eingestellt haben, und die 
daher nicht mehr für die Durchführung von 
Untersuchungen in Betracht kommen. Bisher 
erteilte Ermächtigungen können während emer 
übergangsfrist weiter ausgeübt werden. 

Für freiwillige Untersuchungen (sonstige beson­
dere Untersuchungen) wird die Grundlage für eine 
Ermächtigung vorgesehen. Ob eine besondere 
Ermächtigung notwendig ist, kann nur hinsichtlich 
der einzelnen konkreten Untersuchungen beurteilt 
werden. Sollte zB die Richtlinie über physikalische 
Einwirkungen eine Augenuntersuchung vorsehen, 
die von Fachärzten/ärztinnen für Augenheilkunde 
ohne zusätzliche Ausbildung und ohne zusätzliche 
Einrichtungen usw. durchgeführt werden kann, 
erübrigt sich für solche Untersuchungen eine 
gesonderte Ermächtigung. 

Die Liste (Abs. 7) dient der Unterstützung der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei der Auswahl 
von in Betracht kommenden Ärzten. 

Zu § 57 (Kosten der Untersuchungen): 

Diese Bestimmung entspricht dem geltenden 
Recht (§ 8 Abs. 5 und 6 ANSchG). Neu ist die 
Regelung über den Kostenersatz für Eignungs­
untersuchungen vor Beginn des Arbeitsverhältnis­
ses. Da die Tätigkeit erst aufgenommen werden 
darf, nachdem die Eignungsuntersuchung durch­
geführt wurde, sind Untersuchungen vor Beginn 
des Arbeitsverhältnisses durchaus üblich und ziel­
führend. Derzeit fehlt für solche Untersuchungen 
eine Regelung über den Kostenersatz. Dies hat zu 
Nachteilen für jene Arbeitgeber geführt, die in 
gesetzeskonformer Weise Arbeitnehmer erst nach 
Durchführung der Eignungsuntersuchung beschäf­
tigen wollen. 
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Zu § 58 (Pflichten der Arbeitgeber): 

Der in Abs. 1 vorgesehene Zugang der unter­
suchenden Ärzte/Ärztinnen entspricht Art. 12 der 
Richtlinie 82/605. 

Abs. 2 entspricht weitgehend dem geltenden 
Recht (§ 7 Abs. 1 der Verordnung BGBI. Nr. 39/ 
1974). Die geänderte Formulierung soll Miß­
verständnissen vorbeugen, wonach die Arbeitneh­
mer gezwungen werden könnten, sich einer 
Untersuchung zu unterziehen. Abs. 3 stellt eine 
Klarstellung zur Regelung über die Sicherheits­
und Gesundheitsschutzdokumente dar. 

Abs. 4 und 5 sind geltendes Recht (§ 5 Abs. 1 
und 2 der Verordnung BGBI. Nr. 39/1974), das 
durch die in Abs. 6 vorgesehene Aufbewahrungsre­
gelung ergänzt wird. Zur Aufbewahrung bzw. zur 
übermittlung an den zuständigen Träger der 
Unfallversicherung ist auf die Erläuterungen zum 
Verzeichnis der Arbeitnehmer betreffend die 
Einwirkung von Arbeitsstoffen zu verweisen. 

Zu § 59 (Verordnungsermächtigungen) wird auf 
die Erläuterungen zu § 18 verwiesen, weiters auf 
die Erläuterungen zu den betreffenden Bestimmun­
gen dieses Abschnittes. 

Zum 6. Abschnitt (Arbeitsvorgänge und Arbeits­
plätze) : 

Dieser Abschnitt faßt jene Regelungen zusam­
men, die für die Gestaltung der Arbeitsvorgänge 
und Arbeitsplätze - innerhalb und außerhalb von 
Arbeitsstätten - gelten, soweit es sich nicht um die 
Verwendung von Arbeitsmitteln (3. Abschnitt) oder 
von Arbeitsstoffen (4. Abschnitt) handelt. 

Diese Regelungen entsprechen zum Teil dem 
geltenden Recht (insbesondere der AA V), zum Teil 
finden sie ihre Grundlage in einzelnen Richtlinien 
(über Arbeitsstätten, über die manuelle Hand­
habung von Lasten, über Lärm, über Bildschirm­
arbeit, über die Benutzung von persönlichen 
Schutzausrüstungen) . 

Zu § 60 (Allgemeine Bestimmungen über Arbeits­
vorgänge): 

Diese Bestimmungen entsprechen zum Großteil 
dem geltenden Recht, siehe insbesondere §§ 2 und 
6 ANSchG und § 48 AA V. Abs. 1 und 2 nehmen 
außerdem auf Art. 6 der Richtlinie 89/391 
Bedacht. In diesem Zusammenhang ist besonders 
auf Art. 8 lit. h der Richtlinie 92/57 zu verweisen, 
wonach die Grundsätze der Gefahrenverhütung 
insbesondere auf die Anpassung der tatsächlichen 
Dauer für die verschiedenen Arbeiten oder 
Arbeitsabschnitte unter Berücksichtigung der 
Arbeiten auf der Baustelle anzuwenden sind. 
Besondere Regelungen über die Gestaltung von 
Arbeitsvorgängen enthält Anhang IV Teil B 
Abschnitt II der Richtlinie 92/57. 

Zu § 61 (Arbeitsplätze): 

Diese Bestimmungen entsprechen zum Großteil 
dem geltenden Recht, siehe §§ 2 und 6 ANSchG 
sowie §§ 18, 19, 20, 24, 48, 49 und 57 AAV. 
Abs. 4 entspricht Anhang I Z 15.2 der Richtlinie 
89/654 und Anhang IV Teil A Z 12 der Richtlinie 
92/57. Besondere Regelungen über die Gestaltung 
von Arbeitsplätzen enthalten insbesondere .Anhang 
IV Teil B Abschnitt II der Richtlinie 92/57 sowie 
der Anhang der Richtlinie 92/104. 

Zu Abs. 6 ist auf § 57 Abs. 3 AA V zu verweisen, 
wonach die überwachung durch Ausführen der 
Arbeiten in Sichtweite einer anderen Person, durch 
Beaufsichtigung der Arbeitnehmer durch Kontroll­
gänge in kurzen Zeitabständen oder durch 
Personenüberwachungsanlagen erfolgen kann. Zu 
Abs. 7 ist auf § 20 Abs. 4 und § 58 Abs. 6 und 7 
AA V zu verweisen. 

Zu Abs. 8 ist darauf hinzuweisen, daß Verkaufs­
stände auch unter den 2. Abschnitt (Arbeitsstätten) 
fallen können, wenn sie der Definition der 
Arbeitsstätten entsprechen, weil sie sich zB auf 
dem Betriebsgelände befinden oder weil es sich 
nicht um offene Verkaufsstände handelt, sondern 
um bauliche Anlagen. Im Zusammenhang mit 
solchen Verkaufsständen ist darauf hinzuweisen, 
daß nach dem vorliegenden Entwurf durch 
Verordnung Ausnahmen und Abweichungen gere­
gelt werden können, diese Regelung könnte 
insbesondere für kurzfristig genutze Verkaufs­
stände zum Tragen kommen (zB Weihnachts­
märkte). Abs. 8 trifft Regelungen für jene Ver­
kaufsstände, die keine Arbeitsstätten im Sinne des 
2. Abschnittes sind. 

Zu § 62 (Fachkenntnisse und besondere Aufsicht): 

Zahlreiche Arbeitnehmerschutzbestimmungen 
verlangen besondere Kenntnisse und Erfahrungen 
oder den Nachweis von Fachkenntnissen für 
bestimmte Tätigkeiten oder eine fachkundige 
Aufsicht usw. Diese Anforderungen sind ua. in 
§ 6 Abs. 4 und 5 ANSchG geregelt. Die Verord­
nung BGBI. Nr. 441/1975 verlangt einen Nachweis 
der Fachkenntnisse für das Führen von Kranen und 
Staplern, Arbeiten im Rahmen des Einsatzes von 
Gasrettungsdiensten und die selbständige Durch­
führung von Sprengarbeiten. Die Verordnung 
BGBL Nr. 10/1982 verlangt einen Nachweis der 
Fachkenntnisse für die Vorbereitung und Organisa­
tion von bestimmten Arbeiten unter elektrischer 
Spannung. Die Druckluft- und Taucherarbeitenver­
ordnung verlangt einen Nachweis der Fachkennt­
nisse für die Durchführung von Taucherarbeiten 
sowie eine fachkundige Aufsicht für Arbeiten in 
Druckluft. Die Verordnung BGBI. Nr. 253/1955 
verlangt für Arbeiten in Steinbrüchen usw. den 
Nachweis der Fachkenntnisse und Berufserfahrun­
gen für die Aufsichtsperson. Nach der Verordnung 
BGBI. Nr. 267 /1954 dürfen Bauarbeiten nur unter 
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Aufsicht einer fachkundigen Person ausgeführt 
werden. Für den Fall, daß die Aufsichtsperson 
nicht ständig anwesend ist, muß ein Anordnungs­
befugter bestellt werden. Die Beratungen für eine 
neue Bauarbeiterschutzverordnung haben ergeben, 
daß bei Aufsichtspersonen ein Nachweis der 
Fachkenntnisse notwendig wäre, weiters für 
Arbeiten mit bestimmten schweren Baumaschinen. 

Regelungen über besondere Fachkenntnisse oder 
eine besondere Aufsicht sind auch in einzelnen 
Richtlinien vorgesehen, siehe die Richtlinien 92/57 
und 92/104. Der Vorschlag für eine Richtlinie 
betreffend chemische Arbeitsstoffe verlangt die 
Aufsicht bzw. überwachung durch Fachkräfte, 
die über die dazu notwendigen Fachkenntnisse 
verfügen, und zum Teil auch eine besondere 
Fachkunde für die Durchführung von Arbeiten. 

Allgemeine Regelungen über die Eignung und 
über die Information und Unterweisung enthält der 
1. Abschnitt. 

Der vorliegende Entwurf berücksichtigt die 
geltenden Regelungen über besondere Kenntnisse 
und Erfahrungen sowie eine besondere Aufsicht 
und entspricht weitgehend § 6 ANSchG mit der 
Maßgabe, daß eine systematische Trennung der 
unterschiedlichen Tatbestände (Fachkenntnisse für 
die Durchführung; Fachkenntnisse für die Vorbe­
reitung und Organisation; besondere Aufsicht; 
Fachkenntnisse für die Aufsichtsperson) erfolgt 
und daß eine Grundlage für eine Erweiterung der 
Anwendungsfälle geschaffen wird, insbesondere im 
Hinblick auf die oben angeführten Richtlinien. 

Abs. 1 und 2 betrifft jene Fälle, in denen für die 
Durchführung der Arbeiten besondere Anforde­
rungen gelten: geistige und körperliche Eignung, 
Berufserfahrung und Nachweis der Fachkenntnisse. 
Berufserfahrung bedeutet in diesem Zusammen­
hang nicht Erfahrung durch Ausübung der 
Tätigkeit, für die ein Nachweis der Fachkenntnisse 
notwendig ist, sondern ist im Sinne von betrieb­
lichen Erfahrungen zu verstehen. Jene Tätigkeiten, 
für die ein solcher Nachweis nach geltendem Recht 
erforderlich ist, werden demonstrativ aufgezählt. 
Als sonstige Arbeiten im Sinne des letzten Satzes 
kommen zB Arbeiten mit schweren Baumaschinen 
in Betracht. In diesem Zusammenhang ist auch auf 
Anhang N Teil B Abschnitt II der Richtlinie 92/57 
zu verweisen, der für die Bedienung von 
Hebezeugen, Fahrzeugen, Erdbaumaschinen, För­
derzeugen, Anlagen, Maschinen und Ausrüstungen 
besonders geschulte Arbeitnehmer vorschreibt. 
Weiters ist auf Art. 3 lit. c und auf Z 5 des 
Anhanges der Richtlinie 921104 zu verweisen, 
wonach Aufbewahrung, Transport und Verwen­
dung von Sprengstoffen und Zündmitteln nur von 
fachkundigen Personen ausgeführt werden dürfen. 
Bis zur Erlassung einer Durchführungsverordnung 

nach diesem Bundesgesetz sollen die oben 
angeführten geltenden Regelung~n aufrecht blei­
ben. 

Abs. 3 verlangt für Sprengarbeiten zusätzlich die 
Verläßlichkeit, dies entspricht der Sprengarbeiten­
verordnung, BGBI. Nr. 77/1954. Zur Prüfung der 
Verläßlichkeit sind besondere Regelungen vorge­
sehen. 

Abs. 4 betrifft jene Fälle, in denen besondere 
Anforderungen nicht für die Durchführung der 
Arbeiten gelten, sondern für die Organisation und 
Vorbereitung. Neben den Arbeiten unter Span­
nung, für deren Vorbereitung und Organisation 
der· Nachweis der Fachkenntnisse bereits nach 
geltendem Recht erforderlich ist, siehe die 
Verordnung BGBI. Nr. 10/84 betreffend be­
stimmte Arbeiten unter elektrischer Spannung 
über 1 kV, werden auch bühnentechnische und 
beleuchtungstechnische Arbeiten angeführt. Dies 
entspricht den in der Bundesrepublik Deutschland 
für Bühnenmeister und Beleuchtungsmeister gel­
tenden Regelungen. Es hat sich gezeigt, daß für 
solche Arbeiten eine entsprechende fachkundige 
Organisation und Vorbereitung zum Schutz der 
Arbeitnehmer notwendig ist. Abs. 4 kann erst mit 
Inkrafttreten einer Verordnung über den Nachweis 
der Fachkenntnisse wirksam werden, soweit ein 
Nachweis der Fachkenntnisse nicht bereits nach 
geltendem Recht vorgesehen ist. 

Abs. 5 erster Satz betrifft Arbeiten, für die eine 
besondere Aufsicht erforderlich ist, ohne daß ein 
spezieller Nachweis der Fachkenntnisse verlangt 
wird, siehe § 6 Abs. 4 ANSchG. Der zweite Satz 
betrifft jene Fälle, in denen ein Nachweis der 
Fachkenntnisse für die Aufsichtsperson erforderlich 
ist, wie dies nach geltendem Recht bereits bei 
bestimmten Arbeiten der Fall ist (siehe die obigen 
Ausführungen). Im Zusammenhang mit der Auf­
sicht ist auch auf Z 1.3. des Anhanges zur 
Richtlinie 921104 zu verweisen, nach der die 
Arbeitnehmer von Personen zu beaufsichtigen sind, 
die nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
und/ oder Praktiken über die für diese Aufgabe 
erforderlichen Fähigkeiten und Qualifikationen 
verfügen. 

Abs. 6 nimmt darauf Bedacht, daß in §§ 150 bis 
159 des Berggesetzes 1975 und in der Verordnung 
über verantwortliche Personen beim Bergbau, 
BGBL Nr. 191/1983, Regelungen über die 
Betriebsleiter, die Betriebsleiter-Stellvertreter und 
Betriebsaufseher sowie betreffend die Leitung und 
techisehe Aufsicht getroffen werden. 

Abs. 7 urid 8 entsprechen der Verordnung BGBI. 
Nr.441/1975. 
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Zu § 63 (Nachweis der Fachkenntnisse): 

Diese Bestimmung betrifft den Nachweis der 
Fachkenntnisse und entspricht weitgehend § 6 
Abs. 6 ANSchG. Auf Grund der Erfahrungen mit 
dem geltenden Recht wird die Vorschreibung von 
Auflagen und eine Widerrufsmöglichkeit vorge­
sehen. Eine Teilnahme des Arbeitsinspektorates an 
den Prüfungen wird im Hinblick auf die 
angespannte Personalsituation nicht mehr vorge­
sehen. Durch entsprechende Kontrolle der Aus­
bildungseinrichtung in Verbindung mit der Wider­
rufsmöglichkeit kann mit einem geringeren perso­
nellen Aufwand der Behörden die Qualität der 
Ausbildung durchaus gewährleistet werden, indem 
insbesondere regelmäßig durch das Bundesministe­
rium für Arbeit und Soziales bzw. in seinem 
Auftrag durch die Arbeitsinspektorate überprüft 

. wird, ob die vorgeschriebenen Auflagen eingehal­
ten werden und ob die für die Ermächtigung 
maßgeblichen Voraussetzungen noch vorliegen. 
Für die bereits ermächtigten Einrichtungen und 
für die bereits ausgestellten Zeugnisse wird in den 
übergangsbestimmungen eine Regelung getroffen. 

Abs. 3 und 6 tragen den besonderen Erforder­
nissen im Zusammenhang mit Sprengarbeiten 
Rechnung. Auf Grund der besonderen Gefähr­
lichkeit von Sprengarbeiten für die durchführenden 
Arbeitnehmer selbst und für andere Personen wird 
vorgesehen, daß nur verläßliche Personen zur 
Ausbildung zuzulassen sind. Die Beurteilung der 
Verläßlichkeit kann zu diesem Zeitpunkt nur die 
Sicherheitsbehörde durchführen. Die Verliißlichkeit 
ist unter sinngemäßer Heranziehung des § 6 des 
Waffengesetzes 1986 dann gegeben, wenn Spreng­
mittel und -stoffe nicht mißbräuchlich oder 
leichtfertig verwendet werden, vorsichtig und 
sachgemäß behandelt und gelagert werden und 
nicht an unberechtigte Personen weitergegeben 
werden. Dem § 6 Abs. 2 des Waffengesetzes in der 
Häufigkeit oder den Auswirkungen entsprechende 
Verwaltungsübertretungen sind zu berücksichtigen. 

Abs. 4 und 5 beruhen auf Erfahrungen der 
Arbeitsinspektion und sollen jenen Fällen Rech­
nung tragen, in denen ein Arbeitnehmer über einen 
Nachweis der Fachkenntnisse verfügt, aber aus 
bestimmten Gründen nicht mehr für die Durch­
führung der betreffenden Arbeiten geeignet ist (zB 
wenn auf Grund rechtskräftiger Verurteilung 
wegen eines einschlägigen Deliktes davon auszu­
gehen ist, daß einer Person die für die Durch­
führung von Sprengarbeiten unverzichtbare Ver-
1äßlichkeit fehlt, oder wenn ein Kranführer einen . 
schweren Unfall verschuldet hat). In solchen Fällen 
kann zwar die Weiterbeschäftigung im Betrieb in 
der Regel verhindert werden, weil dem betreffen­
den Arbeitgeber die mangelnde Eigm!ng bekannt 
ist, nach geltendem Recht läßt sich aber nicht 
verhindern, daß solche Arbeimehmer unter V or-

weis ihres Zeugnisses in einem anderen Betrieb eine 
Tätigkeit aufnehmen, ohne daß für den Arbeit­
geber die mangelnde Eignung erkennbar ist. 

Als praktikable Lösung kommt ~n einem solchen 
Fall nur der Entzug des Nachweises durch die 
Behörde in Betracht. Der Arbeitnehmer hat in 
diesem Verwaltungsverfahren ParteisteIlung. Eine 
Information der Einrichtung, die den Nachweis 
ausgestellt hat, soll verhindern, daß ein Duplikat 
ausgestellt wird. 

Zu § 64 (Handhabung von Lasten): 

Diese Bestimmung dient der Umsetzung der 
Richtlinie 90/269. Vergleichbare Regelungen ent­
hält auch § 62 AA V. Auf Grund der Beratungen in 
der Arbeitnehmerschutzkommission wird nicht nur 
auf eine Gefährdung der Lendenwirbelsäule abge­
stellt, sondern auf die Gefährdung des Bewegungs­
und Stützapparates. 

In diesem Zusammenhang ist auch darauf 
hinzuweisen, daß nach der Statistik des Haupt­
verbandes der österreichischen Sozialversiche­
rungsträger an der Spitze der Neuzugänge an 
Invaliditäts(Berufs- bzw. Erwerbsunfähigkeits)­
pensionen die Krankheiten des Bewegungs- und 
Stützapparates, des Skelettes und der Muskeln 
stehen (1990: 40%). Eine verstärkte Vorbeugung 
durch entsprechende Gestaltung der Arbeitsvor­
gänge muß daher ein vordringliches Anliegen 
darstellen. 

Abs. 1 entspricht - mit der oben genannten 
Abweichung - dem Art. 2 der Richtlinie 90/269, 
Abs. 2 entspricht dem Art. 3, Abs. 3 dem Art. 4 
lit. a und b und dem Art. 3 Abs. 2 dieser Richtlinie. 
Abs. 4 entspricht Anhang II i.v.m. Art. 5 der 
Richtlinie 90/269 i.v.m. Art. 6, 14 und 15 der 
Richtlinie 89/391. Abs. 5 entspricht Art. 6 der 
Richtlinie 90/269. 

Zu den Grenzlasten ist auf die Verordnungser~ 
mächtigung zu verweisen. 

Zu § 65 (Lärm): 

Nach dem EWR~Abkommen ist die Richtlinie 
86/188, die eine Einzelrichtlinie zur Rahmenricht­
linie 80/1107 darstellt, umzusetzen. Zu berück­
sichtigen sind auch die Auswirkungen der Richt­
linie 89/391. 

Nach wie vor sind insbesondere folgende 
grundsätzliche Ausführungen der Richtlinie 86/ 
188 aktuell: An vielen Arbeitsplätzen ist ein hoher 
Lärmpegel festzustellen. Gesundheit und Sicherheit 
zahlreicher Arbeiter sind dadurch potentiell gefähr­
det. Eine Verringerung der Lärmexposition soll 
insbesondere der Gefahr eines lärmbedingten 
Gehörverlustes entgegenwirken. Die Herabset­
zung des Lärmpegels während der Arbeit ist 
effizienter zu erreichen, wenn bereits bei der 
Planung von Anlagen Präventivmaßnahmen getrof-
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fen werden und wenn weniger lärmintensive 
Materialien, ArbeitsVerfahren und -methoden 
gewählt werden. Die Expositionsminderung muß 
vornehmlich an der Lärmquelle ansetzen. Die 
Expositionsminderung an der Lärmquelle ist durch 
Bereitstellung und Verwendung von individuellen 
Gehörschutzmitteln zu ergänzen, wenn die Bela­
stung nicht in vertretbarer Weise durch andere 
Mittel vermieden werden kann. 

Es liegt der Vorschlag für eine Richtlinie 
betreffend physikalische Einwirkungen vor, der 
auch umfangreiche Lärmregelungen vorsieht. In 
diesem Entwurf wird insbesondere ausgeführt: Der 
derzeitige wissenschaftliche Kenntnisstand über die 
gesundheitlichen Folgen physikalischer Einwirkun­
gen erlaubt nicht, exakte, jegliche Gesundheitsge­
fährdung erfassende Expositionsgrenzen festzule­
gen, insbesondere was die extraauralen Lärm­
wirkungen angeht. 

Im Hinblick auf diesen Richtlinienvorschlag, der 
ua. verschiedene Grenzwerte bzw. Auslöseschwel­
len regelt, die strenger sind als die Werte der 
Richtlinie 86/188, werden im vorliegenden Ent­
wurf - abweichend vom Begutachtungsentwurf -
die Grenzwerte bzw. Schwellenwerte für die 
einzelnen Maßnahmen nicht mehr festgelegt. Es 
werden die in der Richtlinie 86/188 und im 
Richtlinienvorschlag angeführten abgestuften Maß­
nahmen übernommen (siehe Abs. 4), in einer 
Verordnung wären dann für die einzelnen Maß­
nahmen die entsprechenden Auslöseschwellen -
unter Bedachtnahme auf das geltende Recht und 
die jeweils geltenden Richtlinien - festzulegen. Bis 
zum Inkrafttreten dieser Verordnung wird das 
geltende Recht Übergeleitet. In diesem Zusammen­
hang ist zu berücksichtigen, daß die Grenzwerte 
bzw. Auslöseschwellen derzeit in Diskussion 
stehen, und daß im Zusammenhang mit der 
Festlegung von Grenzwerten auch Meß- und 
Bewertungsvorschriften notwendig sind, die eben­
falls einer Diskussion und einem Wandel unter­
liegen. 

Zu den Aufzeichnungen ist auf die Erläuterun­
gen zum Verzeichnis der Arbeitnehmer (4. 
Abschnitt) zu verweisen. 

Daß die Minderung des Lärms am Arbeitplatz 
ein vordringliches Anliegen darstellen muß, zeigt 
auch der Umstand, daß durch Lärm verursachte 
Schwerhörigkeit an der Spitze der anerkannten 
Berufskrankheiten steht (1991: 1.796 Fälle der 
Anerkennung einer Berufskrankheit, davon 782 
Fälle lärmbedingter Schwerhörigkeit). 

In übereinstimmung mit der Richtlinie bzw. dem 
Richtlinienvorschlag werden im vorliegenden 
Entwurf sowohl allgemeine Schutzpflichten fest­
gelegt als auch spezielle abgestufte Schutzmaßnah­
men in Abhängigkeit von der Lärmexposition. 

Zu Art. 8 Abs. 1 der Richtlinie 86/188 ist auf 
gewerberechtliche Vorschriften zu verweisen, 
insbesondere auf die Maschinen-SicherheitsVerord­
nung. 

Zu § 66 (Sonstige Einwirkungen und Belastungen): 

Diese Bestimmung regelt insbesondere jene 
Einwirkungen und Belastungen, die nicht durch 
die Regelungen über Arbeitsstoff~ und über Lärm 
erfaßt werden. 

Abs. 1 erster Satz (Erschütterungen) entspricht 
dem geltenden Recht, siehe § 3 Abs. 5 ANSchG 
und §§ 17, 51 und 87 AAV. Zu den übrigen 
physikalischen Einwirkungen ist auf den Richtli­
nienvorschlag betreffend physikalische Einwirkun­
gen zu verweisen, der umfangreiche Regelungen 
für Vibrationen, optische Strahlung und elektrische 
und magnetische Felder und Wellen festlegt. 

Abs. 2 betrifft. sonstige nachteilige Einwirkungen, 
siehe auch §§ 16 und 48 Abs. 7 AA V. 

Abs. 3 trifft für jene Fälle Vorsorge, in denen 
nachteiligen Einwirkungen nicht durch Schutz­
maßnahmen oder durch eine entsprechende 
Gestaltung der I Arbeitsvorgänge und Arbeitsplätze 
begegnet werden kann oder trotz technischer 
Maßnahmen keine Verringerung der Belastungen 
auf ein vertretbares Maß möglich ist. In diesem 
Zusammenhang ist auch auf § 22 des Arbeitszeit­
gesetzes, auf § 51 Abs. 2 AA V und auf die 
Druckluft- und Taucherarbeitenverordnung zu 
verweisen. Solche Maßnahmen wurden auch nach 
§ 27 ANSchG bzw. § 96 AA V im Einzelfall durch 
die Behörde vorgeschrieben. 

Zu §§ 67 und 68 (Bildschirmarbeitsplätze, Beson­
dere Maßnahmen bei Bildschirmarbeit) : 

Diese Bestimmungen beinhalten die Umsetzung 
der Richtlinie 90/270. Die Definitionen in § 68 
Abs. 1 berücksichtigen die Begriffsbestimmungen 
des Art. 2 der Richtliriie 90/270. Die Definitionen 
nach der ÖNORM A 2611 können nur berück­
sichtigt werden, soweit sie keine unzulässige 
Einschränkung der Richtlinie bewirken. Besonders 
ist darauf hinzuweisen, daß die Definition nicht 
dem Nacht-Schwerarbeitsgesetz entspricht, weil das 
NSchG eine unzulässige Einschränkung gegenüber 
der Richtlinie bewirken würde und es darüber 
hinaus auf Grund des Regelungszweckes im 
vorliegenden Entwurf nicht darauf ankommen 
kann, ob die Bildschirmarbeit als besonders 
erschwerende Arbeitsbedingung anzusehen ist. 

§ 67 Abs. 2 und 3 entsprechen dem Anhang der 
Richtlinie 90/270. Im Zusammenhang mit der 
Gestaltung von Bildschirmarbeitsplätzen ist vor 
allem auf einschlägige Normen und sonstige 
anerkannte Regelungen Bedacht zu nehmen. 
Abs. 4 und 5 entsprechen Art. 1 Abs. 3 der 
Richtlinie mit der Maßgabe, daß auf den in Praxis 
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zunehmend anzutreffenden Einsatz von tragbaren 
Datenverarbeitungsanlagen am Arbeitsplatz durch 
eine teilweise Anwendung der Schutzvorschriften 
Rechnung getragen wird. 

§ 68 Abs. 1 entspricht Art. 3 der Richtlinie 90/ 
270. Abs. 2 entspricht dem Anhang der Richtlinie. 
Abs. 3 faßt jene Bestimmungen zusammen, die auf 
die Beschäftigung von Arbeitnehmern im Sinne der 
Definition nach Art. 2 der Richtlinie 901270 
abstellen. Diese Bestimmungen finden keine 
Anwendung auf Arbeitnehmer, die nur bei einem 
unwesentlichen Teil ihrer Arbeit ein Bildschirm­
gerät benutzen. 

Z 1 entspricht Art. 7 der Richtlinie. Derzeit 
erfolgt die Vorschreibung im Einzelfall durch 
Bescheid des Arbeitsinspektorates gemäß § 11 
Abs. 7 des Arbeitszeitgesetzes, diese Regelung 
stellt aber eine Einschränkung gegenüber der 
Richtlinie dar und ist darüber hinaus mit einem 
hohen administrativen Aufwand verbunden. 

Z 2 und 3 entsprechen Art. 9 Abs. 1 und 2 der 
Richtlinie. Es handelt sich dabei nicht um 
Eignungsuntersuchungen und Folgeuntersuchun­
gen im Sinne des 4. Abschnittes (es besteht daher 
keine UntersuchungspfIicht, sondern nur ein Recht 
der Arbeitnehmer, es kommt auch kein Einspruch 
durch das Arbeitsinspektorat in Betracht, eine 
besondere Ermächtigung der Ärzte ist nicht 
erforderlich). Die Durchführung der Untersuchun­
gen muß aber durch Verordnung näher geregelt 
werden. 

Z 4 entspricht Art. 9 Abs. 3 der Richtlinie. 

Abs. 4 entspricht Art. 9 Abs. 4 der Richtlinie. In 
übereinstimmung mit Art. 9 Abs. 5 der Richtlinie 
wird aber nicht ausgeschlossen, daß die Kosten der 
Untersuchungen nicht von den Arbeitgebern 
getragen werden, sondern vom Versicherungs­
träger. 

In Abs. 5 und 6 wird klargestellt, daß die 
VerpfIichtung zur Ermittlung und Bewertung der 
Gefahren auch für jene Einrichtungen bzw. Geräte 
gilt, auf die die übrigen Abs. nicht oder nur zum 
Teil anzuwenden sind. 

Zu §§ 69 und 70 (Persönliche Schutzausrustung): 

Diese Bestimmungen beinhalten die Umsetzung 
der Richtlinie 89/656. Sie entsprechen zum Teil 
dem geltenden Recht, siehe § 11 ANSchG und 
§§ 66 bis 72 AA V, weiters den Regelungen der 
Bauarbeiterschutzverordnung. Entsprechend Art. 6 
Abs. 1 der Richtlinie sollen durch eine Verordnung 
nach diesem Bundesgesetz die Bedingungen, unter 
denen bestimmte persönliche Schutzausrüstungen 
zur Verfügung zu stellen sind, sowie die Benut­
zung von persönlichen Schutz ausrüstungen näher 
geregelt werden. Bis zum Inkrafttreten dieser 
Verordnung werden die einschlägigen Bestimmun­
gen der AA V aufrechterhalten. 

Im Hinblick auf die Richtlinie 89/686 und die 
geplante PSA-Sicherheitsverordnung des Bundes­
ministers für wirtschaftliche Angelegenheiten wird 
im vorliegenden Entwurf abweichend von § 26 
ANSchG keine Zulassung von Gegenständen der 
persönlichen Schutzausrüstung durch den Bundes­
minister für Arbeit und Soziales mehr vorgesehen. 
Im übrigen ist anzumerken, daß bisher von der 
Verordnungsermächtigung nach § 26 Abs. 5 
ANSchG kein Gebrauch gemacht wurde. Zum 
Verkehrs bereich wird auf die Erläuterungen zu 
§ 40 Abs. 3 verwiesen. . 

Zu § 71 (Arbeitskleidung): 

Abs. 1 entspricht dem geltenden Recht, siehe 
§ 11 Abs. 3 ANSchG und § 73 AAV. Abs. 2 sieht 
für besondere Fälle eine Verpflichtung des Arbeit­
gebers zur Beistellung und Reinigung der Arbeits­
kleidung vor. Eine solche VerpfIichtung ist in der 
Richtlinie über den Schutz der Arbeitnehmer gegen 
Gefährdung durch metallisches Blei und seine 
Ionenverbindungen am Arbeitsplatz (82/605) 
vorgesehen. Unter Berücksichtigung dieser Rege­
lungen sollen durch Verordnung jene Tätigkeiten 
und Bedingungen festgelegt werden, bei denen 
Arbeitskleidung zur Verfügung zu stellen ist. 

Zu § 72 (Verordnungen) ist auf die Erläuterun­
gen zu § 18 zu verweisen. Die Verordnung über 
den Nachweis der Fachkenntnisse soll die derzeit 
geltenden Verordnungen ersetzen. Betreffend die 
Handhabung von Lasten ist zu berücksichtigen, 
daß in absehbarer Zeit mit der Festlegung von 
international anerkannten Grenzlasten zu rechnen 
ist, die dann durch Verordnung zum vorliegenden 
Entwurf umgesetzt werden sollen. Zum Lärm und 
den anderen physikalischen Einwirkungen ist auf 
den Richtlinienvorschlag zu verweisen, der detail­
lierte abgestufte Schutzmaßnahmen und Auslöse­
schwellen bzw. Grenzwerte nicht nur für Lärm 
vorsieht, sondern auch für Vibrationen, optische 
Strahlung sowie elektrische und magnetische Felder 
und Wellen. 

Abs. 2 entspricht einem Vorschlag des Bundes­
ministeriums für öffentliche Wirtschaft und Ver­
kehr und soll den besonderen Bedingungen 1m 
Verkehrsbereich Rechnung tragen. 

Zum 7. Abschnitt (Präventivdienste ) : 

Der Entwurf geht von der überlegung aus, daß 
funktionierende innerbetriebliche Einrichtun­
gen auf dem Gebiet der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes verbunden mit einer 
stärkeren Einbindung der Arbeitnehmer 
einen besonders wichtigen Beitrag zur Ver­
besserung der Arbeitsbedingungen darstellen; 
innerbetriebliche Strukturen für eine Infor­
mation und eine Auseinandersetzung über 
Fragen der Sicherheit und des Gesundheits­
schutzes notwendig sind; 
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auf dem Gebiet der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes die Arbeitgeber in 
gleicher Weise wie auf anderen Gebieten 
entsprechende Fachleute benötigen; 
die Wirksamkeit und die Akzeptanz der 
sicherheitstechnischen und arbeitsmedizini­
schen Betreuung vor allem durch eine 
stärkere Einbindung in den innerbetrieb­
lichen Informations- und Entscheidungspro­
zeß verbessert weräen kann; 
die Verantwortung :für eine funktionierende 
sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische 
Betreuung bei den Arbeitgebern liegt; 
sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische 
Betreuung nicht als Hilfsorgan der Arbeit­
geber zur überwachung der Einhaltung der 
Arbeitnehmerschutzvorschriften eingesetzt 
werden sollen, sondern zur Beratung in 
Fragen der Sicherheit und der Gesundheit 
sowie Ausarbeitung von Vorschlägen zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen; 

Der Entwurf legt folgende Grundsätze fest: 
sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische 
Betreuung :für alle Arbeitnehmer; 
besondere Regelungen zur Berücksichtigung 
der Situation der Kleinbetriebe; 
sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische 
Betreuung sind der Arbeitgebersphäre zuzu­
rechnen, Interessenkollisionen sind zu ver­
meiden; 
Unterscheidung zwischen interner und exter­
ner Betreuung, wobei für die externen 
Personen und Dienste besondere Anforde­
rungen gelten; 
Ermächtigung für arbeitsmedizinische Zen­
tren, Feststellung der Eignung für sicher­
heitstechnische Zentren auf Antrag, verbun­
den mit einer Aufnahme in eine Liste, die 
interessierten Personen und Institutionen zur 
Verfügung gestellt wird; 
Fach- und Hilfspersonal, Ausstattung und 
Mittel können durch die externen Personen 
und Dienste beigestellt werden; 
inhaltliche Bestimmung der Tätigkeit der 
sicherheitstechnischen und arbeitsmedizini­
schen Betreuu~g einerseits durch die Ver­
pflichtung der Arbeitgeber, in bestimmten 
Angelegenheiten diese Personen und Dienste 
beizuziehen, andererseits durch Eestlegung 
von "einsatzzeitrelevanten" Tätigkeiten; 
Aufzeichnungs- und Berichtspflichten- zur 
Kontrolle der Tätigkeiten und als Grundlage 
für den Arbeitsschutzausschuß bzw. die 
Information der Arbeitnehmer; 
die innerbetrieblichen Institutionen haben 
zusammenzuarbeiten, bei größeren Arbeits­
stätten vor allem in Form des Arbeitsschutz­
ausschusses. 

Zur sicherheitstechnischen und arbeitsmedizini­
schen Betreuung ist auch auf folgende Ausführun­
gen im Koalitionsübereinkommen zu verweisen: 
"Vor allem ist aber eine möglichst flächendeckende 
arbeitsmedizinische und sicherheitstechnische -
Betreuung sicherzustellen." 

Die Verpflichtung zur Einrichtung einer sicher­
heitstechnischen und arbeitsmedizinischen Betreu­
ung soll :für Klein- und Mittelbetriebe stufenweise 
wirksam werden, weil für eine flächendeckende 
sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische 
Betreuung derzeit nicht genug ausgebildete Fach­
leute zur Verfügung stehen. Nähere Regelungen 
über die sachlichen und personellen V oraussetzun­
gen für externe Personen und Dienste usw. sollen 
durch Verordnung getroffen werden. Bis zum 
Inkrafttreten dieser Verordnung bleiben zum Teil 
die derzeit geltenden Regelungen in Kraft. 

Im Zusammenhang mit den Präventivdiensten ist 
auch darauf zu verweisen, daß vor allem auch im 
Hinblick auf die zunehmende Bedeutung von 
psychischen Belastungen und Fragen der Arbeits­
organisation die Beiziehung von Gesundheits-, 
Arbeits-, Betriebs- und Organisationspsychologen 
als Fachpersonal im Rahmen der Präventivdienste 
und zur Beratung der Arbeitgeber in Betracht 
kommt. 

Art. 7 der Richtlinie 89/391 schreibt unabhängig 
von der Beschäftigtenzahl vor, daß die Arbeitgeber 
entweder Arbeitnehmer mit einer besonderen 
Funktion bei der Sicherheit und beim Gesundheits­
schutz bestellen oder externe Personen oder 
externe Dienste hinzuziehen müssen. Die Aufga­
ben dieser Personen und Dienste entsprechen jenen 
des sicherheitstechnischen Dienstes und der arbeits­
medizinischen Betreuung nach dem Arbeitnehmer-
schutzgesetz. -

Im Entwurf ist daher für die Verpflichtung zur 
Einrichtung einer sicherheitstechnischen und 
arbeitsmedizinischen Betreuung keine Schlüssel­
zahl mehr vorgesehen. Die Verpflichtung zur 
Bestellung von Sicherheitsfachkräften und Arbeits­
medizinern wird schrittweise in Kraft gesetzt. 

Zu § 73 (Bestellung von Sicherheitsfachkräften) : 

Die sicherheitstechnische Betreuung kann gemäß 
Abs. 1 nach Wahl der Arbeitgeber durch Beschäf­
tigung einer Sicherheitsfachkraft im Rahmen eines 
Arbeitsverhältnisses oder durch Heranziehung 
externer Sicherheitsfachkräfte oder durch Inan­
spruchnahme eines sicherheitstechnischen Zentrums 
erfolgen. Die Heranziehung externer Personen und 
Dienste wird vor allem bei Arbeitsstätten mit 
geringem Beschäftigtenstand häufig die zweckmä­
ßigste Lösung darstellen, kann aber auch für 
größere Arbeitsstätten bzw. Unternehmen 
entsprechend der derzeit bereits von manchen 
Unternehmen gehandhabten Praxis - in Betracht 
kommen. 
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Die Regelungen der Gewerbeordnung 1994 
bleiben unberührt, insbesondere hat der vorlie­
gende Entwurf keine Auswirkungen auf die nach 
der GewO 1994 zu beurteilende Notwendigkeit 
einer Gewerbeberechtigung für externe Sicherheits­
fachkräfte. Bei den Sicherheitsfachkräften handelt 
es sich nicht um einen Beruf im Sinne des 
Berufsausbildungsgesetzes. 

Zu Abs. 2 wird auf die Erläuterungen zu § 74 
hingewiesen. 

Die in Abs. 3 geforderte Unabhängigkeit bei der 
Ausübung der Fachkunde stellt eine Grundvoraus­
setzung für eine wirksame sicherheitstechnische 
Betreuung dar. Diese Regelung entspricht der in 
der Bundesrepublik Deutschland geltenden Rege­
lung, wonach Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
gemäß § 8 des Gesetzes über Betriebsärzte, 
Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit (ASIG) weisungsfrei sind. 

Für die sicherheitstechnische Betreuung sind 
personelle und fachliche Mittel erforderlich, die 
gemäß Abs. 4 grundsätzlich von den Arbeitgebern 
zur Verfügung zu stellen sind. Diese VerPflichtung 
entspricht Art. 7 Abs. 5 der Richtlinie 89/391 und 
§ 21' Abs. 3 ANSchG. 

Da bei sicherheitstechnischen Zentren mit einer 
Feststellung gemäß § 75 Abs. 2 gewährleistet ist, 
daß sie über die erforderlichen personellen und 
berufsspezifischen Mittel verfügen, entfällt in 
diesem Fall die Verpflichtung der Arbeitgeber zur 
Beistellung der personellen und berufsspezifischen 
Mittel. Bei externen Sicherheitsfachkräften wird 
entsprechend dem Ergebnis des Begutachtungsver­
fahrens und der Sozialpartnerverhandlungen die 
Beistellung durch die externen Sicherheitsfach­
kräfte nicht mehr generell. vorausgesetzt, aber 
zugelassen. Gleiches gilt für sicherheitstechnische 
Zentren ohne Feststellung nach § 75 Abs. 2. Diese 
subsidiäre Verpflichtung der Arbeitgeber soll 
insbesondere auf die Bedürfnisse kleiner Betriebe 
Rücksicht nehmen, die durch Anschaffung der 
erforderlichen Mittel und durch die Beistellung des 
erforderlichen Hilfspersonals besonders belastet 
würden. Die Verpflichtung zur Beistellung der 
erforderlichen Räume besteht jedoch unabhängig 
von der Form der sicherheitstechnischen Betreu­
ung, da diese jedenfalls in der Arbeitsstätte 
stattfinden muß. 

Zu § 74 (Fachkenntnisse der Sicherheitsfachkräfte ) : 

Entsprechend Artikel 7 Abs. 8 der Richtlinie 89/ 
391 ist zu regeln, welche Fähigkeiten und 
Eignungen für die Sicherheitsfachkräfte erforder­
lich sind. Nach dem Arbeitnehmerschutzgesetz 
wird für Sicherheitstechniker keine bestimmte 
Ausbildung verlangt, und werden für Betriebe mit 
"in technischer Hinsicht einfachen Arbeitsvorgän­
gen" keine Voraussetzungen und keine Fach­
kenntnisse vorgeschrieben. Dies widerspricht der 

angeführten EG-Richtlinie und Erfordernissen 
einer wirksamen sicherheitstechnischen Betreuung. 
Es wird daher für alle Sicherheitsfachkräfte ein 
Nachweis der Fachkenntnisse verlangt. 

Der vorliegende Entwurf lehnt sich an das in der 
Bundesrepublik Deutschland bestehende Konzept 
der Qualifikationsanforderungen für Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit an und verlangt eine gewisse 
Grundqualifikation, praktische Erfahrungen und 
darauf aufbauend eine Fachausbildung. Abwei­
chend vom Arbeitnehmerschutzgesetz wird nicht 
mehr vorausgesetzt, daß es sich um Ingenieure 
handelt. Die erforderliche Grundqualifikation kann 
nicht nur durch ein Universitätsstudium oder durch 
Absolvierung einer Höheren Technische Lehran­
stalt erworben werden. Grundsätzlich soll auch 
Personen mit einer geeigneten Berufsausbildung die 
Fachausbildung für Sicherheitsfachkräfte offenste­
hen. Die vorgesehene Fachausbildung berührt nicht 
das Gewerberecht, in das Berufsausbildungsrecht 
wird nicht eingegriffen. 

Diese Fachausbildung ist durch Verordnung 
näher zu regeln, die Fachausbildung bedarf einer 
Anerkennung durch den Bundesminister für Arbeit 
und Soziales. In dieser Verordung sind auch 
übergangsregelungen für bereits tätige Sicherheits­
techniker vorzusehen. 

. Zu den personellen Anforderungen an Sicher­
heitsfachkräfte in der Bundesrepublik Deutschland 
ist auf die gemeinsamen Empfehlungen von 
Bundesarbeitsministerium, Bundesländern, Verein 
Deutscher Sicherheitsingenieure, Hauptverband der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften, Bundesver­
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände und. 
Deutschem Gewerkschaftsbund, Bundesarbeitsblatt 
211994, S 70, zu verweisen. 

Zu § 75 (Sicherheitstechnische Zentren): 

Der Entwurf geht davon aus, daß ein sicher­
heitstechnisches Zentrum strengere Anforderungen 
erfüllen muß, insbesondere mindestens zwei voll~ 
zeitbeschäftigte Sicherheitsfachkräfte beschäftigen 
muß. Durch Verordnung wird näher zu regeln 
sein, welche Ausstattung und welches Personal 
erforderlich ist. 

Arbeitgeber müssen sich bei Inanspruchnahme 
externer Dienste vergewissern, daß diese die 
Voraussetzungen erfüllen. Nach dem Entwurf 
wird aber für sicherheitstechnische Zentren vorge­
sehen, daß sie beim Bundesminister für Arbeit und 
Soziales die bescheidmäßige Feststellung beantra­
gen können, daß. die Voraussetzungen erfüllt 
werden, und daß eine Liste dieser Dienste erstellt 
und interessierten Personen und Stellen zugänglich 
gemacht wird. Diese Liste soll zur Unterstützung 
der Arbeitgeber bei der Auswahl eines sicherheits­
technischen Zentrums dienen. Wenn Arbeitgeber 
einen solchen Dienst in Anspruch nehmen, müssen 
sie sich daher nicht mehr vergewissern, daß dieser 
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die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt. In der 
Bundesrepublik Deutschland bestehen bereits 
solche externe sicherheitstechnische Dienste, die 
von natürlichen oder juristischen Personen geführt 
werden, wobei die Betroffenen, aber auch die 
Interessenvertretungen vielfach eine behördliche 
Zulassung befürworten. Wegen des damit verbun­
denen Verwaltungs aufwandes wird aber im vor­
liegenden Entwurf von einer verpflichtenden 
Zulassung Abstand genommen. 

Zu § 76 (Aufgaben, Information und Beiziehung 
der Sicherheitsfachkräfte ) : 

Die Aufgaben der Sicherheitsfachkräfte werden 
in Abs. 1 nur allgemein umschrieben. Die Sicher­
heitsfachkräfte sind Fachleute der Arbeitgeber, die 
sie beraten und bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
unterstützen sollen. Die Sicherheitsfachkräfte 
haben nicht nur die kbeitgeber, sondern auch 
die Arbeitnehmer, die Sicherheitsvertrauensperso­
nen und Belegschaftsorgane auf dem Gebiet der 
Arbeitssicherheit und der menschengerechten 
Arbeitsgestaltung zu beraten. Diese Aufgabe 
entspricht § 21 ANSchG. Diese fachkundige 
Beratung der Arbeitnehmer und ihrer Vertreter 
soll in gleicher Weise wie die Information und 
Unterweisung dazu beitragen, daß die Arbeit­
nehmer in die Lage versetzt werden, ihre Aufgaben 
auf dem Gebiet der Sicherheit und des Gesund­
heitsschutzes zu erfüllen und auf eine Verbesse­
rung des Arbeitsumfeldes und der Arbeitsbedin­
gungen hinzuwirken (siehe auch Art. 13 Abs. 2 
lit. e und f der Richtlinie 89/391). Es ist Sache der 
Arbeitgeber, die erforderlichen Voraussetzungen 
für eine entsprechende Beratung der Arbeitnehmer 
durch die Sicherh.eitsfachkräfte zu schaffen. Zur 
Zusammenarbeit ist auf § 85 und auf den Arbeits­
schutzausschuß zu verweisen. 

Im Sinne der Richtlinie 89/391 wird vorgesehen, 
daß die Sicherheitsfachkräfte auch die Aufgabe 
haben, die Arbeitgeber bei der Umsetzung des 
Arbeitnehmerschutzes zu unterstützen. 

Den Sicherheitsfachkräften müssen gemäß 
Abs. 2 die für ihre Tätigkeit erforderlichen Unter­
lagen zur Verfügung gestellt werden, dies gilt für 
betriebseigene Sicherheitsfachkräfte in gleicher 
Weise wie für externe Personen und Dienste. 
Diese Regelung entspricht Art. 7 Abs. 4 und -Art. 
10 Abs. 3 der Richtlinie 89/391 sowie Art. 6 der 
Richtlinie 91/383. 

Normadressaten des Arbeitsschutzgesetzes sind 
nicht die Sicherheitsfachkräfte, sondern die Arbeit­
geber. Es ist daher primär deren Aufgabe, für eine 
wirksame sicherheitstechnische Betreuung durch 
entsprechenden Einsatz der Sicherheitsfachkräfte 
zu sorgen. 

Die Arbeitgeber werden in Abs. 3 verpflichtet, 
die Sicherheitsfachkräfte in bestimmten Angelegen­
heiten beizuziehen_ Die Aufzählung jener Angele-

genheiten, in denen die Sicherheitsfachkräfte zu 
beteiligen sind, entspricht weitgehend den Auf­
gaben des sicherheitstechnischen Dienstes nach 
§ 21 ANSchG und außerdem den bisherigen 
Erfahrungen mit funktionierenden sicherheitstech­
nischen Diensten sowie den Erfahrungen und 
Diskussionen in der Bundesrepublik Deutschland 
im Zusammenhang mit Fachkräften für Arbeits­
sicherheit (siehe auch RATGEBER Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, hrsg. von der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz im Auftrag des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung; weiters: Gemeinsame 
Empfehlungen betreffend Qualitätsmerkmale und 
Anforderungen an Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
für deren Aufgabenwahrnehmung, Bundesarbeits­
blatt 2/1994, S 70 f.). Im übrigen ist auf die 
Richtlinie 89/391, insbesondere Art. 11, zu 
verweisen. 

Die Aufzählung dieser Angelegenheiten ist nicht 
abschließend, es wird auf die Arbeitgeber ankom­
men, inwieweit die Sicherheitsfachkräfte in son­
stigen Angelegenheiten befaßt werden. Außerdem 
sind die konkreten Aufgaben der Sicherheitsfach­
kräfte sehr stark von den betrieblichen Verhältnis­
sen abhängig und können daher nur in sehr 
allgemeinen Grundsätzen generell umschrieben 
werden. 

-
Abs. 4 stellt klar, daß es Sache der Arbeitgeber 

ist, dafür zu sorgen, daß die Sicherheitsfachkräfte 
auch ihren Aufgaben gegenüber den Arbeitneh­
mern und Belegschaftsorganen nachkommen. Diese 
Bestimmung bewirkt aber keine Erfolgshaftung der 
Arbeitgeber im Sinne einer Haftung für aus­
reichende und inhaltlich richtige Beratung. 

Zu § 77 (Mindesteinsatzzeit der Sicherheitsfach­
kräfte): 

Die Einsatzzeit der Sicherheitsfachkräfte 
bestimmt sich nach den anfallenden Aufgaben, 
insbesondere auch nach dem Umfang der Befas­
sung mit Angelegenheiten gemäß § 76 Abs. 3 durch 
die Arbeitgeber, weiters nach dem Umfang der 
Inanspruchnahme durch die Arbeitnehmer, die 
Sicherheitsvertrauenspersonen und die Beleg­
schaftsorgane . 

Entsprechend der im Arbeitnehmerschutzgesetz 
getroffenen Regelung sowie der in der Bundes­
republik Deutschland geltenden Rechtslage wird 
für die Tätigkeit der Sicherheitsfachkräfte eine 
Mindesteinsatzzeit vorgesehen. Diese Mindestein­
satzzeit stellt die Untergrenze für das zeitliche 
Ausmaß der sicherheitstechnischen Betreuung dar, 
auf Grund der in diesem Bundesgesetz festgelegten 
Aufgaben oder einer darüber hinausgehenden 
Inanspruchnahme der Sicherheitsfachkräfte für 
sonstige Aufgaben kann sich eine höhere Einsatz­
zeit ergeben. Die Festlegung einer Mindesteinsatz­
zeit hat sich in der Praxis bewährt und entspricht 
auch Art. 7 Abs. 3 der Richtlinie 89/391, wonach 
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die "benannten Arbeitnehmer" über die entspre­
chende Zeit verfügen müssen, um ihren Verpflich­
tungen nachkommen zu können. 

Die Mindesteinsatzzeit wird entsprechend dem 
Ergebnis des Begutachtungsverfahrens und entspre­
chend dem geltenden Recht im Entwurf geregelt 
und nicht einer Verordnung vorbehalten. Als 
Kriterium für die Mindesteinsatzzeit gilt nach 
Abs. 2 die Beschäftigtenzahl, dies entspricht dem 
geltenden Recht. Hinsichtlich der Baustellen wird 
darauf Bedacht genommen, daß sich vor allem bei 
Großbaustellen die gemeinsame Einrichtung eines 
eigenen sicherheitstechnischen Dienstes für die auf 
der Baustelle beschäftigten Arbeitnehmer bewährt 
hat. 

Die Mindesteinsatzzeit nach Abs. 3 gilt für 
Arbeitsstätten bzw. Tätigkeiten aller Art. Abwei­
chend vom geltenden Recht wird aus verwaltungs­
ökonomischen Gründen nicht mehr vorgesehen, 
daß im Einzelfall durch Bescheid des Arbeits­
inspektorates eine abweichende Einsatzzeit fest­
gelegt wird, sondern ist die generelle Festsetzung 
einer höheren bzw. einer niedrigeren Einsatzzeit 
durch Verordnung vorgesehen. In diesem Zusam­
menhang ist auch zu berücksichtigen, daß der 
vorliegende Entwurf - anders als das geltende 
Recht - nicht mehr zwischen Arbeitern und 
Angestellten unterscheidet, weil die generelle 
Annahme, daß alle Angestellten geringeren Unfall­
gefahren ausgesetzt sind, nicht mit der betrieb­
lichen Realität übereinstimmt. So werden auch im 
Produktionsbereich und im Bauwesen Arbeitneh­
mer in einem Angestelltenverhältnis mit Tätigkeiten 
beschäftigt, bei denen besondere Unfallgefahren 
gegeben sind. . 

Abweichend vom geltenden Recht wird die 
Mindesteinsatzzeit nicht mehr pro Woche fest­
gelegt, sondern pro Kalenderjahr, wobei die 
Auf teilung unter Berücksichtigung der betrieb­
lichen Verhältnisse zu erfolgen hat. Diese Auftei­
lung hat so zu erfolgen, daß auf das Quartal 
mindestens ein Achtel der Jahreseinsatzzeit entfällt 
(bzw. bei Kleinbetrieben ein Viertel auf das 
Kalenderhalbjahr). Diese flexiblere Regelung 
beruht einerseits auf der überlegung, daß sich bei 
kleinen und mittleren Arbeitsstätten derart niedrige 
Zeiten pro Woche ergeben würden, daß sie keine 
sinnvolle Tätigkeit einer Sicherheitsfachkraft 
ermöglichen, und soll andererseits auch bei 
größeren Arbeitsstätten eine flexiblere Gestaltung 
der Einsatzzeit unter Bedachtnahme auf die 
konkreten betrieblichen Verhältnisse ermöglichen. 
Außerdem gewährleistet ein größerer zeitlicher 
Rahmen für die Erbringung der Mindesteinsatz­
zeit, daß bei krankheits- und urlaubsbedingter 
Abwesenheit keine Vertretung bestellt werden 
muß, sondern die entfallene Zeit nachgeholt 
werden kann. 

Die im Entwurf vorgesehene Mindesteinsatzzeit 
beträgt im Kalenderjahr 60 Minuten pro Arbeit­
nehmer in Arbeitsstätten bis 1.100 Beschäftigten, 
für größere Arbeitsstätten ist eine etwas geringere 
Einsatzzeit vorgesehen (zB 52 Minuten pro 
Arbeitnehmer bei 1.900 bis 2.000 Beschäftigten). 
Diese Einsatzzeiten liegen bei Arbeitsstätten bis 
1000 Beschäftigten zwischen den derzeit für 
Arbeiter und den für Angestellte geltenden 
Einsatzzeiten: So beträgt derzeit bei 500 bis 600 
Arbeitern die Einsatzzeit 780 Stunden/Jahr, bei 
500 bis 600 Angestellten 346 Stunden/Jahr, nach 
dem Entwurf 526 bzw. 576 Stunden/Jahr. Nach 
dem vorliegenden Entwurf ergibt sich ~ine 
deutliche Verringerung der Mindesteinsatzzeit in 
Arbeitsstätten mit über 1000 Beschäftigten. Dies ist 
darauf zurückzuführen, daß nach geltendem Recht 
ein krasser Anstieg der Einsatzzeit zwischen 1000 
und 1001 Beschäftigten vorgesehen ist (bei 
Arbeiter-Betrieben von 30 auf 40 Stunden 
wöchentlich, bei Angestellten-Betrieben von 13 
auf 40 Stunden wöchentlich), während der 
Entwurf für Arbeitsstätten mit über 1000 Beschäf­
tigen keine höheren Einsatzzeiten pro Arbeit­
nehmer vorsieht als für kleinere Arbeitsstätten. 
Bei großen Bürobetrieben (zB Banken, Versiche­
rungen) erscheint diese Verringerung der Mindest­
einsatzzeit vertretbar. Bei den Produktionsbetrie­
benmit besonderen Unfallgefahren ist hingegen 
davon auszugehen, daß eine. höhere Mindestein­
satzzeit durch Verordnung festzulegen sein wird. 

Für Kleinbetriebe wird keine Mindesteinsatzzeit 
vorgeschrieben (siehe § 78). 

In Abs·. 6 werden jene Tätigkeiten aufgezählt, 
die in die Mindesteinsatzzeit einzurechnen sind. Zu 
diesen einsatzzeitrelevanten Tätigkeiten der Sicher­
heitsfachkräfte zählen neben der Beratung und 
Unterstützung der Arbeitgeber vor allem die 
Beratung der Arbeitnehmer, der Sicherheitsvertrau­
enspersonen und der Belegschaftsorgane, die· 
Besichtigung der Arbeitsplätze und die Ermitt­
lung, Untersuchung und Auswertung der Ursachen 
von Arbeitsunfällen und arbeitsbedingten Erkran­
kungen. Dies entspricht der Regelung für den 
sicherheitstechnischen Dienst nach dem Arbeit­
nehmerschutzgesetz. 

N ach dem Arbeitnehmerschutzgesetz ist zwar 
eine Verpflichtung zur WeiterbiIdung des sicher­
heitstechnischen Dienstes vorgesehen, die dafür 
aufgewendete Zeit aber nicht in die Mindestein­
satzzeit einzurechnen. Da eine regelmäßige 
Weiterbildung für eine ordnungsgemäße sicher­
heitstechnische Betreuung unerläßlich ist, wird im 
Entwurf die Einrechnung von Weiterbildungszeiten 
bis zum Höchstausmaß von 15% der Mindestein­
satzzeit vorgesehen. Zur Weiterbildung im Sinne 
dieser Bestimmung zählt die Teilnahme an 
einschlägigen Kursen und Fachveranstaltungen. 
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Die Tätigkeit im Rahmen des Arbeitsschutzaus~ 
schusses sowie die Erstellung von Berichten und. 
Programmen gehört zu den Aufgaben der Sicher­
heitsfachkräfte und ist daher in die Mindestein­
satzzeit einzurechnen. 

Zu § 78 (Sieherheitsteehnisehe und arbeitsmedizini­
sehe Betreuung von Kleinbetrieben): 

Den besonderen Verhältnissen in Kleinbetrieben 
wird durch diese Sonderregelungen Rechnung 
getragen, die das Ergebnis von Verhandlungen 
mit den Interessenvertretungen der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer sind. 

Abs. 1 nimmt darauf Bedacht, daß vor allem in 
kleinen Produktionsbetrieben die Arbeitgeber 
häufig selbst mitarbeiten und mit den in ihrem 
Betrieb bestehenden Gefahren für Sicherheit und 
Gesundheit der Arbeitnehmer sowie den Arbeits­
bedingungen entsprechend vertraut sind. Wenn die 
Arbeitgeber über ausreichende Kenntnisse auf dem 
Gebiet der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 
verfügen, sollen sie die Möglichkeit haben, die 
"Regelbetreuung" selbst durchzuführen, wobei aber 
zusätzlich eine externe Betreuung im Ausmaß der 
halben Mindesteinsatzzeit in Anspruch genommen 
werden muß. 

Was die ausreichenden Kenntnisse anlangt, ist 
nach Auffassung der Interessenvertretungen und 
der Arbeitsinspektion anzustreben, daß Belange des 
Arbeitnehmerschutzes künftig in die einschlägigen 
Ausbildungsvorschriften Eingang finden (zB Aus­
bildungsvorschriften für die Meisterprüfung, Lehr­
pläne der Höheren Technischen Lehranstalten und 
der Fachhochschulen). In Betracht kommt aber 
auch die Vermittlung der notwendigen Kenntnisse 
durch spezielle Kurse insbesondere der Erwachse­
nenbildungseinrichtungen. Welche Kenntnisse 
erforderlich sind, soll durch Verordnung geregelt 
werden. Auf diese Weise kann 'auf die oben 
angeführte Änderung von Ausbildungsvorschriften 
rasch reagiert werden und darüber hinaus auch auf 
den Umstand Bedacht genommen werden, daß für 
die sicherheitstechnische Regelbetreuung des eige­
nen Betriebes keine derart umfassende und alle 
Branchen berücksichtigende Ausbildung in Arbeit­
nehmerschutzbelangen notwendig ist. 

Abs. 2 regelt das "Unternehmermodell". Arti­
kel 7 Abs. 7 der Rahmenrichtlinie 89/391 sieht 
dazu vor: "Die Mitgliedstaaten können unter 
Berücksichtigung der Art der Tätigkeiten und der 
Größe der Unternehmen die Unternehmenssparten 
festlegen, in denen der Arbeitgeber die Aufgaben 
selbst übernehmen kann, wenn er die entsprechen­
den Fähigkeiten besitzt." Diese Sonderregelung 
kann also nicht generell für alle Arbeitsstätten bis 
zu einer bestimmten Beschäftigtenzahl vorgesehen 
werden, sondern nur für bestimmte Unterneh­
menssparten. Diese Unternehmenssparten sollen 
durch Verordnung festgelegt werden. Im Zusam-

menhang mit dem "Unternehmermodell" ist auch 
auf die Diskussion in der Bundesrepublik Deutsch­
land zu verweisen, siehe Bundesarbeitsblatt Nr. 9/ 
1992. 

Abs. 3 und 4 enthält Sonderregelungen für die 
sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische 
Betreuung von Kleinbetrieben. Anstelle einer 
Mindesteinsatzzeit wird festgelegt, daß in bestimm­
ten Intervallen eine gemeinsame Besichtigung 
durch eine Sicherheitsfachkraft und einen Arbeits­
mediziner erfolgen muß. Diese Regelung ist das 
Ergebnis von Sozialpartnerverhandlungen und 
nimmt darauf Bedacht, daß das derzeit bestehende 
Modell der sicherheitstechnischen und betriebsärzt­
lichen Betreuung nach §§ 21 ff. ANSchG nicht auf 
Kleinbetriebe umgelegt werden kann. Der erfor­
derliche Aufwand für die vorgesehene gemeinsame 
Besichtigung wird vor allem von der Art des. 
Betriebes und den vorhandenen Gefahren abhän­
gen. Eine auf die Zahl· der Beschäftigten 
abstellende Festlegung der Betreuungszeit wäre 
bei solchen Kleinbetrieben nicht sachgerecht. 

Da Kleinstbettiebe bestehen, für die -eine 
sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische 
Betreuung in generell festgelegten Intervallen 
nicht sachgerecht und auch nicht notwendig 
erscheint, sieht der Entwurf für diese Betriebe 
eine flexiblere Regelung vor. Der Entwurf geht von 
der Überlegung aus, daß die Arbeitgeber die 
Evaluieiung nicht selbst durchführen, sondern dazu 
externe Fachleute heranziehen, zB ein sicherheits­
technisches und arbeitsmedizinisches Zentrum, und 
daß diese Fachleute beurteilen können, wie oft eine 
gemeinsame Begehung erforderlich ist. Diese 
Regelung entspricht auch den im Allgemeinen 
Teil der Erläuterungen dargestellten Zielsetzungen 
der Richtlinien. 

Zu § 79 (Bestellung von Arbeitsmedizinem): 

Für die Verpflichtung zur Bestellung von 
betriebseigenen oder externen Arbeitsmediziner 
oder zur Inanspruchnahme eines arbeitsmedizini­
schen Zentrums gelten die Ausführungen zu § 73 
(Bestellung von Sicherheitsfachkräften) mit folgen­
den Abweichungen und Ergänzungen: 

Bezüglich der Qualifikation bleibt die nach dem 
Arbeitnehmerschutzgesetz geltende Regelung auf­
recht, wobei aber die Möglichkeit einer Anerken­
nung ausländischer Ausbildungen durch den 
Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsu­
mentenschutz offengelassen wird. 

Über die Unabhängigkeit der Arbeitsmediziner 
und ihre Verschwiegenheitspflicht werden keine , 
Regelungen getroffen, es gilt ohnehin das Ärzte­
gesetz, weitergehende Regelungen erscheinen nicht 
notwendig. § 22 b Abs. 4 ANSchG verlangt, daß 
die Unabhängigkeit der Ärzte, die in der arbeits­
medizinischen Betreuung tätig werden, gegenüber 
dem Arbeitgeber und den Arbeitnehmern in 
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ärztlichen sowie in sonstigen Belangen, die sich bei 
der Durchführung der Aufgaben einer arbeits­
medizinischen Betreuung ergeben, gewährleistet 
sein muß. Diese Regelung wurde nicht in den 
vorliegenden Entwurf übernommen, weil die 
Unabhängigkeit in ärztlichen Belangen durch das 
Arztegesetz gewährleistet ist, eine "Abhängigkeit" 
von den Arbeitnehmern schon auf Grund des 
Umstandes ausscheidet, daß die Arbeitsmediziner 
von den Arbeitgebern bestellt werden, und eine 
gewisse "Abhängigkeit" von den Arbeitgebern in 
nichtärztlichen Belangen naturgemäß mit dem 
Arbeitsvertrag bzw. dem Werkvertrag verbunden 
ist. In diesem Zusammenhang darf auch nicht 
außer acht gelassen werden, daß die Arbeitgeber 
für die ordnungsgemäße arbeitsmedizinische 
Betreuung verantwortlich sind. 

Zu § 80 (Arbeitsmedizinische Zentren): 

Für diese externen Dienste soll so wie bisher eine 
Bewilligung erforderlich sein. Es wird nicht mehr 
zwischen arbeitsmedizinischen Zentren und son­
stigen überbetrieblich organisierten arbeitsmedizini­
schen Versorgungseinrichtungen (§ 22 c Abs. 2 
ANSchG) unterschieden, da diese Unterscheidung 
in der Praxis keinerlei Bedeutung erlangt hat und 
im übrigen die nach der Richtlinie 89/391 
vorgesehenen Anforderungen in gleicher Weise 
gelten müssen. 

Entsprechend Art. 7 Abs. 5 der Richtlinie 89/ 
391 müssen arbeitsmedizinische Zentren als exter­
ner Dienst über die erforderliche Eignung, die 
erforderlichen personellen und berufsspezifischen 
Mittel sowie eine ausreichende Personalausstattung 
verfügen. So wie nach geltendem Recht (§ 22 c 
ANSchG) wird vorgesehen, daß das Zentrum über 
mehrere Arbeitsmedizinet verfügen muß. Die 
näheren Regelungen über das Fach- und Hilfs­
personal, die Einrichtungen, Geräte und Mittel 
werden durch Verordnung zu treffen sein. 

Befristung (bei erstmaliger Ermächtigung), Auf­
lagen und Widerrufsmöglichkeit sollen sicherstel­
len, daß nur für jene arbeitsmedizinischen Zentren 
die Bewilligung aufrecht bleibt, die den gesetz­
lichen Anforderungen entsprechen. Da nicht 
auszuschließen ist, daß ein externer Dienst nur 
bestimmte Arbeitsstätten bzw. nur Arbeitnehmer 
einer bestimmten Branche betreut, wird die 
Grundlage für eine entsprechend eingeschränkte 
Bewilligung geschaffen. Diese Regelung nimmt 
darauf Bedacht, daß bei einem eingeschränkten 
Betreuungsbereich die personelle und sachliche 
Ausstattung nicht jener entsprechen muß, die für 
die Betreuung von Arbeitsstätten aller Art not­
wendig ist. 

Die Liste der bewilligten Zentren soll vor allem 
der Information.jener Arbeitgeber dienen, die einen 
externen Dienst in Anspruch nehmen wollen. 

Für bereits ermächtigte Zentren bz~. Einrich­
tungen wird eine Übergangsregehing getroffen. 

Zu § 81 (Aufgaben, Information und Beiziehung 
der Arbeitsmediziner) : 

Die Ausführungen zu § 76 gelten mit folgenden 
Abweichungen und Ergänzungen: 

Die Aufgaben der arbeitsmedizinischen Betreu­
ung liegen auf dem Gebiet des Gesundheits-­
schutzes, der Gesundheitsförderung und der 
menschengerechten Arbeitsgestaltung. Arbeitssi­
cherheit und Unfallverhütung sind hingegen 
Aufgabe der Sicherheitsfachkräfte. Dementspre­
chend ist bei der Organisation des Brandschutzes 
die Beiziehung der Sicherheitsfachkräfte, bei der 
Organisation der Ersten Hilfe die Beiziehung der 
Arbeitsmediziner vorgesehen. Bestimmte Angele­
genheiten fallen sowohl in. den Bereich des 
Gesundheitsschutzes bzw. der Gesundheitsförde­
rung als auch in den Bereich der Arbeitssicherheit. 
Auf diesen Gebieten haben die Sicherheitsfach-_ 
kräfte und die Arbeitsmediziner zusammenzuarbei­
ten und sind beide Einrichtungen zu beteiligen. 

Zu den Aufgaben der Arbeitsmediziner ist auch 
auf die in der Bundesrepublik Deutschland 
bestehende Rechtslage und Praxis zu verweisen, 
siehe den RATGEBER für die Erfüllung betriebs­
ärztlicher Aufgaben, herausgegeben von der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz im Auftrag des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung, 
weiters die Aufforderung des BMA vom 9. Juni 
1992 betreffend die Betreuung von Kleinbetrieben, 
Bundesarbeitsblatt 7 -8/1992. 

Zu § 82. (Mindesteinsatzzeit der Arbeitsmediziner) : 

Die Ausführungen zu § 77 gelten mit folgenden 
Abweichungen und Ergänzungen: 

Die Mindesteinsatzzeit wird nach geltendem 
Recht zum Teil in Stunden/Woche, jeweils 
gestaffelt nach 50 oder 100 Beschäftigten, zum 
Teil in Minuten pro Jahr und Arbeitnehmer 
festgelegt. Nach geltendem Recht ergeben sich -
je nach Betriebsgröße pro Arbeitnehmer 
Mindesteinsatzzeiten zwischen 33 und 61 Minu­
ten, wobei sich zum Teil bei größeren Betrieben 
höhere Einsatzzeiten pro Arbeitnehmer ergeben als 
bei kleineren Betrieben. Bei der Berechnung der 
Mindesteinsatzzeit nach dem vorliegenden Entwurf 
wurde hingegen davon ausgegangen, daß bei 
größeren Betrieben die auf die einzelnen Arbeit­
nehmer pro Jahr entfallende Einsatzzeit nicht 
höher sein muß als bei Klein- und Mittelbetrie­
ben. Nach dem vorliegenden Entwurf beträgt die 
Mindesteinsatzzeit pro Arbeitnehmer und Jahr 
durchschnittlich 40 Minuten. 

Nach dem vorliegenden Entwurf ergibt sich bei 
Arbeitsstätten mit mehr als 500 Arbeitnehmern eine 
Verringerung gegenüber dem geltenden Recht. 
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Dabei ist aber zu berücksichtigen, daß einerseits 
für Bürobetriebe dieser Größe (Banken, Versiche­
rungen usw.) nach geltendem Recht häufig eine 
bescheidmäßige Herabsetzung der Einsatzzeit 
erfolgt ist, andererseits für Arbeitsstätten bzw. 
Tätigkeiten mit besonderen Gesundheitsgefahren 
die Festlegung einer höheren Einsatzzeit durch 
Verordnung vorgesehen ist, sodaß auch künftig 
eine ausreichende arbeitsmedizinische Betreuung 
gewährleistet werden kann. 

Nach geltendem Recht ergibt sich em unregel­
mäßiger Verlauf, so beträgt zB bei 500 Arbeit­
nehmer die Mindesteinsatzzeit 5 Stunden/W oche, 
bei 501 Arbeitnehmer jedoch 8 Stunden/W oche, 
bei 999 Arbeitnehmer 15 Stunden/Woche, bei 
1 000 Arbeitnehmer jedoch 20 Stunden IW oche, 
sodaß sich bei Einstellung eines Arbeitnehmers eine 
zusätzliche Einsatzzeit von 260 Stunden/Jahr 
ergeben kann. Der vorliegende Entwurf siehf 
hingegen einen kontinuierlicheren Verlauf vor, 
sodaß sich bei überschreitung der Zahlengrenzen 
jeweils eine zusätzliche Einsatzzeit von weniger als 
einer Stunde pro Woche ergibt. 

Zu den einsatzzeit-relevanten Tätigkeiten ist 
ergänzend zu § 77 zu bemerken: 

Arbeitsmediziner sind nicht zur Auswertung der 
Unfallursachen berufen, wohl aber zur Ermittlung, 
Untersuchung und Auswertung der Ursachen von 
arbeitsbedingten Erkrankungen und Gesundheits­
gefahren. 

Arbeitsmedizinische Untersuchungen (und zwar 
sowohl die verpflichtend vorgeschriebenen beson­
deren ärztlichen Untersuchungen nach diesem 
Bundesgesetz als auch sonstige arbeitsmedizinische 
Untersuchungen) können sowohl von den Arbeits­
medizinerni Arbeitsmedizinerinnen als auch von 
geeigneten bzw. ermächtigten sonstigen Ärztenl 
Ärztinnen durchgeführt werden. Derzeit entfällt 
bei manchen Betrieben mit besonderen Gesund­
heitsgefahren und gemäß § 8 ANSchG ermächtig­
ten Arbeitsmediziner ein wesentlicher Teil der 
Mindesteinsatzzeit auf solche besonderen Unter­
suchungen, bei anderen Betrieben mit vergleich­
barer oder sogar wesentlich geringerer Gefährdung 
werden hingegen diese Untersuchungen extern 
durchgeführt bzw. fallen keine solchen Unter­
suchungen an. Die volle Einrechnung der Unter­
suchungszeiten in die Mindesteinsatzzeit ist also 
nicht sachgerecht. Im Entwurf wird daher die 
Einrechnung der Untersuchungszeiten auf 20% der 
Mindesteinsatzzeit beschränkt. 

Zu § 83 (Gemeinsame Bestimmungen): 

Diese Bestimmung faßt jene Regelungen zusam­
men, die für Sicherheitsfachkräfte und Arbeits­
mediziner gleichermaßen gelten. 

Vor der Bestellung ist der Arbeitsschutzausschuß 
zu befassen (Abs. 1). Die Mitwirkung des Betriebs­
rates bei der Bestellung von Sicherheitsfachkräften 
ist im Arbeitsverfassungsgesetz (Artikel IV) gere­
gelt, eine allfällige Mitwirkung von Organen der 
Personalvertretung richtet sich nach den dienst-' 
rechtlichen Vorschriften. Die Sicherheitsvertrauens­
personen bzw. die einzelnen Arbeitnehmer sind bei 
der Bestellung zu beteiligen (siehe auch Art. 11 
Abs. 2 lit. bund d der Richtlinie 89/391). 

Die Meldepflichten (Abs. 3) gegenüber dem 
Arbeitsinspektorat entsprechen § 21 Abs. 3 
ANSchG. 

Die Bestellung hat gemäß Abs. 4 jeweils für die 
Arbeitsstätte samt den dazugehörigen Baustellen' 
und auswärtigen Arbeitsstellen zu erfolgen. Wenn 
dies auf Grund des Umfanges der Tätigkeit 
notwendig ist, insbesondere weil die Einsatzzeit 
die betriebliche Normalarbeitszeit übersteigt, sind 
mehrere Sicherheitsfachkräfte bzw. Arbeitsmedizi­
ner zu bestellen. Darüber hinaus kann die 
sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische 
Betreuung auf mehrere Personen und Dienste 
aufgeteilt werden, wenn dies aus organisatorischen 
Gründen zweckmäßig ist, zB weil mehrere 
auswärtige Arbeitsstellen mit größerer räumlicher 
Entfernung zu betreuen sind, oder aus fachlichen 
Gründen, weil zB Personen mit besonderen 
Fachkenntnissen auf verschiedenen Gebieten erfor­
derlich sind oder weil zB zusätzlich zur betriebs­
eigenen Sicherheitsf~chkraft für bestimmte Auf­
gaben externe Personen oder Dienste herange­
zogen werden sollen. Wenn allerdings weder 
organisatorische noch fachliche Gründe eine 
Auf teilung erfordern, darf eine unter der betrieb­
lichen Normalarbeitszeit liegende Mindesteinsatz­
zeit nicht auf mehrere Sicherheitsfachkräfte bzw. 
mehrere Arbeitsmediziner aufgeteilt werden. 

Nach Abs. 5 wäre insbesondere zulässig, daß 
mehrere Arbeitgeber für die auf einer Baustelle 
beschäftigten Arbeitnehmer eine gemeinsame 
sicherheitstechnische Betreuung einrichten, wäh­
rend die in der Arbeitsstätte beschäftigten Arbeit­
nehmer von einer betriebseigenen oder externen 
Sicherheitsfachkraft betreut werden. Gleiches gilt 
für die arbeitsmedizinische Betreuung. Diese 
Flexibilität entspricht auch einem besonderen 
Bedürfnis der Praxis. 

Diese Regelungen über die Auf teilung der 
sicherheitstechnischen Betreuung auf mehrere 
Sicherheitsfachkräfte gelten gemäß Abs. 6 auch 
bei Inanspruchnahme eines sicherheitstechnischen 
Zentrums, es muß also auch bei Verpflichtung 
eines solchen externen Dienstes die Betreuung 
grundsätzlich durch eine bestimmte Person erfol­
gen. Gleiches gilt für die arbeitsmedizinische 
Betreuung. 
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Wenn mehrere Sicherheitsfachkräfte bestellt' 
sind, muß einer von ihnen die Leitung übertragen 
werden und ist :für die Koordination und 
Zusammenarbeit zu sorgen. Dies gilt auch dann, 
wenn neben einer betriebseigenen Sicherheitsfach­
kraft externe Personen und Dienste herangezogen 
werden. Die Bestellung einer Leitung entspricht 
dem geltenden Recht (§ 8 Abs. 1 der Verordnung 
BGBI. Nr. 2/1984). Gleiches gilt für Arbeitsmedi­
ziner. Die Verpflichtung zur Zusammenarbeit 
entspricht Art. 7 Abs. 6 der Richtlinie 89/391. 

Entsprechend § 21 Abs. 4 ANSchG wird in 
Abs. 7 vorgesehen, daß betriebseigene Sicherheits­
fachkräfte und Arbeitsmediziner bzw. deren 
Leitung unmittelbar dem Arbeitgeber oder der für 
den - Arbeitnehmerschutz verwaltungsstrafrechtlich 
verantwortlichen Person (insbesondere einem ver­
antwortlichen Beauftragten im Sinne des § 23 
ArbIG) zu unterstellen sirid. Die Verpflichtung, 
den betriebseigenen Sicherheitsfachkräften bzw. 
Arbeitsmedizinern die Fortbildung zu ertnögli­
chen, entspricht § 8 Abs. 3 der Verordnung 
BGBI. Nr. 2/1984. 

Entsprechend Art. 5 Abs. 2 und 3 der Richtlinie 
89/391 und § 21 Abs. 4 ANSchG wird in Abs. 9 
klargestellt, daß die Bestellung von Präventivdien­
sten die Arbeitgeber nicht von ihrer Verant­
wortlichkeit für die Einhaltung der Arbeitnehmer­
schutzvorschriften enthebt, und daß sie die 
Verantwortung auch nicht auf die Präventivdien­
ste abwälzen können. Für betriebseigene Sicher­
heitsfachkräfte und Arbeitsmediziner gelten aber 
die in § 15 des Entwurfes vorgesehenen Pflichten 
der Arbeitnehmer, sie können in gleicher Weise Zur 
Verantwortung gezogen werden wIe andere 
Arbeitnehmer. 

Zu § 84 (Aufzeichnungen und Berichte): 

Eine entsprechende Dokumentation ist Grund­
voraussetzung für eine funktionierende sicherheits­
technische . und arbeitsmedizinische Betreuung und 
erscheint im übrigen auch im Interesse der 
Sicherheitsfachkräfte und der Arbeitsmediziner 
(vor allem im Zusammenhang mit Haftungsfra­
gen) unerläßlich. Diese Aufzeichnungen sollen die 
für die Vollziehung dieses Bundesgesetzes uner­
läßliche Kontrolle der Tätigkeit der Sicherheits­
fachkräfte und Arbeitsmediziner ermöglichen. Das 
Einsichtsrecht der Afbeitsinspektion ist für eine 
überwachung der Einhaltung dieses Bundesgeset­
zes notwendig, eine ausdrückliche Regelung ist 
erforderlich, weil das Einsichtsrecht nach dem 
Arbeitsinspektionsgesetz 1993 nur gegenüber den 
Arbeitgebern geltend gemacht werden kann, nicht 
aber gegenüber sonstigen Personen. 

Damit die Arbeitgeber ihrer Verpflichtung zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen nachkom­
men können, benötigen sie auch entsprechende 
Informationen über . die Wahrnehmungen der 

Sicherheitsfachkräfte und Arbeitsmediziner. Zu 
deren Aufgaben gehört auch die Erstattung von 
Verbesserungsvorschlägen auf dem Gebiet der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes. Enspre­
chend den Ergebnissen des Begutachtungsverfah­
rens und der Verhandlungen ist im vorliegenden 
Entwurf vorgesehen, daß. die Berichte und 
Vorschläge der Sicherheitsfachkräfte und Arbeits­
mediziner primär im Arbeitsschutzausschuß erör­
tert werden sollen. Es wird daher in Abs. 2 eine 
Verpflichtung der Sicherheitsfachkräfte und der 
Arbeitsmediziner zur Teilnahme an den Sitzungen 
des Arbeitsschutzausschusses vorgesehen. Für den 
Fall, daß Sicherheitsfachkräfte und Arbeitsmedizi­
ner nicht am Arbeitsschutzausschuß teilnehmen 
können, werden schriftliche Berichte und V or­
schläge vorgeschrieben. 

Besteht kein Arbeitsschutzausschuß, so sind die 
Sicherheitsfachkräfte und Arbeitsmediziner zur 
Erstellung jährlicher Berichte verpflichtet. Diese 
Berichte sind den Sicherheitsvertrauenspersonen 
zur Verfügung zu stellen bzw. müssen den 
Arbeitnehmern zugänglich sein. Diese Regelung 
geht von der überlegung aus, daß eine ent~ 
sprechende Information der innerbetrieblichen 
Einrichtungen bzw. der Arbeitnehmer sowie eine 
innerbetriebliche Auseinandersetzung mit Fragen 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes Grund­
voraussetzung für einen wirksamen Arbeitnehmer­
schutz und :für eine Verbesserung der Arbeits­
bedingungen sind. Dadurch soll auch dem Grund­
satz der Richtlinie 89/391 entsprochen werden, 
daß die Arbeitnehmer durch eine ausreichende 
Information in die Lage versetzt werden müssen, 
zu überprüfen und zu gewährleisten, daß die 
erforderlichen Schutzmaßnahmen getroffen wur­
den. 

Abs. 4 soll eine überwachung der Tätigkeit der 
Zentren ermöglichen, insbesondere auch im 
Hinblick auf die in diesem Entwurf vorgesehenen 
besonderen Anforderungen für arbeitsmedizinische 
und sicherheitstechnische Zentren. 

Zu § 85 (Zusammenarbeit): 

Die Verpflichtung zur Zusammenarbeit ent­
spricht dem geltenden Recht (§§. 21 Abs. 4 und 
22 a Abs. 3 ANSchG) und Art. 7 Abs. 6 der 
Richtlinie 89/391. Gemeinsame Besichtigungen der 
Arbeitsstätten und der Arbeitsstellen sind für eine 
funktionierende sicherheitstechnische und arbeits­
medizinische Betreuung unerläßlich. Gleiches gilt 
für die Teilnahme der Sicherheitsvertrauensperso­
nen und Belegschaftsorgane an gemeinsamen 
Besichtigungen (siehe auch §§ 7 Abs. 3 und 9 
Abs.2 der Verordnung BGBI. Nr. 2/1984). 
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Zu § 86 (Meldung von Mißständen): 

Erfahrungsgemäß gelangen Sicherheitsfachkräf­
ten und Arbeitsmedizinern bei ordnungsgemäßer 
Erfüllung ihrer Aufgaben regelmäßig auch Miß­
stände auf dem Gebiet der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes zur Kenntnis, die häufig den 
Arbeitgebern nicht oder nicht ausreichend bekannt 
sind. Es wird daher in übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht eine Meldepflicht gegenüber den 
Arbeitgebern bzw. den sonst für die Einhaltung der 
Arbeitnehmerschutzvorschriften verantwortlichen 
Personen vorgesehen (siehe· §§ 21 Abs. 4 und 
22 a Abs. 2 ANSchG). Entsprechend den Ergeb­
nissen des Begutachtungsverfahrens und der 
Sozialpartnerverhandlungen wird auch eine Infor­
mation der Belegschaftsorgane vorgesehen. 

Darüber hinaus werden sie zu einer unverzüg­
lichen Meldung von ernsten und unmittelbaren 
Gefahren samt der Erstattung von Vorschlägen zur 
Beseitigung der Gefahren verpflichtet, um einerseits 
die betroffenen Arbeitnehmer in die Lage zu 
versetzen, sich entsprechend in Sicherheit bringen 
zu können oder sonstige Sofortmaßnahmen zu 
treffen und andererseits die Arbeitgeber zu 
veranlassen bzw. ihnen zu ermöglichen, ihren 
Schutzpflichten unverzüglich nachzukommmen. 
Durch den vorliegenden Entwurf wird aber den 
Sicherheitsfachkräften und Arbeitsmedizinern nicht 
das Recht eingeräumt, bei Gefahren eine Arbeits­
einstellung zu veranlassen, weil dies. mit der 
Funktion der Sicherheitsfachkräfte und der Arbeits­
mediziner schwer in Einklang. zu bringen ist, sich 
daraus besondere Haftungsfragen ergeben, und 
weil es außerdem den. Arbeitgebern unbenommen 
bleibt, den Sicherheitsfachkräften und Arbeits­
medizinern solche Rechte verträglich einzuräumen. 

Zu § 87 (Abberufung): 

Abs. 1 sieht vor, daß eine Abberufung nur nach 
vorheriger Befassung des Arbeitsschutzausschusses 
erfolgen darf. Für eine Abberufung ist keine 
Zustimmung des Arbeitsschutzausschusses erforder­
lich. Der Arbeitsschutzausschuß kann eine Abbe­
rufung nicht verhindern, soll aber über die geplante 
Abberufung informiert werden und Gelegenheit 
erhalten, die für und gegen eine Abberufung 
sprechenden Erwägungen zu diskutieren. Diese 
Regelung gilt nur für die Abberufung durch den 
Arbeitgeber, nicht aber für eine einvernehmliche 
Auflösung oder für eine Beendigung durch die 
Sicherheitsfachkräfte bzw. Arbeitsmediziner. 

Abs. 2 bis 4 trifft Regelungen für den Fall, daß 
Beschwerden bzw. Mängel betreffend die Tätigkeit 
von Sicherheitsfachkräften oder Arbeitsmediziner 
vorliegen, der Arbeitgeber aber nicht von sich aus 
eine Abberufung beabsichtigt. Nach dem Arbeit­
nehmerschutzgesetz ist der Arbeitgeber verwal­
tungsstrafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen, 
wenn der sicherheitstechnische Dienst oder die 

a~beitsmedizinische Betreuung ihre Aufgaben nicht 
ordnungsgemäß erfüllen. Es ist daher Sache der 
Verwaltungsstrafbehörden, im Verfahren festzu­
stellen, ob eine ordnungsgemäße arbeitsmedizini­
sche bzw. sicherheitstechnische Betreuung erfolgt. 
In diesem Verfahren sind zwar die Arbeitgeber 
bzw. die sonst für die Einhaltung der Arbeit­
nehmerschutzvorschriften verantwortlichen Perso­
nen sowie das Arbeitsinspektorat zu beteiligen, 
nicht aber die betroffenen Sicherheitstechniker 
bzw. Arbeitsmediziner. Außerdem bietet das Straf­
verfahren keine Gelegenheit, die sonstigen auf 
betrieblicher Ebene mit Arbeitnehmerschutzfragen 
befaßten Stellen einzubeziehen. 

Der vorliegende Entwurf geht entsprechend den 
Ergebnissen der Beratungen der Arbeitnehmer­
schutzkommission ebenfalls davon aus, daß die 
Arbeitgeber verwaltungsstrafrechtlich zur Verant­
wortung zu ziehen sind, wenn die Sicherheitsfach­
kräfte bzw. die Arbeitsmediziner ihre gesetzlichen 
Aufgaben nicht ordnungsgemäß erfüllen. Abwei­
chend vom geltenden Recht und von § 9 des 
Arbeitsinspektionsgesetzes 1993 ist aber vorgese­
hen, daß vor einer Strafanzeige der Arbeitgeber 
über die Beanstandungen zu informieren ist, und 
daß der Arbeitsschutzsausschuß zu befassen ist. 
Dadurch soll im Rahmen des Arbeitsschutzaus­
schusses dem Betroffenen Gelegenheit gegeben 
werden, sich zu diesen Beschwerden zu äußern, 
und weiters dem Arbeitgeber und den sonstigen mit 
Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 
auf betrieblicher Ebene befaßten Personen Gele­
genheit gegeben werden, sich mit diesen Beschwer­
den auseinanderzusetzen und auf eine Verbesse­
rung hinzuwirken. 

Zu § 88 (Arbeitsschutzausschuß) : 

Diese Einrichtung entspricht weitgehend dem 
Sicherheitsausschuß nach dem Arbeitnehmerschutz­
gesetz sowie dem Arbeitsschutzausschuß nach § 11 
ASIG (BRD). Durch die geänderte Bezeichnung 
soll klargestellt werden, daß dieser Ausschuß nicht 
nur für Fragen der Sicherheit zuständig ist, sondern 
generell für Arbeitssicherheit, Gesundheitsschutz 
und menschengerechte Arbeitsgestaltung. 

Der Entwurf geht davon aus, daß in kleineren 
Arbeitsstätten die erforderliche Information und 
Koordination einfacher zu bewältigen ist und 
daher die Arbeitgeber nicht eines eigenen Gremi­
ums zur Unterstützung bedürfen. Bei größeren 
Arbeitsstätten erscheinen aber geeignete Strukturen 
unerläßlich, um die für einen wirksamen Schutz 
der Arbeitnehmer unerläßliche Einbindung der 
Präventivdienste und der Belegschaftsorgane in 
den innerbetrieblichen Informations- und Entschei­
dungsprozeß und die innerbetriebliche Koordina­
tion und den Dialog auf dem Gebiet der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes zu gewährleisten. 
Dies entspricht auch den Anforderungen der 
Richtlinie 89/391, wonach durch geeignete Ver-

8 
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fahren und Instrumente die Information, der 
Dialog und die ausgewogene Zusammenarbeit im 
Bereich der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 
zwischen den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern 
bzw. ihren V ertretern/V ertreterinnen auszuweiten 
1st. 

Die Zusammensetzung des Arbeitsschutzaus­
schusses entspricht jener des Sicherheitsausschus­
ses (§ 23 ANSchG), wobei aber ausdrücklich auch 
die für die Einhaltung des Arbeitnehmerschutzes 
verantwortliche Person angeführt wird, um der 
Entwicklung Rechnung zu tragen, daß in zahlrei­
chen größeren Unternehmen verantwortliche 
Beauftragte gemäß § 9 VStG in Verbindung mit 
§ 23 ArbIG bestellt sind. Weiters wird eine 
Beiziehung der Störfallbeauftragten, Strahlen­
schutzbeauftragten, Umweltschutzbeauftragten 
usw. vorgesehen, um eine entsprechende Koordina­
tion und Abstimmung der Arbeitsschutzaufgaben 
einerseits und der Gesundheits- und Umweltschutz­
aufgaben andererseits auf betrieblicher Ebene zu 
gewährleisten. Den Vorsitz soll - in" gleicher 
Weise wie beim Sicherheitsausschuß der 
Arbeitgeber oder eine von ihm/ihr beauftragte 
Person führen. 

Die derzeit für die Einberufung des Sicherheits­
ausschusses geltenden Regelungen wurden insoweit 
geändert, als die Einberufung nicht mehr jedenfalls 
vierteljährlich, sonde~n nur mehr mindestens 
zweimal pro Kalenderjahr zu erfolgen hat. Eine 
Einberufung muß aber auf Verlangen eines Drittels 
der Mitglieder erfolgen. Dadurch soll einerseits 
eine flexiblere Regelung geschaffen und anderer­
seits sichergestellt werden, daß die mit Fragen der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes speziell 
befaßten Personen bei der Beurteilung der Frage, 
ob auf Grund besonderer Verhältnisse eine 
Einberufung erforderlich ist, ausreichend berück­
sichtigt werden. 

Das Recht des Arbeitsinspektorates, eine Ein­
berufung zu verlangen, soll den in der Praxis der 
Arbeitsinspektion aufgetretenen Problemen Rech­
nung tragen. Bei besonderen Problemen auf dem 
Gebiet des Arbeitnehmerschutzes oder im Zusam­
menhang mit geplanten wesentlichen Änderungen 
der Arbeitsstätte, der Arbeitsmittel oder Arbeits­
verfahren usw. können die Arbeitsinspektionsor­
gane nach dem Arbeitsinspektionsgesetz 1993 die 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer entsprechend bera­
ten, die Leitung der arbeitsmedizinischen Betreu­
ung und des sicherheitstechnischen Dienstes und 
die Belegschaftsorgane einzeln kontaktieren, Per­
sonen vorladen, schriftliche Aufforderungen erstat­
ten usw. Diese Möglichkeiten können aber eine 
entsprechende Diskussion mit allen für die 
Sicherheit und den Gesundheitsschutz auf betrieb­
licher Ebene zuständigen Personen nicht ersetzen. 
Das geeignete Gremium für diese Diskussion stellt 
der Arbeitsschutzausschuß dar. 

Eine ausreichende Klärung spezieller Fragen auf 
dem Gebiet der Arbeitssicherheit und des Gesund­
heitsschutzes bedarf manchmal der Beiziehung von 
Sachverständigen. In der Praxis nehmen daher 
häufig an den Sitzungen des Sicherheitsausschusses 
auch Personen teil, die nicht Mitglieder dieses 
Ausschusses sind. Im Entwurf wird daher klarge­
stellt, daß eine solche Beiziehung zulässig ist. Das 
Recht der Arbeitsinspektion auf Teilnahme ent­
spricht § 2 Abs. 2 letzter Satz des Arbeitsinspek­
tionsgesetzes 1974, diese Regelung wurde aus 
systematischen Gründen nicht mehr in das neue 
ArbIG aufgenommen, sondern soll im Arbeits­
schutzgesetz erfolgen. 

Nach Art. 11 Abs. 6 der Richtlinie 89/391 haben 
alle Arbeitnehmer bzw. ihre Vertreter das Recht, 
sich an die für die Sicherheit und den Gesund­
heitsschutz zuständige' Behörde zu wenden, wenn 
sie der Auffassung sind, daß die vom Arbeitgeber 
getroffenen Maßnahmen und bereitgestellten Mit­
tel nicht ausreichen, um die Sicherheit und den 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz sicherzustellen. 
Dies wird durch arbeitsrechtliche Regelungen 
gewährleistet. 

Im Arbeitsschutzausschuß können jedoch auch 
Mitglieder vertreten sein, die nicht in einem 
Arbeitsverhältnis stehen, und für die daher das 
Recht, sich auch entgegen anderslautender Verein­
barungen an die Behörde zu wenden, nicht 
gesichert ist. Für einen wirksamen Arbeitnehmer­
schutz erscheint aber erforderlich, daß sich in 
bestimmten Fällen nicht nur die Arbeitnehmer, 
sondern auch die externen Personen und Dienste 
an die Behörde wenden. Die vorliegende Regelung 
stellt auf den Fall ab, daß der Arbeitsschutzaus­
schuß mit Mehrheit eine bestimmte Maßnahme für 
erforderlich hält, der Arbeitgeber aber diese 
Maßnahme nicht durchführt. In diesem Fall 
sollten sich die Mitglieder des Arbeitsschutzaus­
schusses an das Arbeitsinspektorat wenden können 
und es wird dann Sache der Arbeitsinspektion sein, 
nach den im Arbeitsinspektionsgesetz und in 
diesem Bundesgesetz vorgesehenen Befugnissen 
die geeigneten Schritte zu setzen, insbesondere 
eine Besichtigung durchzuführen, zu beraten, die 
Einberufung des Arbeitsschutzausschusses zur 
neuerlichen Erörter{mg dieser Frage zu verlangen, 
einen Antrag auf Vorschreibung von Maßnahmen 
an die zuständige Behörde zustellen usw. 

Die Regelungen über die Aufzeichnungen 
(Abs. 8) entsprechen dem geltenden Recht (§ 13 
Abs.3 der Verordnung BGBI. Nr. 2/1984). 

Der zentrale Arbeitsschutzausschuß entspricht 
dem zentralen Sicherheitsausschuß nach dem 
Arbeitnehmerschutzgesetz, wobei aber entspre­
chend dem System dieses Bundesgesetzes nicht 
mehr auf den Betriebsbegriff abgestellt wird. 
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Nähere Regelungen über die Zahl der in den 
Arbeitsschutzausschuß zu entsendenden Personen 
sowie über die Einberufung werden durch 
Verordnung zu treffen sein. 

Zu § 89 (Zentren der Unfallversicherungsträger) : 

Gemäß § 22 e ANSchG kann der Bundesmini­
ster für Arbeit und Soziales durch Verordnung die 
AUV A beauftragen, "arbeitsmedizinische Untersu­
chungs-, Behandlungs- und Forschungsstellen 
(arbeitsmedizinische Zentren)" einzurichten und 
zu betreiben. Im vorliegenden Entwurf wird diese 
Regelung dahin gehend abgeändert, daß 

dieser Auftrag sich auf arbeitsmedizinische 
Zentren zur Erfüllung der arbeitsmedizini­
schen Betreuung im Sinne dieses Bundes­
gesetzes bezieht, nicht auf Untersuchungs­
und Behandlungsstellen, die von den Arbeit­
nehmern aufgesucht werden, 
dieser Auftrag auch die Errichtung von 
sicherheitstechnischen Zentren zum Inhalt 
haben kann. 

In der BRD wurden durch § 719 ader Reichs­
versicherungsordnung die Berufsgenossenschaften 
zur Einrichtung von überbetrieblichen arbeitsmedi­
zinischen und sicherheitstechnischen Diensten 
ermächtigt. In der Satzung können die Unter­
nehmen verpflichtet werden, diese Dienste in 
Anspruch zu nehmen. Im vorliegenden Entwurf 
ist kein solcher "Anschlußzwang" bzw. kein 
Vorrang der Zentren der AUV A vorgesehen, 
sondern es bleibt den einzelnen Arbeitgebern 
überlassen, ob sie betriebseigene oder externe 
Personen bestellen oder externe Dienste In 

Anspruch nehmen. 

Da den Interessenvertretungen der Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber sowie der Ärztekammer ohnehin 
nach den einschlägigen Regelungen eine Begut­
achtungsrecht bei Verordnungs entwürfen zukommt 
und darüber hinaus ua. alle Bundesministerien und 
die Sozialversicherungsträger im Begutachtungsver­
fahren beteiligt werden, erübrigen sich gesonderte 
Regelungen über die Anhörung vor Erlassung der 
Verordnung. 

Entsprechend dem Vorschlag der Versicherungs­
anstalt der Osterreichischen Eisenbahnen und des 
Bundesmifiisteriums für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr wird auch die Einrichtung von Zentren 
durch diese Versicherungsanstalt vorgesehen. 

Zu § 90 (Verordnungen über Präventivdienste): 

Entsprechend den Ergebnissen des Begutach­
tungsverfahrens und der Sozialpartnerverhandlun­
gen wird im vorliegenden Entwurf die Mindestein­
satzzeit für Arbeitsstätten mit "durchschnittlichen" 
Gefahren geregelt. Durch Verordnung sollen 
höhere Mindesteinsatzzeiten für gefährlichere und 
geringere Mindesteinsatzzeiten für ungefährlichere 
Tätigkeiten festgelegt werden. Es ist aber nicht 

beabsichtigt, einen detailli,erten Katalog einzelner 
Tätigkeiten (zB durch Auflistung verschiedener 
Maschinen oder Arbeitsstoffe) zu erstellen, sondern 
generellere Regelungen zu treffen (zB für Büro­
tätigkeiten), weil eine solche Detailregelung für die 
Arbeitgeber einen enormen Aufwand bei der 
Berechnung der Mindesteinsatzzeit bewirken 
würde. Der Entwurf schafft außerdem die Grund­
lage für eine abweichende Auf teilung der Einsatz­
zeit zwischen den Präventivfachkräften. Dies 
entspricht auch den Zielsetzungen einer umfassen­
den und interdisziplinären Gefahrenverhütung. 

Im übrigen ist auf die Erläuterungen zu § 18 
sowie zu den einzelnen Bestimmungen dieses 
Abschnittes zu verWeisen. 

Zum 8. Abs~hnitt (Behörden und Verfahren): 

Dieser Abschnitt entspricht weitgehend dem 
4. Abschnitt des Arbeitnehmerschutzgesetzes. Eine 
Ermächtigung zur Zulassung von Arbeitsmitteln, 
Arbeitsstoffen und Ausrüstungen, die im übrigen 
mangels Erlassung einer Verordnung nie Bedeu­
tung erlangt hat, wird im Hinblick auf die 
Richtlinien und den EWR-Vertrag sowie die 
gewerberechtlichen Regelunge'n und das Chemika­
lienrecht nicht mehr im Arbeitnehmerschutzrecht 
vorgesehen (außer für den Bereich der. Verkehrs­
betriebe). 

Der Grundsatz der Verfahrenskonzentration 
wird beibehalten. Die Möglichkeit, im Genehmi­
gungsverfahren (zB Betriebsanlagengenehmigungs­
verfahren) auch über Ausnahmen von Arbeit­
nehmerschutzvorschriften zu entscheiden, wird 
gegenüber dem geltenden Recht erweitert. Die 
dingliche Wirkung von Bescheiden betreffend 
V orschreibungen und Ausnahmen wird klargestellt. 

Bei den Ausnahmen wird abweichend vom 
geltenden Recht auch die Möglichkeit vorgese­
hen, in den Durchführungsverordnungen Aus­
nahmen allgemeiner Natur zu regeln, zusätzlich 
bleibt die dem geltenden Recht entsprechende 
Ausnahmegenehmigung im Einzelfall aufrecht. 

Weiters wird im vorliegenden Entwurf vorge­
sehen, daß Auflagen und Vorschreibungen unter 
bestimmten Voraussetzungen auf Antrag der 
Arbeitgeber aufgehoben werden können. Außer­
dem wird entsprechend den praktischen Erfahrun­
gen und im Sinne der Verwaltungsökonomie die 
Möglichkeit geschaffen, für künftige Baustellen 
und Arbeitsstellen Ausnahmen zu genehmigen und 
Maßnahmen vorzuschreiben, um eine Vielzahl von 
Verwaltungsverfahren für jede einzelne Baustelle 
usw. entbehrlich zu machen. 

Die Verpflichtung der Behörde, an Genehmi­
gungsverfahren und sonstigen Verfahren, die den 
Arbeitnehmerschutz berühren, das Arbeitsinspekto­
rat zu beteiligen, ergibt sich aus dem Arbeits­
inspektionsgesetz 1993 und bedarf keiner zusätz-
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lichen Regelung in diesem Entwurf. Gleiches gilt' 
für das Recht der Arbeitsinspektion, die Vorschrei­
bung von Maßnahmen zu beantragen. 

Zu § 91 (Arbeitnehmerschutzbeirat) : 

Der Arbeitnehmerschutzbeirat ist mit der Arbeit­
nehmerschutzkommission gemäß § 25 ANSchG 
vergleichbar. Im Beirat sollen auch der Oster-. 
reichische Gewerkschaftsbund und die Vereinigung 
Österreichischer Industrieller vertreten sein. Um 
Terminschwierigkeiten und Vertretungsprobleme 
bei den Beratungen zu vermeiden, wird keine 
namentliche Bestellung der Mitglieder mehr 
vorgesehen, sondern werden die Institl~tionen zur 
Entsendung von Vertretern ermächtigt. Auf diese 
Weise soll auch eine dem jeweiligen Beratungs-

. gegenstand besser entsprechende fachspezifische 
Zusammensetzung des Beirates ermöglicht werden. 
Im übrigen ist auf § 25 ANSchG zu verweisen. 

Zu § 92 (Arbeitsstättenbewilligung) : 

Diese Bestimmung entspricht weitgehend § 27 
ANSchG und der Verordnung über die Betriebs­
bewilligung, BGB!. Ne 116/1976. Hinsichtlich der 
Formulierungen und der Fristen erfolgte eine 
weitgehende Anpassung an die einschlägigen 
Regelungen der Gewerbeordnung 1994 (GewO 
1994). Da der Begriff "Betriebsbewilligung" in der 
Rechtsordnung bereits für andere Bewilligungen 
verwendet wird, sieht der vorliegende Entwurf zur 
Vermeidung von Mißverständnissen den neuen 
Begriff "Arbeitsstättenbewilligung" vor. Eine geson­
derte Arbeitsstättenbewilligung . ist so wie nach 
geltendem Recht nur für Arbeitsstätten vorgesehen, 
die in besonderem Maß eine Gefährdung der 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer 
bewirken können. 

Abweichend vom geltenden Recht wird die 
Frage der inhaltlichen Voraussetzungen für Auf­
lagen und Vorschreibungen (siehe insbesondere 
§ 24 Abs. 2 ANSchG und § 96 AA V) nicht mehr 
getrennt von den verfahrensrechtlichen V oraus­
setzungen (siehe § 27 ANSchG) geregelt, zumal zB 
das Verhältnis zwischen § 27 Abs. 5 ANSchG und 
§ 96 AA V zu Auslegungsproblemen und Miß­
verständnissen geführt hat. Diese Grundsätze 
gelten auch für die Vorschreibung von Auflagen 
in sonstigen Genehmigungsverfahren und für die 
V orschreibung von Maßnahmen außerhalb von 
Genehmigungsverfahren. 

In Abs. 2 erfolgt eine KlarsteIlung, um der 
weitverbreiteten Praxis der Genehmigungsbehörden 
entgegenzuwirken, wonach zahlreiche Bestimmun­
gen einzelner Arbeitnehmerschutzvorschriften 
(insbesondere der AA V) wörtlich oder unter 
ungefährer Wiedergabe ihres Wortlautes als 
Auflage vorgeschrieben werden. Auflagen im 
Bewilligungsbescheid können entweder eine Kon­
kretisierung bzw. Anpassung der in den Arbeit-

nehmerschutzvorschriften vorgesehenen Anforde­
rungen an die konkreten Verhältnisse des Einzel­
falles beinhalten (zB welthe Ausgänge als Not­
ausgänge einzurichten sind, welche 
Feuerlöscheinrichtungen an welthen Standorten 
zur Verfügung stehen müssen) oder Maßnahmen 
beinhalten, die über die geltenden Arbeitnehmer­
schutzvorschriften hinausgehen, weil diese V or- . 
schriften auf eine Durchschnittsbetrachtung abstel­
len und nicht für jede mögliche Gefährdung bzw. 
für alle möglichen Arbeitsvorgänge, Arbeitsmittel 
und Arbeitsstoffe Vorsorge für einen ausreichenden 
Schutz der Arbeitnehmer treffen können. 

Zu Abs. 6 ist auf § 2 Abs. 6 der Verordnung 
BGB!. Nr. 116/1976 und § 358 GewO 1994 zu 
verweisen. Abs. 7 entspricht § 27 Abs. 4 ANSchG 
mit einer Ergänzung betreffend die Aufhebung von 
Auflagen. Diese Regelung nimmt darauf Bedacht, 
daß auf Grund geänderter Gegebenheiten eine 
Auflage entbehrlich werden kann. Wenn diese 
Änderung nicht genehmigungspflichtig ist, soll die 
Aufhebung der Auflage in einem gesonderten 
Verfahren ermöglicht werden. 

Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung über die 
Arbeitsstättenbewilligung werden die Regelungen 
der Verordnung über die Betriebsbewilligung 
übergeleitet. 

Zu § 93 (Ausnahmen von der Bewilligungspflicht): 

Der Grundsatz der Verfahrenskonzentration 
wird beibehalten. Wenn eine Arbeitsstätte nach 
einem sonstigen Bundesgesetz genehmigungspflich­
tig ist, und die Berücksichtigung der Belange des 
Arbeitnehmerschutzes in diesem Genehmigungsver­
fahren möglich ist, ist kein gesondertes Arbeits­
stättenbewilligungsverfahren erforderlich. In diesen 
Fällen erscheint ein zusätzliches Bewilligungsver­
fahren zur Berücksichtigung des Arbeitnehmer­
schutzes aus' verwaltungsökonomischen Gründen 
nicht vertretbar. In diesem Zusammenhang ist 
anzumerken, daß. sich die Anwendung des § 27 
Abs. 2 ANSchG in den in Abs. 1 angeführten 
Verfahren bewährt hat. 

Da im Zusammenhang mit § 27 Abs. 2 ANSchG 
immer wieder Auslegungsfragen aufgetaucht sind, 
erfolgt in Abs. 1 zur KlarsteIlung eine Aufzählung 
der einschlägigen bundesgesetzlichen Genehmi­
gungs- bzw. Bewilligungsverfahren, die auf Grund 
des Genehmigungsgegenstandes und der Verfah­
rensvorschriften geeignet sind, eine eigene Arbeits­
stättenbewilligung zu ersetzen. Der vorliegende 
Entwurf schafft auch die Grundlage dafür, durch 
Verordnung zusätzliche (neue) Bewilligungsverfah­
ren diesen Verfahren gleichzustellen. 

Landesgesetzliche Verfahren können hingegen 
eine Arbeitsstättenbewilligung nach diesem Entwurf 
nicht ersetzen, weil die Kompetenzverteilung einer 
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Verpflichtung zur Berücksichtigung des Arbeit­
nehmerschutzes in diesen landesgesetzlichen Ver­
fahren (zB nach der Bauordnung) entgegensteht. 

Abs. 2 entspricht § 27 Abs. 2 ANSchG, wobei 
Klarstellungen entsprechend der Judikatur und eine 
Anpassung der Formulierungen an die GewO 1994 
erfolgen (siehe VwGH vom 27. Mai 1991, Z1.90/ 
19/0289, VwGH vom. 20. Juni 1991, Z1. 90/19/ 
0271). Abs. 2 gilt unabhängig davon, ob die 
betreffende Arbeitsstätte in besonderem Maß eine 
Gefährdung der Arbeitnehmer bewirken kann, dies 
entspricht dem geltenden Recht. 

Zu § 94 (Sonstige Genehmigungen und Vorschrei­
bungen): 

Abs. 1 und 2 betrifft Genehmigungsverfahren, 
die eine Arbeitsstättenbewilligung nach diesem 
Entwurf nicht ersetzen könn~en, weil sie sich 
entweder nicht auf eine Arbeitsstätte im Sinne 
dieses Entwurfes beziehen, oder weil sie nicht die 
Arbeitsstätte als Ganzes erfassen, oder weil nach 
den betreffenden Genehmigungsvorschriften nur 
bestimmte Aspekte zu berücksichten sind, sodaß 
eine umfassende Berücksichtigung des Arbeitneh­
merschutzes betreffend die' gesamte Arbeitsstätte 
den Rahmen der angeführten Genehmigungsver­
fahren sprengen würde. 

Diese Genehmigungsverfahren berühren aber 
Belange des Arbeitnehmerschutzes. Für diese 
Verfahren soll daher ebenfalls die Verpflichtung 
zur Berücksichtigung des Arbeitnehmerschutzes 
gelten, um zu verhindern, daß eine Genehmigung 
nach diesen Rechtsvorschriften erfolgt, obwohl der 
Errichtung oder dem Betrieb dann zwingende 
Arbeitnehmerschutzvorschriften eritgegenstehen. Es 
können aber nur jene Arbeitnehmerschutzbelange 
Berücksichtigung finden, die mit dem Genehmi­
gungsgegenstand im Zusammenhang stehen. 

So berührt zB die nach dem. Strahlenschutz­
gesetz erforderliche Genehmigung für eine Strah­
leneinrichtung in einer Krankenanstalt eindeutig 
die Interessen des Arbeitnehmerschutzes. Eine 
solche Genehmigung darf daher nur erteilt 
werden, wenn zwingende Arbeitnehmerschutzvor­
schriften der Genehmigung nicht entgegenstehen, 
es sind allenfalls erforderliche Auflagen und 
Bedingungen auch zum Schutz der Arbeitnehmer 
vorzuschreiben. Ein solches Genehmigungsverfah­
ren nach dem Strahlenschutzgesetz ist aber nicht 
geeignet, die Arbeitsstättertbewilligung für die 
Krankenanstalt zu ersetzen. Im Verfahren nach 
dem Strahlenschutzgesetz können nicht die 
gesamten die Krankenanstalt betreffenden i}rbeit­
nehmerschutzbelange berücksichtigt werden, son­
dern nur die mit der Strahleneinrichtung in 
Zusammenhang stehenden Arbeitnehmerschutzfra­
gen. 

Abs. 3 regelt die nachträgliche Vorschreibung 
von Auflagen und Bedingungen bei Arbeitsstätten, 
für die eine Arbeitsstättengenehmigung oder eine 
Genehmigung/Bewilligung im Sinne des § 93 
Abs. 1 und 2 vorliegt. Abs. 4 regelt Vorschreibun­
gen bei nicht genehmigungspflichtigen Arbeits­
stätten. Da in diesen Fällen keine Genehmigung/ 
Bewilligung vorliegt, handelt es sich bei diesen 
Vorschreibungen nicht um Auflagen und Bedin­
gungen. Diese Regelungen entsprechen § 27 Abs. 5 
und 6 ANSchG. 

Abs. 4 letzter Satz nimmt darauf Bedacht, daß 
häufig in den Betriebsanlagengenehmigungsverfah­
ren vom Konsenswerber vorgebracht wird, er wolle 
bzw. werde keine Arbeitnehmer beschäftigen, und 
daher in diesem Genehmigungsverfahren die 
Belange des Arbeitnehmerschutzes nicht berück­
sichtigt und insbesondere auch die erforderlichen 
Auflagen nicht vorgeschrieben werden. Wenn dann 
in weiterer Folge Arbeitnehmer beschäftigt werden, 
stellt dies keinegenehmigungspflichtige Änderung 
der Betriebsanlage dar, sodaß § 94 Abs. 3 keine 
Anwendung findet. In diesen Fällen sind daher die 
notwendigen Maßnahmen nach Abs. 4 vorzu­
schreiben. 

Abs. 5 regelt Vorschreibungen für Baustellen 
und auswärtige Arbeitsstellen. Nach dem ANSchG 
gehören die Bausstellen und auswärtigen Arbeits­
stellen "zum Betrieb", für die Vorschreibung von 
Maßnahmen gilt § 27 ANSchG. Baustellen und 
auswärtige ArbeitsteIlen bedürfen keiner Genehmi­
gung nach einem Bundesgesetz, die B"rücksichti­
gung des Arbeitnehmerschutzes im Wege der 
Verfahrenskonzentration kommt daher nicht in 
Betracht. Regelmäßig werden Vorschreibungen 
notwendig, die nicht' nur eine konkrete bereits 
bestehende Baustelle betreffen, sondern mehrere 
künftige Baustellen eines Arbeitgebers. Dies trifft 
zB auf Unternehmen zu, die auf verschiedenen 
Baustellen Asbestsanierungsarbeiten durchführen. 
Aus verwaltungsökonomischen Gründen erscheint 
es nicht zielführend, in solchen Fällen für jede 
einzelne Baustelle ein gesondertes Verwaltungs­
verfahren durchzuführen, im Abs. 5 werden daher 
für solche Fälle Sonderregelungen vorgesehen. Die 
selben Grundsätze gelten auch für die Erteilung 
von Ausnahmegenehmigungen, die mehrere künfti­
ge Baustellen oder Arbeitsstellen betreffen. Abs. 6 
und 7 dienen der KlarsteIlung. 

Zu § 95 (Ausnahmen): 

§ 24 Abs. 3 ANSchG sieht vor, daß die 
zuständige Behörde in den Durchführungsverord­
nungen zur Genehmigung von Abweichungen und 
Ausnahmen zu ermächtigen ist (siehe ua. § 97 
AAV). Dieser "Auftrag" an den Verordnungsgeber 
wurde in den vorliegenden Entwurf nicht mehr 
übernommen, weil einerseits nicht von allen in den 
Durchführungsverordnungen vorzusehenden 
Anforderungen Ausnahmen zugelassen werden 
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dürfen, und weil andererseits eine bloße Wieder­
holung der Voraussetzungen des § 24 Abs. 3 
ANSchG in den Durchführungsverordnungen 
entbehrlich erscheint. Generelle Ermächtigungen 
zur Genehmigung von Ausnahmen wären mit den 
Richtlinien nicht vereinbar, die einen Mindeststan­
dard vorschreiben,. der nicht im Wege einer 
Einzelgenehmigung unterlaufen werden darf. 

Abs. 1 soll die Einhaltung des in den Richtlinien 
vorgesehenen Mindeststandards gewährleisten. In 
den Verordnungen sind jene Bestimmungen zu 
bezeichnen, die diesen Mindeststandard beinhalten, 
und ist festzulegen, daß von diesen Bestimmungen 
keine Ausnahme genehmigt werden darf. Da der 
Mindeststandard der Richtlinien auch zahlreiche 
Detailregelungen beinhaltet, die im einzelnen nicht 
in diesen Entwurf aufgenommen wurden, und 
außerdem mit weiteren ins Detail gehenden 
Einzelrichtlinien zur Rahmenrichtlinie 89/391 zu 
rechnen ist, muß die Festlegung der ausnahmslos 
einzuhaltenden Bestimmungen der Verordnung 
überlassen bleiben. In diesem Zusammenhang ist 
auch auf § 82 Abs. 1 letzter Satz GewO 1994 zu 
verweIsen. 

Nach dem Arbeitnehmerschutzgesetz haben die 
Verordnungen zwar die Grundlage für Ausnah­
megenehmigungen zu schaffen, dürfen aber selbst 
keine Ausnahmen von den Anforderungen des 
ANSchG regeln. § 24 Abs. 6 ANSchG sieht aber 
Bescheide vor, die über den Einzelfall hinaus­
gehende Abweichungen und Ausnahmen zulassen, 
und die Z,u veröffentlichen sind. Der vorliegende 
Entwurf unterscheidet zwischen allgemeinen Aus­
nahmen, die in der Verordnung zu regeln sind 
(Abs. 2) und Ausnahmen durch Bescheid im 
Einzelfall (Abs. 3). 

Da die Verordnungen auf eine Durchschnittsbe­
trachtung abstellen, erscheint es aber nach wie vor 
erforderlich, daß nach Prüfung im Einzelfall 
Ausnahmen zugelassen werden können, in gleicher 
Weise wie die Vorschreibung weitergehender 
Maßnahmen notwendig sein kann. Der vorliegen­
de Entwurf regelt daher die Voraussetzungen für 
die Genehmigung von Ausnahmen (Abs.3) und 
trifft dafür Vorsorge, daß in den Verordnungen ein 
unabdingbarer Mindeststandard zur Gewährlei­
stung der übereinstimmung mit den Richtlinien 
festgelegt wird (Abs. 1). 

Bei der Genehmigung von Ausnahmen ...:.- sofern 
solche auf Grund der Verordnungen zulässig sind 
- ist nach den in Abs. 3 Z 1 und 2 angeführten 
Kriterien vorzugehen. Es sind daher sowohl 
betriebliche Gründe als auch die Interessen des 
Arbeitnehmerschutzes zu berücksichtigen. Dies 
stellt eine Anderung gegenüber dem geltenden 
Recht dar, wonach für die Genehmigung von 

. Ausnahmen § 8 Abs. 3 AA V nur auf die betrieb­
lichen Gründe, § 97 AA V hingegen nur auf die 
Interessen des Arbeitnehmerschutzes abstellt. In 

diesem Zusammenhang ist aber auf das Erkenntnis 
des Verwaltungs gerichtshofes vom 14. Jänner 
1994, Zl. 93/0210144, zu verweisen, wonach bei 
Ausnahmen von der natürlichen Belichtung auch 
im Anwendungsbereich des § 97 AA V die Voraus­
setzung gilt, daß wichtige Gründe vorliegen 
müssen. Abs. 3 Z 2 betrifft sowohl Fälle, in denen 
nach den konkreten Umständen des Einzelfalles 
eine in der Verordnung vorgesehene Anforderung 
verzichtbar ist, als auch Fälle, in denen eine 
gleichwertige Ersatzmaßnahme vorgesehen ist. 

Abs. 4 sieht Befristungen und Auflagen bei 
Ausnahmegenehmigungen vor, weil sich in der 
Praxis immer wieder zeigt, daß manche von den 
Arbeitgebern angestrebte Ausnahmen durchaus 
zulässig und vertretbar wären, wenn sie befristet 
werden (zB für eine Umbau- oder Umstellungs­
phase, für ein nur vorübergehend dringend 
benötigtes Ausweichlokal usw.) oder unter Auf­
lagen (zur Gewährleistung gleichwertiger Ersatz­
maßnahmen) erteilt werden können. Außerdem 
wird ein Widerruf der Ausnahme vorgesehen. 
Abs. 5 dient der KlarsteIlung. 

Im Sinne der Verwaltungsökonomie wird in der 
Regel über arbeitsstättenbezogene Ausnahmen (zB 
betreffend die bauliche Gestaltung der Arbeits­
räume und sonstigen Betriebsräume) nach Mög-

. lichkeit bereits im Rahmen eines Verfahrens nach 
§§ 93 und 94 entschieden, nicht in einem 
gesonderten parallelen Verfahren, zumal häufig 
die Genehmigung von Ausnahmen nach den 
Arbeitnehmerschutzvorschriften Voraussetzung' für 
die Zulässigkeit zB der Betriebsanlagengenehmi­
gung ist. Diese Vorgangsweise hat sich als 
zweckmäßig erwiesen. Abs. 6 nimmt auf die bei 
Genehmigung von Einkaufszentren und Gewerbe­
parks usw. aufgetretenen Probleme Bedacht, die 
sich daraus ergeben, daß nach dem ANSchG und 
der AA V die Ausnahmen nur von den Arbeitgebern 
beantragt werden können, nicht aber von den 
Betreibern/Betreiberinnen. (Siehe VwGH vom 
28. Jänner 1991, Zl. 90/19/0270). Dies führt in 
der Praxis dazu, daß zB die gewerberechtliche 
Betriebsanlagengenehmigung nicht erteilt werden 
kann, wenn ein Projekt nicht voll der AA V 
entspricht und die Arbeitgeber (künftigen Mieter) 
noch nicht feststehen und daher auch keine 
Ausnahme erwirken können, auch wenn die 
inhaltlichen Voraussetzungen für Abweichungen 
oder Ausnahmen nach § 97 AA V vorliegen. Aus 
verwaltungsökonomischen Gründen erscheint es 
sinnvoller, über allfällige Ausnahmen insbesondere 
in baulicher Hinsicht (zB Belichtung, Raumhöhe 
usw.) bereits in diesem Genehmigungsverfahren zu 
entscheiden. Für die Aufhebung der erteilten 
Ausnahmegenehmigungen gilt Abs.4. Wenn sich 
nach der Genehmigung herausstellt, zB auf Grund 
der dann feststehenden Nutzung der einzelnen 
Räume, daß weitere oder andere Maßnahmen 
erforderlich. sind, ist nach § 94 Abs. 3 vorzugehen. 
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Zu Abs. 7 ist auf die Erläuterungen zu § 94 
Abs. 5 zu verweisen. Solche Ausnahmegenehmi­
gungen für mehrere künftige Baustellen haben zB 
im Zusammenhang mit den Anforderungen an 
Gerüste praktische Bedeutung. 

Zu § 96 (Zwangs- und Sicherungs maßnahmen) : 

In Anlehnung an § 28 ANSchG und §§ 84 und 
360 GewO 1994 wird die Behörde zu Zwangs- und 
Sicherungsmaßnahmen bei Gefahr für die Sicher­
heit und Gesundheit der Arbeitnehmer ermächtigt. 
Dies muß auch für gewerbliche Betriebsanlagen 
gelten, da die Gewerbeordnung 1994 keine 
taugliche Grundlage für ein Beschäftigungsverbot 
oder sonstige Maßnahmen zum Schutz der 
Arbeitnehmer bietet, zum al die Arbeitnehmer 
nicht zum Kreis der nach der GewO 1994 zu 
schützenden Personen gehören (siehe § 74 Abs. 2 
Z 1 GewO 1994). Das Recht der Arbeitsinspektion 
auf Erlassung von Verfügungen bei unmittelbar 
drohender Gefahr wird dadurch nicht berührt. 

Abs. 7 entspricht der Forderung des Bundes­
ministeriums für wirtschaftliche Angelegenheiten, 
das im Hinblick auf §§ 202 und 203 des 
Berggesetzes 1975 eine Vorschreibung von 
Zwangs- und Sicherungsmaßnahmen zum Schutz 
der Arbeitnehmer nach diesem Bundesgesetz nicht 
für notwendig hält .. 

Zu § 97 (Meldung von Bauarbeiten): 

Diese Bestimmung entspricht den Ergebnissen 
der Beratungen über die neue Bauarbeiterschutz­
verordnung. Abs. 4 nimmt auf die in der Richtlinie 
92/57 vorgesehenen Vorankündigungspflichten der 
Bauherrn bzw. Bauleiter Bedacht. Wenn eine 
solche Meldung erfolgt, ist eme gesonderte 
Meldung der Arbeitgeber nicht erforderlich, 
soweit es sich nicht um besonders gefährliche 
Arbeiten handelt, für die eine besondere Über­
wachung ermöglicht werden muß. Abs. 7 nimmt 
auf die besonderen Regelungen der Asbest-Richt­
linie Bedacht. 

Zu § 98 (Sonstige Meldepflichten) : 

Die Meldepflicht für Druckluft- und Taucherar­
beiten entspricht dem geltenden Recht. Die 
sonstigen Arbeiten nach Abs. 1 Z 3 sollen in einer 
Verordnung festgelegt werden. Diese Regelung 
nimmt auf die vorliegenden Entwürfe. und 
Vorschläge für neue Einzelrichtlinien zur Rahmen­
richtlinie 89/391 Bedacht, in denen auch Melde­
pflichten vorgesehen sind. 

Eine dem Abs. 4 entsprechende Meldepflicht 
besteht nach der Sprengarbeitenverordnung, 
wonach die Sprengbefugten zu melden sind. Für 
bereits tätige Sprengbefugte ist eine Übergangsre­
gelung vorgesehen, sodaß keine neuerliche Mel­
dung erfolgen muß. Abs. 4 soll auch die Grundlage 

für allfällige weitere Meldepflichten schaffen, weil 
mit zusätzlichen vergleichbaren Meldepflichten auf 
Grund neuer Richtlinien zu rechnen ist. 

Abs. 5 berücksichtigt Art. 3 Abs. 4 der Richtlinie 
92/104. Nach geltendem Recht sind Arbeitsunfälle 
vom Arbeitgeber/von der Arbeitgeberin weder dem 
Arbeitsinspektorat noch einer sonstigen Behörde zu 
melden, es muß lediglich eine Meldung an den 
Unfallversicherungs träger erfolgen. Das Arbeits­
inspektorat erfährt von Arbeitsunfällen im Wege 
des Unfallversicherungsträgers (mit großer zeit­
licher Verzögerung). Bei tödlichen oder sonstigen 
schweren Arbeitsunfällen wird das Arbeitsinspekto­
rat von den Sicherheitsbehörden informiert, sofern 
diese von dem Unfall erfahren. Gerade bei 
tödlichen und schweren Arbeitsunfällen ergibt sich 
regelmäßig die Notwendigkeit, unverzüglich 
Schutzmaßnahmen zu treffen. Die im Entwurf 
vorgesehene Meldepflicht soll die Grundlage für 
ein entsprechendes Tätigwerden der Arbeitsinspek­
tion schaffen. 

Zu § 99 (Behördenzuständigkeit) : 

Abs. 1 nimmt darauf Bedacht, daß diesem 
Entwurf auch Tätigkeiten bzw. Betriebe unter­
liegen, die vom Wirkungsbereich der Arbeitsinspek­
tion ausgenommen sind. Es handelt sich um die 
unter die Aufsicht der Verkehrs-Arbeitsinspektion 
fallenden Betriebe und Tätigkeiten, sowie um 
Tätigkeiten, die in die Aufsicht der Bergbehörden 
fallen (siehe die Erläuterungen zu § 1 Abs. 3). Für 
die in § 200 a BergG aufgezählten Tätigkeiten ist 
aber das Arbeitsinspektorat gemäß § 1 Abs. 2 Z 2 
des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993, BGBI. Nr. 27, 
zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes 
zuständig. 

Abs. 2 regelt den Instanzenzug für Jene 
Verfahren, in denen nicht die "zuständige 
Behörde" im Sinne des Eptwurfes entscheidet, 
sondern das Arbeitsinspektorat bzw. die nach 
Abs. 1 zuständigen Behörden. Dies gilt für die 
Beschäftigung von Behinderten und die Bescheide 
betreffend die Gesundheitsüberwachung. 

Abs. 3 regelt im einzelnen die Behördenzustän­
digkeit für jene Vorschreibungen, Ausnahmen 
usw., die eine Entscheidung der "zuständigen 
Behörde" vorsehen. Die in § 30 ANSchG enthalte­
nen Regelungen über die Behördenzuständigkeit 
wurden in inhaltlicher Hinsicht übernommen, es 
erfolgt aber eine KlarsteIlung durch konkrete 
Anführung der Behörden bzw. Verfahren. Bei 
jenen Arbeitsstätten, die einer Bewilligung/Genehc 
migung nach den in § 93 Abs. 1 angeführten 
Rechtsvorschriften bedürfen, wird hinsichtlich der 
Zuständigkeit und des Instanzenzugs auf diese 
Rechtsvorschriften abgestellt. Demnach wäre zB 
bei genehmigungspflichtigen Betriebsanlagen nach 
der Gewerbeordnung 1994 für Ausnahmen und 
Vorschreibungen nach diesem Bundesgesetz die 
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jeweils nach der GewO 1994 zuständige Genehmi­
gungsbehördezuständig. Diese Regelung ist einer­
seits Zur Ermöglichung der Verfahrenskonzentra­
tion erforderlich (wenn zB über Ausnahmen im 
Rahmen des Betriebsanlagengenehmigungsverfah­
ren entschieden werden soll) und erscheint 
andererseits geboten, weil zB Vorschreibungen 
nach § 94 Abs. 3 eine Änderung der von dieser 
Behörde erteilten Genehmigung bzw. der vorge­
schriebenen Auflagen bewirken können. 

Abweichend vom geltenden Recht wird kein 
dreigliedriger Instanzenzug mehr vorgesehen, 
soweit es sich nicht um ein Genehmigungsver~ 
fahren handelt, für das drei Instanzen nach den 
Genehmigungsvorschriften vorgesehen sind. 

In diesem. Zusammenhang ist anzumerken, daß 
sich bei den Regelungen über die Verfahren und 
die Behördenzuständigkeiten Änderungen auf 
Grund der in Diskussion stehenden Strukturre­
form ergeben können, auf die aber im vorliegenden 
Entwurf noch nicht Bedacht genommen werden 
kann. 

Zu § 100 (Außergewöhnliche Fälle): 

Abs. 1 entspricht Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie 89/ 
391. Welche Ausnahmen unter Berufung auf diese 
Regelung notwendig und zulässig sind, wäre im 
Interesse der Rechtssicherheit in den einzelnen 
Durchführungsverordnungen zu diesem Bundes­
gesetz zu regeln. Für Streitkräfte und Polizei 
werden in diesem Entwurf keine Sonderregelungen 
getroffen, weil. die Bundesdienststellen vom Gel­
tungsbereich ausgenommen sind. 

Abs. 2 ermächtigt im Sinne des Art. 5 Abs. 4 der 
Richtlinie 89/391 zu Abweichungen zur Abwen­
dung einer nicht vorhersehbaren unmittelbaren 
Gefahr oder bei Notstand. Für vorhersehbare 
Gefahren kann diese Regelung nicht gelten, es ist 
vielmehr eine entspre"chende Vorsorge zu treffen, 
allenfalls kommt auch die Genehmigung von 
Ausnahmen in Betracht. 

Zum 9. Abschnitt (Übergangsrecht und Aufhebung 
von Rechtsvorschriften) : 

Wie bereits im Allgemeinen Teil der Erläuterun­
gen ausgeführt, soll eine generelle Rechtsbereini­
gung dadurch erfolgen, daß die bestehenden 
Arbeitnehmerschutzvorschriften durch dieses Bun­
desgesetz und durch die auf Grund dieses 
Bundesgesetzes zu erlassenden Verordnungen 
ersetzt werden. Die geplanten Verordnungen 
sollen sich weitgehend an der Systematik dieses 
Bundesgesetzes sowie der einschlägigen Richtlinien 
orientieren. Da es sich dabei zum Teil um 
umfassende und umfangreiche Neuregelungen 
handelt, die einer eingehenden Beratung· und 
Diskussion (insbesondere auch im Arbeitnehmer­
schutzbeirat) bedürfen, und weiters bei der 
Durchführung mancher Bestimmungen auf die 

Entwicklung im EU-Bereich besonders Bedacht 
zu nehmen ist, wird die Ausarbeitung mancher 
Durchführungsverordnungen längere Zeit in 
Anspruch nehmen. Zu manchen Bereichen ist 
hingegen mit einer raschen Erlassung von Durch­
führungsverordnungen zu rechnen, weil bereits 
Vorarbeiten geleistet wurden, weil die Richtlinien 
sehr konkret sind und wenig Spielraum bei der 
Umsetzung bieten, weil die derzeit geltenden 
Bestimmungen den Richtlinien und diesem Ent­
wurf entsprechen und sich bewährt haben, oder 
weil eine Neuregelung besonders dringlich ist. 

Auf Grund dieser Überlegungen und im 
Hinblick auf das Inkrafttreten des EWR-Abkom­
mens soll das vorliegende Bundesgesetz möglichst 
rasch in Kraft treten und nicht durch eine lange 
Legisvakanz dafür Vorsorge getroffen werden, daß 
alle Verordnungen zugleich mit dem Gesetz in 
Kraft treten können. Diese Vorgangsweise erfor­
dert entsprechende Übergangsregelungen. 

Der 9. Abschnitt regelt insbesondere 
das Inkrafttreten jener Bestimmungen, die 
erst mit Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz wirksam werden sollen, 
weil ohne derartige Konkretisierung Pro­
bleme bei der Vollziehung auftreten können, 
das schrittweise Inkrafttreten jener Bestim­
mungen, die wesentliche Neuerungen gegen­
über dem geltenden Recht enthalten, und 
deren Umsetzung in Klein- \lnd Mittel­
betrieben eine längere Frist erfordert, 
die Überleitung jener Bestimmungen des 

. geltenden Rechts, insbesondere der zum 
ANSchG erlassenen Verordnungen, die mit 
diesem Bundesgesetz in Einklang stehen, 
dem Stand der Technik entsprechen, für die 
Wahrung des Arbeitnehmerschutzes bzw. für 
eine ordnungsgemäße Vollziehung erforder­
lich sind und durch Verordnungen nach 
diesem Bundesgesetz abgelöst werden sollen, 
das Weitergelten bzw. das Außerkrafttreten 
bzw. die Änderung von Bescheiden, die vor 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes erlassen 
wurden, bzw. die bis zum Inkrafttreten von 
Verordnungen nach diesem Bundesgesetz 
nach den übergeleiteten Bestimmungen 
erlassen werden, 
das Außerkrafttreten von Arbeitnehmer­
schutzvorschriften, die auf Grund des vor­
liegenden Entwurfes entbehrlich oder in 
technischer Hinsicht überholt oder ohne 
praktische Relevanz sind. 

Die Gliederung der Übergangsbestimmungen 
orientiert sich primär an der Gliederung dieses 
Bundesgesetzes (und der Systematik der geplanten 
Verordnungen) und nicht an den einzelnen 
Rechtsvorschriften, zumal für einzelne Bereiche 
derzeit mehrere Rechtsvorschriften nebeneinander 
gelten und die Ablösung sämtlicher für einen 
Bereich geltenden Bestimmungen durch Inkraft-
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treten von Verordnungen nach diesem Bundes­
gesetz, die denselben Gegenstand regeln, erfolgen 
soll, und außerdem manche Rechtsvorschriften sehr 
unterschiedliche Bereiche regeln, die nicht durch 
eine neue Verordnung, sondern durch mehrere 
jeweils nur einen Teilbereich regelnde Verordnun­
gen abgelöst werden sollen (zB Arbeitsstoffe, 
Arbeitsmittel) . 

Außerdem liegt eine themenbezogene Gestaltung 
. der übergangsbestimmungen auch im Interesse der 

Normadressaten und der Vollziehung, weil auf 
diese Weise eine taxative Aufzählung der zu den 
einzelnen Bereichen bzw. Themen geltenden 
Bestimmungen erfolgt und außerdem gegebenen­
falls das Verhältnis zwischen den einen Bereich 
regelnden Rechtsvorschriften bzw. Bestimmungen 
klargestellt werden kann. 

Eine nach Rechtsvorschriften gegliederte Über­
leitung des geltenden Rechts erfolgt, wenn eine 
tlerzeit geltende Rechtsvorschrift einen Bereich 
umfassend regelt (zB Bauarbeiten, Druckluft- und 
Taucherarbeiten), außerdem bei Rechtsvorschrif­
ten, die nicht nur den Arbeitnehmerschutz regeln 
(zB Verordnung brennbare Flüssigkeiten). 

Abweichend von § 33 ANSchG erfolgt keine 
generelle Überleitung einzelner Verordnungen, 
sondern nur eine überleitung der im einzelnen 
angeführten Bestimmungen dieser Verordnungen, 
zumal diese Verordnungen auch Verweise enthal­
ten, die zu berichtigen sind, Regelungen über den 
Geltungsbereich, die auf nicht mehr geltende 
Bestimmungen verweisen und mit dem Geltungsbe­
reich dieses Entwurfes nicht übereinstimmen, 
weiters Regelungen über die Behördenzuständig­
keit, die sich nunmehr nach diesem Bundesgesetz 
richten soll, Regelungen über weitergehende 
Maßnahmen, für die nunmehr ebenfalls dieses 
Bundesgesetz maßgeblich sein soll, sehr unter­
schiedliche Regelungen über Ausnahmen, die 
einheitlich geregelt werden sollen, sowie Rege­
lungen über Strafbestimmungen, die ebenfalls 
einheitlich gestaltet werden sollen. In diesem 
Zusammenhang ist auch anzumerken, daß die im 
ANSchG gewählte Vorgangsweise der pauschalen 
Überleitung in der Praxis immer wieder zu 
Auslegungsproblemen geführt hat. 

Zu § 102 (Übergangsbestimmungen zu §§ 4 und 5): 

Da es sich um eine grundlegende Neuerung 
handelt, soll die Verpflichtung zur Ermittlung und 
Beurteilung der Gefahren und zur Festlegung von 
Schutzmaßnahmen schrittweise in Kraft treten. Bei 
größeren Betrieben ist davon auszugehen, daß sie 
bereits derzeit über einen dem Arbeitnehmerschutz­
gesetz entsprechenden sicherheitstechnischen 
Dienst und eine arbeitsmedizinische Betreuung 
verfügen, sodaß bereits weitgehend eine Ermitt­
lung der bestehenden Gefahren stattgefunden hat. 

Für Klein- und Mittelbetriebe, die derzeit in der 
Regel über keine geeigneten Fachleute auf diesem 
Gebiet verfügen, wird eine längere Frist vorge­
sehen. Dadurch ist gewährleistet, daß für Klein­
und Mittelbetriebe die Erfahrungen der Groß­
betriebe bei der Ermittlung und Beurteilung und 
Festlegung von Schutzmaßnahmen nutzbar 
gemacht werden können und daß die Interessen­
vertretungen und sonstige mit Fragen der Sicher­
heit und Gesundheit befaßte Stellen geeignete 
Informationen und Hilfestellungen ausarbeiten 
können (siehe zB die von der Bundesarbeits­
gemeinschaft für Arbeitssicherheit in der BRD 
herausgegebenen . Arbeitssicherheitsprogramme für 
Kleinbetriebe und für Mittelbetriebe sowie Prüfli­
sten für Arbeitssicherheit, weiters den Anhang zum 
Schreiben des BMA, Bundesarbeitsblatt 7-8/92, 
Seite 68). 

Zu § 103 (Beschäftigungsverbote . und -beschrän­
kungen für Arbeitnehmerinnen): 

Die Verordnung über Beschäftigungsverbote und 
-beschränkungen für weibliche Arbeitnehmer, 
BGBI. Nr. 696/1976, soll mit geringfügigen 
Korrekturen bzw. Anpassungen bis zu einer 
Neuregelung aufrecht bleiben. 

Zu § 104 (Sicherheitsvertrauenspersonen) : 

Nach geltendem Recht ist eine Bestellung von 
Sicherheitsvertrauenspersonen für Betriebe ab 50 
Beschäftigten vorgeschrieben, nach dem EntwUrf 
können Sicherheitsvertrauenspersonen zwar bereits 
ab 10 Beschäftigten bestellt werden, bis zu 50 
Beschäftigten ist aber keine Sanktion vorgesehen. 
Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
diesem Bundesgesetz, in der insbesondere die 
Anzahl der zu bestellenden Sicherheitsvertrauens­
personen geregelt wird, sollen die Sicherheitsver­
trauenspersonen nach § 20 ANSchG mit der 
Maßgabe bestehen bleiben, daß die Anzahl sich 
nach der Verordnung BGBI. Nr. 2/1984 richten. 
Für die Aufgaben, die Beteiligung und die 
Abberufung dieser Sicherheitsvertrauenspersonen 
gelten die §§ 10 und 11 dieses Bundesgesetzes. 

Zu § 105 (Prüfung): 

Für die allgemeine Prüfpflicht sollen bis zu einer 
Neuregelung die einschlägigen Regelungen des 
§ 90 AA V aufrecht bleiben, für Abnahme- und 
wiederkehrende Prüfungen von Arbeitsmitteln wird 
in den übergangsregelungen für Arbeitsmittel eine 
besondere Regelung getroffen. 

Zu § 106 (Allgemeine Übergangsbestimmungen für 
Arbeitsstätten) : 

Die im 2. Abschnitt vorgesehenen Bestimmungen 
bedürfen zum Teil einer Konkretisierung. Diese 
soll durch eine Arbeitsstättenverordnung erfolgen. 
Im Interesse der Rechtssicherheit und im Hinblick 

9 
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auf den Umstand, daß nicht alle Arbeitsstätten 
einer Genehmigung bedürfen, und daher bescheid­
mäßige Vorschreibungen im Einzelfall nicht ziel­
führend sind, wären durch Verordnung insbeson­
dere nähere Regelungen über die Lage, Abmes­
sungen, Anzahl und Beschaffenheit der Ausgänge, 
Türen und Tore, die Beschaffenheit, Abmessungen, 
Belichtung, Beleuchtung der Arbeitsräume und 
sonstigen Betriebsräume, die Sozial- und Sanitär­
einrichtungen usw. zu treffen. Bis zum Inkraft­
treten dieser Verordnung werden die einschlägigen 
Bestimmungen der AA V aufrechterhalten (Abs. 3). 
Nach der Judikatur ist zwar davon auszugehen, 
daß die Aufhebung des Arbeitnehmerschutzgeset­
zes die Geltung der Allgemeinen Arbeitnehmer­
schutzverordnung nicht berührt, weil deren 
Bestimmungen im vorliegenden Entwurf eine 
entsprechende gesetzliche Grundlage finden, die 
ausdrückliche' überleitung der einschlägigen 
Bestimmungen der AA V erscheint aber aus 
Gründen der Rechtssicherheit zielführend. 

Die Arbeitsstätten-Richtlinie unterscheidet zwi­
schen Arbeitsstätten, die am 1. Jänner 1993 bereits 
genutzt wurden, und älteren Arbeitsstätten (siehe 
die· Erläuterungen zum 2. Abschnitt). Es ist daher 
die Grundlage für eine entsprechende Differenzie­
rung in der Arbeitsstättenverordnung zu schaffen 
(Abs. 1). Diese Regelung ermöglicht auch, für 
Arbeitsstätten, die vor Inkrafttreten der Allgemei­
nen Arbeitnehmerschutzverordnung bereits genutzt 
wurden, und für die derzeit § 102 AA V zur 
Anwendung kommt, Ausnahmen und Abweichun­
gen vorzusehen, soweit dies mit dem Anhang II der 
Arbeitsstätten-Richtlinie vereinbar ist. 

Die Regelungen über die behindertengerechte 
Gestaltung von Arbeitsstätten stellt eine wesentliche 
Neuerung dar und soll erst mit Inkrafttreten einer 
Verordnung wirksam werden (Abs. 2). 

Abs. 4 bis 7 entsprechen der derzeit geltenden' 
Rechtslage (§ 102 AA V). Da es bei der Voll­
ziehung der allgemein gehaltenen Bestimmung des 
§ 102 AAV immer wieder zu Problemen gekom­
men ist, erfolgt im vorliegenden Entwurf eine 
KlarsteIlung durch ausdrückliche Anführung der 
nicht anzuwendenden Bestimmungen der AA V 
einerseits und der statt dessen geltenden Bestim­
mungen der ADSV andererseits. 

Zu § 107 (Brandschutz und Erste Hilfe): 

Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung werden 
die derzeit geltenden Regelungen der Allgemeinen 
Arbeitnehmerschutzverordnung übergeleitet, soweit 
dies für eine ordnungsgemäße Vollziehung uner­
läßlich ist. Da die Bestellung von Arbeitnehmern, 
die für die Evakuierung und Brandbekämpfung 
zuständig sind, eine wesentliche Neuerung dar­
stellt, soll diese Regelung erst mit Inkrafttreten 
einer Verordnung wirksam werden. Abs. 5 ent­
spricht § 102 Abs. 3 und 4 AAV. 

Zu § 108 (Sanitäre Vorkehrungen und Sozialein­
richtungen) : 

Da die Regelung über die Bereitschaftsräume 
eine wesentliche Neuerung darstellt, soll sie erst 
mit Inkrafttreten einer Verordnung wirksam 
werden. Im übrigen werden die derzeit geltenden 
Regelungen übergeleitet, soweit sie nicht auf 
Grund konkreter Regelungen in diesem Entwurf 
bereits entbehrlich sind (zB betreffend Schlüssel­
zahlen für Toiletten und Umkleideräume). 

Zu § 109 (Arbeitsmittel): 

Die Regelungen über gefährliche Arbeitsmittel 
und über die Prüfung von Arbeitsmitteln sollen erst 
mit Inkrafttreten einer Verordnung wirksam 
werden. Die übrigen Bestimmungen des 3. 
Abschnittes sollen bereits ab Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes gelten. Diese Bestimmungen 
machen aber einen Großteil. der geltenden 
Regelungen über Arbeitsmittel nicht entbehrlich" 
zumal die notwendigen Sicherheitsanforderungen 
in der Regel nicht Bestandteil von behördlichen 
Vorschreibungen bzw. Genehmigungsbescheiden 
sind und außerdem konkrete Bestimmungen für 
die Benutzung bestimmter Arbeitsmittel für einen 
wirksamen Arbeitnehmerschutz bzw. für die 
Durchsetzung des Arbeitnehmerschutzes unver­
zichtbar sind. Bis zu einer Neuregelung durch die 
geplante Verordnung über Arbeitsmittel sollen 
daher die geltenden Bestimmungen über Arbeits­
mittel (insbesondere AA V, ADSV, verbindlich 
erklärte ÖNORMEN) aufrechterhalten werden, 
soweit sie nicht durch die technische Entwicklung 
oder durch spätere Vorschriften entbehrlich 
geworden sind. 

Die in den geltenden Vorschriften vorgesehenen 
. Beschaffenheitsanforderungen sollen aber nicht für 
Arbeitsmittel gelten, die unter die Maschinensicher­
heits-Verordnung, die Niederspannungsgerätever­
ordnung 1993, die Gasgeräte-Sicherheitsverord­
nung, die Flurförderzeuge-Sicherheitsverordnung, 
die Schutzaufbauten-Sicherheitsverordnung oder 
die Aufzüge-Sicherheitsverordnung. des Bundes­
ministers für wirtschaftliche Angelegenheiten fal­
len oder für die das Kesselgesetz gilt. Arbeitgeber 
haben dafür zu sorgen, daß diese Arbeitsmittel nur 
benutzt werden, wenn sie den in Abs. 7 ange­
führten Herstellervorschriften entsprechen. 

§ 1 Abs. 2 und 3, § 2 Abs. 1 und 2, die §§ 36, 
37, 38 und 42 sowie der III. Abschnitt der 
Aufzüge-Sicherheitsverordnung über Einbau, Inbe­
triebnahme, Wartung und Prüfung von Aufzügen 
in Betriebsanlagen regeln sowohl den Schutz der 
Arbeitnehmer als auch gewerberechtliche Belange 
und werden daher in Geltung belassen. 

Die Bestimmung in Abs. 6 über die Befugnis, 
Abnahmeprüfungen und wiederkehrende Prüfun­
gen durchzuführen, entspricht weitgehend § 5 
Abs. 3 und 4 ANSchG. Sonstige geeignete, 
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fachkundige und hiezu berechtigte Personen, die 
an bestimmten Arbeitsmitteln wiederkehrende 
Prüfungen durchführen dürfen, müssen die für 
die jeweilige Prüfung notwendigen fachlichen 
Kenntnisse und Erfahrungen besitzen und Gewähr 
für eine gewissenhafte Durchführung der Prü­
fungsarbeit bieten. Diese Personen können auch 
Betriebsangehörige sein .. Inwieweit zB Gewerbe­
treibende oder Technische Büros zur Durchfüh­
rung solcher Prüfungen befugt sind, bestimmt sich 
nach gewerberechtlichen Vorschriften. 

Zu §§ 110 und 111 (Arbeitsstoffe): 

Für die besondere Verpflichtung zur Ermittlung 
und Beurteilung wird eine nach Betriebsgröße 
gestaffelte Übergangsfrist vorgesehen. Die Rege­
lungen über die Kennzeichnung sollen erst mit 
Inkrafttreten einer Verordnung wirksam werden, 
gleiches gilt für die Messungen, weil zu diesen 
Bestimmungen eine Konkretisierung notwendig 
erscheint. Die übrigen Bestimmungen des 4. 
Abschnittes sollen zum Teil mit Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes, zum Teil sechs Monate 
später wirksam werden. Zusätzlich werden - in 
gleicher Weise wie hinsichtlich der Arbeitsstätten 
und der Arbeitsmittel - bis zu einer Neuregelung 
durch die geplante Arbeitsstoffverordnung die für 
die Verwendung von gefährlichen Arbeitsstoffen 
geltenden Regelungen der AA V aufrechterhalten. 

In § 111 werden jene Regelungen von vier als 
Bundesgesetz in Geltung stehende Verordnungen 
übergeleitet, die weder technisch überholt noch 
bereits durch die AA V entbehrlich oder praktisch 
nicht mehr relevant sind. 

Zu § 112 (Gesundheitsüberwachung): 

Die Gesundheitsüberwachung wird im vorliegen­
den Entwurf grundlegend neu geregelt, mehrere 
Bestimmungen dieser Neuregelung bedürfen einer 
Durchführungsverordnung (zB über die Untersu­
chungsabstände, die Untersuchungsrichtlinien 
usw.), außerdem sind entsprechende Fristen über 
die Umstellung der Formulare usw. erforderlich. 
Der 4. Abschnitt soll daher zum Teil 6 Monate 
später, zum Teil erst mit Inkrafttreten einer solchen 
Verordnung wirksam werden. Bis zu diesem 
Zeitpunkt wird das geltende Recht aufrechterhal­
ten, gleiches gilt für die nach diesen Bestimmungen 
erlassenen Bescheide (zB Einsprüche). 

Die Ermächtigung von . Ärzten/ Ärztinnen soll 
jedoch nicht mehr nach § 8 ANSchG erfolgen, 
sondern nach diesem Bundesgesetz. Für die bereits 
erteilten Ermächtigungen sind besondere Regelun­
gen über das Erlöschen vorgesehen, weil davon 
auszugehen ist, daß zahlreiche seit 1975 ermäch­
tigte Ärzte/Ärztinnen seit geraumer Zeit keine 
Untersuchungen mehr durchführten bzw. auch 
künftig keine mehr durchführen wollen. Ange­
sichts der vorgesehenen Veröffentlichung der Liste 

der ermächtigten Ärzte/Arztinnen muß daher eine 
Bereinigung der aufrechten Ermächtigungen erfol­
gen. Das anläßlich der letzten Neuregelung in § 12 
Abs.5 der Verordung BGBI. Nr. 39/1974 vorge­
sehene generelle Außerkrafttreten nach einer 
einjährigen Frist erscheint angesichts der großen 
Zahl der erteilten Ermächtigungen, von denen auch 
tatsächlich Gebrauch gemacht wird, nicht vertret-
bar. . 

Zu § 113 (Fachkenntnisse): 

Für den Nachweis der Fachkenntnisse sollen bis 
zu einer Neuregelung durch Verordnung die 
derzeit geltenden Regelungen anzuwenden sein. 
Die nach dem Arbeitnehmerschutzgesetz und den 
dazu erlassenen Verordnungen ausgestellten Zeug­
nisse und Bescheide werden als Nachweis der 
Fachkenntnisse nach diesem Bundesgesetz aner­
kannt, ohne daß es einer neuerlichen bescheidmä­
ßigen Feststellung bedarf. 

Zu § 114 (Arbeitsvorgänge und Arbeitsplätze): 

Die Regelungen über Messungen, die abge­
stuften Maßnahmen bei Lärmbelastung und 
sonstigen physikalischen' Einwirkungen, die 
Umwelteinflüsse sollen erst mit Inkrafttreten einer 
Durchführungsverordnung wirksam werden. Im 
Sinne der obigen Ausführungen sollen zusätzlich 
die einschlägigen Betimmungen der AA V aufrecht­
erhalten werden. 

Zu §§ 115 und 116 (Präventivdienste): 

Die Regelungen des 7. Abschnittes beinhalten 
mehrere wesentliche Anderungen gegenüber dem 
geltenden Recht, insbesondere die generelle 
Verpflichtung zur sicherheitstechnischen und 
arbeitsmedizinischen Betreuung. Diese Anderun­
gen machen besondere Übergangsregelungen und 
-fristen erforderlich. 

§ 115 Abs. 1 regelt den Stufenplan für die 
Einrichtung einer sicherheitstechnischen und 
arbeitsmedizinischen Betreuung in jenen Arbeits­
stätten bis zu 250 Beschäftigten, die nach 
geltendem Recht keine sicherheitstechnische und 
arbeitsmedizinische Betreuung einrichten müssen. 
Diese Verpflichtung soll in fünf Schritten wirksam 
werden. Auch wenn außer Streit steht, daß die 
Norwendigkeit einer sicherheitstechnischen und 
arbeitsmedizinisc;hen Betreuung für alle Arbeit­
nehmer unabhängig von der Betriebsgröße gegeben 
ist, muß bei der Neuregelung doch darauf Bedacht 
genommen werden, daß für eine Betreuung aller 
Arbeitnehmer eine große Anzahl von Sicherheits­
fachkräften bzw. von ausgebildeten Ärzten erfor­
derlich ist, die derzeit nicht zur Verfügung stehen. 

Der Bedarf an Arbeitsmedizinern läßt sich an 
folgenden Beispielen veranschaulichen: Nach den 
Unterlagen der Arbeitsinspektion bestehen ca. 
1 050 Arbeitsstätten mit 150 bis 250 Beschäftigten 
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(Stufe 1 nach dem Entwurf). In diesen Arbeits­
stätten sind ca. 203 000 Arbeitnehmer beschäftigt. 
Unter der Annahme, daß ein Arbeitsmediziner 
1 500 bis 2 000 Beschäftigte betreuen kann (bei 
Großbetrieben mehr, bei Kleinbetrieben wegen der 
Wegzeiten und des relativ höheren Aufwandes 
weniger), ergibt sich für diese Arbeitsstätten ein 
Bedarf von 100 bis 130 vollzeitbeschäftigten 
Arbeitsmedizinern. In der Stufe 2 (100 bis 150 
Beschäftigte) ist von ca. 1 400 Arbeitsstätten mit 
ca. 172 000 Beschäftigten auszugehen, also von 
einem Bedarf an 90 bis 115 vollzeitbeschäftigten 
Ärzten. In der Stufe 3 (Arbeitsstätten mit 5Q bis 
100 Beschäftigten) ist von ca. 4 000 Arbeitsstätten 
mit ca. 280 000 Beschäftigten auszugehen, in der 
Stufe 4 (10 bis 50 Beschäftigte) von 28 600 
Arbeitsstätten mit ca. 600 000 Beschäftigten. 
Allerdings ist bei Produktionsbetrieben ab 50 
Beschäftigten zu berücksichtigen, daß sie häufig 
gemäß § 22 Abs. 4 ANSchG bereits über eine 
arbeitsmedizinische Betreuung verfügen, wobei die 
Einsatzzeit mindestens 1 Stunde/Woche (also 
52 Stunden/Jahr) beträgt. 

Abs. 2 enthält die überleitung der derzeit 
geltenden Einsatzzeitregelungen für Arbeitsstätten 
mit mehr als 250 Beschäftigten. Für diese Arbeits­
stätten sieht der Entwurf bei der Einsatzzeit 3 
Stufen vor: die mittlere wird im Gesetz . selbst 
geregelt, höhere und niedrigere Einsatzzeiten 
sollen durch Verordnung für bestimmte Tätigkei­
ten festgelegt werden. Die im Gesetz geregelte 
Einsatzzeit (mittlere Stufe) liegt wesentlich unter 
der derzeit geltenden Einsatzzeit. Sie kann daher 
erst mit Inkrafttreten einer Verordnung wirksam 
werden, ·weil sonst die aus der Sicht des 
Arbeitnehmerschutzes nicht vertretbare Situation 
eintreten könnte, daß mit Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes zB in einer Arbeitsstätte mit 
besonderen Unfallgefahren die Einsatzzeit der 
Sicherheitsfachkraft drastisch reduziert wird. 

. Abs. 3 entspricht dem geltenden Recht, wonach 
auswärtige Arbeitsstellen zum Betrieb gehören. 
Entsprechend einem in. der Praxis regelmäßig 
auftretenden Problem soll aber die Grundlage für 
eine gesonderte sicherheitstechnische oder arbeits­
medizinische Betreuung zB auf Großbaustellen 
vorgesehen werden. 

Abs. 4 beinhaltet die überleitung der derzeit 
geltenden Regelungen über die Betreuung bei 
Nachtarbeit. Diese Regelung soll bis zum Inkraft­
treten einer Verordnung über die Mindesteinsatz­
zeit der Arbeitsmediziner aufrecht bleiben. 

Die Regelungen über den notwendigen Nach­
weis der Fachkenntnisse für Sicherheitskräfte sollen 
erst zwei Jahre nach Inkrafttreten einer Verord­
nung über die Fachausbildung wirksam werden 
(§ 115 Abs. 5 und § 116 Abs. 1). Bis zu diesem 
Zeitpunkt werden die derzeit im ANSchG 
vorgesehenen Anforderungen aufrecht erhalten. In 

der Verordnung über die Fachkenntnisse sind 
Ausnahmen für bereits tätige Sicherheitstechniker 
vorzusehen. Die Gestaltung dieser Ausnahmen 
muß auf die Regelungen über die Ausbildung 
Bedacht nehmen, und wird zB auch davon 
abhängen, ob die derzeit in Diskussion stehende 
fachspezifische Ausbildung für einzelne Branchen 
realisert wird. Eine generelle auf Dauer gerichtete 
übergangsregelung bzw. Ausnahme für alle derzeit 
bereits tätigen Sicherheitstechniker ohne Bedacht­
nahme auf die Ausbildungsvorschriften ist nicht 
vertretbar, zum al es zB nicht sachgerecht wäre, für 
"neue" Sicherheitsfachkräfte einer bestimmten 
Branche eine besondere Ausbildung zu verlangen, 
zugleich bereits tätige Sicherheitstechniker, die aus 
einer ganz anderen Branche kommen, und die 
auch über keine Grundausbildung verfügen, 
unbeschränkt für alle Branchen zuzulassen. Bei 
den übergangsregelungen der Verordnung wird 
kann auch auf derzeit bereits bestehende Aus­
bildungslehrgänge für Sicherheitstechniker Bedacht 
genommen werden. 

Die Regelungen über die Anerkennung der 
Fachausbildung sollen mit Inkrafttreten der 
Verordnung wirksam werden, ab' diesem Zeit­
punkt können Bescheide betreffend die Fachaus­
bildung erlassen werden. 

Die Regelungen über sicherheitstechnische 
Zentren sollen erst mit Inkrafttreten einer Verord­
nung wirksam werden. Für die Ermächtigung von 
arbeitsmedizinischen Zentren soll hingegen ab 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes nicht mehr 
§ 22 c ANSchG, sondern dieses Bundesgesetz 
gelten. Für bereits ermächtigte Zentren gelten die 
Regelungen über den Widerruf der Ermächtigung 
mit der Maßgabe, daß ihnen eine Frist von 6 
Monaten zum Nachweis der Voraussetzungen 
eingeräumt wird. Wird innerhalb dieser Frist der 
Nachweis erbracht, so bleiben die Ermächtigungen 
aufrecht und sind auch bei der Liste der 
ermächtigten Zentren zu berücksichtigen (§ 116 
Abs.3). 

Der nach dem vorliegenden Entwurf vorgese­
hene Arbeitsschutzausschuß ist nur bedingt mit 
dem Sicherheitsausschuß nach dem ANSchG 
vergleichbar. Bis zum Inkrafttreten einer Verord­
nung über die Präventivdienste soll gemäß Abs. 4 
keine Verpflichtung zur Einrichtung eines Arbeits­
schutzausschusses nach diesem Bundesgesetz 
bestehen, sondern der Sicherheitsausschuß nach 
dem ANSchG bestehen bleiben. 

Abs. 5 sieht vor, daß die nach dem ANSchG 
erlassenen Bescheide über die Befreiung außer 
Kraft treten, da es mit den Grundsätzen dieses 
Entwurfes nicht vereinbar wäre, einerseits eine 
schrittweise Herabsetzung bzw. die Aufhebung der 
Schlüsselzahl vorzusehen, und andererseits Aus­
nahmen für Arbeitsstätten mit mehr als 250 
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Beschäftigten aufrechtzuerhalten. Bescheide betref­
fend die Einsatzzeit sollen mit einer Neuregelung 
der Einsatzzeit außer Kraft treten. 

Zu § 117 (Arbeitsstättenbewilligung) : 

Die derzeit geltende Festlegung der bewilli­
gungspflichtigen Betriebe wird bis zu einer Neure­
gelung aufrechterhalten. Für solche Betriebe ist 
eine Arbeitsstättenbewilligung erforderlich. Die 
gemäß § 27 Abs. 1 ANSchG erteilten Bewilligun­
gen bleiben aufrecht, für die Änderung von bereits 
bewilligten Betrieben gilt dieses Bundesgesetz. 
Außerdem wird für den Fall Vorsorge getroffen, 
daß die Liste der bewilligungspflichtigen Arbeits­
stätten erweitert wird. 

Zu § 118 (Bauarbeiten) : 

. Für Bauarbeiten liegt nunmehr eine neue 
Bauarbeiterschutzverordnung (BauV) vor, die die 
Durchführung von Bauarbeiten regelt, und zwar 
sowohl die im 2. Abschnitt vorgesehenen Anforde­
rungen für Baustellen als auch die Arbeitsvorgänge, 
die Benutzung und Prüfung von Arbeitsmitteln, die 
persönlichen Schutzausrüstungen usw. Diese neue 
Bau V soll mit 1. Jänner 1995 in Kran treten. Die 
Bau V findet - mit wenigen nachstehend näher 
behandelten Regelungen im vorliegenden 
Entwurf vollinhaltlich Deckung, sodaß sie auch 
nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes aufrecht 
bleibt, dies wird in Abs. 3 ausdrücklich klargestellt. 

§ 31 A.bs. 5 Bau V sieht die Bestellung von 
Ersthelfern in übereinstimmung mit dem ANSchG 
erst ab 19 Beschäftigten verpflichtend vor, während 
der vorliegende Entwurf für Baustellen in gleicher 
Weise wie für Arbeitsstellen bereits ab 5 
Beschäftigten die Bestellung von Ersthelfern 
vorsieht. § 31 Abs. 5 BauV ist daher entsprechend 
anzupassen. 

§ 151 Bau V regelt die Abnahmeprüfungen und 
wiederkehrenden Prüfungen, die Regelungen 
entsprechen dem vorliegenden Entwurf mit der 
Einschränkung, daß nach dem Entwurf keine 
Prüfung durch Amtssachverständige vorgesehen ist. 

§ 157 und § 158 Abs. 1 und 2 BauV regeln in 
übereinstimmung mit § 24 ANSchG weitergehende 
Vorschreibungen und Ausnahmen, diese Bestim­
mungen sind durch die in diesem Entwurf 
vorgesehenen Bestimmungen überflüssig geworden 
und daher aufzuheben. § 160 regelt die Behörden­
zuständigkeit und erübrigt sich im Hinblick auf die 
in diesem Entwurf vorgesehenen Regelungen, 
gleiches gilt für den in § 161 vorgesehenen 
Verweis auf die Strafbestimmungen des ANSchG. 

Abs. 4 berücksichtigt, daß nach der neuen Bau V 
- anders als nach der alten Bauarbeitenschutzver­
ordnung - die Allgemeine Arbeitnehmerschutz-

verordnung nicht neben der Bau V gilt. Die für 
Arbeitsstätten übergeleiteten AA V -Regelungen sol­
len daher für Baustellen nicht mehr gelten. 

Generell ist anzumerken, daß für Baustellen 
neben der .BauV auch die Bestimmungen dieses 
Entwurfes gelten. Für Baustellen wird in gleicher 
Weise wie für Arbeitsstätten eine nähere Durch­
führung durch Verordnungen zB über Arbeits­
stoffe, Arbeitsmittel, Lärm und persönliche Schutz­
ausrüstungen erfolgen müssen. Bis zum Inkraft­
treten dieser Verordnungen bleiben die entspre­
chenden Bestimmungen der Bau V aufrecht. 

Zu §§ 119 bis 121 ist anzumerken, daß die 
weitergeltenden Vorschriften im Sinne der obigen 
Ausführungen für einen wirksamen Arbeitnehmer­
schutz erforderlich sind. Jene Bestimmungen, die 
durch den vorliegenden Entwurf oder die 
weitergeltenden Bestimmungen dei AA V entbehr­
lich werden oder die nicht mehr dem Stand der 
Technik entsprechen, werden aufgehoben. 

§ 122 regelt die überleitung von Verordnungen, 
die sich sowohl auf das Arbeitnehmerschutzgesetz 
bzw. die früher geltenden Arbeitnehmerschutz­
regelungen, als auch auf die Gewerbeordnung 
stützen, ohne daß eine inhaltiche Trennung in 
Arbeitnehmerschutzvorschriften und gewerberecht­
liche Vorschriften möglich ist. Da sich in diesem 
Bereich die "gemeinsamen " Verordnungen bewährt 
haben, wird auch für die Zukunft zu diesem 
Bereich die Erlassung von solchen gemeinsamen 
Verordnungen vorgesehen. Bei diesen Vorschriften 
erfolgen lediglich die notwendigen rechtstechni­
schen Anpassungen. 

Zu § 123 (Weitergelten sonstiger Vorschriften): 

Diese Bestimmung regelt die Anwendung von 
Rechtsvorschriften, die nicht nur Arbeitnehmer­
schutzvorschriften enthalten. Die in Abs. 1 und 2 
angeführten Vorschriften gelten gemäß § 33 Abs. 2· 
ANSchG als Bundesgesetz bis zur Erlassung einer 
Verordnung nach dem Arbeitnehmerschutzgesetz 
und nach der Gewerbeordnung 1994. Solche 
gemeinsamen Verordnungen wurden aber bisher 
nicht erlassen und stehen derzeit auch nicht in 
Vorbereitung. Es erscheint nicht sinnvoll, diese 
Vorschriften weiterhin generell bis zur Erlassung 
einer solchen gemeinsamen Verordnung aufrecht­
zuerhalten, zumal diese V orschrinen aus der Sicht 
des Arbeitnehmerschutzes zum Teil überholt bzw. 
entbehrlich sind, und jedenfalls Anpassungen (in 
Bezug auf Verweise, Ausnahmen, weitergeltende 
Maßnahmen usw.) erforderlich sind. 

Für den Bereich des Arbeitnehmerschutzes 
werden lediglich die im einzelnen angeführten 
Bestimmungen aufrecht erhalten. Die restlichen 
Bestimmungen werden in § 124 aufgehoben. 
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Die Geltung der in Abs. 1 und 2 angeführten 
Vorschriften als gewerberechtliche Vorschrift wird 
nicht berührt, sie bleiben entsprechend dem 
Wunsch des Buridesministeriums für wirtschaft­
liche Angelegenheiten vollinhaltlich aufrecht. 

Abs. 4 regelt die überleitung der Asbestver­
ordnung, die sich sowohl auf das Chemikalien­
gesetz als auch auf das Arbeitnehmerschutzgesetz 
stützt, samt den erforderlichen Anpassungen. 

Zu § 124 (Aufhebung von Vorschriften): 

Abs. 1 und 2 betrifft als Bundesgesetz in Geltung 
stehende alte Arbeitnehmerschutzvorschriften, die 
zur Gänze keine praktische Bedeutung mehr haben 
oder durch spätere Vorschriften entbehrlich 
gew:orden sind. 

Abs. 3 betrifft Arbeitnehmerschutzvorschriften, 
die nur zum Teil aufgehoben werden, zum Teil 
aber bis zum Inkrafttreten von Verordnungen nach 
diesem Bundesgesetz übergeleitet werden. Es 
handelt sich zum Teil um als Bundesgesetz in 
Geltung stehende alte Verordnungen, zum Teil um 
Verordnungen zum Arbeitnehmerschutzgesetz. Die 
Aufhebung dient zum Teil lediglich der Klar­
stellung, da davon auszugehen ist, daß jene 
Bestimmungen in Verordnungen, die im vorliegen­
den Entwurf keine inhaltlich Deckung mehr 
finden, ohnehin mit Außerkrafttreten des Arbeit­
nehmerschutzgesetzes gegenstandslos werden. Im 
Interesse der Normadressaten und der Vollziehung 
erscheint aber eine ausdrückliche Aufhebung zur 
Vermeidung von Auslegungsproblemen notwendig. 

Abs. 4 betrifft V orschriften, die gemäß § 33 
Abs. 2 ANSchG als Bundesgesetz in Geltung 
stehen, und die aus der Sicht des Arbeitnehmer­
schutzes entbehrlich sind. Da das Bundesministe­
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten diese 
Rechtsvorschriften im Bereich des Gewerberechtes 
nach wie vor für notwendig hält, wird ausdrücklich 
klargestellt, daß sie als gewerberechtliche V or-

'schrift aber unberührt bleiben. Die in Abs. 5 
angeführten Regelungen enthalten keine noch 
aktuellen ,Arbeitnehmerschutzvorschriften, die in 
diesen Vorschriften vorgesehenen Verfahren zur 
Erteilung einer Ausnahmegenehmigung sind aber 
von wesentlicher Bedeutung für den Schutz der 
Arbeitnehmer. Auch>für die in Abs. 5 angeführten 
Rechtsvorschriften gilt, daß sie weiter als gewer­
berechtliche Vorschrift gelten sollen. 

Zu § 125 (Gemeinsame Bestimmungen): 

Diese Bestimmung faßt jene Regelungen zusam­
men, die für alle weitergeltenden Rechtsvorschrif­
ten von Bedeutung sind. 

Die nach dem ANSchG oder den dazu 
erlassenen Verordnungen sowie die vor Inkraft­
treten des ANSchG Zum Schutz der Arbeitnehmer 
vorgeschriebenen Maßnahmen sollen grundsätzlich 

aufrecht bleiben. Die Regelung nimmt aber darauf 
Bedacht, daß insbesondere im gewerberechtlichen 
Betriebsanlagengenehmigungsverfahren häufig Auf­
lagen vorgeschrieben wurden, die in inhaltlicher 
Hinsicht die Arbeitnehmerschutzvorschriften wie­
dergeben. Es ist damit zu rechnen, daß die 
geplanten Verordnungen zahlreiche Maßnahmen 
enthalten werden, die in Einzelfällen bereits 
bescheidmäßig vorgeschrieben wurden. Solche 
Vorschreibungen sollen gegenstandslos werden. 
Im übrigen soll für Vorschreibungen nach den 
»alten " Vorschriften dasselbe gelten wie für 
Vorschreibungen nach diesem Bundesgesetz 
(Behördenzuständigkeit, dingliche Wirkung, Auf­
hebung auf Antrag der Arbeitgeber, wenn die 
Voraussetzungen für die Vorschreibung wegge­
fallen sind). 

Die in den weitergeltenden Vorschriften vorge­
sehenen Regelungen über die Vorschreibung 
weitergehender Maßnahmen werden aufgehoben. 
Für die künftige Vorschreibung weitergehender 
Maßnahmen gilt § 94. 

Zu § 126 (Ausnahmegenehmigungen): 

Der Entwurf geht von dem Grundsatz aus, daß 
erteilte Ausnahmegenehmigungen aufrecht bleiben. 
Die vollinhaltliche Anwendung aller Bestimmungen 
der neuen Verorclnungen auf bereits genehmigte 
Arbeitsstätten hätte einen nicht vertretbaren Ein­
griff in bestehende Rechte zur Folge, und erscheint 
auch aus der Sicht des Arbeitnehmerschutzes in 
dieser generellen Form nicht notwendig, da ja 
davon auszugehen ist, daß bei Erteilung der 
Ausnahmegenehmigungen die Belange des Arbeit­
nehmerschutzes berücksichtigt wurden. Für einen 
Großteil der Fälle würde daher auch nach den 
oben erläuterten Grundsätzen die Erteilung von 
Ausnahmegenehmigungen zulässig sein. Eine gene­
relle Außerkraftsetzung - verbunden mit einer 
enormen Anzahl von neuen Verfahren zur 
Erteilung von Ausnahmen - erscheint aus verwal­
tungsökonomischen Gründen nicht vertretbar. In 
diesem Zusammenhang ist anzumerken, daß der 
Großteil der in der Praxis erteilten Ausnahmen 
Arbeitsstätten-Anforderungen betrifft, vor allem die 
Belichtung und die Raumhöhe. . 

Für die bestehenden Ausnahmen soll grundsätz­
lich dasselbe gelten wie für Ausnahmegenehmigun­
gen nach diesem Bundesgesetz. Außerdem wird die 
Grundlage für die Genehmigung von Ausnahmen 
von den weitergeltenden Bestimmungen (zB der 
Allgemeinen Arbeitnehmerschutzverordnung) 
geschaffen. 

Abs. 4 nimmt darauf Bedacht, daß die Richt­
linien zum Großteil auch für bereits bestehende 
Arbeitsstätten bzw. bereits in Verwendung stehen­
de Arbeitsmittel oder Arbeitsstoffe gelten, bzw. daß 
bestimmte Fristen für die Anpassung der bestehen­
denArbeitsstätten oder' Arbeitsmittel usw. an den 
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Mindeststandard vorgesehen sind. Mit diesen 
Richtlinien wäre nicht vereinbar, wenn jene bereits 
genehmigten Ausnahmen unbeschränkt weitetgel­
ten, die diesem Mindeststandard nicht entsprechen. 

Zu § 130 (Strafbestimmungen): 

Es erfolgt eine Aufschlüsselung der Straftatbe­
stände und eine Anhebung der vorgesehenen 
Strafgrenzen. Bei der Festsetzung der Strafgren­
zen ist zu berücksichtigen, daß das ANSchG 
Höchststrafen von 50 000 bzw. 30 000 bzw. 
20 000 S für Arbeitgeber sowie von 2 000 S für 
Arbeitnehmer vorsieht und daß diese Strafsätze seit 
1982 nicht angehoben wurden. Im vorliegenden 
Entwurf erfolgt daher eine Anhebung auf 100 000 
bzw. 3 000 S, für Wiederholungsfälle werden 
höhere Strafen vorgesehen. 

Bei der Festsetzung der Strafgrenzen ist weiters 
zu berücksichtigen, daß die übertretungen in der 
Regel eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit 
der Arbeitnehmer und häufig auch Arbeitsunfälle 
oder arbeitsbedingte Erkrankungen oder Gesund-' 
heitsschäden zur Folge haben und daß sich die 
Arbeitgeber durch die Mißachtung von Arbeit­
nehmerschutzvorschriften häufig erhebliche Inve­
stitionen ersparen. Häufig sind nur hohe Strafen 
geeignet, die Arbeitgeber von solchen übertretun­
gen abzuhalten. 

In diesem Zusammenhang ist auch auf die 
Strafbestimmungen in sonstigen Rechtsvorschriften 
Bedacht zu nehmen und anzumerken, daß zB im 
Akkreditierungsgesetz, im Produktsicherheitsge­
setz, im Gelegenheitsverkehrsgesetz jeweils 
100 000 S, im Chemikaliengesetz 400 000 S sowie 
im Luftreinhaltegesetz für Kesselanlagen und 1m 
Abfallwirtschaftsgesetz jeweils 500 000 S als 
Höchststrafe vorgesehen sind. 

Zu § 132 (Vollziehung): 

Hinsichtlich der Erlassung von Durchführungs­
verordnungen geht der Entwurf im Einklang mit 
der geltenden Rechtslage davon aus, daß die 
Verordnungen des Bundesministers für Arbeit und 
Soziales im Regelfall für alle unter den Geltungsbe­
reich fallenden Tätigkeiten gleichermaßen gelten, 
und daß nicht der Bundesminister für wirtschaft­
liche Angelegenheiten und der Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr jeder für sich 
Verordnungen für den jeweiligen Zuständigkeits­
bereich erlassen. Es sollen somit grundsätzlich 
einheitliche Regelungen, zB über Raumhöhe, 
Belichtungsfläche, Raumtemperatur, Durchführung 
der ärztlichen Untersuchungen usw., getroffen 
werden. 

Nach dem Entwurf soll der Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten aber durch Ver­
ordnung die notwendigen Abweichungen und 
Ergänzungen zu diesen allgemeinen Regelungen 
hinsichtlich der unter das Berggesetz 1975 

fallenden Tätigkeiten erlassen (zB für jene 
Tätigkeiten, die hinsichtlich der "bergbautechni­
schen Aspekte" unter das Berggesetz 1975 fallen). 
Gleiches gilt für den Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr in bezug auf den Arbeit­
nehmerschutz der Arbeitnehmer in den Verkehrs­
betrieben. 

Da sich die Einvernehmenskompetenzen mit 
dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen­
heiten in bezug auf Betriebe und Tätigkeiten, die 
der Gewerbeordnung 1994 unterliegen, in der 
Praxis im Interesse der Normunterworfenen 
bewährt haben, sollen diese auch in Zukunft 
aufrechterhalten bleiben. 

Zu Artikel 11 

(Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setzes) 

Eine wesentliche Aufgabe der Unfallversicherung 
ist die Prävention. Bereits derzeit bestehen deshalb 
Verpflichtungen der Allgemeinen Unfallversiche­
rungsanstalt im Bereich der . Arbeitsmedizin, so 
insbesondere auch die Aufgabe, arbeitsmedizinische 
Forschungs- und Untersuchungsanstalten zu errich­
ten und zu betreiben. 

Im Sinne einer schrittweisen Umsetzung der 
flächendeckenden arbeitsmedizinischen Betreuung, 
vor allem durch die Errichtung und den Betrieb 
arbeitsmedizinischer Zentren, wird die Kostenüber­
nahme der zuständigen . Sozialversicherungsträger 
bei den arbeitsmedizinischen Präventivdiensten als 
Pflichtaufgabe definiert. 

Nach derzeit geltender Rechtslage wird ab 1. 
Jänner 1995 der Beitrag in der Unfallversicherung 
um 0,1 vH erhöht. Zur Bedeckung des Mehrauf­
wandes durch die Kostenübernahme der arbeits­
medizinischen AufgabensteIlung werden der All­
gemeinen Unfallversicherungsanstalt diese zusätz­
lichen Mittel zur Verfügung stehen. 

Zu Art. III 

(Änderung des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsge­
setz): 

Art. IU des Entwurfes enthält die Umsetzung der 
arbeitsvertragsrechtlichen Bestimmungen der Rah­
menrichtlinie über die Durchführung von Maß­
nahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der 
Arbeit (89/3911EWG) sowie der Richtlinie über 
die Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit an 
Bildschirmgeräten (90/270/EWG). 

Diese Bestimmungen sind im Zusammenhang mit 
den Vorschriften des Entwurfes eines Bundes­
gesetzes über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 
. der Arbeit (ASchG) zu sehen. 
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Zu Z 1: 

§ 8 A VRAG regelt ein Benachteiligungsverbot 
von Arbeitnehmern, die bei Gefahr ihren Arbeits­
platz verlassen oder Maßnahmen ergreifen, um die 
Folgen einer Gefahr abzuwehren. Artikel 8 Abs. 4 
der Rahmenrichtlinie (89/3911EWG) verlangt, daß 
einem Arbeitnehmer, der bei ernster und unmittel­
barer Gefahr seinen Arbeitsplatz oder einen 
gefährlichen Bereich verläßt, kein Nachteil ent­
stehen darf und er gegen alle nachteiligen und 
ungerechtfertigten Folgen entsprechend den einzel­
staatlichen Rechtsvorschriften geschützt werden 
muß. Um diese Ford~rung zu erfüllen, wurde im 
Gesetz ein Benachteiligungsverbot des Arbeitneh­
mers, der bei Gefahr seinen ArbeitsplatZ verläßt, 
festgeschrieben. Kündigungen oder Entlassungen, 
die entgegen diesem gesetzlichen Verbot ·aus­
gesprochen werden, können bei Gericht angefoch­
ten werden. Die Anfechtungsregelung ist jener des 
Gleichbehandlungsgesetzes nachgebildet. 

Dasselbe hat nach Artikel 8 Abs. 5 der zitierten 
Rahmenrichtlinie auch für Arbeitnehmer zu gelten, 
die bei ernster und unmittelbarer Gefahr für die 
eigene Sicherheit bzw. die Sicherheit and~rer 
Personen unter Berücksichtigung ihrer Kenntmsse 
und technischen Mittel Maßnahmen treffen, um 
die Folgen der Gefahr zu vermeiden. Das 
Benachteiligungsverbot sowie der Kündigungs­
und Entlassungsschutz sind dann nicht gegeben, 
wenn der Arbeitnehmer bei der Gefahrenbekämp­
fung grob fahrlässig gehandelt hat. 

§ 9 AVRAG regelt entsprechend Artikel 11 qer 
Rahmenrichtlinie (89/3911EWG) das Benachteili­
gungsverbot für Arbeitnehmervertreter mit einer 
besonderen Funktion bezüglich der Sicherheit und 
beim Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer. Nach 
Artikel 3 lit. c dieser Rahmenrichtlinie sind dies 
jene Personen, die gemäß den nationalen Rechts­
vorschriften ausgewählt oder benannt wurden, um 
die Arbeitnehmer in Fragen der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der 
Arbeit zu vertreten. Dabei handelt es sich wie 
bisher um Sicherheitsvertrauenspersonen. Arti­
kel 11 Abs. 4 der Rahmenrichtlinie sieht vor, daß 
Arbeitnehmern mit besonderen Funktionen bei der 
Sicherheit und beim Gesundheitsschutz durch ihre 
Schutztätigkeiten und ihre Tätigkeiten zur Verhü­
tung berufsbedingter Gefahren keine Nachteile 
entstehen dürfen. Artikel 7 Abs. 2 sieht ein 
entsprechendes Benachteiligungsverbot für die mit 
Schutz maßnahmen und Maßnahmen zur Gefah­
renverhütung beauftragten Arbeitnehmer vor. 
Dabei handelt es sich um Sicherheitsfachkräfte 
und Arbeitsmediziner sowie deren Fach- oder 
Hilfspersonal.Das Benachteiligungsverbot für 
diese Personen ist § 115 Abs. 3 ArbVG nachge­
bildet (Abs. 1). 

Da - wie bereits zu § 8 AVRAG (neu) 
ausgeführt - das von der Richtlinie geforderte 
Benachteiligungsverbot auch einen Kündigungs­
und Eiltlassungsschutz zu beinhalten hat und 
Sicherheitsvertrauenspersonen, Sicherheitsfach­
kräfte und Arbeitsmediziner auch in Betrieben, 
die nicht unter den Geltungsbereich des Arbeits­
verfassungsgesetztes fallen, zu bestellen sind, ist es 
erforderlich, einen Kündigungs- und Entlassungs­
schutz auch außerhalb des Arb VG vorzusehen. Im 
A VRAG ist daher für diese Arbeitnehmer, die in 
Betrieben beschäftigt sind, die nicht dem ArbVG 
unterliegen ein entsprechender Kündigungs- und 
Entlassung;schutz zu schaffen. Vorgesehen ist eine 
Anfechtungsmöglichkeit von Kündigungen oder 
Entlassungen die wegen der Tätigkeit für die 
Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeit­
nehmer erfolgte. Der damit geschaffene Schutz 
läßt den besonderen Kündigungsschutz, wie er zB 
nach dem Mutterschutzgesetz oder Behinderte­
neinstellungsgesetz besteht, unberührt. 

§ 10 AVRAG setzt die Bestimmung des Anhan­
ges Punkt 3 lit. b der Richtlinie über die 
Mindestvorschriften bezüglich Sicherheit und 
·Gesu~dheitsschutz bei der Arbeit an Bildschirri1ge­
räten (90/270/EWG) um, orientiert sich aber an 
§ 96 Abs. 1 Z 3 ArbYG. Durch diese Neuregelung 
soll sichergestellt werden, daß die Einführung und 
Verwendung von Kontrollrnaßnahmen, welche die 
Menschenwürde berühren, ohne Zustimmung der 
betroffenen Arbeitnehmer unzulässig' ist. Eine 
einmal erteilte Zustimmung kann vom Arbeit­
nehmer jederzeit widerrufen werden, wenn nicht 
schriftlich festgelegt wurde, für wie lange die 
Zustimmung erteilt wird. Eine Zustimmung ist 
nicht erforderlich, wenn über die Einführung der 
Kontrollmaßnahme elfle Betriebsvereinbarung 
abgeschlossen wurde. 

Jede verdeckte Kontrollmaßnahme, insbesondere 
solche zur qualitativen oder quantitativen Kontrolle 
der Arbeitsleistung an Bildschirmgeräten, ist als 
Maßnahme anzusehen, die die Menschenwürde 
berührt und die der Zustimmung entweder durch 
Abschluß einer Betriebsvereinbarung oder des 
einzelnen Arbeitnehmers bedarf. 

Zu Z 3 (§ 14 Abs. 1 Z 1 AVRAG - neu): 

Das Benacht~iligungsverbot von Arbeitnehmern, 
die bei Gefahr ihren Arbeitsplatz verlassen, die 
Bestimmungen betreffend Sicheiheitsvertrauensper­
sonen, Sicherheitsfachkräfte und Arbeitsmediziner 
sowie die Regelung betreffend Kontrollrnaßnah­
men stehen in engem Zusammenhang mit dem' 
ASchG und treten daher gleichzeitig mit diesem in 
Kraft. 
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Zu Artikel IV 

(Änderung des Arbeitsverfassungsgesetzes): 

Um eine überfrachtung des Arbeitsverfassungs­
gesetzes zu vermeiden und in Anlehnung an die 
zentrale Arbeitnehmerschutzrichtlinie (Richtlinie 
89/391/EWG) enthält der gegenständliche Ent­
wurf eine allgemeine und umfassende Umschrei­
bung der den Arbeitgeber in Arbeitsschutzangele­
genheiten treffenden Informations- und Anhö­
rungspflichten, mit denen auch die Detailvor­
schriften miterfaßt werden sollen. 

Zentrale Anknüpfungspunkte sind dabei Arti­
kel 10 Abs. 1 und 11 Abs. 1 der Richtlinie 89/391/ 
EWG, die wie folgt lauten: "Der Arbeitgeber trifft 
die geeigneten Maßnahmen, damit die Arbeit­
nehmer bzw. deren Vertreter im Unternehmen 
bzw. Betrieb gemäß den nationalen Rechtsvor­
schriften bzw. Praktiken, die insbesonders der 
Unternehmens- bzw. der Betriebsgröße Rechnung 
tragen können, alle erforderlichen Informationen 
erhalten über a) die Gefahren für Sicherheit und 
Gesundheit sowie die Schutzmaßnahmen zur 
Gefahrenverhütung im Unternehmen bzw. im 
Betrieb im allgemeinen und für die einzelnen 
Arten von Arbeitsplätzen bzw. Arbeitsbereichen; b) 
die in Anwendung von Art. 8 Abs. 2 ergriffenen 
Maßnahmen." (Art. 10 Abs. 1). 

"Die Arbeitgeber hören die Arbeitnehmer bzw. 
deren Vertreter an und ermöglichen deren 
Beteiligung bei allen Fragen betreffend die 
Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz. Dies 
beinhaltet: - die Anhörung der Arbeitnehmer, -
das Recht der Arbeitnehmer bzw. ihrer Vertreter, 
Vorschläge zu unterbreiten, - die ausgewogene 
Beteiligung nach den nationalen Rechtsvorschriften 
bzw. Praktiken." (Artikel 11 Abs. 1). 

Schon derzeit sieht das Arbeitsverfassungsgesetz 
umfassende Mitwirkungsbefugnisse des Betriebs­
rates in Arbeitnehmerschutzangelegenheiten vor: 
- § 89 Z 3 beauftragt den Betriebsrat mit der 
überwachung der Einhaltung der Arbeitnehmer­
schutzvorschriften und gibt ihm dazu das Recht, 
die betrieblichen Räumlichkeiten und Arbeitsplätze 
zu besichtigen; der Betriebsinhaber hat den 
Betriebsrat weiters von jedem Arbeitsunfall zu 
verständigen; der Betriebsrat ist zu behördlichen 
Betriebsbesichtigungen beizuziehen; - das all­
gemeine Interventionsrecht des Betriebsrates (§ 90) 
ermöglicht dem Betriebsrat insbesonders, Maß­
nahmen zur Einhaltung der Arbeitsnehmerschutz­
vorschriften und Vorschläge zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen und zur Verhütung von 
Unfällen oder Berufskrankheiten vorzubringen; -
im Rahmen des allgemeinen Informationsrechts 
nach § 91 ist der Betriebsinhaber dem Betriebsrat 
zur Auskunft über alle Angelegenheiten, die die 
. . . gesundheitlichen Interessen der Arbeitnehmer 
berühren, verpflichtet; - das allgemeine Bera­
tungsrecht (§ 92) umfaßt auch Fragen des Arbeit-

nehmerschutzes; - nach § 97 Abs. 1 Z 6 a und 
Z 8 können Betriebsvereinbarungen über Maß­
nahmen betreffend Nachtschwerarbeit und über 
Maßnahmen und Einrichtungen zur Unfall- und 
Berufskrankheitenverhütung sowie zum Schutz der 
Gesundheit der Arbeitnehmer getroffen werden; -
§ 99 a sieht schließlich die Mitwirkung des 
Betriebsrates bei der' Bestellung des betriebseige­
nen Betriebsarztes und des leitenden Sicherheits­
technikers vor. 

Diese Regelungen können großteils aufrecht­
erhalten bleiben. Eine Präzisierung bzw. Anpas­
sung ist nur in einzelnen Punkten vorgesehen. 

Zu Z 1 (§ 92 a): 

Diese Regelung präZISiert in Abs. 1 und 2 in 
Anlehnung an das ASchG die Informations- und 
Interventionsrechte des Betriebsrates in Fragen des 
Arbeitsschutzes. Die allgemeinen Informations-, 
Interventions- und Beratungsrechte bleiben unbe­
rührt. Die übermittlungspflicht betreffend Unter­
lagen und Aufzeichnungen bezieht sich auf solche 
Unterlagen, die auf Grund arbeitsschutzrechtlicher 
Vorschriften erstellt werden müssen. Die in 
Artikel 11 Abs. 6 der EG-Richtlinie 89/391/EWG 
vorgesehene Möglichkeit des Betriebsrates, bei der 
für den Arbeitnehmerschutz zuständigen Behörde 

. zu intervenieren und an Betriebsbesichtigungen 
teilzunehmen und Bemerkungen vorzubringen, ist 
durch das geltende Recht bereits erfüllt (§§ 89 Z 3 
und 90 Abs. 1 erster Satz ArbVG). 

Zu Abs. 3 ist ." anzumerken: § 99 a geltende 
Fassung sieht vor, daß - über die Bestellung des 
Leiters des sicherheitstechnischen Dienstes und des 
Leiters einer eigenen betriebsärztlichen Betreuung 
der Betriebsrat schriftlich zu verständigen ist, -
darüber mit dem Betriebsrat zu beraten ist und 
dieser dazu das Arbeitsinspektorat zuziehen kann, 
- eine ohne Verständigung oder Beratung mit 
dem Betriebsrat vorgenommene Einstellung rechts­
unwirksam ist. 

Bei der Adaptierung an das neue ASchG stellen 
sich folgende Probleme: Das ASchG kennt keinen 
"Leiter" eines sicherheitstechnischen Dienstes bzw. 
einer betriebsärztlichen Betreuung im bisherigen 
Sinn; es ist sachlich sicher gerechtfertigt -
ausgehend von einem vitalen Interesse der Beleg­
schaft und damit des Betriebsrates an der 
Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvorschriften -
eine Beratungspflichtin Bezug auf alte Sicherheits­
techniker, Arbeitsmediziner und sonstigen Präven­
tivdienste vorzusehen (überdies ist dies durch EG­
Vorschriften gefordert). Daß in der Beratung auch 
die Verständigung inkludiert ist, ergibt sich von 
selbst. Die Rechtsfolge der Unwirksamkeit der 
Einstellung (also des Arbeitsvertrages) ist dem­
gegenüber nicht beizubehalten: zum einen würde 
diese Sanktion nur für die betriebseigenen Sicher­
heitsfachkräfte, usw. zutreffen können, zum 
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130 1590 der Beilagen 

anderen ist die·se Sanktion kein geeignetes Mittel, 
um Mitwirkurtgsrechte des Betriebsrates durch­
zusetzen. Es soll vielmehr gewährleistet werden, 
daß mit dem Betriebsrat beraten worden ist; wenn 
diese Beratung nicht nachweislich erfolgt ist, dann 
ist die Bestellung unwirksam, d.h. der Betriebsin­
haber ist den entsprechenden Verpflichtungen des 
ASchG nicht nachgekommen. Durch die Verwen­
dung des Wortes "Bestellung" - statt bisher 
"Einstellung" - und die Einordnung in § 92 a 
(also nicht im Kapitel personelle Mitwirkung) sollte 
klargestellt werden, daß damit nicht die Gültigkeit 
eines allfälligen Arbeitsvertragees betroffen ist. 

Zu Z 2 (§ 99 a): 

Durch die Neuregelung der Mitwirkung des 
Betriebsarztes bei der Bestellung von Sicherheits­
fachkräften und Arbeitsmedizinern (vgl. § 92 a 
Abs. 3) ist § 99 a entbehrlich. 

Zu Z 3 (§ 105 Abs. 3 Z 1 lit. g): 

Diese Regelung enthält Anpassungen an die 
neue Terminologie des ASchG und bezieht auch 
das sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische 
Fach- und Hilfspersonal in den Kündigungsschutz 
mit ein. Dies ist wegen der insoweit den Sicher­
heitstechnikern bzw. Arbeitsmedizinern vergleich­
baren Position gegenüber dem Arbeitgeber, die 
Interessenkollisionen ermöglicht, gerechtfertigt. 

Zu Z 4 und 5 (§ 113 Abs.2 Z 5 und Abs. 4 Z·2): 

Diese Regelung ergänzt die Kompetenzvertei­
lung zwischen Betriebsrat und Zentralbetriebsrat. 

Zu Z 6 (§ 171 Abs. 5): 

Da die Informationsrechte, die Neuregelung der 
Bestellung bzw. Abberufung der Sicherheitsfach­
kräfte, Arbeitsmediziner bzw. des Fach- und 
Hilfspersonals sowie die Regelungen über den 
Kündigungsschutz in engem Zusammenhang mit 
den ASchG stehen, treten sie gleichzeitig mit diesen 
in Kraft. 

"Zu Artikel V (Änderung des Berggesetzes 1975) 

Für die in § 200 a angeführten unter das 
Berggesetz 1975 fallenden Tätigkeiten (Aufsu­
chen, Gewinnen, Aufbereiten, Veredeln und 
Weiterverarbeiten bestimmter mineralischer Roh­
stoffe) ist gemäß § 1 Abs. 2 Z 2 des Arbeitsinspek­
tionsgesetzes 1993, BGBI. Nr. 27, die Arbeits­
inspektion zur Wahrnehmung des Arbeitnehmer­
schutzes zuständig. Durch Änderung des § 200 a 
BergG sollen das Aufsuchen und Gewinnen sowie 
das Aufbereiten von bestimmten mineralischen 
Rohstoffen aus dem Wirkungsbereich der Arbeits­
inspektion ausgenommen werden. Für die in § 132 
Abs. 1 genannten Veredelungstätigkeiten sowie die 
Weiterverarbeitungstätigkeiten soll auch künftig die 
Arbeitsinspektion zur Wahrnehmung des Arbeit­
nehmerschutzes zuständig sein .. 

In diesem Zusammenhang wird darauf verwie­
sen, daß die Rechte der Arbeiterkammern nach § 5 
Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 Z 2 des Arbeiterkammerge­
setzes 1992 - AKG auch für die überprüfung der 
einschlägigen Schutzbestimmungen durch die Berg­
behörden gelten. 

Zu Artikel VI (Beratungsdienste) 

Zur Erleichterung, Hilfestellung und Unterstüt­
zung der Arbeitgeber bei der Umsetzung ihrer 
Verpflichtungen im Bereich der Präventivdienste 
haben die Sozialpartnerverhandlungen ergeben, 
daß der Bund gemeinsam mit den zuständigen 
Unfallversicherungsträgern Beratungsdienste anzu­
bieten hat. Diese Aufgaben sollen von ausgebilde­
ten Fachleuten in Form von ServicesteIlen ohne 
Behörden- und Kontrollcharakter unbürokratisch 
wahrgenommen werden, wobei es den Arbeit­
gebern jedoch freisteht, sich dieser Serviceleistung 
zu bedienen oder nach Artikel I Abschnitt 7 
vorzugehen. 

1590 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)130 von 136

www.parlament.gv.at



Textgegenüberstellung 
ASVG - Geltende Fassung: 

Träger der Unfallversicherung 

§ 24. (1) unverändert. 

(2) Die Träger der Unfallversicherung im Sinne des Abs. 1 führen die 
Unfallversicherung nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes durch. 
Insbesondere obliegt es ihnen, für die Unfallheilbehandlung der Versicherten 
ausreichend Vorsorge zu treffen. Sie sind nach Maßgabe der jeweils hiefür 
geltenden Vorschriften berechtigt, Unfallkrankenhäuser, Unfallstationen, 
Sonderkrankenanstalten zur Untersuchung und Behandlung von Berufskrank- ' 
heiten, Krankenanstalten, die vorwiegend der Rehabilitation dienen, sowie 
Einrichtungen für berufliche Rehabilitation zu errichten, zu erwerben und zu 
betreiben oder sich' an solchen Einrichtungen zu beteiligen. Die Allgemeine 
Unfallversicherungsanstalt ist ,überdies berechtigt, nach Maßgabe einer 
Verordnung im Sinne des § 22 e des Arbeitnehmerschutzgesetzes, BGBL 
Nr. 234/1972, arbeitsmedizinische Untersuchungs-, Behandlungs- und For­
schungsstellen (arbeitsmedizinische Zentren) zu errichten, zu erwerben und zu 
betreiben oder sich an solchen Einrichtungen zu beteiligen bzw. solche 
Einrichtungen zu fördern. 

Aufgaben 

§ 172. (1) Die Unfallversicherung trifft Vorsorge für die Verhütung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, für die erste Hilfeleistung bei Arbeits­
unfällen sowie für die Unfallheilbehandlung, die Rehabilitation von Versehrten 
und die Entschädigung nach Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten. Die 
Vorsorge umfaßt auch die Forschung nach den wirksamsten Methoden und 
Mitteln zur Erfüllung dieser Aufgaben sowie der sonstigen Aufgaben im Bereich 
der arbeitsmedizinischen Betreuung der Versicherten, soweit deren Durch­
führung der Unfallversicherung übertragen ist. 

(2) unverändert. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung: 

Träger der Unfallversicherung 

§ 24. (1) unverändert. 

(2) Die Träger der Unfallversicherung im Sinne des Abs. 1 führen die 
Unfallversicherung nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes durch. 
Insbesondere obliegt es ihnen, für die Unfallheilbehandlung der Versicherten. 
ausreichend Vorsorge zu treffen. Sie sind nach Maßgabe der jeweils hiefür 
geltenden Vorschriften berechtigt, Unfallkrankenhäuser, Unfallstationen, 
Sonderkrankenanstaltep zur Untersuchung und Behandlung von Berufskrank­
heiten, Krankenanstalten, die vorwiegend der Rehabilitation dienen, sowie 
Einrichtungen für berufliche Rehabilitation zu errichten,' zu erwerben und zu 
betreiben oder sich an solchen Einrichtungen zu beteiligen. Die Allgemeine 
Unfallversicherungs anstalt ist überdies berechtigt, nach Maßgabe einer 
Verordnung im Sinne des § 89 des Arbeitnehmerlnnenschutzgesetzes -
ASchG, BGBI. Nr. XXX/1994, arbeitsmedizinische Untersuchungs-, Behand­
lungs- und Forschungsstellen (arbeitsmedizinische Zentren) zu errichten, zu 
erwerben und zu betreiben oder sich an solchen Einrichtungen: zu beteiligen 
bzw. solche Einrichtungen zu fördern. 

Aufgaben 

§ 172. (1) Die Unfallversicherung trifft Vorsorge für die Verhütung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, für die erste Hilfeleistung bei Arbeits­
unfällen sowie für die Unfallheilbehandlung, die Rehabilitation von Versehrten 
und die Entschädigung nach Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten. Die 
Vorsorge umfaßt auch die Forschung nach den wirksamsten Methoden und 
Mitteln zur Erfüllung dieser Aufgaben sowie der sonstigen Aufgaben im Bereich 
der arbeitsmedizinischen Betreuung der Versicherten, soweit deren Durch­
führung der Unfallversicherung übertragen ist. Darüber hinaus hat sie nach 
pflichtgemäßem Ermessen Kosten der arbeitsmedizinischen Betreuung im Sinne 
des 7. Abschnittes des Arbeitnehmerlnnenschutzgesetzes - ASchG zu 
übernehmen. 

(2) unverändert. 
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AS V G - Gel te nd e Fa s su n g: 

Gesamtvertrag für die Durchführung der arbeitsmedizinischen Betreuung durch 
die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt 

§ 343 b. (1) Zwischen dem Hauptverband und der Österreichischen 
Ärztekammer ist ein für die Vertragsparteien verbindlicher Gesamtvertrag 
abzuschließen, der für den Fall der Errichtung und des Betriebes arbeits­
medizinischer Untersuchungs-, Behandlungs- und Forschungsstellen (arbeits­
medizinischer Zentren) auf Grund einer Verordnung im Sinne des § 22 e des 
Arbeitnehmerschutzgesetzes die Tätigkeit und die Vergütung der in diesen 
Einrichtungen freiberuflich tätigen Ärzte regelt; dieser Gesamtvertrag bedarf der 
Zustimmung der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt. 

(2) Für den Abschluß eines Einzelvertrages im Sinne des Gesamtvertrages 
nach Abs. 1 kommen nur Arzte in Betracht, die die im § 22 b Abs. 2 des 
Arbeitnehmerschutzgesetzes genannten Voraussetzungen erfüllen. 

(3) unverändert. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung: 

Gesamtvertrag für die Durchführung der arbeitsmedizinischen Betreuung 

§ 343 b. (1) Zwischen dem Hauptverband und der Österreichischen 
Ärztekammer ist ein für die Vertragsparteien verbindlicher Gesamtvertrag 
abzus~hließen, der für die arbeitsmedizinische Betreuung gemäß § 172 Abs. 1 
die Tätigkeit und die Vergütung der freiberuflich tätigen Ärzte regelt; dieser 
Gesamtvertrag bedarf der Zustimmung der Allgemeinen Unfallversicherungs­
anstalt sowie der Versicherungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen. 

:~" 

(2) Für den Abschluß eines Einzelvertrages im Sinne des Gesamtvertrages 
nach Abs. 1 kommen nur Ärzte in Betracht, die die im § 79 Abs. 2 des 
ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes ASchG genannten Voraussetzungen 
erfüllen. 

(3) unverändert. 

§ 555. Die §§ 24 Abs. 2, 172 Abs. 1 und 343 b in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr. XXX/1994 treten mit xx. xxxxxxx in Kraft. 
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ArbVG - Geltende Fassung: ArbVG - Vorgeschlagene Fassung: 

1. Nach § 92 wird folgender § 92 a samt überschrift eingefügt: 

"Arbeitsschutz 

§ 92 a. (1) Der Betriebsinhaber hat den Betriebsrat in allen Angelegenheiten 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes rechtzeitig anzuhören und mit ihm 
darüber zu beraten. Der Betriebsinhaber ist insbesondere verpflichtet, 

1. den Betriebsrat bei der Planung und Einführung neuer Technologien zu 
den· Auswirkungen zu hören, die die Auswahl der Arbeitsmittel oder 
Arbeitsstoffe, die Gestaltung der Arbeitsbedingungen und die Einwirkung 
der Umwelt auf den Arbeitsplatz für die Sicherheit und Gesundheit der 
Arbeitnehmer haben, 

2. den Betriebsrat bei der Auswahl der persönlichen Schutzausrüstung zu 
beteiligen, 

3. den Betriebsrat bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und der 
Festlegung der Maßnahmen sowie bei der Planung und Organisation der 
Unterweisung zu beteiligen. 

-lJ1 

'" o 

~ ,., (2) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, 
1. dem Betriebsrat Zugang zu den Sicherheits- und Gesundheitsschutz- ~ 

dokumenten sowie zu den Aufzeichnungen und Berichten über Arbeits- ~ 
unfälle zu gewähren, g 

2. dem Betriebsrat die Unterlagen betreffend die Erkenntnisse auf dem 
Gebiet der Arbeitsgestaltung zur Verfügung zu stellen, 

3. dem Betriebsrat die Ergebnisse von Messungen und Untersuchungen 
C betreffend gefährliche Arbeitsstoffe und Lärm sowie die Ergebnisse 

sonstiger Messungen und Untersuchungen, die mit dem Arbeitnehmer­
schutz in Zusammenhang stehen, zur Verfügung zu stellen, 

4. dem Betriebsrat die Aufzeichnungen betreffend Arbeitsstoffe und Lärm Zur 
Verfügung zu stellen, 

5. den Betriebsrat über Grenzwertüberschreitungen sowie deren Ursachen 
und über die getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu informieren, und 

6. den Betriebsrat über Auflagen, Vorschreibungen und Bewilligungen auf 
dem Gebiet des Arbeitnehmerschutzes zu informieren. 

(3) Der Betriebsinhaber hat mit dem Betriebsrat über die beabsichtigte 
Bestellung oder Abberufung von Sicherheitsfachkräften, Arbeitsmedizinern 
sowie von Personen zu beraten, die für die Erste Hilfe, die Brandbekämpfung -<.;> 
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ArbVG - Geltende Fassung: 

Mitwirkung an der Bestellung der betriebseigenen betriebsärztlichen Betreuung 
und des Leiters des sicherheitstechnischen Dienstes 

§ 99 a. Der Betriebsinhaber hat vor der Bestellung des Leiters eines 
sicherheitstechnischen Dienstes und des Leiters einer' eigenen betriebsärztlichen 
Betreuung den Betriebsrat schriftlich zu verständigen. Der Betriebsinhaber hat 
über die in Aussicht genommene Bestellung mit dem Betriebsrat zu beraten. Der 
Betriebsrat hat das Recht, das Arbeitsinspektorat zu den Beratungen 
zuzuziehen. Wird eine Einstellung ohne Verständigung oder Beratung mit 
dem Betriebsrat vorgenommen, so ist diese rechtsunwirksam. 

§ 105 • ... 

(3) Die Kündigung kann beim Gericht angefochten werden, wenn 
1. die Kündigung 

g) wegen seiner Tätigkeit als Sicherheitsvertrauensperson (§ 20 Arbeit­
nehmerschutzgesetz, BGBI. Nr. 234/1972), als Leiter des sicherheits­
technischen Dienstes im Sinne des § 21 ASchG oder als Arzt im 
betriebseigenen betriebsärztlichen Dienst im Sinne des § 22 ASchG; 

erfolgt ist oder ... 

Arb VG - Vorges chi age ne F as s u ng: 

und Evakuierung zuständig sind, außer wenn die beabsichtigte Maßnahme im 
. Arbeitsschutzausschuß behandelt wird. Der Betriebsrat hat das Recht, das 
Arbeitsinspektorat zu den Beratungen beizuziehen. Eine ohne Beratung mit dem 
Betriebsrat oder Behandlung im Arbeitsschutzausschuß vorgenommene Bestel­
lung ist rechtsunwirksam. 

(4) Der Betriebsrat kann seine Befugnisse nach Abs. 1 Z 1 bis 3 an die im 
Betrieb bestellten Sicherheitsvertrauenspersonen delegieren. Für die Beschlußfas­
sung gilt § 68. Der Beschluß ist den SicherheitsVertrauenspersonen sowie dem 
Betriebsinhaber unverzüglich mitzuteilen und wird erst mit deren Verständigung 
rechtswirksam. 

(5) Für die Beschlußfassung über die Entsendung von Arbeitnehmervertretern 
in den Arbeitsschutzausschuß und in den zentralen Arbeitsschutzausschuß gilt 
§ 68." 

2. § 99 a samt überschrift wird aufgehoben. 

3. § 105 Abs. 3 Z 1 lit. g lautet: 

"g) wegen seiner Tätigkeit als Sicherheitsvertrauensperson, Sicherheitsfach­
kraft oder Arbeitsmediziner oder als Fach- oder Hilfspersonal von 
Sicherheitsfachkräften oder Arbeitsmedizinern;". 
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ArbVG - Geltende Fassung: 

§ 113 .... 

(2) In Betrieben, in denen. ein Betriebsausschuß errichtet ist, werden vom 
Betriebsausschuß folgende Befugnisse ausgeübt: 

5. soweit die Interessen aller im Betriebsausschuß vertretenen Arbeitnehmer­
gruppen betroffen sind 
a) überwachung der Einhaltung der die Arbeitnehmer betreffenden 

Vorschriften (§ 89); . 
b) Recht auf Intervention (§ 90); 
c) allgemeines Informationsrecht (§ 91); 
d) Mitwirkung an betriebs- und unternehmenseigenen Schulungs-, 

Bildungs- und Wohlfahrtseinrichtungen (§§ 94 u. 95); 
e) Mitwirkung an der Bestellung des Leiters eines sicherheitstechnischen 

Dienstes oder der Einrichtung einer betriebsärztlichen Betreuung 
(§ 99 a). 

(4) In Unternehmen, in denen ein Zentralbetriebsrat zu errichten ist, werden 
folgende Befugnisse von diesem ausgeübt: 

2. soweit sie nicht nur die Interessen der Arbeitnehmerschaft eines Betriebes 
berühren 
a) Recht auf Intervention (§ 90); 
b) allgemeines Informationsrecht(§ 91); 
c) Beratungsrecht (§ 92); 
d) Mitwirkung an betriebs- und unternehmenseigenen Schulungs-, 

Bildungs- und Wohlfahrtseinrichtungen (§§ 94 u. 95); 
e) wirtschaftliche Informations- und Interventionsrechte (§ 108); 
f) Mitwirkung bei Betriebsänderungen gemäß § 109. 

§ 171. ... 

(4) § 8 Z 2, § 29, § 31 Abs. 5, 6 und 7, § 2 Abs. 3, § 40 Abs. 4 a, § 52 Abs. 1 
erster Satz, § 62 b Abs. 1 letzter Satz, § 62 c, § 73 Abs. 1, § 74, § 82 Abs. 6, 
§ 85 Abs. 1, §§ 88 a und 88 b, § 108 Abs. 2 a und 4, §.109 Abs. 3, § 110 Abs. 6, 
6 a und 6 b, § 113 Abs. 5, § 114 Abs.2 und 3, § 117 Abs. 5, § 118 Abs.6, 
§ 123 Abs. 4, § 131 f sowie § 170 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 

ArbVG - Vorgeschlagene Fassung: 

4. § 113 Abs. 2 Z 5 lautet: 

"5. soweit die Interessen aller im Betriebsausschuß vertretenen Arbeit­
nehmergruppen betroffen sind 
a) überwachung der Einhaltung der die Arbeitnehmer betreffenden 

Vorschriften (§ 89); 
b) Recht auf Intervention (§ 90); 
c) allgemeines Informationsrecht (§ 91); 
d) Mitwirkung in Arbeitsschutzangelegenheiten (§ 92 a); 
e) Mitwirkung an betriebs- und unternehmenseigenen Schulungs-, 

Bildungs- und Wohlfahrtseinrichtungen (§§ 94 und 95)." 

5. § 113 Abs. 4 Z 2 lautet: 
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,,2. soweit sie nicht nur die Interessen der Arbeitnehmerschaft eines Betriebes cf 
berühren ~ 
a) Recht auf Intervention (§ 90); 
b) allgemeines Informationsrecht (§ 91); 
c) Beratungsrecht (§ 92); 
d) Mitwirkung in Arbeitsschutzangelegenheiten (§ 92 a); 
e) Mitwirkung an betriebs- und unternehmenseigenen Schulungs-, 

Bildungs- und Wohlfahrtseinrichtungen (§§ 94 und 95); 
f) wirtschaftliche Informations- und Interventionsrechte (§ 108); 
g) Mitwirkung bei Betriebsänderungen gemäß § 109." 

6. Nach § 171 Abs. 4 wird folgender Abs, 5 angefügt: 

,,(5) §§ 92 a, 105 Abs. 3 Z 1 lit. g, 113 Abs. 2 Z 5 und Abs. 4 Z 2 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. XXX/1994 treten mit 1. Jänner 1995 in 
Kraft. § 99 a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1994 außer Kraft." 
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ArbVG - Geltende Fassung: 

Nr. 460/1993 treten mit 1. Juli 1993 in Kraft. § 53 Abs. 1, § 108 Abs. 1 letzter 
Satz, § 109 Abs. 1 Z 1 a und Abs. 1 a, § 126 Abs. 5, § 132 Abs. 1 letzter Satz, 
Abs. 2 zweiter Satz und Abs. 4 letzter Satz sowie § 160 Abs. 1 und Abs. 2 Z 3 
treten gleichzeitig mit dem Abkommen über den Europäischen Wirtsch~ftsraum 
in Kraft. 

ArbVG - Vorgeschlagene Fassung: >-' ...., 
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